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Der sparsame Umgang mit der begrenzten Ressource Fläche ist ein wichtiges Element 
der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Das wurde 2013 wieder u. a. im 
Koalitionsvertrag beteuert, in dem die Begrenzung der Flächenneuinanspruchnahme 
bis 2020 auf höchstens 30 ha pro Tag als einziges Nachhaltigkeitsziel explizit benannt 
ist. Nach dem Koalitionsvertrag sollen aber auch der Modellversuch zum Handel mit 
Flächenzertifikaten weitergeführt, Planungsinstrumente unter Berücksichtigung der 
demographischen Entwicklung weiterentwickelt sowie sinnvolle Nutzungsmischungen 
in innerstädtischen Gebieten mit begrenztem Flächenpotenzial weiter gefördert werden.
Flächensparen steht also oben auf der politischen Agenda und nach Worten müssen 
nunmehr Taten folgen. Dass das vielschichtige Thema „Fläche“ längst Chef sache ist, 
zeigen Beschlüsse des Staatssekretärsausschuss für Nachhaltigkeit, der Konferenz der 
Chefs der Staats- und Senatskanzleien (CdS) mit dem Chef des Bundeskanzleramtes 
(Chef BK) und verschiedene Dokumente von Fachministerkonferenzen (z. B. Umwelt-, 
Raumordnungs-, Agrar-, Bauministerkonferenz) der letzten Zeit. Zudem weckt die 
Zusammenführung der Themenkomplexe Umwelt und Bau im neuen Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) Hoffnung auf Initiati-
ven und Erfolge beim Thema Flächensparen.
Einigkeit in der Fachwelt besteht dahingehend, dass ein der Nachhaltigkeit verpflich-
tetes Flächenmanagement und ein zuverlässiges Flächennutzungsmonitoring auf allen 
räumlichen Ebenen vom Bund bis zur Gemeinde unerlässlich ist für eine erfolgreiche 
Flächenhaushaltspolitik und eine ehrliche Bewertung der Flächenentwicklung. Doch wie 
implementiert man ein effizientes Siedlungsflächenmanagement, wie entwickeln sich die 
dafür notwendigen Geobasisdaten, und wie könnte ein Flächenmonitoring aus gestaltet 
werden? Darauf aktuelle Antworten aus Wissenschaft und Praxis zu geben, ist das Ziel 
des alljährlichen Dresdner Flächennutzungssymposiums.
Schwerpunktthemen des Symposiums 2014 waren: aktuelle Entwicklungen der 
Flächenhaushaltspolitik mit ersten Ergebnissen des Modellversuchs Handel mit Flächen-
zertifikaten, die Erfassung von Innenentwicklungspotenzialen, Methoden zur Bereitstel-
lung kleinräumiger Daten unter Wahrung des Datenschutzes, Indikatoren insbesondere 
zur Beschreibung der Zersiedelung und der Biodiversität, der Entwicklungsstand von 
Geobasisdatenprodukten mit Flächennutzungsinformationen, raumanalytische Ergeb-
nisse aus Deutschland und internationalen Städtevergleichen, Beiträge der Regional- 
und Städtestatistik sowie Methoden und Ergebnisse von Prognosen und Szenarien. 
Auf dem Symposium wurden auch die aktuellen Entwicklungen und Ergebnisse des 
Monitors der Siedlungs- und Freiraumentwicklung (www.ioer-monitor.de) vorgestellt. 
Diese kostenfreie wissenschaftliche Dienstleistung des Leibniz-Instituts für ökologische 
Raumentwicklung ermöglicht die Anzeige, den Vergleich und die statistische Analyse 
von inzwischen über 60 Einzelindikatoren für ganz Deutschland. Die Darstellung erfolgt 
bis zur Gemeindeebene, Rasterkarten erreichen eine noch höhere räumliche Anfügung. 
In diesem Band sind nahezu alle Beiträge der 6. Auflage dieser Veranstaltungsreihe 
enthalten, die vom 11. bis 12. Juni 2014 stattfand. Die Präsentationen der einzelnen 
Beiträge des Symposiums sind im Internet über den Monitor der Siedlungs- und Frei-
raumentwicklung (IÖR-Monitor) unter der folgenden Adresse zu finden: http://www.
ioer-monitor.de/veranstaltungen/6dfns-2014.
Allen Autoren sei herzlich gedankt für die gute Zusammenarbeit im Redaktionsprozess. 
Autoren und Herausgeber wünschen bei der Lektüre interessante Erkenntnisse und 




Martin Behnisch                              Dresden, September 2014
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Der Rat für Nachhaltige Entwicklung wurde 2001 von der Bundesregierung beru-
fen und berät diese in Fragen der Nachhaltigkeitspolitik. Er trägt mit Vorschlägen zu 
Zielen und Indikatoren zur Fortentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie bei, initi-
iert Projekte und fördert den gesellschaftlichen Dialog zu einer ausgewogenen und 
gerechten Balance zwischen den Bedürfnissen der heutigen Generation und den Lebens-
perspektiven künftiger Generationen. Der Beitrag beschreibt die Aktivitäten des Rates 
beim Thema Flächensparen. Da die messbaren Erfolge in der Flächensparpolitik bisher 
bescheiden ausgefallen sind, regte er 2013 einen politischen Aktionsrahmen an, denn 
den vielen guten Praxisbeispielen und sinnvollen Programmen fehlt noch ein gemein-
samer sicht- und erfahrbarer Rahmen. Ziel des Aktionsrahmens ist eine Entscheidungs-
kultur, die das Flächensparen in der Praxis zur Normalität macht. Die Ausgestaltung des 
Aktionsrahmens muss allerdings durch alle Beteiligten erfolgen, damit sich die Gremien 
und Behörden auf den unterschiedlichen Ebenen mit diesem identifizieren können.
1 Der Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE)
Nachhaltigkeitspolitik und die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung sind eine 
wichtige Grundlage, um die Umwelt zu erhalten, die Lebensqualität, den sozialen 
Zusammenhalt in der Gesellschaft und die wirtschaftliche Entwicklung in einer integrier-
ten Art und Weise sowohl in Deutschland als auch international voranzubringen. Ziel 
ist es dabei, eine ausgewogene und gerechte Balance zwischen den Bedürfnissen der 
heutigen Generation und den Lebensperspektiven künftiger Generationen zu finden. 
Die Bundesregierung hat erstmals 2001 den Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE) 
berufen. Seitdem berät er die Bundesregierung in ihrer Nachhaltigkeitspolitik und trägt 
mit Vorschlägen zu Zielen und Indikatoren zur Fortentwicklung der Nachhaltigkeitsstra-
tegie bei. Der Rat wendet sich mit seinen Empfehlungen und Stellungnahmen auch an 
die Öffentlichkeit, und er initiiert Projekte zur Umsetzung dieser Strategie. Eine weitere 
wichtige Aufgabe des RNE ist die Förderung des gesellschaftlichen Dialogs zur Nach-
haltigkeit. Mit dem Aufzeigen von Folgen gesellschaftlichen Handelns und der Diskus-
sion von Lösungsansätzen soll die Vorstellung von dem, was nachhaltige Lebensweisen 
bewirken, bei allen Beteiligten und in der breiten Bevölkerung verbessert werden. Seit 
1 Ableitung aus einem Vortragsmanuskript.
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der erneuten Berufung des Rates im Juni 2013 ist Marlehn Thieme die Vorsitzende des 
RNE und Olaf Tschimpke (Präsident des NABU) ihr Stellvertreter (RNE 2014a).
Arbeitsprogramm 2014 des Rates für Nachhaltige Entwicklung
Im Arbeitsprogramm des Rates (RNE 2013a) hat sich der Rat für 2014 folgende Schwer-
punkte gesetzt:
Umsetzung der Empfehlungen des Peer Review-Berichtes (RNE 2013b) mit dem 
Schwerpunkt auf Veränderung von Institutionen und Governance.
Eine politische Empfehlung zur Praxis der Kreislaufwirtschaft (Perspektive der Kreis-
laufidee für Produktion, Konsum und neue Wirtschaftsmodelle).
Begleitende Beratung von Prozessen und Verhandlungen zur Energiewende und 
Klimastrategie.
Eine politische Empfehlung zur Forschungspolitik, gegebenenfalls anhand von 
Beispielen aus Landnutzung und Waldwirtschaft.
Neue Ansätze für Kommunikation und Kooperation für die Erarbeitung der 
Fortschreibung der Nachhaltigkeitsstrategie (NHS). 
Das Thema Fläche taucht 2014 nicht explizit im Arbeitsprogramm auf. 
2 Politische Verbündete des RNE
Der RNE ist nicht allein. In den Bundesministerien werden die Beiträge für die Fort-
schreibung der NHS vorbereitet. Auf der politischen Ebene werden die Nachhaltigkeits-
belange von dem Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung eingebracht. 
Am 12. März 2014 hat sich der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
erneut konstituiert. Erstmals war dieser 2004 eingerichtet worden. Anders als bei Fach-
ausschüssen des Bundestages muss der Beirat bislang in jeder Legislaturperiode neu 
eingesetzt werden, da er nicht in der Geschäftsordnung des Bundestages verankert ist. 
Der Beirat hat 17 Mitglieder. Zum Vorsitzenden wurde erneut Andreas Jung (CDU/CSU) 
gewählt. Aufgaben des Beirats sind:
Die parlamentarische Begleitung der nationalen und der europäischen Nachhaltig-
keitsstrategie der Bundesregierung.
Die Nachhaltigkeitsprüfung von Gesetzen.
Die Kontaktpflege und Beratungen mit anderen Parlamenten, insbesondere in der 
EU, zur Entwicklung gemeinsamer Positionen zur nachhaltigen Entwicklung.
Die Unterstützung der gesellschaftlichen Diskussion zur nachhaltigen Entwicklung, 
Wahrnehmung einer Scharnierfunktion für gesellschaftliche Gruppen, Zusammen-
arbeit mit dem Rat für Nachhaltige Entwicklung und dem Staatssekretärsausschuss.
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Der Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung (Deutscher Bundestag 2014) 
kontrolliert die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie und ihre inhaltliche Weiterent-
wicklung. Dazu gehört:
Die Fortentwicklung der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie.
Die regelmäßige Überprüfung der Entwicklung der Nachhaltigkeitsindikatoren.
Er ist Ansprechpartner für den Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwick-
lung, die Länder sowie die kommunalen Spitzenverbände.
Er berät die Bundesregierung über aktuelle Themen der Nachhaltigkeit.
Im Ausschuss sind alle Ressorts vertreten. Die Leitung des Staatssekretärsausschusses 
liegt beim Chef des Bundeskanzleramtes. Der Ausschuss hat sich in den Jahren 2012 und 
2013 unterschiedliche Fragestellungen aus der aktuellen Nachhaltigkeitsdebatte vorge-
nommen. Dazu gehören die Themen:
Nachhaltige Stadt
Natürliche Ressourcen – Steigerung der Ressourceneffizienz/Kreislaufwirtschaft
Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE)
Nachhaltige Unternehmensführung
Zusammenarbeit mit Ländern und Kommunen zur Reduzierung der Flächen neu-
inanspruchnahme (Flächenverbrauch)
Die Ergebnisse fließen in die Fortschrittsberichte zur Nachhaltigkeitsstrategie ein. Diese 
beiden Gremien (Beirat und Ausschuss) sind neben den Ministerien und nachgeordne-
ten Behörden die wesentlichen Akteure auf der Bundesebene. 
3 Aktionsrahmen
Erstmals legte die Bundesregierung 2002 eine Nachhaltigkeitsstrategie vor. Diese wurde 
2004 fortgeschrieben, 2005 folgte wegen der vorgezogenen Wahl nur ein „Wegwei-
ser“, 2008 und 2012 gab es weitere Fortschreibungen. Die nächste ist für 2016 vorge-
sehen. Das Statistische Bundesamt liefert für die 21 Indikatoren der Strategie alle zwei 
Jahre einen Indikatorenbericht (RNE 2012). Damit kann der Erfolg bzw. Misserfolg der 
ergriffenen Maßnahmen bewertet werden. 2008 hat der Rat eine Zwischenbilanz gezo-
gen und in seiner Stellungnahme „Welche Ampeln stehen auf Rot“ veröffentlicht (RNE 
2008). Von den 32 Teilindikatoren für die 21 Ziele zur nachhaltigen Entwicklung gab es 
nur bei zehn Teilindikatoren grünes Licht. Für zwei Drittel der Teilindikatoren standen 
die Ampeln auf Gelb oder Rot. Auch der Flächenverbrauchs-Indikator 30 ha erhielt da-
mals eine rote Karte. Wenn man heute wieder eine Bilanz ziehen würde, wäre das beim 
30-ha-Ziel nicht anders.
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An den Staatssekretärsausschuss richtete sich der Rat im Februar 2013 mit seiner Stel-
lungnahme „Einen politischen Aktionsrahmen zum Ziel 30 Hektar schaffen“ (RNE 
2013c). Der Ausschuss griff diesen Vorschlag auf (Bundesregierung 2014). Der Rat hat in 
seiner Stellungnahme für die Sitzung des Staatssekretärsausschusses im April 2013 vor-
geschlagen, dass es einen Aktionsrahmen zur Erreichung des 30-ha-Ziels geben muss, 
wenn es absehbar ist, dass das Ziel nicht ohne zusätzliche Maßnahmen erreicht werden 
kann. Der Rat betont, dass eine Entscheidungskultur benötigt wird, die das Flächen-
sparen zur Normalität macht. Dies hat eine kulturelle Dimension und ist damit eine 
ureigene politische Aufgabe. Den vielen guten Praxisbeispielen und sinnvollen 
Programmen fehlt ein gemeinsamer – und vor allem: gemeinsam erfahrbarer und sicht-
barer – Aktionsrahmen. Der Rat ist nicht in Vorleistung gegangen, was eine detaillierte 
konzeptionelle Ausgestaltung des Aktionsrahmens angeht. Diese muss von den Betei-
ligten selber entwickelt werden, damit sich die Gremien und Behörden auf den unter-
schiedlichen Ebenen damit identifizieren können.
Aber der Rat hat in seiner bisherigen Arbeit vielfältige Beispiele und Anregungen gege-
ben, an die angeknüpft werden kann. Für die erste nationale Nachhaltigkeitsstrategie 
2002 hat der RNE vier Dialogforen zu verschiedenen Themen initiiert. Ein Forum bildete 
die Grundlage für die vertieften Arbeiten zum Thema Fläche und mündete 2004 in der 
Ratsempfehlung „Mehr Wert für die Fläche: Das ‚Ziel-30-ha‘ (RNE 2004) für die Nach-
haltigkeit in Stadt und Land“, das mittlerweile zu einem Markenzeichen geworden ist. 
Diese Empfehlung hat auch heute noch in den meisten Punkten Bestand. Die Abschaf-
fung der Eigenheimzulage wurde Ende 2005 umgesetzt. Der Rat beauftragte 2006 die 
Firma Dialogik und die Hochschule Nürtingen-Geislingen mit der Evaluation (RNE 2007) 
der Rats-Empfehlungen. Auf der Basis einer Onlineumfrage und daran anschließenden 
Delphi-Workshops mit ausgewählten Experten kamen diese zu der Bewertung:
„Andere konkrete Forderungen wie die Abschaffung der Pendlerpauschale, aber auch 
die Novellierung der Grundsteuer und der Grunderwerbsteuer (und Baugesetzbuch) 
stehen noch aus. Eine wesentliche Hürde für die Erreichung des 30-Hektar-Ziels ist auf 
allen Verwaltungsebenen die Verteilung der Zuständigkeiten und die damit verbundene 
Zuweisung der Verantwortlichkeit auf die jeweils andere Ebene. Der Bund kann seinen 
Einfluss im Wesentlichen nur auf der Gesetzgebungsebene und der Unterstützung durch 
Modellvorhaben geltend machen. Es ist dringend notwendig, alle anstehenden Geset-
zes- und Verordnungsänderungen zu prüfen, um die möglichen positiven Flächeneffek-
te nutzen zu können.“
Einige Empfehlungen der Experten, die bei der Evaluation abgefragt wurden, liefern 
Ansatzpunkte für ein Aktionsprogramm:
Die Empfehlungen zum Thema Fläche sollten stärker zielgruppenspezifisch formu-
liert und adressiert werden. 
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Bei der Überarbeitung der Empfehlungen und bei zukünftigen Vernetzungsakti-
vitäten sollte verstärkt an die Berücksichtigung der europäischen Ebene gedacht 
werden. 
Es sollte stärker auf die regionalen Disparitäten eingegangen werden. Wachstums-
regionen brauchen andere Lösungsansätze als schrumpfende Regionen. 
Die Entwicklung eines Bodenbewusstseins sollte schon in den Schulen beginnen und 
die qualitative Ebene des „Ziel-30-ha“ (Lebens-/Wohnqualität, Umwelt-/Boden-
qualität) sollte klarer vermittelt werden. 
Die Kostenwahrheit in der Planung und damit Einbezug von Schattenkosten muss 
in die Wirtschaftlichkeitsüberlegungen von Kommunen in allen Planungsebenen 
etabliert werden. 
Zu den Flächenzertifikaten haben die Experten geäußert: „Sie sind zwar ein vielver-
sprechendes, aber gleichzeitig auch ein sehr umstrittenes ökonomisches Instrument zur 
Erreichung des „Ziel-30-ha““.
Der Rat unterstützt den Strategiedialog zur nachhaltigen Stadt, den eine Gruppe 
von Oberbürgermeistern führt. Sie erörtern in ihrer persönlichen Verantwortung die 
Möglichkeiten und Chancen einer nachhaltigen Kommunalpolitik, Planungswahrheit 
und Kostenklarheit.
2010 veröffentlichte das Gremium die „Eckpunkte einer nachhaltigen Stadtentwick-
lung“ (RNE 2010), in der sie betonen, dass erst Kostenklarheit eine langfristige und 
realistische Planung ermöglicht und dass dies insbesondere auch bei Infrastruktur-
vorhaben gilt. 
2011 folgte die Veröffentlichung „Städte für ein Nachhaltiges Deutschland“ (RNE 
2011a), die vom Deutschen Institut für Urbanistik erarbeitet wurde. Von besonderer 
Bedeutung für die Initiierung und Durchsetzung von Nachhaltigen Ansätzen ist, sie 
zur „Chefsache zu machen“. 
2013 folgte aus diesem Dialog die Veröffentlichung „Mit starken Kommunen die 
Energiewende zur Erfolgsstory machen“ (RNE 2013c). 
Der Dialog wird fortgesetzt.
Die Arbeitsgruppe Fläche des RNE hat im August 2011 17 Experten aus Bund und 
Ländern eingeladen, die vorliegenden Modelle zur Grundsteuerreform zu diskutie-
ren und ihre Einschätzung zu geben, welches Modell den größten Beitrag zur Redu-
zierung der Flächeninanspruchnahme liefern könnte. Der Moderator des Workshops, 
Michael Lehmbrock (ehem. Difu), hat die Ergebnisse zusammengefasst (RNE 2011b). 
Aus Sicht des Rates ist zwar von der Grundsteuerreform mit den vorliegenden Modellen 
kein großer Flächenspareffekt zu erwarten, gleichwohl ist seine symbolische Bedeutung 
von hohem Wert. Die Grundsteuer wird auch in der Studie „Nachhaltig aus der Krise – 
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Analyse möglicher Beiträge einer ökologischen Steuerreform“ (RNE 2009) thematisiert, 
die der Rat nach dem Börsencrash 2008 in Auftrag gegeben hat.
Im Dezember 2011 hat der Rat mit dem Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und 
Verbraucherschutz des Landes Mecklenburg-Vorpommern einen Workshop durchgeführt, 
um die Potenziale der Entsiegelung, Renaturierung und Wiedernutzung baulicher Brach-
flächen im ländlichen Raum zu prüfen (RNE 2014b). Ein interessanter Einzelaspekt, der 
besonders in den neuen Ländern bei den weiteren Arbeiten berücksichtigt werden sollte.
4 Forschungsaktivitäten
Wie die neue Zuordnung in den Geschäftsbereich des BMUB auf die Arbeit der Instituti-
onen wirkt, muss sich noch zeigen. Für die Erreichung des 30-ha-Ziels ist zu hoffen, dass 
sich durch die Zusammenführung des Umwelt- und Planungsbereichs im BMUB (Stand: 
03.06.2014) neue Synergien ergeben:
Im Dezember 2013 wurden dem BMUB durch Erlass der Bundeskanzlerin zusätzlich 
die Zuständigkeiten für Stadtentwicklung, Wohnen, ländliche Infrastruktur, öffent-
liches Baurecht, Bauwesen, Bauwirtschaft sowie Bundesbauten übertragen. Damit 
sind wichtige Aufgaben aus dem bisherigen Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) hinzugekommen. Es gilt, die Rahmenbedingungen für gute 
Wohnstandards und intakte Städte zu schaffen und das hohe Niveau von Bautech-
nik, Bautechnologien und Baustoffen in Deutschland weiter voranzubringen. Dies sind 
entscheidende Voraussetzungen für eine hohe Lebensqualität und ein gutes soziales 
Klima in unserer Gesellschaft.
Neben zahlreichen Aktivitäten des Bau- und Verkehrsministeriums, des Bundesamtes für 
Bauwesen und Raumordnung (BBR) und des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR) – zu nennen sind die Programme „Experimenteller Wohnungs- und 
Städtebau“ (ExWoSt) und das Aktionsprogramm „Modellvorhaben der Raumordnung“ 
(MORO), die ebenfalls dem Leitziel „kompakt – urban – grün“ folgen – hat das BMBF 
Forschungsprogramme aufgelegt, die die Erreichung des 30-ha-Ziels unterstützen sol-
len.
REFINA: Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) unterstützte das 
30-ha-Ziel durch die Förderung von über 110 Projekten für eine effiziente Flächen-
nutzung im Förderprogramm REFINA im Zeitraum von 2006 bis 2012 (REFINA 2014). 
Die Ergebnisse dieses sehr erfolgreichen Programms sind durch zahlreiche Publikationen 
dokumentiert. Sie sind auch auf der REFINA-Webseite archiviert. Die Folgekostenrech-
ner und andere Module sind in die Planungs- und Handlungspraxis der Kommunen 
eingegangen. 
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FONA: Seit 2010 entwickelt das BMBF das Programm Nachhaltiges Landmanagement 
FONA (FONA 2014). Das MODUL A (internationale Ausrichtung) „Wechselwirkun-
gen zwischen Landmanagement, Klimawandel und Ökosystemdienstleistungen“ ist in 
unterschiedlichen Weltregionen angesiedelt. Die Verbundprojekte erarbeiten beispiel-
hafte Lösungsansätze für ein nachhaltiges Landmanagement. In enger Zusammenarbeit 
mit den Partnerländern entstehen Strategien zum Erhalt wichtiger Ökosystemfunktio-
nen und -dienstleistungen. Im MODUL B (nationale Ausrichtung) sollen „Innovative 
Systemlösungen für ein nachhaltiges Landmanagement“ entwickelt werden. Ziel dieser 
Verbundprojekte ist die Entwicklung neuer, nachhaltiger und praktikabler Lösungen für 
Regionen. Hauptansatzpunkte der Forschung für eine integrierte Stadt-Land-Entwick-
lung sind die regionalen Wertschöpfungsnetze sowie Energie- und Stoffströme. Der RNE 
ist bei der Auswahl der Projekte eingebunden.
In der letzten Berufungsperiode hat sich der Rat in der Arbeitsgruppe Fläche neben den 
Themen Grundsteuerreform, Bundeskompensationsverordnung, Flächenrecycling und 
der Novelle des Baugesetzbuches auch mit dem Thema einer möglichen Veränderung 
von Eigentumsverhältnissen beschäftigt. Welche Wirkungen könnte es haben, wenn 
unsere Gesellschaft einen Wandel des Eigentumsrechts in Angriff nehmen würde?
Die Arbeitsgruppe konnte sich nicht durchringen, dem Gremium einen Vorschlag zu 
unterbreiten. Die Fragen waren im Rahmen der Arbeitsgruppe nicht mit Bordmit-
teln zu bewältigen. Das die Eigentumsfrage ein wesentlicher Treiber ist, stand dabei 
nicht in Frage. Für die Diskussion des „Wie“ wurde ein kompetenter Ansprechpartner, 
Prof. Dirk Löhr, eingeladen. Nach der Diskussion wurde konstatiert, dass es noch weite-
ren Forschungsbedarf beim Thema Erbbaurecht und einer grundsätzlichen Veränderung 
der Gemeindefinanzierung gibt (Löhr 2014). 
Prof. Löhr beschrieb die Perspektive, dass das Gemeinwesen bei einer Umstellung auf 
reine Bodennutzungsrechte mit erheblichen wirtschaftlichen Effizienzgewinnen ohne 
Steuern komplett aus den Bodenerträgen finanziert werden könnte. Er schloss mit der 
sehr weitreichenden beindruckenden Perspektive: „Ich bin fest davon überzeugt, dass 
in einigen Jahrhunderten (wenn es dann die Menschheit überhaupt noch gibt) das 
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Planspiel Flächenhandel –  
Mit was planen und handeln die Modellkommunen?
Ralph Henger
Zusammenfassung
Die Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche ist auch heute noch mit rund 
70 Hektar pro Tag weit entfernt vom 30-Hektar-Ziel der nationalen Nachhaltigkeits-
strategie, welches bis zum Jahr 2020 erreicht werden soll. Der Modellversuch „Planspiel 
Flächenhandel“, im Auftrag des Umweltbundesamtes, prüft realitätsnah, ob handelbare 
Flächenzertifikate ein Instrument sein können, um den Städten und Gemeinden dabei zu 
helfen, den Flächenneuverbrauch zu vermindern und die Innenentwicklung zu stärken. 
Der vorliegende Beitrag beantwortet die wichtigsten Fragen rund um den Modellver-
such und den Flächenhandel.
1 Einführung
Um in Deutschland Grund und Boden besser zu nutzen und weniger neue Flächen in 
Anspruch zu nehmen, müssen die Rahmenbedingen für die Kommunen und die Nutzer 
der Flächen sukzessive geändert werden. Der Handel mit Flächenausweisungsrechten 
bietet die Chance, die bestehenden starken Anreize der Städte und Gemeinden für die 
(teilweise unnötigen) Flächenausweisungen zu verringern, ohne dabei die Planungs-
hoheit der Kommunen zu stark einzuschränken.
Der Modellversuch verfolgte die folgenden Ziele:
1. Die Erprobung des Flächenhandels in der Praxis – unter Einbindung nicht nur der 
Verwaltungsebenen, sondern aller am Flächenausweisungsprozess beteiligten 
Akteure in einer Kommune – von den Planungsämtern über die Kämmerer bis zum 
Bürgermeister.
2. Die Gewinnung der Öffentlichkeit und einer großen Anzahl interessierter Städte 
und Gemeinden, die sich mit der Idee des Flächenhandels als eine sinnvolle Option 
für die Zukunft auseinandersetzen möchten.
3. Der enge Austausch mit kommunalen Akteuren vor Ort, um sich gemeinsam über 
das Thema Flächensparen auszutauschen und – darauf aufbauend – innovative 
Konzepte für die Stärkung der Innenentwicklung zu schaffen.
Die Struktur und der Aufbau des Modellversuchs wurde im Projekt „FORUM Flächen-
zertifikate“ auf Basis der Erkenntnisse der Vorläuferprojekte DoRiF (Bizer et al. 2011; 
Henger 2013) und Spiel.Raum (Ostertag et al. 2010) fachlich erarbeitet (Bovet et al. 
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2012). Der Modellversuch setzt sich aus zwei Kernelementen zusammen. Im ersten Bau-
stein werden kommunale Fallstudien mit 15 Modellkommunen durchgeführt, anhand 
derer die Ausgangsbedingungen, die Zielsetzungen und die Entscheidungsprozesse der 
verschiedenen Akteure bei Flächenausweisungen beleuchtet werden. Der zweite zent-
rale Baustein ist ein kontrolliertes Feldexperiment mit rund 100 Modellkommunen, in 
dem der Flächenhandel realitätsnah simuliert wird. Hierzu werden alle Planungen im 
Innen- und Außenbereich der teilnehmenden Städte und Gemeinden für den Zeitraum 
von 2014 bis 2028 erhoben und mit einer fiskalischen Wirkungsanalyse bewertet. Die 
Aufgabe der Vertreter der Kommunen in der Simulation besteht darin, Planungen oder 
Maßnahmen in ihrer Kommune für die Umsetzung auszuwählen und entsprechend Zer-
tifikate zu kaufen oder zu verkaufen. Die Ergebnisse sollen zeigen, ob es mit einem 
Handelssystem gelingen kann, nicht nur die Siedlungsentwicklung insgesamt deutlich 
zu verringern, sondern dabei auch Entwicklungen stärker nach innen zu richten und an 
die richtigen Standorte zu lenken.
2 Zentrale Fragen
2.1 Welche Flächensparziele sollen erreicht werden? 
Die tägliche Flächeninanspruchnahme ist in Deutschland – trotz demografischen 
Wandels und zunehmenden Problembewusstseins – auf einem sehr hohen Niveau und 
steht daher im Widerspruch zu einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung. Aus diesem 
Grund hat auch die aktuelle Bundesregierung im Koalitionsvertrag das Ziel bestätigt, den 
Flächenverbrauch gemäß der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie auf 30 Hektar pro Tag 
bis 2020 zu reduzieren und den Modellversuch zum Handel mit Flächenzertifikaten zu 
begleiten (CDU, CSU, SPD 2013, 119). 
Für die tatsächliche Umsetzung des Flächenhandels muss sich die Politik auf konkrete 
Flächenentwicklungsziele für gewisse Teil- und Zeiträume in sog. Verpflichtungsperi-
oden verständigen. Im Rahmen des Projektes „Planspiel Flächenhandel“ wird davon 
ausgegangen, dass der Flächenhandel im Jahr 2014 beginnt und die Obergrenze der 
Flächeninanspruchnahme nicht sofort auf 30 Hektar pro Tag festgesetzt, sondern erst 
schrittweise auf dieses Ziel abgesenkt wird. Der 15-jährige Simulationszeitraum besteht 
aus fünf dreijährigen Phasen. In der Hauptvariante wird die bundesweite tägliche Flä-
cheninanspruchnahme von bundesweit 50 Hektar pro Tag (in Phase I, 2014-2016), über 
40 Hektar pro Tag (Phase II, 2017-2019) auf 30 Hektar pro Tag ab dem Jahr 2020 ver-
ringert (Henger, Schier 2013). 
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2.2 Wann müssen die Zertifikate von den Städten und Gemeinden 
vorgelegt werden? 
Die Zertifikatpflicht betrifft sämtliche kommunalen Planungsverfahren, durch die die 
Voraussetzungen für die Zulässigkeit von (neuen) Siedlungs- und Verkehrsflächen im 
Außenbereich geschaffen werden. Planungsverfahren, deren Geltungsbereich im Innen-
entwicklungsbereich einer Stadt oder Gemeinde liegt, sind von der Zertifikatpflicht aus-
genommen. Neben den bereits existierenden raumordnerischen Anforderungen (z. B. 
Vorgabe zur Einzelhandelsplanung) entsteht eine Pflicht zur Vorlage von Zertifikaten – in 
Höhe des Umfangs der dabei erstmals für Siedlungs- und Verkehrszwecke gewidmeten 
Flächen.
Prinzipiell können damit alle Planungsverfahren der verbindlichen Bauleitplanung 
(BauGB) sowie Satzungen nach §34 und §35 BauGB eine Zertifikatpflicht nach sich 
ziehen. In der Praxis werden einige Verfahrensarten (wie z.  B. Bebauungsplan der 
Innenentwicklung) jedoch nur in Ausnahmefällen eine Zertifikatpflicht nach sich ziehen 
(Schmidt 2014).
2.3 Wie erhalten die Kommunen Zertifikate?
Die Kommunen erhalten in den ersten Jahren eines möglichen Handelssystems die Zer-
tifikate vollständig kostenlos zugeteilt. Der gesamte Verteilungsprozess auf die Kom-
munen muss in einem Allokationsplan festgelegt werden (Henger, Schier 2013). Dieser 
besteht aus drei Kernelementen: Zielfestlegung, Zuteilungsverfahren und Zuteilungs-
schlüssel. Die Zielfestlegung entscheidet über die Anzahl der Zertifikate, die für eine 
bestimmte Periode ausgegeben werden (siehe Abschnitt 2.1). Das Zuteilungsverfahren 
bestimmt, ob die Zertifikate kostenlos oder kostenpflichtig vor dem Handel versteigert 
oder verkauft werden. Der Zuteilungsschlüssel legt fest, wie viele Zertifikate die einzel-
nen Kommunen kostenlos in einer bestimmten Periode zugeteilt bekommen.
Die zunächst kostenlose Erstzuteilung wird ggf. sukzessive durch eine nicht kostenlose 
Zuteilung via Auktionen ersetzt. Dieses stufenweise Vorgehen wird auch bei den bisher 
eingesetzten Handelssystemen wie dem SO2 Allowance Trading System in den USA 
oder dem Europäischen Emissionshandel vorgenommen. Der Anteil der gratis verteilten 
Rechte wird erst dann sukzessiv heruntergefahren, wenn sich der neue Markt erfolgreich 
etabliert hat. Der Modellversuch überprüft ob und wie eine (Teil-)Versteigerung der 
Zertifikate vorgenommen werden sollte. 
Für die kostenlose Zuteilung der Zertifikate kommt ein Schlüssel zur Anwendung, der 
die Zuteilungsmenge für ein Jahr auf alle Städte und Gemeinden Deutschlands nach 
deren Bevölkerungszahl genau aufteilt (Bovet et al. 2012; Henger, Schier 2013). Zur 
Berücksichtigung der unterschiedlichen größenabhängigen Flächenbedarfe gibt es drei 
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Größenklassen: Kommunen bis 50 000 Einwohner, Städte von 50 000 bis 100 000 Ein-
wohner und Großstädte ab 100 000 Einwohner. In einer höheren Größenklasse erhält 
eine Kommune mehr Zertifikate, aber weniger Zertifikate pro Kopf. Die Mengen können 
mithilfe des Zertifikate-Rechners auf der Projekthomepage (www.flächenhandel.de) für 
alle Städte und Gemeinden Deutschlands abgefragt werden. Im Rahmen des Modellver-
suchs wird untersucht, ob und wie der – insgesamt anerkannte – bevölkerungsbasierte 
Zuteilungsschlüssel weiterentwickelt werden kann, etwa durch die Berücksichtigung von 
raumordnerischen Aspekten.
Grundsätzlich ist zu beachten, dass mit der Erstzuteilung nicht festgelegt wird, wieviel 
die Gemeinden letztendlich ausweisen dürfen. Da die Zertifikate anschließend gehandelt 
werden können, entscheidet der Zuteilungsschlüssel aber darüber, ob eine Kommune 
beim Flächenhandel vorrangig als Käufer oder Verkäufer auftreten wird.
2.4 Ist ein Flächenhandelssystem verfassungsrechtlich zulässig?
Die Frage ist berechtigt, da das Grundgesetz in Art. 28 den Gemeinden das Recht der 
kommunalen Selbstverwaltung gewährt, zu der auch die Planungshoheit zählt. Eine 
Mengenbegrenzung der Flächen, die für Zwecke der Siedlung überplant werden dürfen, 
greift in dieses Recht ein. Unzulässig wäre ein solcher Eingriff aber nur dann, wenn durch 
die Kontingentierung der Kernbereich der Selbstverwaltungsgarantie verletzt wird. Dies 
ist aber nicht der Fall, da den Kommunen alle Planungskompetenzen im Kern erhalten 
bleiben – für den Innenbereich weiterhin uneingeschränkt und für den Außenbereich 
durch die kostenlose Zuteilung der Zertifikate begrenzt. Da ein Handel auf der Flächen-
börse einen Ankauf weiterer Zertifikate ermöglicht, ist darüber hinaus keine zwingende 
Grenze der Außenentwicklungsplanung gesetzt. Somit verbleibt den Kommunen die 
Möglichkeit der eigenverantwortlichen Bauleitplanung. Die Kombination aus (sach-
gerecht) festgelegten Mengenzielen für Kommunen bei gleichzeitiger Flexibilisierung 
durch den Handel ist also ein verhältnismäßiger gesetzlicher Eingriff in die kommunale 
Selbstverwaltungsgarantie (Köck et al. 2008; Bizer et al. 2011).
Die Festlegung der Flächensparziele für Siedlung und Verkehr als auch die Verankerung 
des Handelssystems kann auf Grundlage der Kompetenz der Raumordnung (Art. 74 GG) 
erfolgen. Die Raumordnung eröffnet den Ländern seit der Föderalismusreform 2006 
jedoch eine Abweichungsmöglichkeit, so dass jedes Bundesland von den Vorgaben ab-
weichen kann. Die logische Konsequenz: Der Bund muss mit allen Ländern gemeinsam 
gesetzliche Flächensparziele für Siedlung und Verkehr festlegen und beschließen (siehe 
Walz et al. 2009; Bizer et al. 2011; Bovet et al. 2012).
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2.5 Ist der administrative Aufwand im Vergleich zum Nutzen  
nicht viel zu hoch?
Wie so häufig bei Neuerungen, wird auch ein neues System, wie der Flächenhandel, 
Mehrbelastungen und Kosten verursachen. Hiervon sind zum einen die Kommunen be-
troffen, die den Umgang mit den Zertifikaten lernen müssen. Zum anderen müssen 
Einrichtungen geschaffen werden, die den Handel organisieren (Flächenbörse, siehe 
Abschnitt 2.10) und die Zuteilung der Zertifikate und die Einhaltung und Kontrolle der 
Vorgaben durchführen (z.  B. auf Landes- oder Kreisebene). Dieser Aufwand ist dem 
Nutzen des neuen Systems gegenüberzustellen. Die größten Profiteure einer verringer-
ten Flächeninanspruchnahme sind neben der Umwelt im Wesentlichen die Kommunen, 
die nun durch kompaktere Siedlungsstrukturen weniger technische Infrastruktur bereit-
stellen müssen.
Sinn und Zweck des Modellversuches ist es gerade, unter realistischen Bedingungen 
die Dimension des Aufwands und des Nutzens genauer abschätzen zu können. Dabei 
werden die Entlastungen und Belastungen für die Kommunen in der Verwaltungspraxis 
und der Bevölkerung detailliert identifiziert und, wenn möglich, quantifiziert. Zentrale 
Bausteine sind hierbei die „Erfassung der Innenentwicklungspotenziale“ und die „Ab-
schätzung der fiskalischen Wirkungen neuer Baugebiete“. Diese beiden Elemente sind 
für Städte und Gemeinden mit einem nennenswerten Aufwand verbunden, jedoch – 
unabhängig vom Flächenhandel – von erheblichem Nutzen, da sie den Kommunen un-
mittelbar helfen, unnötige Ausweisungen zu identifizieren. 
2.6 Entfaltet ein Flächenhandelssystem die „richtigen“ Lenkungs- 
und Anreizfunktionen?
Grundsätzlich helfen ökonomische bzw. fiskalische Erwägungen dabei, flächensparsa-
mere Baulandstrategien anzuregen, da viele Kommunen bislang den positiven Einfluss 
neuer Baugebiete auf die Gemeindehaushalte überschätzen und die Folgekosten un-
terschätzen (Henger, Thomä 2009). Gleichzeitig steht den Städten und Gemeinden die 
natürliche Ressource Boden quasi kostenlos zur Verfügung. Da die Ausweisung neuer 
Flächen mit nachteiligen Effekten auf Natur und Bürger einhergeht, sollte es auch einen 
Preis für Flächen geben, der die ökologischen und sozioökonomischen Auswirkungen 
abbildet. Nur so lässt sich eine nachhaltige Stadt- und Siedlungsentwicklung mit einer 
effizienten Nutzung von Grund und Boden erreichen. Mit anderen Worten: Die Ent-
wicklungen werden nach innen gerichtet, wo viele Potenziale bislang ungenutzt bleiben. 
Der Flächenhandel stößt durch den Preisimpuls die Überlegungen für eine effizientere 
Nutzung von Flächen an und lenkt die Bautätigkeit an die richtigen Standorte (Bizer 
et al. 2011).
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2.7 Wie passt der Flächenhandel mit bisherigen Planungs-
instrumenten zusammen? 
Der bisherige planerische Rahmen bleibt unverändert, um weiterhin die Beplanung und 
Bebauung bestimmter Gebiete auszuschließen, eine Koordination der Raumnutzungs-
ansprüche zu gewährleisten und gesamtplanerische wie fachrechtliche Anforderungen 
an die Siedlungstätigkeit zu stellen (vgl. z. B. mit Einig 2005). Die Planungshoheit der 
Kommunen bleibt vollständig gewahrt, da weiterhin neue Siedlungs- und Verkehrs-
flächen in den Flächennutzungsplänen dargestellt werden dürfen. Der Flächenhandel 
übernimmt somit die „quantitative Steuerung“ der Siedlungsentwicklung, mit der das 
30-Hektar-Ziel treffsicher erreicht werden kann. Dem Planungsrecht bleibt weiterhin 
die „qualitative Steuerung“ der Siedlungsentwicklung überlassen, um die ökologischen 
Funktionen der Ressource Fläche nachhaltig zu erhalten (Henger, Bizer 2010). 
2.8 Wer profitiert vom Flächenhandel und wer muss die Kosten 
tragen? 
Die Zertifikate werden an die Gemeinden ausgegeben und zum freien Handel zwischen 
ihnen zugelassen. Die Kosten, die durch den Zukauf von zusätzlichen Zertifikaten in 
den Kommunen entstehen, können an die Haushalte und Unternehmen weitergegeben 
werden, die auf den überplanten Gebieten im Außenbereich bauen. Der Erlös aus dem 
Verkauf von Zertifikaten steht den Gemeinden zu. Profitieren werden also die Kom-
munen, die durch langfristige Stadtentwicklungsstrategien ihren eigenen zukünftigen 
Bedarf abschätzen, verstärkt auf Innenentwicklung setzen und ihre zugeteilten Kontin-
gente zu optimalen Bedingungen veräußern können. Die Kosten tragen dagegen die 
Kommunen, die weiterhin in die Fläche expandieren und kurzfristig zusätzliche Zertifi-
kate akquirieren müssen. Für diese Kommunen entsteht ein Anreiz, bei der Entscheidung 
über Ausweisungen verstärkt die dabei entstehenden Kosten mit den zu erzielenden 
Einnahmen zu vergleichen. 
2.9 Werden durch den Flächenhandel finanzstarke Kommunen  
bevorteilt und strukturschwache Kommunen geschwächt?
Der Idee nach soll der Flächenhandel finanziell schwächer aufgestellte Kommunen dabei 
unterstützen, auf neue Baugebiete zu verzichten. Dies geschieht dadurch, dass Kom-
munen für ihren Verzicht auf Siedlungsentwicklung finanziell belohnt werden, wenn sie 
ihre kostenlos zugeteilten Zertifikate auf der Flächenhandelsbörse verkaufen. Da finanz-
starke Kommunen in der Regel auch mehr neue Siedlungsflächen erschließen und nun 
für ihre Neuausweisungen Zertifikate vorlegen und bezahlen müssen, werden also vor 
allem finanzstarke Kommunen belastet.
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Wird die kostenlose Zuteilung sukzessive durch Auktionen ersetzt (siehe Abschnitt 2.3), 
erzielen der Bund und die Länder Einnahmen, die dann dafür eingesetzt werden können, 
Revitalisierungsmaßnahmen von brach liegenden Flächen zu fördern, so dass Mittel in 
struktur- und finanzschwache Kommunen und Regionen fließen. Im Einzelfall können 
für finanzschwache Kommunen sicherlich Probleme bei der Vorfinanzierung der Zertifi-
kate auftreten. Diese Probleme lassen sich aber fast vollständig lösen, wenn von Seiten 
der Kommunen nur Baugebiete ausgewiesen werden für die tatsächlich Interessenten 
zur Bebauung bestehen. So ist es möglich, diese Kosten für die Zertifikate schnell auf die 
Bauherren zu übertragen. 
2.10 Wo findet der Handel statt?
Für eine reibungslose Organisation des Handels wird eine „Flächenbörse“ eingerichtet, 
in der die Zertifikate gehandelt werden können. Wie auf der European Energy Exchange 
(EEX) für CO2-Zertifikate und andere energienahe Produkte in Leipzig, können auch auf 
diesen Marktplatz beide Seiten des Markts, also die Käufer und die Verkäufer, jeder-
zeit agieren und gleichzeitig Kauf- und Verkaufsorder abgeben („Continuous Double 
Auction“). Die Flächenbörse soll neben den Handel auch den Abschluss und die 
Abwicklung der getätigten Transaktionen bewerkstelligen. Auch außerbörsliche 
Geschäfte („Over-the-Counter Geschäfte“) sind explizit gewünscht. Dies erleichtert 
beispielweise regionale Kooperationen, da mehrere Kommunen für ein gemeinsames 
Entwicklungsprojekt Zertifikate zusammenlegen können. 
2.11 Auf welcher Ebene soll der Flächenhandel stattfinden?
Da es sich bei dem 30-Hektar-Ziel um eine Vorgabe für das gesamte Bundesgebiet han-
delt, liegt die Schlussfolgerung nahe, das Instrument zu seiner kosteneffektiven Zieler-
reichung auch bundesweit einzuführen und einen Handel mit Zertifikaten zwischen allen 
Gemeinden der Bundesrepublik einzuführen. Dies wäre auch aus ökonomischer Sicht 
effizient. Die Möglichkeiten einer bundesrechtlichen Verankerung des Mengenziels und 
des Flächenhandels über die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur 
Raumordnung sind allerdings in ihrer Wirksamkeit begrenzt, da die Föderalismusreform 
den Ländern ein umfassendes Abweichungsrecht zuerkannt hat. Ähnlich wie bei der 
Aufteilung des 30-Hektar-Ziels auf Landes- und Regionskontingente bedarf es folglich 
einer Vereinbarung zwischen den Bundesländern bzw. Regionen, Zertifikate aus anderen 
Regionen anzuerkennen und damit einen gemeinsamen Markt zu schaffen. 
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2.12 Wie lange sind die Zertifikate gültig? 
Wichtige Rahmenbedingungen des Flächenhandels stellen die beiden Optionen dar, 
Zertifikate anzusparen (sog. Banking) oder vorzeitig in Anspruch zu nehmen (sog. „Bor-
rowing“). Da eine begrenzte Gültigkeit die Kommunen unter Umständen dazu ver-
anlassen könnte, am Ende einer Handelsperiode Flächenausweisungen vorzunehmen, 
um ihre Kontingente nutzbar zu machen, sind die Flächenzertifikate unbegrenzt gültig. 
Auf diese Weise wird den langen Planungshorizonten Rechnung getragen. Eine vor-
zeitige Nutzung der Zertifikate ist dagegen nicht vorgesehen, da es zu dem Ausnutzen 
von zukünftigen Kostenunterschieden kommen kann und spekulative Effizienzgewinne 
möglich werden. Diese sind jedoch unerwünscht und beeinträchtigen die Effektivität des 
Instruments des Flächenhandels bei der Erreichung eines Flächensparziels. 
2.13 Können Zertifikate durch Rückbaumaßnahmen geschaffen  
werden? 
Um für die Kommunen einen direkten Anreiz zu schaffen, ihren brachliegenden Bestand 
an Siedlungs- und Verkehrsflächen zu aktivieren, werden sog. „Weiße Zertifikate“ ein-
gesetzt. Diese können von den Kommunen geschaffen werden, wenn sie die Rücknah-
me gültiger Bebauungspläne und eine Rückführung von Siedlungs- und Verkehrsflächen 
zu Außenbereichsflächen nachweisen können. Durch den möglichen Verkauf dieser Zer-
tifikate, entsteht eine potenzielle Finanzierungsquelle für ökologische Maßnahmen der 
Revitalisierung und des Rückbaus. Die Nutzung dieser Einsparzertifikate ist gerade in 
Regionen mit rückläufigen Bevölkerungszahlen von großer Bedeutung, da dort die opti-
male Nutzung und Auslastung des Siedlungsbestands im Vordergrund steht. 
2.14 Was sind die Vorteile und die Risiken des Flächenhandels?
Der Handel mit Flächenzertifikaten ist mit deutlichen Vorteilen verbunden. Durch die 
Kontingentierung der Gesamtmenge neu auszuweisender Siedlungs- und Verkehrsflä-
che kann ein Flächensparziel sicher erreicht werden. Der Handelsmechanismus schafft 
einen Markt und führt dazu, dass Flächenausweisungen dort vorgenommen werden, 
wo die höchste Rentabilität neuer Bauflächen erwartet wird. Der Handel ermöglicht 
den Gemeinden, flexibel ihre gewünschten Entwicklungsmöglichkeiten im Rahmen der 
planerischen Vorgaben umzusetzen, da sie sich über das ihnen zugeteilte Basiskontin-
gent hinaus Zertifikate zukaufen können. Schließlich schaffen die veränderten ökono-
mischen Rahmenbedingungen einen permanenten Anreiz für eine flächenschonende 
Baulandentwicklung, weil Flächenausweisungen einen „Preis“ bekommen. 
Auf der anderen Seite stellt ein Handel mit Flächenzertifikaten für Kommunen und deren 
Außenentwicklungsvorhaben zusätzliche Kostenbelastungen dar, die wachstumshem-
mende Einflüsse nach sich ziehen können. Die durch das Handelssystem veränderten 
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Anreize kommunaler Ansiedlungspolitik orientieren sich zwar am Leitbild des Flächen-
sparens, lenken aber die Siedlungstätigkeit nicht zwingend an die raumplanerisch vor-
gesehenen Standorte, so dass weiterhin eine flankierende planerische Steuerung erfor-
derlich ist. Wird der Flächenhandel nicht bundesweit, sondern nur auf Regional- oder 
Länderebene umgesetzt, sind Wettbewerbsverzerrungen zu befürchten. Darüber hinaus 
zeigen die Erfahrungen mit bestehenden Handelssystemen (wie beispielsweise beim 
Europäischen Emissionshandel), dass in der Regel Startschwierigkeit auftreten (wie z. B. 
beim Thema Sicherheit). Letztlich tragen die Kommunen Transaktionskosten für die 
Beobachtung des Marktpreises und den Abschluss von Handel. 
3 Ausblick
Der Modellversuch ist erfolgreich mit 15 Städten und Gemeinden aus sieben Bundes-
ländern gestartet. Bis Anfang des Jahres 2015 können sich weitere Kommunen betei-
ligen, um im Frühjahr und im Sommer 2015 den Handel mit Flächenzertifikaten an 
zwei Handelstagen online simulieren zu können. Die dort gespielten verschiedenen 
Varianten eines möglichen Flächenzertifikatesystems werden mit Studenten in einem 
Kontroll experiment „gespiegelt“, um die Beobachtungen aus dem Feldexperiment mit 
den Kommunen zu validieren. Darüber hinaus finden mehrere Laborexperimente mit 
Studenten statt, um einzelne wichtige Teilaspekte des Handels, wie z.  B. die Art der 
Zuteilungsverfahren, untersuchen zu können. Alle Transaktionen und Aktivitäten in den 
Experimenten werden räumlich differenziert über den Betrachtungszeitraum hinweg 
ausgewertet und in einem Endbericht dokumentiert. 
Seit dem Projektstart Ende des Jahres 2012 erfährt der Modellversuch eine zunehmend 
positive Resonanz aus dem kommunalen Raum. Trotzdem bestehen weiterhin starke 
Vorbehalte gegenüber einem Flächenhandelssystem. Es zeigt sich, dass das Thema „Flä-
chensparen“ zwar zunehmend an Bedeutung gewinnt, jedoch in weiten Teilen der Be-
völkerung und Politik keine Notwendigkeit für grundlegende Reformen gesehen wird. 
Der Modellversuch versucht diesbezüglich den dringend erforderlichen Dialog über In-
frastrukturkosten, Leerstand und den Wert von Freiflächen in Gang setzen, um einen 
schonenderen Umgang mit der Ressource Fläche zu erreichen. An der Diskussion über 
das 30-ha-Ziel und den Flächenhandel sind im Projekt alle föderalen Ebenen – von der 
Kommune bis zum Bund – beteiligt. Hieraus sollen sich langfristig veränderte Rahmen-
bedingungen für die Kommunen als auch für die Nutzer von Flächen ergeben, so dass 
sich Flächenspar-Strategien stärker lohnen und sich ein nachhaltiges Flächenmanage-
ment in den Städten und Gemeinden etabliert. 
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Bausteine einer systematischen Herangehensweise 
Hany Elgendy, Susanne Dahm, Alfred Ruther-Mehlis1 
Zusammenfassung
Der Artikel stellt die Veröffentlichung der Arbeitsgruppe „Flächenmanagement“ der 
LAG Baden-Württemberg der ARL vor, welche den aktuellen Diskussionsstand zum 
Thema Siedlungsflächenmanagement reflektiert. Er zeigt für Wissenschaftler und Prak-
tiker in kompakter Form, wie eine nachhaltige Siedlungsflächenentwicklung planerisch 
und systematisch betrieben werden kann. Hierzu werden die Definition, die Merkma-
le und die Bausteine eines nachhaltigen Siedlungsflächenmanagement abgeleitet und 
dargestellt. Es wird herausgearbeitet, wie eine fachlich fundierte Bearbeitung mit 
vertretbarem Aufwand umsetzbar ist. 
1 Einleitung
1.1 Prolog
Marktstadt im Juni 2030, Freitagnachmittag. Bürgermeister Mager, seit Januar im Amt, 
blickt nachdenklich aus dem Fenster seines Arbeitszimmers auf den verwaisten Markt-
platz. Blinde Fensterscheiben reflektieren müde das Sonnenlicht. Das Wasser des Markt-
brunnens plätschert leise. Kein Kinderlärm, kein Markttreiben, kein städtisches Leben. 
Das Marktcafé ist seit letztem Sommer nun auch geschlossen, trotz kostenloser Park-
möglichkeiten ist die Marktgarage weitgehend leer.
Bürgermeister Mager denkt an seinen Vorgänger. Bürgermeister Faist war drei Wahl-
perioden im Amt. Sein mitreißendes Motto war „Marktstadt ist marktfreundlich!“. Was 
der Markt brauchte, sollte er auch bekommen. „Der Markt“ brauchte Neubaugrund-
stücke für junge Familien am Stadtrand, an der Zubringerstraße zum nahe gelegenen 
Mittelzentrum. Der Handel verlangte nach großzügigen Standorten, ohne Restrik-
tionen, ohne kleinteilige Bausubstanz, ohne Denkmalschutz, dafür mit großflächigen 
Parkierungsanlagen. Aber auch bei der Fördermittelakquise für seine Stadt war der 
alte Bürgermeister immer gut gewesen: Da „Innenentwicklung“ nun mal das Mode-
wort der 2000er Jahre war, wurden Fördertöpfe angezapft und in Einzelprojekte eine 
Menge Geld gesteckt. Bei der groß aufgezogenen Eröffnung renovierter denkmal-
geschützter Repräsentationsbauten hatte sich Faist dann feiern lassen.
1 Neben den im Artikel genannten Herausgebern waren daran als weitere AG-Mitglieder und Autoren 
der hier vorgestellten Veröffentlichung Stefan Frey (MVI Baden-Württemberg), Dirk Seidemann (Regio-
nalverband Ostwürttemberg) und Sebastian Wilske (Regionalverband Mittlerer Oberrhein) beteiligt.
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Natürlich war schon damals zu sehen, dass nicht jede Kommune weiterhin wachsen 
konnte – die demografische Entwicklung war auch dem alten Bürgermeister bekannt. 
Angesichts der gewaltigen Unterschiede zwischen einzelnen Kommunen des Landes, 
mit sowohl Wachstum als auch Schrumpfung, setzte die Stadt aber auf ihre Anziehungs-
kraft und ein möglichst breites Angebot in allen Marktsegmenten.
Wohnen in der Innenstadt? Bürgermeister Mager erinnert sich. Als er im Jahr 2014 
von der Verwaltungsakademie in seine Heimatstadt zurückkehrte, musste er eine Weile 
suchen, bis er dort eine freie Wohnung fand. Nicht nur die neuen Baugebiete, sondern 
auch die Innenstadt mit ihren fußläufig erreichbaren Einkaufsmöglichkeiten und Schulen 
waren als Wohnstandort gefragt.
Was war seitdem geschehen? Wo war die Lebendigkeit der Innenstadt, das abendli-
che Treiben am Marktbrunnen geblieben? Bürgermeister Mager erinnert sich an eine 
Sitzung des Gemeinderates, kurz nachdem er seinen Dienst in Marktstadt angetreten 
hatte. „Mitnehmen, was geht“ lautete die Devise. Neue Bauflächen ausweisen, bevor 
die immer strikter werdenden Vorgaben des Landes dies endgültig unmöglich machen 
würden, im Innenbereich Fördermittel mitnehmen und publikumswirksame Verschöne-
rungen umsetzen, zugleich alle Kräfte der Verwaltung, alle Investitionen auf die Ansied-
lung neuer Bürgerinnen und Bürger und neuer Arbeitskräfte ausrichten, so der breite 
Konsens. Mit neuen Einwohnern, neuer Kaufkraft und neuen Arbeitsplätzen werden 
die Bestandsquartiere schon mitgezogen. Der tatkräftige Bürgermeister Faist und der 
Gemeinderat bewiesen Konsequenz. Gegen den Widerstand der Genehmigungsbehör-
de wurde mit Unterstützung der örtlichen Landtagsabgeordneten großflächig Bauland 
entwickelt: Planung, Grunderwerb, Erschließung, ergänzende Infrastruktur, alles was 
„der Markt“ scheinbar verlangte, wurde „auf Pump“ finanziert. 
Die Nachfrage blieb weit hinter den Erwartungen zurück. Stattdessen wechselten junge 
Familien aus den Altbaubeständen in Bauträgerobjekte in Neubaugebieten, die nach 
Jahren des Leerstandes preisgünstig angeboten wurden. Schleichend und zunächst 
unbemerkt setzte ein Entleerungsprozess im Stadtkern und den älteren Wohngebie-
ten ein, die Neubaugebiete füllten sich nur teilweise. Obwohl die Einwohnerzahl kaum 
abnahm, wurde die „Hülle“ zu groß. Mehr Straßen, mehr Leitungen, teuer sanierte, 
aber nicht wirklich genutzte Großprojekte im Stadtkern – die Unterhaltskosten fraßen die 
finanziellen Spielräume der Stadt zunehmend auf. Ein eigenes Profil, ein Stadtkern mit 
Wiedererkennungseffekt? Vieles davon war mittlerweile verloren gegangen, Leerstände 
und sinkende Immobilienwerte verunsicherten mögliche Interessenten. Im letzten Jahr 
seiner Amtszeit riss Bürgermeister Faist das Ruder herum. Trotz der hohen Verschul-
dung der Stadt stellte er die kommunale Gegenfinanzierung für ein Sanierungsgebiet 
auf die Beine. Diese Maßnahme in einem kleinen Bereich der Innenstadt sollte erst der 
Anfang sein. In seiner Abschiedsrede machte er reinen Tisch: „Unsere ‚Anything-goes‘-
Strategie war ein Vabanquespiel, das schief gegangen ist. Wir haben von der Hand 
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in den Mund gelebt. Andere Gemeinden mit einer klareren, langfristigen Ausrichtung 
stehen trotz ähnlicher Bevölkerungsentwicklung heute baulich und wirtschaftlich besser 
da, vor allem diejenigen, die sich behutsamer und stärker am Bestand orientiert entwickelt 
haben.“ Der Gemeinderat hat in seiner jüngsten Sitzung unter Leitung von Bürger-
meister Mager einen einschneidenden Beschluss gefasst: „Einstieg in ein nachhaltiges 
Siedlungsflächenmanagement“.
1.2 Intention und Zusammensetzung der Arbeitsgruppe
Flächenmanagement – verstanden als haushälterischer Umgang mit dem Boden – steht 
seit mindestens zwei Jahrzehnten im Fokus von Forschung, Politik und kommunalen Ver-
waltungen. Eine mittlerweile fast unüberschaubare Anzahl von Forschungs-, Pilot- und 
Umsetzungsprojekten beschäftigt sich mit dem nachhaltigen Umgang mit der Ressour-
ce Fläche. Viele davon recht erfolgreich, bei anderen stehen Aufwand und praktischer 
Nutzen in eher ungünstigem Verhältnis. Ziel der Arbeitsgruppe „Flächenmanagement“ 
ist es nicht, diese Projekte im Einzelnen zu bewerten oder gar weitere eigene Ansätze 
hinzuzufügen. Vielmehr geht es darum, aus dem vorhandenen, breiten Spektrum eine 
„Essenz“ funktionierender, erprobter Strategien, Methoden und Maßnahmen herauszu-
arbeiten und diese vor allem den Praktikern in den Kommunen zugänglich zu machen. 
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe (Elgendy et al. 2014) stützen sich auf die Auswertung 
umgesetzter Projekte, eigene Erfahrungen der Autoren sowie zahlreiche Gespräche mit 
Praktikern und Fachleuten, insbesondere der kommunalen Ebene. Verweise, Literatur- 
und Quellenangaben werden aus Gründen der Lesbarkeit in diesem Artikel sehr knapp 




Der Begriff „Flächenmanagement“ wird von seinen Anwendern durchaus unterschied-
lich verstanden, von einem kommunalen Tätigkeitsfeld über einen akteursorientierten 
Prozess bis hin zum Facility Management. Die Autoren haben sich daher als Arbeits-
grundlage auf den etwas längeren Begriff des „Siedlungsflächenmanagements“ ver-
ständigt und diesen folgendermaßen definiert: 
„Nachhaltiges Siedlungsflächenmanagement ist ein Prozess zur nachhaltigen Siedlungs-
entwicklung und zur Eindämmung der Flächenneuinanspruchnahme unter Einbezug 
der hierfür relevanten öffentlichen und privaten Akteure. Dazu gehören Schaffen und 
Wahren der Flächenübersicht über Siedlungsflächenpotenziale, periodische Erarbeitung 
einer Lagebeurteilung und darauf aufbauend die Ableitung einer räumlichen Strategie 
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mit Schwerpunktsetzung, Umsetzung von spezifischen Maßnahmen zur Mobilisierung 
von Innenentwicklungspotenzialen und ein Monitoring.“ (Elgendy et al. 2014).
2.2 Siedlungsflächenmanagement als Steuerungsmodell
Die Bereitstellung von Bauland findet stets in einem Mehrebenen-Verhandlungssystem 
statt. Dieses Verhandlungssystem umfasst öffentliche und private Akteure und besteht 
aus vertikalen und horizontalen Austauschbeziehungen. In der Praxis behindern ver-
schiedene Blockaden, Fehlstellen und ineffiziente Kopplungen ein aktives Siedlungs-
flächenmanagement als Verhandlungssystem. Siedlungsflächenmanagement geht 
die Defizite des Verhandlungssystems aktiv an, strukturiert den Prozess und etabliert 
Routinen für wiederkehrende Aufgaben (Wilske 2007). Dafür soll eine Kombination von 
hoheitlichen, marktwirtschaftlichen und konsensualen Steuerungsinstrumenten in einem 
integrativen Planungsprozess eingesetzt werden (ARL 2005). Die Zusammensetzung 
und die Gewichtung der drei Instrumentenbereiche ergeben sich aus den grundsätz-
lich möglichen Interaktionsmodi zwischen öffentlichen oder verschiedenen politischen 
Ebenen und privaten Akteuren.
2.3 Qualitätsmerkmale eines Siedlungsflächenmanagements
Siedlungsflächenmanagement soll als strategische Ausrichtung für alle Entschei-
dungen im Bereich der Siedlungsentwicklung dienen und nicht als Sammlung von 
Einzelmaßnahmen verstanden und umgesetzt werden.
Siedlungsflächenmanagement ist eine Daueraufgabe. Es reicht nicht aus, Siedlungsflä-
chenmanagement als ein einmaliges Projekt aufzufassen. Es muss vielmehr als regel-
mäßiger Bestandteil in alle routinemäßigen Verfahren interdisziplinär eingebunden sein. 
Diese Daueraufgabe bedarf leistungsfähiger Managementstrukturen mit einem 
optimierten Informationswesen sowie der Fähigkeit zur Organisation von Koopera-
tionen und eine systematische Verknüpfung von Planung und Umsetzung. 
Siedlungsflächenmanagement muss auf Bedürfnisse der verschiedenen Gemeinde-
typen und Ausgangsituationen differenziert abgestimmt sein und darf keine pau-
schalen Vorgehensweisen anwenden. Die Differenzierung ist in diesem Zusammen-
hang als eine differenzierte Anwendung der Instrumente unter Gewährleistung der 
Gleichbehandlung der Kommunen zu verstehen.
3 Bausteine eines Siedlungsflächenmanagements
Siedlungsflächenmanagement besteht aus einem Set von miteinander kombinierbaren, 
teilweise aufeinander aufbauenden Bausteinen. Diese Bausteine sind: Flächenübersicht, 
Lagebeurteilung, Strategie, Erarbeitung von Maßnahmen und Monitoring. Diese sind 
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jeweils für Kommunen und Gebietseinheiten unterschiedlicher Größe und Struktur 
anpassbar. Die Anpassung an die spezifischen lokalen Rahmenbedingungen ist dabei 
unerlässlich; einen pauschalen „Plan X“, wie beim Thema Siedlungsflächenmanagement 
vorzugehen ist, gibt es nicht.
3.1 Flächenübersicht
Um etwas „managen“ zu können, muss man es zunächst kennen. Eine Flächenüber-
sicht ist daher für die jeweilige Gebietseinheit, die sich mit Siedlungsflächenmanagement 
beschäftigen möchte, unabdingbare Grundlage. Abgestimmt auf die jeweiligen lokalen 
Verhältnisse muss zunächst im Rahmen einer Erst-Erfassung eine Planungs- und Ent-
scheidungsgrundlage geschaffen werden. Dies kann unterschiedlich organisiert werden, 
entweder durch die kommunale Verwaltung oder (wegen dessen i. d. R. besseren Über-
blick über Methoden und Vorgehen) über einen externen Gutachter. Dabei werden alle 
bebaubaren Flächen innerhalb des tatsächlichen Siedlungsbestandes (Baulücke, Brach-
fläche, Nachverdichtungspotenzial…) zuzüglich der im Flächennutzungsplan planerisch 
für Siedlung ausgewiesenen Flächen in die Flächenübersicht aufgenommen. Je nach 
Zielrichtung können weitere Flächentypen und Kriterien hinzukommen (Konversions-
flächen, Althofstellen, Mindestgröße). Neben den notwendigen Merkmalen wie Flä-
chengröße, Nutzungsart, baurechtliche Gegebenheiten, Eigentümer oder Erschließung 
können weitere Merkmale wie Verfügbarkeit, Bodenwerte, individuelle Entwicklungs-
hemmnisse etc. erfasst werden.
Die Flächenübersicht kann grundsätzlich mit jeder Technik (auf Papier, auf digitalen 
Karten, in einem geografischen Informationssystem (GIS)) erarbeitet werden. Da die 
Fortschreibungsfähigkeit sowie eine übersichtliche Darstellung unerlässlich sind, werden 
Flächenübersichten, die auf geografischen Informationssystemen basieren, bevorzugt. 
Eine Auswertung nach unterschiedlichen Erhebungs- und Bewertungskriterien sollte 
möglich sein. Als Verfahren zur Erarbeitung der Übersicht haben sich Kombinationen 
aus Kataster-/Luftbildauswertungen und der Informationserhebung vor Ort bewährt. 
3.2 Lagebeurteilung
Die Lagebeurteilung dient als Verknüpfung der Flächenübersicht zu den Entscheidungs-
prozessen zum weiteren Vorgehen und der verfolgten Strategie. Sie ist eine unabdingba-
re Voraussetzung für ein erfolgreiches Siedlungsflächenmanagement. Dazu muss bereits 
bei der Erstellung der Flächenübersicht berücksichtigt werden, welche Informationen für 
die Lagebeurteilung relevant sind. Im Ergebnis besteht die Lagebeurteilung hauptsäch-
lich aus den folgenden Komponenten: 
Klärung der Ausgangslage/Problemdefinition, auch im Vergleich mit der allgemei-
nen Siedlungsentwicklung vergleichbarer Kommunen/Gebietseinheiten (eher zu 
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viele freie Flächen/Leerstand oder Flächenmangel, ungünstig gelegene Flächen, 
Probleme bei der Flächenaktivierung…?).
Bildung thematischer Schwerpunkte (Ortskernrevitalisierung oder ältere Neubau-
gebiete oder Altlasten/Gewerbebrachen oder…?).
Bildung räumlicher Schwerpunkte (entlang wichtiger Achsen, Einzelflächen, Peri-
pherien, Wohngebietstypen, einzelne zentrale Bereiche…?).
Prioritätensetzung (Umsetzungsmaßnahmen: für welchen Flächentyp, in welchen 
Teilräumen, mit welchen Akteuren…?).
Erarbeitung eines Beschlussvorschlages (Festlegung der organisatorischen und 
finanziellen Rahmenbedingungen durch den Gemeinderat).
Lagebeurteilungen sollten regelmäßig fortgeschrieben und die Schwerpunktsetzungen 
überprüft sowie an die aktuelle Lage angepasst werden.
3.3 Strategie(n)
Auf die Feststellung und Beurteilung der jeweiligen Ausgangslage folgt die Notwen-
digkeit, eine langfristige Strategie bzw. Zielrichtung der jeweiligen Gebietseinheit im 
Umgang mit Siedlungsflächen festzulegen, wobei der Begriff „Strategie“ als „Leitlinie 
des Handelns“ zu verstehen ist. Maßnahmen im Bereich der Bereitstellung von Flächen 
zur Siedlungsentwicklung sind grundsätzlich mit dem strategischen Ziel der Reduzierung 
der Flächenneuinanspruchnahme abzugleichen.
Dabei gilt es, zwischen den verschiedenen Akteursebenen und ihren Handlungsspielräu-
men zu unterscheiden. Ausgehend von ihren Aufgaben und Kompetenzen ergeben sich 
unterschiedliche Handlungsspielräume für ein strategisches Vorgehen für die einzelnen 
Planungsebenen. Diese Planungsebenen entsprechen in Baden-Württemberg, wie in 
den meisten Bundesländern, dem Verwaltungsaufbau mit den entsprechenden Kompe-
tenzen. Hinsichtlich des Flächenmanagements können horizontal drei Handlungsansät-
ze unterschieden werden:
Rahmenbedingungen schaffen (Planung/gesetzliche Vorgaben): Grundlage für 
hoheitliche Durchsetzung 
Bewusstseinsbildung/Wissen fördern
Konkrete Projekte umsetzen (Genehmigung/Planumsetzung/Investition)
Folgende strategische Maßnahmen haben sich dabei auf der regionalen Ebene etabliert 
und bewährt:
Vorrang der Innenentwicklung als Ziel im Regionalplan
Definition von Dichtewerten, Bedarfsermittlungsmethoden 
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Einforderung der Beachtung der Innenentwicklung im Rahmen von Bauleit-
planungsverfahren
Systematische, auf die Anforderungen der Räume zugeschnittene Standards und 
Monitoring der Siedlungsentwicklung
Initiierung von konkreten Entwicklungskonzepten/-impulsen für die Kommunen
Beratung insb. der kleineren Kommunen ohne eigene fachliche Stadtplanungskom-
petenzen in der Verwaltung auch hinsichtlich Fördermöglichkeiten etc.
Die kommunale Ebene hat aufgrund ihrer Planungshoheit und damit der Zuständigkeit 
für die Bauleitplanung, aber auch als Grundstückseigentümer und Akteur am Immobi-
lienmarkt die größten und maßgeblichen Einflussmöglichkeiten zur Umsetzung eines 
nachhaltigen Flächenmanagements. Gerade hier ist ein strategisches Vorgehen von 
zentraler Bedeutung. Die Art und Weise sowie die Grundmotivation, Flächenmana-
gement eingebettet in ein strategisches Vorgehen zu betreiben, ergeben sich aus den 
jeweiligen Rahmenbedingungen in den Kommunen. 
Für die kommunale Ebene lässt sich aus diesen unterschiedlichen strategischen Zugän-
gen keine optimale organisatorische Herangehensweise ableiten. Hier sind jeweils die 
„individuellen“ kommunalen Rahmenbedingungen und Handlungsmöglichkeiten aus-
schlaggebend.
3.4 Maßnahmen 
Auch wenn konkrete Maßnahmen zur Umsetzung derjenige Bereich sind, in dem Erfol-
ge und die Handlungsfähigkeit einer Kommune am deutlichsten sichtbar werden, folgt 
dieser Baustein nicht ohne Grund erst an dieser Stelle (der Publikation). Es gilt, aus einem 
Baukasten von erprobten und dokumentierten Maßnahmen gezielt diejenigen heraus-
zugreifen und umzusetzen, die der spezifischen Situation und den strategischen Zielen 
einer Kommune bzw. Gebietseinheit entsprechen.
Das vorhandene Spektrum umfasst dabei Umsetzungsmaßnahmen aus den Bereichen 
Beratung und Transparenz (bspw. begleitete Ansprache von Grundstückseigentümern, 
Eigentümerberatung, Kontaktvermittlung zwischen Anbietern und Nachfragern, Bau-
lückenbörsen…), Bauleitplanung, Beteiligung, aktive Bodenpolitik (bspw. kommuna-
ler Zwischenerwerb zur Förderung der Innenentwicklung, gezielte finanzielle Anreize, 
kommunale Projektentwicklung, kommunaler Grunderwerb von Bauerwartungsland), 
Kooperationen, bedarfsorientierte Gewerbeflächenpolitik (bspw. fundierte bedarfs-
orientierte Flächenbereitstellung von Gewerbeflächen, Stabilisierung und Aufwertung 
bestehender Gewerbegebiete, Brachflächenprävention, interkommunale Kooperation), 
ebenso aber auch die Bereitstellung der notwendigen Ressourcen (Einbindung des Sied-
lungsflächenmanagements in die kommunale Organisationsstruktur, Etablieren eines 
„Kümmerers“).
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Passend zur Ausgangslage und strategischen Richtung können hieraus Maßnahmen-
bündel für die jeweilige Kommune bzw. Gebietseinheit zusammengestellt werden, die 
sich sinnvoll ergänzen und die teils zeitlich parallel zueinander, teils aber auch aufeinan-
der aufbauend, angegangen werden sollten.
3.5 Monitoring
Siedlungsflächen und ihre Nutzung verändern sich kontinuierlich, auch wenn keine Ein-
griffe durch Planungen oder politische Entscheidungen erfolgen. Um Veränderungen 
nachvollziehen und in zukünftige Planungen einbeziehen zu können, ist ein Monitoring 
in regelmäßigen Abständen notwendig: Welche bislang unbebauten Flächen wurden 
genutzt, wo entstanden neue Brachflächen, wie und wo verändern sich Leerstands-
quoten? Über die Indikatoren und Auswertungen ergeben sich wichtige Anhaltspunkte 
über Veränderungen im Sinne eines Frühwarnsystems und auch über die Wirksamkeit 
der eingesetzten Maßnahmen.
Aber auch Fragen des Kontextes über die reine Veränderung der Siedlungsstruktur 
hinaus, beispielsweise im Hinblick auf Bevölkerungs- und Arbeitsplatzentwicklung, Wan-
derungsgeschehen oder auch der Vergleich der eigenen Entwicklung mit der von Nach-
barkommunen sind Grundlagen für eine eventuelle Schwerpunktverlagerung, mögliche 
Korrekturen oder auch für das Beibehalten der gewählten strategischen Ausrichtung. 
Für übergeordnete Ebenen ergeben sich aus der Zusammenführung lokaler Indikatoren 
und Entwicklungsrichtungen Anhaltspunkte für kritische Entwicklungen und ggf. auch 
Hinweise auf Förderbedarf oder die Notwendigkeit eines politischen Nachsteuerns.
4 Umsetzung auf der kommunalen Ebene
Dieses Kapitel widmet sich der Umsetzung der Bausteine eines Siedlungsflächen-
managements auf der Ebene der Kommunen. Deutlich ist, dass die Gemeinden hier 
große Freiräume bei Gestaltung und Intensität des Prozesses haben und auf eine Vielzahl 
von Methoden und Bausteine zurückgreifen können. Allerdings macht der passgenaue 
Einsatz dieser Elemente ein bewusstes, strukturiertes Herangehen an ein Flächenmana-
gement notwendig. Das Spektrum reicht dabei von einem offensiven, „lauten“, öffent-
lichkeitsbegleiteten Herangehen bis zum vorsichtigen Herantasten an die Thematik über 
verwaltungsinterne Überlegungen und Bearbeitung einzelner kleinerer Themenblöcke 
im Vorfeld politischer Entscheidungen. Ein Wechselspiel zwischen Kenntnis der lokalen 
Verhältnisse und dem Blick von außen bzw. Einbringen eines fachlichen Überblickes 
durch Einbeziehung Externer, ist dabei in jedem Fall anzustreben. Impulse von außen 
helfen, die geeigneten Maßnahmen aus dem Methodenbaukasten zu finden und für die 
jeweilige Kommune anzupassen. Sie helfen gelegentlich aber auch, Blockadesituationen 
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aufzulösen und durch den Blick über den Tellerrand den Blick der kommunalen Vertreter 
für langfristige Tendenzen und Notwendigkeiten zu schärfen – auch und gerade, um im 
Standortwettbewerb mit anderen Kommunen langfristig Qualität bieten und bestehen 
zu können. Siedlungsflächenmanagement muss, um seine positive Wirkung zu entfal-
ten, als kontinuierlicher, langfristig angelegter Prozess in Verwaltung und Politik veran-
kert und mit den notwendigen Ressourcen ausgestattet werden. 
5 Fazit
Kommunalpolitiker von heute können über das im Prolog skizzierte Beispiel Marktstadt 
nachdenken: Welche Optionen und Perspektive hat meine Gemeinde? Welche Ziele 
und Handlungsstrategien sind erfolgversprechend und dauerhaft tragfähig?
Angesichts wachsender Ansprüche an die begrenzte Ressource Fläche werden strate-
gische Überlegungen und Entscheidungen zum Umgang mit Fläche für immer mehr 
Gemeinden bzw. Gebietseinheiten unverzichtbar werden, um Qualitäten von Siedlung, 
Landschaft und Freiraum langfristig zu erhalten und mit wirtschaftlichen und sozialen 
Aspekten in Einklang zu bringen. 
Neben die Landwirtschaft tritt die Energiewirtschaft als flächenintensiver Akteur im Frei-
raum. Im bebauten Bereich erfordern Klimawandel und Veränderungen der demogra-
fischen Struktur ein planvolles, abgestimmtes Handeln, das deutlich über das vielfach 
anzutreffende „Durchwurschteln“ oder reine Nachverdichtung hinausgeht. 
Deutschland ist gebaut: so haben bspw. am Wohnbauvolumen 2013 die Modernisie-
rungsmaßnahmen im Bestand einen Anteil von ca. 74 % (DIW 2013), nur noch 26 % 
sind Neubaumaßnahmen. Die Neuinanspruchnahme von Fläche für bauliche Zwecke 
wird in der Regel zur Ausnahme werden. Betrieb, Unterhalt, Umnutzung und Umbau 
des (Siedlungs-)Bestandes rücken für öffentliche und private Immobilieneigentümer 
immer stärker in den Vordergrund. 
Die hier vorgestellte Veröffentlichung fasst den Stand von Forschung und insbesonde-
re Praxis zum Thema Flächenmanagement zusammen und soll als Grundlage für die 
vertiefte Beschäftigung von Kommunen mit diesem Thema eingesetzt werden können. 
Möglichst viele Verantwortliche in Verwaltung und Politik sollen damit sensibilisiert und 
dabei unterstützt werden, rechtzeitig strategisch auf veränderte Rahmenbedingungen 
zu reagieren, für ihre Gemeinde Handlungsspielräume zu erhalten und zu erschließen 
und damit die Probleme ihres in der Einleitung vorgestellten „Kollegen“ weitgehend zu 
vermeiden.
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Aktuelle Trends der Flächennutzungsentwicklung,  
neue Indikatoren und Funktionalitäten des IÖR-Monitors
Gotthard Meinel, Tobias Krüger, Ulrich Schumacher, Jörg Hennersdorf, Jochen Förster, 
Christiane Köhler, Ulrich Walz, Christian Stein 
Zusammenfassung
Der Monitor der Siedlungs- und Freiraumentwicklung (IÖR-Monitor) stellt seit 2010 
Indikatoren zur Flächennutzungsentwicklung und zur Landschaftsqualität für Deutsch-
land bereit. Vorgestellt werden aktuelle Ergebnisse der Flächennutzungsentwicklung 
und neue Indikatoren wie die Flächenproduktivität, Indikatoren zum Anteil von Sied-
lungs- und Verkehrsflächen sowie gebäudeüberbauten Flächen in amtlich festgesetzten 
Überschwemmungsgebieten, die Reliefvielfalt und -energie und die gehölzdominierte 
Ökotondichte. Ergänzt wurden Indikatoren zur Gesamtkraftverkehrs- und Fahrweg-
netzdichte. Inzwischen werden viele Indikatoren auch als hochauflösende Rasterkarten 
bis zu 100  m Rasterweite präsentiert. Das ermöglicht interessante Differenzierungen 
insbesondere der Flächennutzung bzw. -bedeckung in urbanen und ruralen Landschaf-
ten. Ergänzt wurden WMS-Dienste, die die Einbindung der Rasterkarten in eigene GIS-
Umgebungen ermöglichen. Die Datenangebote des IÖR-Monitors sind inzwischen 
INSPIRE-konform durch Metadaten beschrieben und Bestandteil der GDI-DE und des 
Global Earth Observation System of Systems (GEOSS).
1 Einführung
Der Monitor der Siedlungs- und Freiraumentwicklung (IÖR-Monitor) stellt seit seiner 
Freischaltung im Jahre 2010 Politik, Verwaltung, Wissenschaft, Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft Informationen zur Flächennutzungsstruktur und ihrer Entwicklung im 
Internet kostenfrei zur Verfügung (www.ioer-monitor.de). Er unterstützt durch klein-
räumige, vergleichbare Daten eine nachhaltige Stadt- und Regionalentwicklung auf 
lokaler und regionaler Ebene. Auf nationaler Ebene werden die Nachhaltigkeitsstrategie 
und die Strategie zur biologischen Vielfalt der Bundesregierung durch entsprechende 
Informationsangebote unterstützt. Die Informationen sollen in Zukunft mit wachsender 
Zeit reihenlänge helfen, die Wirksamkeit von Instrumenten und Programmen zum Flä-
chensparen einzuschätzen und im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung zu verbessern. 
Ausgangspunkt und grundsätzliches Problem ist das ungebremste Wachstum von 
Siedlungs- und Verkehrsflächen auf Kosten des Freiraums mit der damit oftmals ein-
hergehenden Zersiedlung und Zerschneidung der Landschaft. Die Bundesregierung 
verfolgt vor diesem Hintergrund in ihrer Nachhaltigkeitsstrategie eine Senkung der täg-
lichen Flächenneuinanspruchnahme für Siedlung und Verkehr auf 30 ha/Tag bis 2020 
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(derzeit laut Statistischem Bundesamt 69 ha/Tag, im gleitenden Vierjahresdurchschnitt 
74 ha/Tag (DESTATIS 2014a)). Allerdings stehen diese sekundärstatistischen Zahlen 
der amtlichen „Flächenerhebung nach tatsächlicher Nutzung“ bzgl. ihrer Verlässlich-
keit auf Gemeinde- und Kreisbasis unter erheblicher Kritik. Zudem ermöglicht diese 
Statistik keine Bewertung der Qualität der Flächennutzung (Siedlungsdichte, Fragmentie-
rung, Zersiedelung, Verhältnis Mehr- zu Einfamilienhäuser, Funktionsmischung, ÖPNV- 
Anschluss usw.), keine Lokalisierung der Flächenneuinanspruchnahme im Siedlungskör-
per (innen oder außen), keine Bilanzierung des örtlichen Nutzungswandels (Vornutzung) 
bzw. keine Aussage zur Erreichung differenzierter Flächensparziele. Dies sind Entwick-
lungsziele des IÖR-Monitors, der schon jetzt neben Flächenbilanzen auch Bewertungen 
(z.  B. Hemerobiegrad der Landschaft) vorlegt und dessen bestehendes Indikatoren-
system sukzessiv ergänzt wird. Die thematische Gliederung des Indikatorensystems in die 
Kategorien Siedlung, Gebäude, Freiraum, Verkehr, Bevölkerung, Landschaftsqualität, 
Landschaftsschutz, Risiko und Relief erleichtert das schnelle Auffinden von Infomatio-
nen. Die Informationen werden entsprechend der Datenverfügbarkeit, Ergebnissicher-
heit bzw. Sinnfälligkeit in höchstmöglicher Auflösung, in der Regel bis zur Gemeinde-
ebene, bereitgestellt.
2 Entwicklung der Datengrundlage
Der IÖR-Monitor analysiert für seine flächenbezogenen Aussagen insbesondere die Da-
ten des Geobasisprodukts ATKIS Basis-DLM. Dieses liegt nun vollständig in Version 6.0 
migrierter Form für alle Bundesländer Deutschlands seit Ende 2013 vor (AdV 2008). 
Von entscheidender Bedeutung für die Aktualität von Flächennutzungsbilanzen ist die 
Aktualität der Grundlagendaten und deren Entwicklung, die Abbildung 1 zeigt. Deutlich 
wird, dass der Anteil älterer Daten (> 6 Jahre) stark zurückgegangen ist. Allerdings ist die 
mittlere Grundaktualität insgesamt wieder etwas rückläufig, was sich vermutlich auf Mi-
grationsaufwendungen zum AAA-basierten ATKIS zurückführen lässt. Andererseits wer-
den von den Landesvermessungsverwaltungen zunehmend Einsparungen beklagt, die 
wohl auch die Personalkapazitäten für die Fortschreibung der Geobasisdaten mindern.
Nach Zielsetzung der AdV soll die Grundaktualisierung in einem 3- bis 5-jährigen Turnus 
erfolgen. Damit wären 20 %-33 % der Fläche Deutschlands jährlich grundhaft zu aktu-
alisieren. Die Analyse ergab, dass tatsächlich 43 % aktualisiert wurden, wobei 33 % der 
Fläche mit mehr als einem Jahr und 10 % mit weniger als einem Jahr Aktualitätsgewinn 
erfolgte. Darüber hinaus sind auch Aktualisierungen ohne Veränderung der Grund-
aktualität festzustellen (z. B. bei der Nachführung von überörtlichen Straßen mit einer 
Spitzenaktualität < ¼ Jahr). Nachmigrationseffekte in Hessen und Thüringen führten 
dazu, dass keine Grundaktualisierung erfolgte. Auch die Veränderung der Aktualisie-
rungseinheiten (Kartenblätter bzw. Kacheln) in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen 
im Zuge der ATKIS-Migration wirkt sich auf die Grundaktualität aus. 
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Im Ergebnis dieser Untersuchungen wäre es wünschenswert, wenn die AdV die Führung 
der Metadaten „Grundaktualität“ noch genauer als bisher definieren und die Länder zu 
einer noch exakteren Erfassung anhalten würde. Dies ist beispielsweise Voraussetzung 
für die verlässliche Bestimmung jährlicher Veränderungsraten.
3  Flächennutzungsentwicklung
Von der Vielzahl von Teilergebnissen zur Flächennutzungsentwicklung soll hier nur auf 
die Entwicklung der Indikatoren „Anteil Siedlungs- und Verkehrsfläche“ und „Anteil 
baulich geprägter Siedlungs- und Verkehrsfläche“ (jeweils an der Gebietsfläche) einge-
gangen werden, deren Entwicklung Abbildung 2 zeigt. Abweichend von der amtlichen 
Flächenstatistik kann eine Minderung der Flächenneuinanspruchnahme nicht beobach-
tet werden.
Abb. 2: Entwicklung des (baulich geprägten) Siedlungs- und Verkehrsflächenanteils (SuV)  
in Deutschland von 2003 bis 2011 (Quelle: IÖR-Monitor 2014)
Abb. 1: Entwicklung der Aktualität des ATKIS Basis-DLM (Quelle: IÖR-Monitor 2014)
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Hauptfaktor der SuV-Zunahme ist dabei die baulich geprägte Siedlungsfläche und 
weniger die Siedlungsfrei- bzw. Verkehrsfläche. Analysiert man die neuen Siedlungs- 
und Verkehrsflächen hinsichtlich ihrer Vornutzung auf Bundeslandebene, so zeigen 
erste Ergebnisse, dass neue Siedlungs- und Verkehrsflächen am häufigsten auf ehe-
mals landwirtschaftlich genutzten Flächen entstehen, teilweise aber auch auf Wald- und 
Gehölzflächen. Der Verlust landwirtschaftlicher Flächen, insbesondere von Grünland-
flächen, ist allerdings nur teilweise auf neue Siedlungs- und Verkehrsflächen zurück-
führen. Auch Anlagen zur Erzeugung regenerativer Energien, wie Biogasanlagen oder 
Solarfelder, wurden zu einem großen Teil auf landwirtschaftlichen Flächen (siehe Walz 
et al. in diesem Band) errichtet. Häufig entstehen auch Wald- und Gehölzflächen auf 
ehemaligen Landwirtschaftsflächen. Erfreulich ist, dass der Wald- und Gehölzflächen-
anteil in Deutschland in moderatem Umfang stetig wächst.
4 Neue Indikatoren
Folgende neue Indikatoren ergänzen das bestehende Indikatorensystem (u. a. beschrie-
ben in Krüger et al. 2013; Meinel et al. 2013) des IÖR-Monitors: 
In der Kategorie Siedlung beschreibt die Flächenproduktivität die Relation zwischen dem 
Bruttoinlandsprodukt aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (Entstehungsrech-
nung) (DESTATIS 2014; Arbeitskreis VGR 2014) und der baulich geprägten Siedlungs- 
und Verkehrsfläche. Die Leistung in einer Gebietseinheit wird damit auf die Fläche 
bezogen, auf der die maßgebliche Wertschöpfung erfolgt. Die Flächenproduktivi-
tät weist aus, wieviel Fläche eingesetzt werden muss, um einen bestimmten Wert an 
Gütern und Dienstleistungen zu produzieren. Sie ist somit ein Indikator für die Nut-
zungseffizienz der (baulich geprägten) Siedlungs- und Verkehrsfläche. Die Flächennut-
zung ist effizient, wenn eine möglichst hohe Wertschöpfung mit einem geringen Einsatz 
des Produktionsfaktors Bodenfläche erzielt wird (Siedentop et al. 2007). Tabelle 1 zeigt 
die große Spannweite der Indikatorwerte der Bundesländer. 
Spitzenwerte der Flächenproduktivität (Angaben jeweils in TEUR/ha) werden im Vergleich 
der kreisfreien Städte Deutschlands (siehe Abb. 3) in Frankfurt a. M. (4.622), München 
(3.990), Stuttgart (3.943) und Düsseldorf (3.780) erreicht. Die erste ostdeutsche Stadt 
im Ranking ist Jena mit Rang 50 (1.336), gefolgt von Dresden (1.282). Am unteren Ende 
stehen die kreisfreien Städte Suhl (569), Delmenhorst (525) und Brandenburg a. d. H. 
(507). Diese Zahlen spiegeln die Unterschiede in der Flächenproduktivität von west- 
gegenüber ostdeutschen Städten wider. Im Bundeslandvergleich zeigt sich die mit 
Abstand höchste Flächenproduktivität in den Stadtstaaten (vgl. Tab. 1). Die Werte 
stehen derzeit für 2006, 2008 und 2010 bis auf Kreisebene zur Verfügung. 
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In der neuen Kategorie Risiko gibt es folgende Indikatoren:
Anteil des amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebietes an der Gebietsfläche, 
Anteil baulich geprägter Siedlungs- und Verkehrsfläche im amtlich festgesetzten 
Überschwemmungsgebiet und 
Anteil Gebäudegrundfläche im amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet. 
Damit ist die Gefährdung durch Hochwasser gemeindescharf und inhaltlich differenziert 
ausgewiesen. Besonders aussagekräftig ist der dritte Indikator mit Fokus auf die über-
schwemmungsgefährdete Gebäudegrundfläche, der bei hohen Werten auf besonders 
hohe Schadenspotenziale verweist. In Sachsen erreicht er mit 49 % einen Spitzenwert 
in der Elbe-Anliegergemeinde Bad Schandau. Dagegen erreicht diese Gemeinde nur den 
Rang 82 im Gemeindevergleich beim Anteil der Überschwemmungs- an der Gebiets-
fläche mit 6,4 %. Die Indikatorwerte stehen vorerst nur für Sachsen zur Verfügung 
(Quelle: festgesetzte Überschwemmungsgebiete LfULG 2014), da die rechtlich festge-
setzten Überschwemmungsgebiete der anderen Bundesländer seitens der Bundesanstalt 
für Gewässerkunde (BfG) noch nicht bereitgestellt werden konnten.
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Abb. 3: Karte Flächenproduktivität in den Kreisen Deutschlands 2010 (Quelle: IÖR-Monitor 2014)
Abb. 4: Karte Gehölzdominierte Ökotondichte nach Gemeinden in Schleswig-Holstein 2012 
(Quelle: IÖR-Monitor 2014)
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Neu ist in der Kategorie Landschaftsqualität der Indikator „Gehölzdominierte Ökoton-
dichte“ (s. a. Walz 2014). Als Ökoton (Saum- oder Randbiotop) ist in der Ökologie ein 
besonders artenreicher Übergangsbereich zwischen zwei verschiedenen Ökosystemen 
zu verstehen. Dabei spielen Gehölz- und Waldränder, Baumreihen und Hecken eine 
wichtige Rolle. Je mehr Saumbiotope es in einer Landschaft bzw. Gebietseinheit gibt, 
desto höher ist diese Landschaft aus naturschutzfachlicher Sicht zu bewerten. Beson-
ders hohe Dichten und damit Qualitäten diesbezüglich werden in Schleswig-Holstein in 
Gebieten mit besonders durch Winderosion gefährdeten Böden abseits der Nordseeküs-
te und der Tideelbe erreicht (siehe Abb. 4).
Die „Hemerobie“ und damit der Natürlichkeitsgrad der Landschaft in den administra-
tiven Gebietseinheiten auf Grundlage des Digitalen Landbedeckungsmodells (LBM-DE, 
Arnold 2012) ist seit 2013 im IÖR-Monitor bis zur Gemeindeebene verfügbar (Walz, 
Stein 2014).
In der neuen Kategorie Relief gibt es die Indikatoren „Reliefenergie“ (Differenz zwi-
schen maximalem und minimalem Höhenwert einer Gebietseinheit) und „Reliefvielfalt“. 
Letzterer spiegelt das Verhältnis zwischen realer Oberfläche (unter Berücksichtigung der 
Höhenunterschiede durch das Relief) und der planimetrischen (zweidimensionalen, ebe-
nen) Fläche einer Gebietseinheit wider. Der Indikator bildet damit sehr sensibel Bereiche 
ab, die ein abwechslungsreiches, vielgestaltiges Relief aufweisen. Deutlich heben sich in 
den Karten die Mittelgebirgsregionen und der Alpenraum ab. Die reale Oberfläche in 
Deutschland ist auf Gemeindeebene bis ca. 1,3-fach größer als die planimetrische Fläche 
(s. a. Walz 2014).
In der Kategorie Verkehr wurden die Indikatoren „Gesamtkraftverkehrsnetzdichte“ und 
„Fahrwegenetzdichte“ ergänzt. Die entsprechenden Karten und Wertetabellen erlau-
ben interessante Rückschlüsse und Differenzierungen.
Inzwischen werden 29 der insgesamt 68 Indikatoren des IÖR-Monitors auch als 
Rasterkarten (teilweise bis zu 100 m-Rasterweite) bereitgestellt (Stand 8/2014). Deren 
Visualisierung über den Reiter „Rasterkarten“ ist noch relativ unbekannt, obwohl damit 
aufschlussreiche räumliche Differenzierungen der Indikatorwerte möglich werden, auch 
innerhalb von Gemeinden. Die optionale und in ihrer Transparenz regelbare Überla-
gerung der Topographie durch den Geobasisdienst WebAtlasDE (BKG 2013) ermög-
licht die räumliche Verortung sowie ein besseres Verständnis für die jeweilige Indikator-
ausprägung.
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5 Neue Funktionalitäten
Um eine genauere Berechnung der jährlichen Veränderungsraten zu ermöglichen, wird 
die Grundaktualität nunmehr monatsgenau geführt und veröffentlicht. Veränderungs-
werte können im Tabellentool „Tabelle – Indikatorwerte“ über die Zuschaltung eines 
weiteren Zeitschnittes und nachfolgend dem Schalter „Differenzen zusätzlicher Zeit-
schnitte“ angezeigt werden, wobei jährliche Änderungsraten erst bei einer Zeitdiffe-
renz größer als ein Jahr angezeigt werden. In der Tabellendarstellung können neben 
den bereits verfügbaren Funktionen „Gebietsprofil“ und „Histogramm“ nun auch die 
Indikatorentwicklung in einem Diagramm angezeigt und zusammen mit der Entwick-
lung anderer Indikatoren kombiniert werden.
Der Detailviewer zur Rasterkartendarstellung wurde um eine Export-Funktion erweitert. 
Alle Rasterkarten werden auch als WMS-Dienste bereitgestellt, so dass eine Integration 
der Daten in eigene GIS-Umgebungen möglich ist.
Durch eine umfassende INSPIRE-gerechte Metadatenbeschreibung der Anwendung 
„IÖR-Monitor“ und aller seiner Dienste erfolgte die Integration in die GDI-DE. Damit 
werden die Datenangebote des IÖR-Monitors nun auch über das Geoportal.de gefun-
den.
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Flächeninanspruchnahme für erneuerbare Energien  
in Deutschland – Datengrundlagen und erste Ergebnisse
Ulrich Walz, Nils Koldrack, Ralf Bill
Zusammenfassung
Vor dem Hintergrund der Energiewende wird in diesem Beitrag die aktuelle Flächen-
inanspruchnahme für Anlagen für erneuerbare Energien (Windenergieanlagen, Biogas-
anlagen, Photovoltaik-Freiflächenanlagen) in Deutschland analysiert. Dabei geht es um 
die notwendigen Datengrundlagen und geeigneten Indikatoren für die Beobachtung 
der weiteren Entwicklung. Es wird deutlich, dass noch erhebliche Datenlücken beste-
hen und eine zentrale Sammlung von Geodaten zu diesem Thema bisher fehlt. Konkret 
wurde eine aktuelle Flächeninanspruchnahme von insgesamt mindestens 314 km² fest-
gestellt (bis 2013). Dabei nehmen die Photovoltaik-Freiflächenanlagen mit 49,9 % den 
höchsten Flächenanteil ein. Wird jedoch die benötigte Anbaufläche für nachwachsende 
Rohstoffe für die Biogasanlagen in die Rechnung einbezogen, so liegt der aktuelle 
Flächenbedarf insgesamt zwischen ca. 11 300 km² und 17 700 km². Dies entspricht zwi-
schen 3,2 % und 5 % der Fläche der Bundesrepublik. Die Flächeninanspruchnahme wird 
allerdings aufgrund der bestehenden Datenlücken eher unterschätzt. Weiterhin kom-
men noch Flächen für Wasserkraftwerke und Pumpspeicheranlagen sowie die Geother-
mie hinzu, die hier nicht betrachtet wurden.
1 Einführung
Die Umsetzung der Energiewende wird einen erhöhten Flächenbedarf für die Anlagen 
zur Erzeugung der erneuerbaren Energien und zum Anbau der nötigen Biomasse mit 
sich bringen. So werden Flächen insbesondere für Windenergieanlagen, Biogasanlagen, 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen, geothermische Anlagen, Wasserkraftanlagen und 
Pumpspeicherwerke sowie die technische Infrastruktur in Anspruch genommen. Der 
dynamische Ausbau der erneuerbaren Energien in allen Sparten und der zügige Ausbau 
und die Modernisierung der Stromnetze werden Umweltauswirkungen haben und das 
Landschaftsbild sichtbar verändern (Megerle 2013; Schmidt et al. 2014).
Vor diesem Hintergrund soll in diesem Beitrag untersucht werden, welche Flächen der-
zeit schon für erneuerbare Energien in Anspruch genommen wurden. Folgenden Fragen 
wird nachgegangen:
Welche Datengrundlagen für die Erfassung und die weitere Beobachtung der 
Flächeninanspruchnahme von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien sind in 
Deutschland derzeit verfügbar, welche Datenlücken bestehen?
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Welche Aussagen lassen sich aus räumlichen Daten zur derzeitigen Flächen-
inanspruchnahme für erneuerbare Energien ableiten?
Im Folgenden sollen hier speziell die Photovoltaik-Freiflächenanlagen, Windkraftanla-
gen und Biogasanlagen betrachtet werden (s. a. Koldrack et al. 2014).
2 Datengrundlagen
Für die Erfassung der Flächeninanspruchnahme sind geeignete aktuelle und räumlich 
hochaufgelöste Daten zu den einzelnen Anlagen notwendig. Dies stellt derzeit ein 
grundlegendes Problem dar, da räumliche (lagegenaue) Informationen in Deutschland 
zu solchen Anlagen bisher nicht zentral gesammelt werden. Stattdessen müssen zahlrei-
che Datengrundlagen herangezogen werden.
So stellt die interaktive „EnergyMap“ der Deutschen Gesellschaft für Sonnenenergie 
e. V. (DGS 2014), die auf den Daten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) basiert, 
zwar die Verteilung von Solaranlagen, Windenergieanlagen, Wasserkraftanlagen und 
Anlagen für Klärgas und Geothermie in einer rasterbasierten Karte visuell dar und bietet 
sie als kostenlosen Download an. Allerdings sind die Daten nur punktförmig erfasst 
(Gemeindemittelpunkte).
Eine wichtige amtliche Quelle für räumliche Daten ist das ATKIS Basis-DLM, das von 
der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik 
Deutschland (AdV) verwaltet wird. Es stellt topographische Informationen flächende-
ckend für die Bundesrepublik digital bereit (BKG 2011).
Da Solarfelder genehmigungsbedürftig sind, war ein Ansatz in dieser Untersuchung 
die digitalen Raumplanungsinformationssysteme der Bundesländer auszuwerten. Die 
Recherche zeigte jedoch, dass die vorhandenen Daten – von einzelnen Bundesländern 
abgesehen – nicht aktuell und sehr unvollständig sind. Weiterhin stellt das bayeri-
sche Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit (StMUG) mit dem „Energie-Atlas 
Bayern 2.0“ georeferenzierte Daten für den Freistaat Bayern als Download zur Verfü-
gung. Allerdings sind die Anlagen nur als Punkte enthalten und somit keine Aussagen 
zur Flächeninanspruchnahme möglich.
Die private Betreiber-Datenbasis (BDB 2014, identisch mit der Ingenieurwerkstatt Ener-
gietechnik IWET), ein Zusammenschluss unabhängiger Ingenieure und Geowissen-
schaftler, sammelt, aktualisiert und veröffentlicht Betriebsdaten von deutschen Wind-
energieanlagen. Allerdings sind auch dort nur Gemeindemittelpunkte als Koordinaten 
der Anlagen erfasst. Der „Windmonitor“ des Fraunhofer Instituts für Windenergie und 
Energiesystemtechnik (IWES 2014) basiert ebenfalls auf diesen Angaben. Weiterhin 
ermittelt die Deutsche WindGuard GmbH auf „Basis von Abfragen bei Branchenakteu-
ren sowie weiteren Recherchen“ jährlich Zahlen zu den Windkraftanlagen (Deutsche 
WindGuard 2014).
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Aktuell wurde vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) „... eine 
eigene Anlagendatenbank für das Bundesgebiet aufgebaut. Hierzu wurden für jedes 
Land standortscharfe Anlagendaten von Trägern der Regional- und Landesplanung, 
Zulassungsstellen und Genehmigungsbehörden sowie Energieagenturen beschafft 
und [...] zusammengeführt. Da in Niedersachsen keine präzisen Anlagendaten für das 
gesamte Landesgebiet vorlagen, wurden als Substitut ATKIS-Anlagendaten verwendet“ 
(Einig, Zaspel-Heisters 2014, 10).
Das Deutsche Biomasseforschungszentrum (DBFZ) führt eine eigene Datenbank zu 
Biomasseanlagen. die auf den EEG-Daten und den Angaben der Länderinstitutionen 




Die Erfassung von Photovoltaik (PV)-Freiflächenanlagen ist im ATKIS Basis-DLM zwar 
vorgesehen, jedoch ist dies bisher nicht in allen Bundesländern vollständig und einheit-
lich realisiert. Konkret können die Solarfelder in zwei Objektarten flächenförmig enthal-
ten sein:
41002 AX_IndustrieUndGewerbeflaeche, Attribut PEG = 3 000 (Sonne)
51002 AX_BauwerkOderAnlageFuerIndustrieUndGewerbe, Attribut BWF = 1 230 
(Solarzellen)
In Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen wird die Objektart 41002 
genutzt (2013 insgesamt 1 939 Polygone), während in Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein die Objektart 51002 
genutzt wird (2013 insgesamt 496 Polygone).
Abb. 1: Solarfeld auf einer ehemaligen Deponie (Foto: Walz 2012)
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Da die Photovoltaik-Anlagen in den ATKIS-Daten bisher nur in geringem Maße erfasst 
sind (vgl. EEG-Daten der Energymap (s. o.) vom Juni 2013 mit 3 692 bzw. vom Febru-
ar 2014 mit 5 447 Solarstromanlagen-Freiflächenanlagen) wurden daher die im ATKIS 
verzeichneten Anlagen um Angaben aus den digitalen Raumplanungsinformationssys-
temen von Sachsen, Brandenburg und Baden-Württemberg, aus den EEG-Daten aus 
der EnergyMap sowie Daten des „Energie-Atlas Bayern 2.0“ ergänzt. Dazu wurde an-
hand der angegebenen Postleitzahl, Ort und Straße versucht, alle Freiflächenanlagen 
mithilfe der ATKIS-Daten und den Digitalen Orthophotos (DOP) des BKG manuell zu 
erfassen. Direkt angrenzende Polygone wurden zu einer Fläche zusammengeführt um 
sicher zustellen, dass eine Solaranlage nur aus einem Polygon besteht. Insgesamt konn-
ten 2  022 PV-Freiflächenanlagen-Polygone mit einer Gesamtfläche von ca. 159 km² 
gesammelt werden.
3.2 Windkraftanlagen
Im ATKIS Basis-DLM werden die Windkraftanlagen an Land mit einer Mindesthöhe von 
15 Metern als punktförmige Objekte in jedem Bundesland spitzenaktualisiert (12 Mona-
te). Konkret sind die Anlagen in zwei Objektarten in ATKIS enthalten:
51002 „AX_BauwerkOderAnlageFuerIndustrieUndGewerbe“, Attribut BWF = 
1 220 (Windrad), punktförmige Erfassung. Für ca. 42 % der Windenergieanlagen 
wird die Objekthöhe (Durchschnittshöhe 107 m) (Attribut HHO) angegeben.
41002 „AX_Primaerenergie_IndustrieUndGewerbeflaeche, Attribut PEG = 4  000 
(Wind), flächenhafte Erfassung. Thüringen hat dies bisher als einziges Bundesland 
umgesetzt. Allerdings waren 2012 noch für 505 Windkraftanlagen Polygone ver-
zeichnet, 2013 aber nur noch für 135.
Nimmt man die Betreiber-Datenbasis als die Datenquelle mit der höchsten Zahl von 
Windkraftanlagen als Bezug, so sind in ATKIS 91,6 % aller Anlagen erfasst (Tab. 1). 
Allerdings sind die statistischen Angaben, die auf den Meldungen der Anlagenbetrei-
ber beruhen, mit Unsicherheiten behaftet. Nicht alle stillgelegten Anlagen werden auch 
als solche erneut gemeldet, so dass eher eine Überschätzung der Anlagenzahl vorliegt. 
Damit könnten die Angaben in ATKIS relativ nahe an der Realität liegen.
Tab. 1: Anzahl von Windkraftanlagen in Deutschland in verschiedenen Datenquellen  
(Quelle: eigene Zusammenstellung auf Basis von BDB 2014; IWES 2013; Deutsche WindGuard 







Anzahl 2013 24 065 23 645 23 749 22 047
Prozent 100 (101,8) 98,3 (100) 98,7 (100,4) 91,6 (93,2)
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Da die Windkraftanlagen in ATKIS in fast allen Bundesländern nur als punktförmige 
Daten enthalten sind, wird eine Methode benötigt, um die Flächeninanspruchnahme 
der Windenergieanlagen in Deutschland abzuschätzen. Das BBSR beschreibt eine Me-
thode zur Ermittlung der Größe von Windparks. Dabei wird für jede Windkraftanlage ein 
500 m-Puffer erstellt, der aus den allgemeinen Abstandsregeln, beispielsweise zu Sied-
lungen, begründet ist. Alle Windenergieanlagen, deren Puffer sich überschneiden, wer-
den zu einer sogenannten „Windparkbezugsfläche“ zusammengefasst. Diese Methode 
ist aus planerischer Sicht sinnvoll, da sich die durch die Windkraftanlagen überdeckte 
Fläche anderen baulichen Nutzungen entzieht (Schmitt et al. 2006, 407 f.). Die vom 
Windpark an sich beanspruchte Fläche ergibt sich nun aus der gemeinsamen Kippab-
standsfläche des Windparks. Der Durchschnittskippabstand betrug im Jahr 2013 rund 
164 m. Dieser Methode liegt die Annahme zugrunde, dass die äußeren Windenergie-
anlagen eines Windparks durch ihren Kippabstand die beanspruchte Fläche bestimmen. 
Dazu wird die Windparkbezugsfläche um 336 m nach innen zusammengezogen bzw. 
„gepuffert“. Der Wert ergibt sich als Differenz aus dem 500 m-Puffer und dem mittleren 
Kippabstand.
Die direkte Flächeninanspruchnahme durch die Windräder wird verursacht durch die 
Fundamentfläche, angrenzende Lager- und Stellflächen sowie den Neu- bzw. Ausbau 
von Feldwegen (s. Abb. 2). Diese Angaben können allerdings kaum aus ATKIS oder 
anderen Daten automatisch abgeleitet werden, da zum einen bisher nur Thüringen die 
Anlagen flächenhaft erfasst und zum anderen nicht zu klären ist, welche Wege nur 
wegen einer Windkraftanlage gebaut wurden. Die in Thüringen flächenhaft erfassten 
Abb. 2: Flächenhafte (schwarz) und punktförmige (weiß) Erfassung von Windkraftanlagen in 
Thüringen (Quelle: Datengrundlage ATKIS Basis-DLM und DOP, © GeoBasis-DE/BKG 2012; 
Bearbeitung Koldrack)
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Anlagen haben eine Durchschnittsfläche von rund 0,13 ha. Eigene Erhebungen aus Luft-
bildern für insgesamt ca. 200 Anlagen ergaben eine durchschnittliche direkte Flächen-
inanspruchnahme von ca. 0,16 ha, was gut zu der bei Schmitt et al. (2006) genannten 
Größe von 0,1 ha passt. Zausig (2012) gibt dagegen einen höheren durchschnittlichen 
Flächenbedarf einer Windenergieanlage von 0,4 ha an.
Werden diese Zahlen mit der Anzahl der Anlagen hochgerechnet, so ergeben sich Werte 
für die direkte Flächeninanspruchnahme zwischen 36,1 km² und 41,0 km². Die nach der 
Windparkmethode berechnete Fläche beträgt 2 260 km².
3.3 Biogasanlagen
Die Biomasseanlagen sind im ATKIS-Datenbestand unter der Objektart 41002 
„AX_Primaerenergie_IndustrieUndGewerbeflaeche“, Attribut PEG = 7 300 (Gas) ge-
führt. Bisher sind jedoch nur wenige Anlagen tatsächlich mit diesem Attribut versehen. 
Durch den Attributwert „Geographische Namen“ (GN) lassen sich einige Anlagen zu-
sätzlich identifizieren. Allerdings umfasst der genannte Attributwert auch alle anderen 
Gaskraftwerke. Weiterhin sind viele Biomasseanlagen unter dem Attribut PEG = 7 000 
(Verbrennung) erfasst. Eine einfache, automatische Ableitung von Biogasanlagen aus 
ATKIS ist daher derzeit nicht möglich. Deshalb wurden alle unter diesen Attributen in 
ATKIS verzeichneten Anlagen im Luftbild überprüft und die Biogasanlagen selektiert. Es 
konnten insgesamt ca. 1 300 Biogasanlagen mit einer Gesamtfläche von ca. 16,59 km² 
identifiziert werden. Eine Biogasanlage incl. Lagerflächen etc. ist demnach im Durch-
schnitt ca. 1,26 ha groß.
Die Biogas-Datenbank des DBFZ verzeichnet zum 31.12.2013 insgesamt 7 477 Biogas-
anlagen mit einer installierten elektrischen Anlagenleistung von rund 3 255 Megawatt 
(MWel) (DBFZ 2014, 15). Demgegenüber gibt die Energymap-Datenbank 8 436 An-
lagen zum Februar 2014 an. Werden diese Angaben für die Ermittlung der direkten 
Flächeninanspruchnahme zugrunde gelegt, so ergibt sich eine Fläche zwischen 94,2 km² 
und 106,3 km². Die Anlagen stehen mit wenigen Ausnahmen auf ehemaligen land-
wirtschaftlichen Flächen, wie die Überprüfung anhand von Luftbildern der im ATKIS 
verzeichneten 1 300 Anlagen ergab.
Eine Abschätzung des indirekten Flächenbedarfs, also der Fläche für den Anbau der 
Biomasse, erfolgte auf der Basis der Zusammensetzung der verwendeten Substra-
te nachwachsender Rohstoffe und deren benötigter Anbaufläche je kWh. Aus einer 
Betreiberbefragung des DBFZ (DBFZ 2014) und Werten für den Flächenbedarf in kWh 
je Hektar für die unterschiedlichen Substrate (KTBL 2013) lässt sich ein bundesweiter 
Flächenbedarf für den Anbau der nachwachsenden Rohstoffe zwischen 11 000 km² und 
17 400 km² errechnen.
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4 Ergebnis und Fazit
Die Schätzung für die Flächeninanspruchnahme der einzelnen Anlagentypen zeigt, 
dass die direkte Flächeninanspruchnahme hauptsächlich von Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen und Biogasanlagen verursacht wird (Tab. 2). Aufgrund der in den unterschied-
lichen Quellen teilweise weit voneinander abweichenden Anzahl von Anlagen, kann die 
Flächeninanspruchnahme nur innerhalb einer gewissen Spannweite angegeben werden. 
Außerdem gibt es unterschiedliche Sichtweisen und dementsprechende Ansätze zur 
Berechnung der Flächeninanspruchnahme, wie am Beispiel der Windkraft deutlich wird.
Zu beachten sind auch unterschiedliche Arten der Inanspruchnahme. Windkraftanla-
gen haben eine relativ geringere direkte Flächeninanspruchnahme, dagegen aber eine 
hohe visuelle Wirkung auf das Landschaftsbild. Werden Kippabstände oder notwendige 
Abstände zu Wohngebieten berücksichtigt, ergeben sich recht große Flächen, die bei-
spielsweise nicht für Siedlungszwecke zur Verfügung stehen, sehr wohl aber für die 
Landwirtschaft. Ähnlich ist es bei Photovoltaik-Freiflächenlagen, die zwar eine relativ 
große Fläche beanspruchen und auch starke ästhetische Auswirkungen haben können. 
Bei der Betrachtung deren ökologischer Auswirkungen ist allerdings zu berücksichtigen, 
wie die Fläche unterhalb der Solarpanels gepflegt wird und welche Vornutzung vorhan-
den war. Bei einer extensiven Pflege ohne Gifteinsatz kann es durchaus zu einer ökologi-
schen Aufwertung der Flächen kommen. Dazu ist allerdings bisher recht wenig bekannt. 
Abb. 3: Biogasanlage (Foto: Walz 2014)
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Tab. 2: Direkte und indirekte Flächeninanspruchnahme durch Anlagen zur Erzeugung regene-









Photovoltaik- 159,4 ? 78 826
Windenergie 36,1 41,0 1 600
2 260 km²
Biogas 94,2 106,3 1 300
zwischen 11 000 und 17 400 km²
Summe direkt 289,7
Die verfügbaren Geodaten zu Anlagen für erneuerbare Energien sind bisher sehr 
heterogen und unvollständig. Die ATKIS-Daten alleine können bisher nicht die auf-
tretende Entwicklung adäquat nachzeichnen, wenngleich auch deutliche Fortschritte 
erkennbar sind. Hinzu kommt die qualitativ und quantitativ unterschiedlich fortgeschrit-
tene Erfassung je nach Bundesland. Derzeit muss daher auf weitere Quellen wie z. B. die 
EEG-Daten, zurückgegriffen werden. Allerdings sind auch dafür prädestinierte Quellen 
wie die Raumordnungskataster der einzelnen Länder in diesem Bereich oft noch nicht 
vollständig. Allerdings zeigt eine telefonische Anfrage bei den jeweiligen Landesbehör-
den, dass hier der Bedarf erkannt wurde und an der vollständigen Erfassung solcher 
Anlagen gearbeitet wird.
Ein regelmäßiges Monitoring der Flächeninanspruchnahme wäre derzeit aus den 
genannten Gründen nur unter sehr hohem Aufwand und mit hohen Unsicherheiten 
möglich. Eine Ausnahme stellt dabei die Windkraft dar, aus ATKIS-Sicht möglicherweise 
demnächst auch die Solar-Freiflächenanlagen.
Wenngleich die direkte Flächeninanspruchnahme im Vergleich zu anderen Nutzungen 
relativ gering erscheint, sind diese in ihrer Wirkung sowohl aus landschaftsästhetischer 
als auch aus ökologischer Sicht nicht zu unterschätzen. Allerdings muss die Wirkung 
einer solchen Flächeninanspruchnahme immer in Relation zur Wirkung von konven-
tionellen Energieträgern gestellt werden, die ja dadurch ersetzt werden sollen. So be-
trägt 2013 alleine die für Braunkohletagebaue in Deutschland in Anspruch genommene 
Fläche etwa 250 km², wie eigene Auswertungen auf der Grundlage von ATKIS zeigen.
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Raumstrukturelle Charakterisierung der Veränderungen 
der Siedlungs- und Verkehrsflächen  
europäischer Großstadtregionen von 1990 bis 2006
Nguyen Xuan Thinh, Thomas Hengsbach, Jakob Kopec
Zusammenfassung
Anhand der CORINE-Daten 1990, 2000 und 2006 werden raumstrukturelle Eigenschaf-
ten der Flächennutzungsänderungen von 100 europäischen Großstädten untersucht. Die 
Städte werden so ausgewählt, dass ein repräsentativer Überblick über die europäischen 
Verhältnisse möglich ist. Wir quantifizieren, vergleichen und diskutieren die Veränderun-
gen der Siedlungs- und Verkehrsflächen (SuV) in den Zeiträumen von 1990 über 2000 
bis 2006 und für die drei Zeitpunkte die physische Kompaktheit, die Nutzungsmischung 
sowie die Entfernung der Siedlungs- und Verkehrsflächen zum Stadtzentrum. Insbeson-
dere soll dabei auf den Zerklüftungsgrad der SuV als ein Maß für die Kompaktheit und 
den Vernetzungsgrad zur Charakterisierung der horizontalen räumlichen Verflechtung 
zwischen den Funktionen Wohnen und Arbeiten innerhalb von Siedlungsstrukturen 
fokussiert werden. Diese Indikatoren messen Teilaspekte der Ressourceneffizienz von 
Städten. Die Untersuchung erfolgt jeweils für die Stadtregion (geometrischer Kreis mit 
Mittelpunkt im Stadtzentrum und Radius von 20 km). Unterschiede in Quantität und 
Struktur der Flächennutzung der Stadtregionen werden diskutiert.
1 Einführung
Die anhaltend hohe Umwidmung von Freiflächen in Siedlungs- und Verkehrsflächen 
ist eines der Hauptthemen der internationalen Forschung über globale Umweltverän-
derungen (vgl. Krausmann et al. 2003; Verburg, Veldkamp 2005), zumal neben den 
ökologischen Problemen mittelfristig ökonomische und soziale Konflikte in Ländern mit 
schrumpfender Bevölkerung entstehen. Seit Jahren werden im Rahmen nationaler und 
internationaler Programme Flächennutzungsänderungen in unterschiedlichen raum-
zeit lichen Skalen untersucht, z. B. The International Geosphere-Biosphere Program-
me (IBGP), The International Human Dimensions Programme on Global Environment 
Change (IHDP), MURBANDY (siehe Fricke, Wolff 2002), CORINE (European Environ-
ment Agency), BBR (u. a. Dosch, Beckmann 1999; Siedentop, Kausch 2004; Siedentop 
et al. 2007).
Anhand von sechs Schlüsselbegriffen zur Untersuchung der Siedlungsdynamik: 
(1) Analyseebene (Mikro, Meso, Makro), 
(2) skalenübergreifende Dynamik, 
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(3) Einflussfaktoren, 
(4) räumliche Interaktionen und nachbarschaftliche Wechselwirkungen, 
(5) zeitliche Dynamik und 
(6) Integrationsniveau 
haben Verburg et al. (2004) vorhandene Modelle zu Flächennutzungsänderungen ana-
lysiert und Prioritäten zur Flächennutzungsforschung vorgeschlagen. Demzufolge sol-
len künftige Forschungen stärker Fragen der multiskaligen Charakteristik von Flächen-
nutzungssystemen, der multiskaligen Effekte auf Einflussfaktoren, der Quantifizierung 
nachbarschaftlicher Auswirkungen, der zeitlichen Dynamik und der thematischen und 
methodologischen Integration widmen (vgl. auch Verburg, Veldkamp 2005). Besonders 
hervorzuheben sind im deutschsprachigen Raum die Beiträge der jährlichen Dresdner 
Flächennutzungssymposien (seit 2009). Hier werden aktuelle Ergebnisse und innovative 
Entwicklungen in Forschung und Praxis des Flächenmanagements und der Flächennut-
zungsplanung vorgestellt, diskutiert und veröffentlicht (siehe z. B. Meinel et al. 2013).
In Deutschland ist auf Bundesebene im Zeitraum 2000 bis 2009 ein Rückgang der 
Flächeninanspruchnahme von 129 ha pro Tag auf 94 ha pro Tag statistisch zu verzeich-
nen (Penn-Bressel 2011). Die Zielerreichung der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, 
den Flächenverbrauch für Siedlung und Verkehr bis 2020 auf 30 ha/Tag zu reduzieren, 
ist damit jedoch – trotz baukonjunktureller Stagnation und Bevölkerungsrückgang  – 
noch lange nicht erreicht. Dagegen kann ein baukonjunktureller Aufschwung durch 
wachsenden Wohlstand, kleinere Haushalte und Doppelhaushalte sowie Alterung der 
Bevölkerung die Flächeninanspruchnahme auf der Nachfrageseite tendenziell wieder 
ansteigen lassen. Auf der Angebotsseite bewirken mangelnde Marktverfügbarkeit bau-
reifer Flächen im Siedlungsbestand, subventionierte Baulandbereitstellung im Freiraum 
der Städte, das Bodenpreisgefälle zwischen Bestands- und Neubaustandorten sowie die 
nicht hinreichende Abstimmung der kommunalen Baulandpolitiken eine weiterhin hohe 
Flächeninanspruchnahme (Siedentop et al. 2007).
Betrachtet man die Flächeninanspruchnahme als spezifische Größe bezogen auf die 
Bevölkerungszahl, so wird bei einem Vergleich zu Großbritannien das Ausmaß des 
Problems in Deutschland offensichtlich. Von Haaren & Nadin (2003) stellten fest, dass 
die Flächeninanspruchnahme pro Einwohner in Deutschland um das Vierfache höher 
als in Großbritannien ist. Ebenso sind gravierende regionale Unterschiede bezüglich des 
Maßes und der Intensität sowie der Proportionen der Flächennutzung festzustellen. 
Das europaweite Projekt CORINE Land Cover (CLC) hat die Bereitstellung von einheitli-
chen und damit vergleichbaren Daten der Bodenbedeckung zum Ziel. Die Kartierung der 
Bodenbedeckung und Landnutzung wurde europaweit auf Basis von Satellitenbilddaten 
im Maßstab 1:100 000 durchgeführt. Die Erfassung erfolgte einheitlich nach 44 Klas-
sen, wovon 37 für Deutschland relevant sind. Die Ersterfassung erfolgte auf Basis von 
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Landsat-TM-Satellitenbildern der Jahre 1989 bis 1992 (CLC  1990). Im Rahmen von 
CLC  2000 erfolgte die Aktualisierung des Datenbestandes auf Basis von Landsat-7- 
Satellitenbildern der Jahre 1999 bis 2001. Die primäre Datengrundlage zur Herstellung 
von CLC 2006 bildeten Satellitendaten des Referenzzeitraumes 2006. Die Mindesterfas-
sungsgrenze der Flächen liegt bei 25 ha. Im Rahmen von CLC 2000 und CLC 2006 wur-
den zusätzlich alle Nutzungsänderungen ab 5 ha aufgenommen. Durch Verschneidung 
mit administrativen Grenzen sind Aussagen zur Flächennutzungsänderung für beliebige 
Raumeinheiten in den Zeiträumen zwischen 1990, 2000 und 2006 möglich.
Europa befindet sich im stetigen Wandel. Nach dem Fall des „Eisernen Vorhanges“ 1989 
fanden vor allem in Mittel- und Osteuropa gravierende politische, wirtschaftliche und 
soziale Veränderungen statt, die ihre Spuren auch in der baulichen Umwelt, vor allem in 
den Städten, hinterließen. Diese Spuren der strukturellen Veränderungen in den Städten 
mess- und vergleichbar zu machen, ist ein Ziel der Forschung des Fachgebietes Raumbe-
zogene Informationsverarbeitung und Modellbildung (RIM) der Fakultät Raumplanung 
der TU Dortmund.
Kernanliegen dieser Arbeit ist es, raumstrukturelle Veränderungen der Siedlungs- und 
Verkehrsflächen in 100 europäischen Großstadtregionen im Zeitraum von 1990 bis 
2006 anhand der CORINE-Daten zu untersuchen. Bei der Auswahl der Städte war es 
das Ziel, einen möglichst repräsentativen europäischen Überblick zu verschaffen. Die 
Städte stammen aus 24 EU-Ländern, wobei die Auswahl primär über die Einwohnerzah-
len erfolgte (Untergrenze: 250 000 Ew.; Ausnahmen: Luxemburg und Malta). Bei den 
bevölkerungsreichen Ländern (Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Polen 
und Spanien) wurde ein relatives Gleichgewicht bei der Stadtauswahl angestrebt. Auf-
grund mangelnder Datenverfügbarkeit konnten vier Staaten (Finnland, Griechenland, 
Schweden und Zypern) nicht berücksichtigt werden.
Der in diesem Beitrag vorgestellte Ansatz ist eine Fortsetzung bzw. Erweiterung früherer 
Arbeiten von Thinh et al. (2002), Thinh (2004) und Thinh & Schumacher (2011). 
2 Raumstrukturelle Charakterisierung  
der Flächennutzungsänderungen
2.1 Absolute und relative Veränderungen der Siedlungs-  
und Verkehrsfläche
Unsere Analyse belegt Ausmaß und Unterschiede der Siedlungsexpansion in wichtigen 
Metropolregionen Europas. Im Durchschnitt wuchs die Siedlungsfläche der untersuch-
ten Stadtregionen innerhalb von 16 Jahren von 1990 bis 2006 um etwa 31 km² bzw. 
um rund 17 %, wobei die größten Veränderungen im Zeitraum von 2000 bis 2006 zu 
verzeichnen sind, der nahezu europaweit durch eine sehr positive wirtschaftliche 
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Entwicklung gekennzeichnet war. Sowohl in der absoluten als auch in der relativen 
Veränderung der SuV ergab jeweils eine rechtsschiefe Verteilung (Median < Mittel-
wert) der Stadtregionen (Abb. 1-2). Während sieben Stadtregionen (Madrid, Lissabon, 
Rotterdam, Dublin, Amsterdam, Breslau – in Englisch Wroclaw – und Valencia) eine 
extrem große absolute SuV-Zunahme (mehr als 74 km²; statistische Ausreißer) aufwei-
sen (Abb. 1), haben 69 Stadtregionen ein unterdurchschnittliches SuV-Wachstum. Als 
Spitzenreiter nahm die SuV der Stadtregion Madrid um 246 km², d. h. etwa um das 
8-fache vom Mittelwert bzw. um mehr als das 11-fache vom Median (22 km²), zu. 
Abb. 1: Verteilung und Box-Plot der absoluten SuV-Veränderung der ausgewählten 100 Stadt-
regionen Europas von 1990 bis 2006 in km² (Quelle: eigene Bearbeitung)
Während 60 Stadtregionen in den 16 Jahren einen relativen SuV-Zuwachs von 
10  % oder weniger aufwiesen, wuchsen die SuV in neun Stadtregionen (Valladolid, 
Murcia, Alicante, Saragossa, Madrid, Palma, Breslau, Valencia und Lissabon) in dem-
selben Zeitraum um mehr als 45 %. Diese Regionen mit extrem hohen Zuwachsraten 
sind als Ausreißer der statistischen Verteilung identifiziert worden. Besonders herausste-
chend sind dabei die spanischen Stadtregionen Valladolid (Wachstumsrate 114 %) und 
Murcia (Wachstumsrate 104 %), welche innerhalb von 16 Jahren ihre Siedlungsflächen 
mehr als verdoppelten. Von den neun extensiv wachsenden Gebieten liegen sieben in 
Spanien sowie jeweils ein Gebiet in Polen und Portugal, was auf die massive Bautätig-
keit während des Immobilienbooms hindeutet. Eine Ausnahme bilden die Stadtregionen 
Katowice und Bratislava, deren Siedlungs- und Verkehrsflächen von 1990 bis 2006 laut 
Berechnung anhand der CORINE-Daten jeweils um rund 5 km² abnehmen. Ein Grund 
dafür ist die wirtschaftliche Entwicklung bzw. die Tertiärisierung in diesen Regionen. 
Die ehemals extrem flächenintensive Schwerindustrie in Katowice ist nahezu vollständig 
verschwunden und hat den Boden für die Entwicklung zu einem der wichtigsten Dienst-
leistungsstandorte Polens geebnet. In der Stadtregion Bratislava liegt ein spezieller Fall 
vor: die Umwidmung eines flächenmäßig sehr großen Wasserbaustandortes (um 1990) 
zu Freiraumkategorien (v. a. Wasserfläche).
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Abb. 2: Verteilung und Box-Plot der relativen SuV-Veränderung der ausgewählten 100 Stadt-
regionen Europas von 1990 bis 2006 in Prozent (Quelle: eigene Bearbeitung)
2.2 Zerklüftungsgrad der Siedlungsmuster
Als ein Maß zur Messung der Kompaktheit des Siedlungsmusters wird der Zerklüf-
tungsgrad verwendet. Dieser ist definiert als Summe der Randlänge aller Siedlungs- und 
Verkehrsflächen (CORINE-Codes < 200 ohne Code 131), geteilt durch den Umfang 
des äquivalenten geometrischen Kreises (vgl. Thinh 2004). Er stellt eine dimensionslo-
se Kenngröße zur Charakterisierung der Kompaktheit bzw. Dispersion von Siedlungs-
strukturen dar: Geringe Werte stehen für räumlich kompakte, hohe Werte für disperse 
Bebauungsstrukturen.
Abb. 3: Verteilung und Box-Plot der Zerklüftungsgrade der ausgewählten 100 Stadtregionen 
Europas zum Jahr 2006 (Quelle: eigene Bearbeitung)
Die Stadtregion Brüssel hat den höchsten Zerklüftungsgrad (30) und ist außergewöhn-
lich dispers im Vergleich mit anderen Stadtregionen und zurecht als Ausreißer identifiziert 
worden (Abb. 3). Weitere stark zerklüftete Regionen sind Antwerpen (26), Luxemburg 
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(22), Wuppertal, Lyon, Neapel und Bielefeld jeweils mit einem Zerklüftungsgrad von 
21 sowie Nantes, Mailand, Prag, Dortmund und Brno mit einem Zerklüftungsgrad von 
20. Die Zerklüftungsgrade der Regionen sind annähernd normal verteilt, Median (14,7) 
und Mittelwert (14,8) sind fast übereinstimmend. Die Stadtregion London hat den 
kleinsten Zerklüftungsgrad (5) und somit das kompakteste Siedlungsmuster. Die Zer-
klüftungsgrade der Stadtregionen ändern sich im Untersuchungszeitraum nur minimal. 
Von 1990 bis 2006 ist eine kleine Verringerung des Zerklüftungsgrades um weniger als 
3 Einheiten bei 40 Stadtregionen festgestellt worden. Die höchste Zunahme des Zerklüf-
tungsgrades (um 8 Einheiten) innerhalb der 16 Jahre haben die zwei polnischen Stadt-
regionen Breslau und Łódź, welche gleichzeitig eine starke Siedlungsexpansion aufwei-
sen und durch ausgesprochen disperse Siedlungsstrukturen mit zahlreichen bandartigen 
Flächen geprägt sind. 
2.3 Vernetzungsgrad der Siedlungsmuster
Der Vernetzungsgrad des Siedlungsmusters (Thinh & Schumacher 2011) wird als Quo-
tient der Summe der Grenzlänge zwischen Wohnbau- und Industrie-Gewerbe-Verkehrs-
fläche, geteilt durch die Summe der Grenzlänge der bebauten Siedlungsfläche insgesamt 
in Prozent berechnet (wobei die gemeinsame Grenze im Nenner nur einmal zu berück-
sichtigen ist). Er stellt eine Kenngröße zur Charakterisierung der räumlichen Verflech-
tung zwischen den Funktionen Wohnen und Arbeiten innerhalb von Siedlungsstruk-
turen dar: Geringe Werte stehen für räumlich wenig, hohe Werte für stark vernetzte 
Siedlungsstrukturen. Auf der Basis der CORINE-Daten wird die Vernetzung zwischen 
Wohnbebauungs- (Code 111 und 112) sowie Industrie-, Gewerbe- bzw. Verkehrsflä-
chen (Code 121 bis 124) durch gemeinsame Grenzlinien überblicksmäßig beschrieben.
Abb. 4: Verteilung und Box-Plot der Vernetzungsgrade der ausgewählten 100 Stadtregionen 
Europas zum Jahr 2006 (Quelle: eigene Bearbeitung)
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Die Vernetzungsgrade der untersuchten Stadtregionen zum Jahr 2006 haben ein Wer-
tespektrum von 3 bis 29. Den höchsten Rang belegt Paris (29 %), gefolgt von Berlin 
(19  %) und Essen (18  %) (Abb.  4, rechts). Die drei Regionen Stuttgart, Lublin und 
Catania haben den kleinsten Vernetzungsgrad von jeweils 3 %. Die Werte der Vernet-
zung zwischen den Funktionen Wohnen und Arbeiten zu den drei Zeitschnitten unter-
scheiden sich nur geringfügig. Dublin hat von 1990 bis 2006 die höchste Zunahme der 
Vernetzung um rund 9 %, Łódź die höchste Abnahme der Vernetzung um etwa 3 %.
Extensive Flächenneuinanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrszwecke ist bei zehn 
Stadtregionen zu verzeichnen, darunter vier aus Spanien und drei aus Polen (Breslau, 
Valencia, Łódź, Murcia, Toulouse, Utrecht, Alicante, Palma, Nizza und Lublin, Abb. 5). 
Diese Regionen weisen im Zeitraum der 16 Jahre sowohl bei der absoluten als auch 
bei der relativen SuV-Zuwachsrate weit überdurchschnittliche Werte (deutlich mehr als 
31 km² bzw. 17 %) auf. Gleichzeitig sind ihre Siedlungsmuster zum Jahr 2006 stark 
dispers (überdurchschnittlicher Zerklüftungsgrad, > 14), und sie schneiden bei der Ver-
netzung zwischen Wohn- und Arbeitsfunktionen schlecht ab (unterdurchschnittlicher 
Vernetzungsgrad, < 10 %). Die Entwicklung dieser Stadtregionen im untersuchten Zeit-
raum ist somit als extrem ressourcenintensiv bezüglich Boden und Freiraum zu kenn-
zeichnen. Eine außergewöhnliche massive Siedlungsexpansion innerhalb kurzer Zeit 
fand in der Stadtregion Breslau statt. Von 1990 bis 2000 änderten sich ihre Siedlungs- 
und Verkehrsflächen kaum. Der große Bauboom fand in den Jahren von 2000 bis 2006 
statt. Massenweise neue Siedlungs- und Verkehrsflächen sind in allen Lagen zu finden 
und ein stark disperses und zerklüftetes Siedlungsmuster ist entstanden (vgl. Abb. 5). 
Diese enorme Siedlungsexpansion der Stadtregion Breslau ist hauptsächlich auf den 
starken Ausbau des Infrastruktur- und Verkehrsnetzes durch die EU-Kohäsionspolitik 
und die Ansiedlung internationaler Produktionsfirmen und Unternehmen (z. B. IKEA, 
Castrol, Mitsubishi, Bosch, Siemens, SAP, Google, LG-Electronics, Ericsson, Toshiba) 
zurück zuführen.
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Abb. 5: Stadtregionen mit weit überdurchschnittlicher Siedlungsexpansion von 1990 bis 2006 
und mit deutlich überdurchschnittlicher Zerklüftung sowie deutlich unterdurchschnittlicher  
Vernetzung, sortiert nach absoluter Flächenneuinanspruchnahme (Quelle: eigene Bearbeitung)
Raumstrukturelle Charakterisierung europäischer Großstadtregionen 63
2.4 Dichtegradient der Siedlungs- und Verkehrsflächen
Die Entfernung der Siedlungs- und Verkehrsflächen zum Stadtzentrum wird analysiert 
und als Dichtegradient dargestellt (Ringzonenanalyse). Diese Kurve kann verwendet 
werden, um die Ressourceneffizienz von Raumeinheiten zu beurteilen (siehe Lewis, 
Brabec 2005). Die Form der Kurve des Dichtegradienten der Siedlungs- und Verkehrs-
flächen spiegelt deren räumliche Anordnung nach Ringzonen um das Stadtzentrum 
wider. Je schneller der Gradient abfällt, umso konzentrierter ist das Siedlungsmuster 
und umso weniger ist die Zersiedelung bzw. die Freirauminanspruchnahme ausgeprägt. 
Anhand dieses Gradienten lassen sich die Entfernungen von Subzentren zum Stadtzentrum 
ablesen.
Abb. 6: Dichtegradienten der Siedlungs- und Verkehrsflächenanteile von ausgewählten Stadt-
regionen mit starker Siedlungsexpansion nach Ringzonen 1990 und 2006 (Quelle: eigene 
Bearbeitung)
Abbildung 6 zeigt sechs Stadtregionen mit massiver Flächenneuinanspruchnahme 
zum Zeitpunkt 2006 in fast allen Ringzonen um das Stadtzentrum. Spitzenreiter ist die 
Stadtregion der spanischen Hauptstadt Madrid, in deren 16 Ringzonen eine relative 
SuV-Zuwachsrate von 11 % bis 40 % zu verzeichnen ist und Freiräume in fast allen 
Zonen großflächig zu Siedlungs- und Verkehrsflächen umgewandelt wurden. Ein gegen-
teiliges Bild zeichnen 44 Stadtregionen, deren sämtliche Ringzonen eine relative SuV- 
Zuwachsrate nicht mehr als 5 % aufweisen.
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3 Clusteranalyse
Nach der Erarbeitung der vier Indikatoren erfolgte eine Clusteranalyse mit SPSS 
(Hengsbach 2012), um ähnliche Strukturen innerhalb der untersuchten Stadtregionen 
zu identifizieren. Im Wesentlichen bestätigte die Clusteranalyse die sich bei der Auswer-
tung der Indikatoren gezeigte Tendenz (siehe Abb. 7).
Abb. 7: Cluster der siedlungsstrukturellen Entwicklung von Stadtregionen in Europa 1990 bis 
2006 (Quelle: eigene Bearbeitung)
Cluster 1 „Extremes Wachstum mit Zersiedelungstendenzen“ ist ausnahmslos durch Po-
len und Spanien vertreten und umfasst Stadtregionen mit extremen SuV-Zuwachs raten 
und hohen Zerklüftungs- und niedrigen Vernetzungsgraden. Ähnlich verhält es sich mit 
Cluster 2 „Starkes Wachstum mit Zersiedelungstendenzen“, dessen Stadtregionen mit 
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hohem Wachstum und einer starken Tendenz zur Zerklüftung ausschließlich in Spanien 
und Portugal liegen. Erst Cluster 3 „Mittleres Wachstum mit Vernetzungstendenzen“ 
ist auch im übrigen Teil Europas vorzufinden und umfasst sämtliche Stadtregionen der 
Niederlande und Dublin, aber auch Stadtregionen in Ost- und Südeuropa. Er vereinigt 
die Stadtregionen mit mäßig starkem Wachstum der Siedlungsfläche und Zunahme des 
Vernetzungsgrades.
Besonders interessant ist der Cluster 4 „Moderates Wachstum mit kompakter Entwick-
lung“, welcher viele Hauptstädte wie Berlin, Kopenhagen, Wien, Paris und London 
einschließt, im Vereinigten Königreich eine besondere Häufung aufweist, jedoch insge-
samt relativ wenig Stadtregionen beinhaltet.
Der größte Teil der Städte ist in Cluster 5 „Stadtregionen mit wenigen Veränderungen“ 
versammelt. Sie sind geprägt durch sehr niedrige Wachstumsraten bis hin zur Schrump-
fung. Die Entwicklung ihrer Vernetzungs- und Zerklüftungsgrade zeigt in keine eindeu-
tige Richtung.
4 Fazit
Die Berechnung der Indikatoren erwies sich als überaus effektiv und brachte gut lesba-
re Ergebnisse, welche plausible Schlüsse über die Siedlungsstrukturen der untersuchten 
Stadtregionen zulassen. Die Entwicklungen in Europa zwischen den Jahren 1990 und 
2006 lassen sich gut an den Ergebnissen nachvollziehen. Außerdem erlaubten die Indi-
katoren, unterschiedliche Orte mit ihren jeweiligen Charakteristiken zu vergleichen und 
skalenübergreifende Strukturen sichtbar zu machen.
Die Ergebnisse dieser Analysen zeigen insgesamt, dass es in Europa keine gemeinsa-
me Entwicklungslinie für diesen Zeitraum gab, aber es durchaus in einigen Ländern zu 
gewissen Parallelen kam, allen voran Polen und Spanien. Die zeitliche Übereinstimmung 
zwischen dem extremen SuV-Wachstum und dem Immobilienboom in diesen beiden 
Staaten zeigt, dass viele städtebauliche Entwicklungen vor allem wirtschaftlich induziert 
zu sein scheinen und nicht auf Grundlage gesellschaftlicher und ökologischer Notwen-
digkeiten stattfanden.
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Raum+ − Ansatz zur aktiven Erkundung und Erstellung 




Die Umsetzung der raumplanerischen Mindeststrategie „Innenentwicklung vor Außen-
entwicklung“ ist nur möglich, wenn alternative Möglichkeiten zur Siedlungsentwicklung 
„auf der grünen Wiese“ aufgezeigt werden. Dazu müssen die Größenordnung, die Lage 
und insbesondere die Qualitäten der für die Innenentwicklung in Frage kommenden 
Flächen bekannt sein. Genau dies ist das Ziel von Raum+.
Der methodische Ansatz von Raum+ besteht darin, den Gemeinden ein Instrument zur 
Verfügung zu stellen, mit dem sie die für die räumliche Entwicklung notwendige Über-
sicht der Siedlungsflächenpotenziale mit angemessenem Aufwand und mit fachlicher 
Begleitung erstellen und regelmäßig aktualisieren können. Die Methode Raum+ beruht 
auf einem kooperativen und dialogorientierten Ansatz, der sowohl die Ortskenntnisse 
der lokalen Vertreter als auch den Blickwinkel von Externen nutzt, um die Siedlungs-
flächenreserven flächendeckend zu erfassen und deren Qualitäten zu ermitteln. Die 
daraus resultierenden einheitlichen, von allen Akteuren getragenen Flächenübersichten 
ermöglichen eine sachgerechte Lagebeurteilung der aktuellen Situation.
Mehrjährige Erfahrungen aus vielen Gemeinden und Regionen in Deutschland und der 
Schweiz zeigen, dass diese Methode einen vielversprechenden Einstieg in Themen der 
integrierten Raum- und Siedlungsentwicklung ermöglicht und gezielt Impulse für eine 
nach innen gerichtete Siedlungsentwicklung gesetzt werden können. 
1 Einleitung
1.1 Hintergrund
Besonders in der Schweiz mit ihren sehr begrenzten Flächenressourcen – nur etwa 30 % 
der Landesfläche von rund 41 000 Quadratkilometern stehen prinzipiell für Siedlungs-
zwecke zur Verfügung (BRP 1998, 58) – bildet die zweckmäßige und haushälterische 
Nutzung der nicht vermehrbaren Ressource Boden eine wichtige Grundlage für eine 
nachhaltige Raumentwicklung. Dieses zentrale Postulat der schweizerischen Raum- und 
Siedlungsentwicklung ist in der Eidgenössischen Bundesverfassung verankert und wurde 
im März 2013 durch die Annahme des teilrevidierten Raumplanungsgesetzes durch das 
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Schweizer Stimmvolk erneut deutlich bekräftigt. Trotzdem schreitet die Flächeninan-
spruchnahme in der Schweiz weiter voran und die Raumentwicklung der Schweiz in den 
letzten Jahrzehnten wird selbst vom zuständigen Bundesamt für Raumentwicklung ARE 
als nicht nachhaltig bezeichnet (Schweizerischer Bundesrat 2012, 18). Zwischen 1983 
und 2007 wurden gemäß Arealstatistik des Bundesamtes für Statistik pro Sekunde rund 
0,8 m2 Siedlungsfläche in Anspruch genommen (BFS 2014) und die übergroßen ausge-
schiedenen Bauzonen liegen oft an ungünstigen, schlecht erschlossenen und peripheren 
Lagen (Fahrländer Partner 2008, 33). Wie in vielen anderen industrialisierten Ländern 
hat sich das anhaltende Flächenwachstum von der Einwohnerentwicklung abgekoppelt 
(vgl. Abb. 1). Zurückzuführen ist diese Entwicklung hauptsächlich auf den veränder-
ten Lebensstil mit höheren Ansprüchen an Wohnraum und Mobilität und somit auf die 
stetig steigende Flächeninanspruchnahme pro Kopf. 
Abb. 1: Bevölkerungs- und Siedlungsentwicklung in der Schweiz seit 1885 (Quelle: Nebel 2013 
nach Berechnungen von Die Geographen schwick+spichtig auf Datengrundlage von swisstopo 
[Dufourkarten, Landeskarten, VECTOR25 und TLM] und BFS)
Diese flächenintensive Siedlungsentwicklung führt oft zu ungeordnetem Wachstum und 
diffusen Siedlungsstrukturen, was sich wiederum in negativen ästhetischen, ökologi-
schen und wirtschaftlichen Folgen im Spannungsverhältnis zwischen Siedlung, Land-
schaft und Verkehr äußert. Will die Schweiz die Handlungsspielräume kommender 
Generationen nicht einschränken, so ist die Begrenzung der Siedlungsfläche die logische 
Konsequenz. Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung, des sparsamen 
Energieverbrauches, des Klimawandels und des ökonomischen Einsatzes der zur Ver-
fügung stehenden begrenzten Finanzmittel, erhält die Begrenzung der Siedlungsfläche 
zusätzliche Aktualität und erweiterte Dimensionen. Unter Berücksichtigung der bei den 
vielfältigen Ansprüchen der verschiedenen raumbedeutsamen Akteure entstehenden 
räumlichen Konflikte kann die Begrenzung der Siedlungsfläche nur über die Transforma-
tion des Bestandes, also der konsequenten Anwendung des Prinzips „Innenentwicklung 
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vor Außenentwicklung“ als Mindeststrategie erfolgen (Scholl 2003, 11). Die Begren-
zung der Siedlungsfläche soll aber keinesfalls zum Stillstand räumlicher Entwicklungen 
führen. In der Transformation des Siedlungsbestandes wird die eigentliche und zentrale 
Herausforderung und Aufgabe gesehen (Scholl 2010, 4). Die Umsetzung der Strate-
gie „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ erfordert ein aktives und effektives, alle 
staatlichen Ebenen umfassendes, Siedlungsflächenmanagement. 
1.2 Übersichten als Grundvoraussetzung
Erster Schritt und Grundvoraussetzung für die Implementierung eines aktiven Sied-
lungsflächenmanagements ist die Erarbeitung einer flächendeckenden, schweizweit 
einheitlichen und handlungsorientierten Übersicht über die tatsächlich zur Verfügung 
stehenden Flächenareale, denn die Forcierung der Innenentwicklung ist nur möglich bei 
ausreichender Anzahl von Möglichkeiten für die innere Entwicklung, Erneuerung und 
Ausgestaltung. Dazu gehören neben quantitativen Aussagen auch Angaben zur räum-
lichen Verteilung, zur zeitlichen Verfügbarkeit und den spezifischen Qualitäten. Darauf 
aufbauend kann eine räumliche Entwicklungsstrategie erarbeitet werden, wobei das 
aktive Siedlungsflächenmanagement helfen soll, diese Entwicklungsstrategie vor dem 
Hintergrund des haushälterischen Umgangs mit dem Boden umzusetzen. Trotz ein-
deutigen Rechtsgrundlagen, welche die Kantone und Gemeinden dazu verpflichten 
würden, sind in der Schweiz nicht überall flächendeckende Übersichten über die inneren 
Nutzungsreserven vorhanden. Somit sind auch die Voraussetzungen für strategisches 
Handeln und Entscheiden und die bei stets knappen Mitteln notwendigen Schwerpunkt-
bildungen nur ungenügend möglich. 
1.3 Die Initiative Raum+
Um die zuvor genannten Defizite zu überwinden, wurde die Initiative Raum+ gestartet. 
Grundgedanke von Raum+ ist es, mit angemessenem Aufwand eine von allen Akteuren 
getragene sachliche Übersicht über die vorhandenen Potenziale für die Siedlungsent-
wicklung nach innen zu erstellen, um so dem in der Verfassung der Schweiz geforder-
ten haushälterischen Umgang mit dem Boden Nachdruck zu verleihen, den Verbrauch 
wertvollen Kulturlandes zu bremsen und die Siedlungsentwicklung nach innen sowie die 
Transformation des Bestandes zu fördern. Diese Übersicht ist ebenso Voraussetzung für 
die Entwicklung von kantonalen und lokalen räumlichen Strategien. So wird im Rahmen 
von Raum+ eine internetbasierte Übersicht der in Frage kommenden Flächenpotenzia-
le erstellt, welche eine konsequentere Umsetzung dieser Strategien fördern kann. Auf 
dieser Grundlage wird es Kantonen und Gemeinden – gegebenenfalls in gemeinsamer 
und grenzüberschreitender Zusammenarbeit – ermöglicht, Schwerpunkte für eine nach 
innen gerichteten Siedlungs- und Raumentwicklung zu bilden und deren Umsetzung an 
die Hand zu nehmen.
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1.4 Vorgeschichte
Erste Anstrengungen in diese Richtung wurden bereits vor über zehn Jahren unter-
nommen. Nach ersten erfolgreichen Versuchen mit dem Raum+-Ansatz in Baden-Würt-
temberg in der Landeshauptstadt Stuttgart (NBS, 2001-2003; vgl. Stadtplanungsamt 
Stuttgart 2003), der Region Stuttgart (MORO-RESIM, 2003-2005; vgl. VRS 2005) und 
dem Bundesland Baden-Württemberg (Raum+, 2006-2008; vgl. WM und UM 2008), 
wurden die Erhebungen ab 2007 in Richtung Schweiz ausgedehnt und die Methodik 
verfeinert. Mittlerweile wurden in der Schweiz Raum+-Projekte in den Kantonen Basel-
Landschaft, Schwyz, Uri, St. Gallen, Graubünden, Wallis, Tessin, Schaffhausen, Appen-
zell Innerrhoden und Thurgau durchgeführt (vgl. Abb. 2).
Abb. 2: Übersicht über die mittels Raum+ erhobenen Regionen in der Schweiz (Quelle: Professur 
für Raumentwicklung, ETH Zürich 2014)
2 Der methodische Ansatz von Raum+
2.1 Ansatz und Vorgehen
Der methodische Ansatz von Raum+ hat einen zentralen Kern. Dieser besteht dar-
in, den Gemeinden ein Instrument zur Verfügung zu stellen, mit dem sie die für die 
räumliche Entwicklung notwendige Übersicht der Siedlungsflächenpotenziale ohne 
größeren Aufwand und mit fachlicher Begleitung erstellen und regelmäßig aktualisie-
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ren können. Diese gemeindeweise stattfindenden Erhebungen und Nachführungen 
sind die Grundlage, um kantonale und in Zukunft auch schweizweite Übersichten 
der Siedlungsflächen potenziale generieren zu können, die von den Gemeinden getra-
gen werden. Wesentliches Instrument dafür ist eine internetbasierte Plattform, die es 
erlaubt, die Informationen orts- und zeitunabhängig dezentral zusammenzustellen. Die 
Zugangsberechtigungen für die Plattform können unter den Beteiligten vereinbart und 
dementsprechend geregelt werden. Die Raum+-Methodik konnte in den letzten Jahren 
kontinuierlich weiterentwickelt werden. So wurden die zu erfassenden Flächen stärker 
ausdifferenziert, die Erhebungsgespräche durch gezielte Vorarbeiten strukturierter als 
zuvor durchgeführt und die technische Plattform weiter optimiert.
Die Übersicht der Siedlungsflächenpotenziale entsteht im Zusammenwirken mit den 
Gemeinden in einzelnen Erhebungsgesprächen. Diese werden durch Vorarbeiten in 
Form von Geodatenanalysen und manuellen Luftbildauswertungen unterstützt, wel-
che während der Gespräche mit den Kenntnissen und Erfahrungen der Gemeinden ab-
geglichen werden. Ergebnis dieser Gespräche sind Aussagen und Darstellungen über 
die Menge der zur Verfügung stehenden Potenziale, aber auch über deren Qualität, 
die Hinderungsgründe für deren Mobilisierung sowie zur räumlichen Verteilung. Viele 
Gemeinden erkennen beim Anlass der Erhebungsgespräche, dass innerhalb ihrer 
Gemeindegrenzen mehr Potenziale existieren als aus der eigenen Anschauung bekannt 
sind. Durch die qualitative Beurteilung der Flächen im Innenbereich können zudem Schät-
zungen zur zeitlichen Verfügbarkeit vorgenommen werden und die Gemeinden finden 
eine Hilfestellung, um ihre räumliche Entwicklung strategisch zu beeinflussen. In der kan-
tonalen Gesamtschau stehen damit wichtige zusätzliche Grundlagen für die kantonale 
Richtplanung zur Verfügung, namentlich für das Bilden von Schwerpunkten für räum-
liche Entwicklungen (beispielsweise in Abstimmung mit den sozialen und technischen 
Infrastrukturen), der Bilanzierung der Siedlungsflächen und der Ausgestaltung der wei-
teren Siedlungsentwicklung. Diese an die Übersicht anschließende Lagebeurteilung zur 
Identifikation von Räumen mit besonderem Handlungsbedarf und das Aufzeigen von 
Abb. 3: Die drei methodischen Säulen von Raum+ (Quelle: Professur für Raumentwicklung, ETH 
Zürich 2010, 11)
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Prozessvorschlägen für das weitere Vorgehen sind integrale Bestandteile des Raum+-
Ansatzes. Abbildung 3 illustriert den beschriebenen Ansatz von Raum+ mit seinen drei 
methodischen Säulen.
2.2 Die erhobenen Flächenreserven
Mit dem Ansatz Raum+ werden die in den rechtskräftigen Bauzonen liegenden Sied-
lungsflächenreserven erfasst, welche eine Mindestgröße von 200 m2 aufweisen. Da sich 
der planerische Aufwand zur Mobilisierung eines Potenzials je nach Größe, Bebauungs-
stand und Lage unterscheidet, werden die Flächen in unterschiedliche Kategorien ein-
geteilt. Diese Einteilung dient im Wesentlichen dem gezielten Abfragen von Informati-
onen, deren Kenntnis für die Entwicklung der jeweiligen Fläche maßgebend ist. Die drei 
erfassten Hauptflächenkategorien lassen sich wie folgt charakterisieren (Professur für 
Raumentwicklung, ETH Zürich 2013, 10):
Einzelbauplätze (Baulücken) sind in der Regel baureif. Daher reichen Informationen 
zum Eigentümertyp, zum Eigentümerinteresse an der Entwicklung der Fläche sowie 
zur Nachfragesituation in der Regel aus, um eventuelle Entwicklungshindernisse 
festzustellen.
Größere und teilweise bereits bebaute Flächen innerhalb des weitgehend über-
bauten Gebiets (Innenentwicklungspotenziale) weisen hingegen häufig komplexe-
re Problemlagen auf und bedürfen planerischer Vorbereitungsschritte. Dem trägt 
Raum+ mit der Erfassung weiterer Informationen, wie der Altlastensituation oder 
des Planungsstands, Rechnung.
Größere unbebaute Flächen außerhalb des weitgehend überbauten Gebiets 
(Außenreserven) sind im Vergleich zu bebauten Potenzialen in der Regel mit gerin-
gerem Aufwand entwickelbar. Bei diesen Flächen muss jedoch davon ausgegangen 
werden, dass die Erschließung nicht vollständig vorhanden ist.
Ergänzend ermöglicht die Plattform auch die Erfassung von Nachverdichtungs poten-
zialen geeigneter Wohngebiete oder weitere gemeindespezifische Ausdifferenzierungen 
der Potenzialflächen.
3 Schlussfolgerungen
Aufgrund der über viele Jahre gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen mit Raum+ 
lassen sich u. a. nachfolgende zentrale Schlussfolgerungen ziehen (vgl. auch Nebel 
2013, 125-132):
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3.1 Die Bedeutung von Potenzialübersichten für die Entwicklung 
räumlicher Strategien
Soll in Zukunft vermehrt dem haushälterischen Umgang mit dem Boden Rechnung 
getragen und die unbestrittene Forderung nach einer konsequenten Siedlungsentwick-
lung nach innen nachhaltig umgesetzt werden, sind dafür gemeinde- und regionen-
übergreifende räumliche Entwicklungsstrategien notwendig. Diese erlauben es, aktions-
orientiert Entwicklungsmöglichkeiten und die dazugehörigen Rahmenbedingungen im 
Innenbereich aufzuzeigen und deren Umsetzung – soweit zweckmäßig, zielführend und 
notwendig – aktiv zu begleiten. Dabei bildet das konkrete Aufzeigen der grundsätzli-
chen Möglichkeiten der für die innere Entwicklung und Erneuerung infrage kommenden 
Areale eine unverzichtbare Grundlage, die erst eine anschließende Lagebeurteilung und 
den damit verbundenen Konzentrationsentscheid und somit zielgerichtetes Handeln 
und Entscheiden ermöglicht. Nur durch das aktive Erkunden und Darlegen der tatsäch-
lich vorhandenen Möglichkeiten sowie den Qualitäten und Konflikten auf den einzel-
nen Flächen kann die Innenentwicklung systematisch forciert und die Siedlungsflächen-
inanspruchnahme im Außenbereich nachhaltig eingedämmt werden. 
3.2 Raum+ als vielversprechender Ansatz
Der auf den methodischen und inhaltlichen Anforderungen an eine problemorientierte 
Flächenübersicht basierende Ansatz von Raum+ hat sich in allen Projekten – sowohl 
methodisch, materiell wie auch technisch – bewährt. Das methodische Vorgehen, die 
Einteilung der Arbeiten in verschiedene Phasen, die Unterscheidung der Flächenkatego-
rien, die dazu erfassten Attribute wie auch die eingesetzte internetbasierte Arbeitsplatt-
form, sind alles wichtige Elemente, die im Rahmen der verschiedenen Kooperationspro-
jekte weiterentwickelt und optimiert werden konnten. Gerade die enge Abstimmung 
zwischen den methodischen, technischen und materiellen Aspekten der Vorbereitung, 
Durchführung und Auswertung trägt wesentlich zum Erfolg von Raum+ bei. Besonders 
zentral sind die Erhebungsgespräche vor Ort, bei welchen das informelle lokale Wissen 
systematisch erfasst wird. Die Rückmeldungen der Gemeinden, Regionen, Kantone und 
des Bundesamtes für Raumentwicklung bestätigen die Ausgereiftheit und Praxistaug-
lichkeit der Methode (ARE 2013, 26), welche mit vertretbarem Aufwand rasch sehr gute 
Resultate liefert und entsprechendes Handlungswissen generiert.
3.3 Erhebliche innere Reserven
Durch die über Gemeinde- und Kantonsgrenzen hinaus einheitliche Erfassung der Nut-
zungsreserven und deren Plausibilisierung vor Ort ermöglichen die Raum+-Resultate 
nicht nur Aussagen über die Quantitäten, sondern erstmals auch gewisse Aussagen 
über die eingeschätzten Qualitäten der einzelnen Flächenreserven. Die verschiedenen 
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Raum+-Erhebungen und die Zusammenstellung sämtlicher Resultate zeigen, dass vie-
le Gemeinden, Regionen und Kantone über erhebliche Nutzungsreserven verfügen. 
Über alle Regionen, die Erhebungen durchgeführt haben, resultiert eine durchschnitt-
liche Nutzungsreserve im Bereich von rund 30 m2 Bauzonenfläche pro Einwohner und 
Beschäftigten. Die Ergebnisse zeigen ferner, dass – trotz regional großer Unterschiede – 
vor allem die kleineren und mittleren Gemeinden im periurbanen und ländlichen Gebiet, 
relativ zur Bevölkerung, über die größten Nutzungsreserven verfügen.
3.4 Von der Übersicht zum Flächenmanagement
Eine wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung der Innenentwick-
lung als Strategie für die räumliche Entwicklung ist die Etablierung eines Flächen-
managementprozesses mit langfristig tragfähigen Strukturen. Dazu gehören Elemente 
wie Übersicht, Lagebeurteilung, räumliche Entwicklungsstrategie, Umsetzungsmaßnah-
men sowie Monitoring und Controlling. Dabei kommt einem geeigneten Kooperations- 
und Koordinationsrahmen unter Einbezug aller raumbedeutsamen Akteure sowie einer 
geeigneten organisatorischen Einbettung mit klaren Zuständigkeiten eine entscheidende 
Rolle zu. Eine unverzichtbare Grundvoraussetzung dazu bilden Flächenübersichten wie 
Raum+.
Weitere ausführliche Dokumentationen und aktuelle Informationen zu Raum+ sind unter 
www.raumplus.ethz.ch zu finden.
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FLOO – ein Werkzeug zur Erfassung und Bewertung  
von Innenentwicklungspotenzialen für die Kommunen  
in Baden-Württemberg
Stefan Frey, Manfred Lehle
Zusammenfassung
Stärkung der Innenentwicklung und Aufwertung des innerörtlichen Siedlungsraums sind 
Kernelemente zukunftsgerichteter Kommunalentwicklung. Das Land Baden-Württem-
berg unterstützt die Kommunen bei dieser Aufgabe. 
So wird seit August 2013 vom Ministerium für Verkehr und Infrastruktur Baden-Würt-
temberg und der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz (LUBW) den 
Kommunen im Land ein Werkzeug zur Erfassung ihrer Flächenreserven zur Verfügung 
gestellt. Das Flächenmanagement-Tool FLOO ermöglicht es insbesondere kleineren 
Städten und Gemeinden, den Status ihrer Flächenreserven im Innenbereich ohne großen 
Aufwand kontinuierlich zu erfassen und zu bewerten. Damit stehen der Kommune diese 
Informationen für eine flächeneffiziente Bauleitplanung, die Arbeit im Gemeinderat und 
Kontakte mit Bau- und Ansiedlungswilligen und Investoren zur Verfügung.
Im Frühjahr 2014 wurden bei einigen Kommunen deren Erfahrungen mit FLOO 
abgefragt. Das Ergebnis der Antworten: Alle Anwender kommen mit dem Werkzeug 
gut zurecht. Für Darstellung und Verwaltung der Potenzialflächen und Leerstände in 
Kommunen ist FLOO gut geeignet. 
1 Einführung
Die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr ist ein Schwer-
punkt der baden-württembergischen Landespolitik. Das anspruchsvolle Ziel „Netto-
Null“ beim Flächenverbrauch entlang der demografischen Entwicklung – erstmals 
formuliert von Alt-Ministerpräsident Oettinger in seiner Regierungserklärung im Juni 
2006 und seither mehrfach bekräftigt – gilt weiter. Die jetzige Landesregierung hat dies 
in ihrem Koalitionsvertrag 2011 als langfristiges Ziel bestätigt und will auf dem Weg 
dorthin bis 2016 deutliche Erfolge erzielen. Eine konkrete Quantifizierung wurde dabei 
bewusst nicht genannt. Dies war und ist sinnvoll, weil die demografische Entwicklung 
schwankt und derzeit der Zielerreichung eher entgegenwirkt, durch Sondereinflüsse 
einer seit Anfang 2010 deutlich gestiegenen und so nicht prognostizierten Zuwan-
derung. Doch langfristig wird aufgrund der demografischen Fakten die Bevölkerung 
zurück gehen. Es fehlt bereits fast eine halbe Generation von Müttern der Geburtsjahre 
ab ca. 1975. Mütter, die nicht geboren wurden, können auch keine Kinder bekommen. 
Diese unausweichliche Tatsache muss auch die Siedlungsplanung im Auge behalten.
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Vor diesem Hintergrund will Baden-Württemberg seinen Beitrag dazu leisten, das 
30-Hektar-Ziel der Bundesregierung zu erfüllen, wonach bis zum Jahr 2020 die bundes-
weite Flächeninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr auf täglich 30 Hektar redu-
ziert werden soll. Dieses im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung 
gefasste Ziel findet sich auch im Koalitionsvertrag der Bundesregierung vom November 
2013. Umgerechnet auf die Fläche des Landes Baden-Württemberg, die ein Zehntel der 
Bundesfläche beträgt, wären dies 3 Hektar am Tag. Dies ist weniger als die Hälfte des 
derzeitigen Flächenverbrauchs im Land. Sowohl auf Bundesebene als auf Landesebene 
bedeutet dies ein höchst anspruchsvolles Ziel, das nur in Zusammenarbeit aller Beteilig-
ten, insbesondere im Zusammenwirken mit den Kommunen gemeistert werden kann. 
Unverzichtbares Kernstück auf dem Weg zur Realisierung dieses Zieles ist die Erfassung 
und Mobilisierung der innerörtlichen Entwicklungspotenziale. Hierfür stellt das Land den 
Kommunen das Werkzeug FLOO zur Verfügung. 
2 Unterstützung der Kommunen mit FLOO 
In jeder Kommune gibt es Flächenreserven im Siedlungsbestand. Diese stehen jedoch 
nicht alle zur Deckung der Nachfrage nach Flächen für Wohnen und Arbeiten zur Ver-
fügung. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels mit stagnierenden oder gar 
sinkenden Einwohnerzahlen und Immobilienpreisen in Teilen des Landes sind jedoch 
der Überblick über Flächenreserven im Innern einer Kommune und Anstrengungen zu 
deren Mobilisierung auch unter kommunalwirtschaftlichen Aspekten wichtig (Hartung 
et al. 2008). Dadurch kann weiterer Flächenverbrauch im Außenbereich verringert und 
vorhandene Infrastruktur im Siedlungsbestand kostengünstiger genutzt werden. 
Seit August 2013 wird den Städten und Gemeinden in Baden-Württemberg mit FLOO, 
einer Web-GIS-Anwendung zur Erfassung und Bewertung von Flächenreserven im 
Innenbereich, ein einfach nutzbares informationstechnisches Werkzeug zur Verfügung 
gestellt. Initiiert wurde FLOO vom Gemeindetag Baden-Württemberg und vom Städte-
tag Baden-Württemberg mit dem Ziel, kleinere und mittlere Kommunen beim Flächen-
management zu unterstützen. Daraufhin wurde FLOO im Auftrag des Ministeriums für 
Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg auf der Plattform Cadenza (Otterstätter 
et al. 2014) von disy Informationssysteme entwickelt. Die Projektleitung liegt bei der 
Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg.
2.1 Eingabemöglichkeiten
Das Programm ermöglicht es, die Flächenpotenziale in unterschiedlichen Kategorien 
(Baulücken, Brachflächen, Althofstellen, leerstehende Gebäude, Leerstände in Gebäu-
den, untergenutzte Flächen und Restnutzungen) auf der Grundlage der Automatisierten 
Liegenschaftskarte (ALK) in Plänen zu erfassen. Weitere, zur Erfassung und Bewertung 
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hilfreiche Daten, wie farbige digitale Orthofotos sowie erforderliche Geofachdaten, z.  B. 
die Daten von Überschwemmungsgebieten, werden von FLOO bereitgestellt (Abb. 1). 
Für eine Ersterfassung der Baulücken in einer Kommune kann die Nutzungsart Bauplatz 
aus der ALK zu Hilfe genommen werden. Die Flächen müssen jedoch mit dem Ortho-
foto und – unverzichtbar – Ortskenntnis verifiziert werden (Abb. 2). Auch das automati-
sierte Raumordnungskataster Baden-Württemberg (AROK 2014) ist in FLOO integriert. 
Abb. 1: Themenmenü und Kartenansicht von FLOO (Auszug): Angebot verschiedener  
Kartenthemen (Quellen: LGL BW, LUBW) 
Abb. 2: Kartenauszug aus FLOO: Baulücken in einer Kommune im Ländlichen Raum; Darstel-
lung: ALK überlagert mit Luftbild und Nutzungsart Bauplatz (rot) (Quellen: LGL BW, LUBW)
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Grundstücke, für die nur in einem Teilbereich eine Entwicklung vorgesehen ist oder für 
die eine Bodenordnung erforderlich wird, lassen sich abgrenzen und teilen; größere 
Entwicklungsbereiche können durch die Zusammenfassung mehrerer Grundstücke dar-
gestellt werden. Dazu werden Gemarkung, Straßenname, Flurstücksnummer und Flä-
chengröße im Programm automatisch ermittelt. Die Eingabe weiterer Sachdaten zu den 
Flächenreserven, wie Angaben zum Planungsrecht, eine Beurteilung der Infrastrukturan-
bindung der Flächen oder die Angabe eines bekannten Altlastenverdachts, ist möglich. 
Über Auswahlfelder werden verschiedene Angaben für die Auswertung standardisiert. 
In FLOO können auch weitere in der Gemeinde vorliegende Dokumente oder Bilder 
zu den Flächenpotenzialen als Datei abgelegt sowie objektbezogene Merkpunkte und 
Kommentierungen eingefügt werden. Die Darstellung der Flächenpotenziale, die sich in 
kommunalem Eigentum befinden, ist ebenso möglich, wie auch eine Flurstückssuche. 
2.2 Recherchen und Auswertungen
Für Darstellung und Auswertung der Daten stehen Recherchefunktionen und verschie-
dene Ausgabeformate zur Verfügung. Mit den Recherchefunktionen ist es möglich zu 
bestimmen, ob nur Baulücken oder alle Flächenpotenziale angezeigt und ausgegeben 
werden sollen. Auch können Flächen nach Flächengröße, kommunalem Eigentum, aktu-
eller Nutzung, zulässiger Art der Nutzung oder anderen Eigenschaften selektiert werden. 
Für die unterschiedlichen Aufgaben der Stadtplanung und -entwicklung stehen ver-
schiedene Ausgabeformate zur Verfügung:
Kartenausdruck bis zur Größe A2 in unterschiedlichen Maßstäben für die Visualisie-
rung in Gremien und Arbeitsgruppen,
Shape-Datei (mit den Flächenumrissen und Sachdaten der Flächenpotenziale) für 
die Übergabe der Daten an andere Geoinformationssysteme,
Excel-Datei mit allen eingegebenen Sachdaten aus FLOO (z. B. für Statistiken) oder
PDF-Datenauszug mit Aufteilung in externe und interne Informationen zur Weiter-
gabe und Ablage.
Zur Unterstützung der Einführung von FLOO wurde ein Kurzfilm mit den wesentlichen 
Funktionen erstellt. Es werden außerdem eine Kurzanleitung zur Handhabung im Inter-
net und Schulungen auf Nachfrage angeboten. 
2.3 Betrieb
Der Betrieb von FLOO erfolgt durch die Kommunale Informationsverarbeitung Baden-
Franken (KIVBF), ein bewährter Partner der Kommunen in Baden-Württemberg. 
Wichtig: Mit den kommunalen Landesverbänden wurde vereinbart, dass ein Zugriff auf 
die Daten zu den Flächenreserven ausschließlich der jeweiligen Gemeinde möglich ist, 
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die die Daten eingegeben hat. Auch nur die betroffene Kommune ist berechtigt, zusam-
menfassende Auswertungen zu erstellen. Eine Weitergabe der Daten und der Auswer-
tungen kann durch die Kommune in den oben dargestellten Formaten jedoch erfolgen. 
Weitere Informationen mit dem Text der Kooperationsvereinbarung, dem Beitrittsfor-
mular, dem Anwenderhandbuch, Hinweisen zu ersten Schritten u. a. sind im Internet 
eingestellt unter: floo.lubw.baden-wuerttemberg.de.
3 Nutzerbefragung zu FLOO
Fünf Kommunen, die mit FLOO arbeiten, wurden um eine Stellungnahme gebeten. Die 
Kommunen haben zwischen 1 200 und 30 000 Einwohner. Damit entsprechen diese den 
kleinen und mittleren Kommunen in Baden-Württemberg, für die als Hauptzielgruppe 
das Flächenmanagement-Werkzeug entwickelt wurde. 
FLOO wird von den Anwendern als benutzerfreundlich und einfach zu bedienen 
beschrieben. Positiv hervorgehoben wurde der Betrieb als Web-GIS-Anwendung über 
das Internet. Somit kann der Zugriff auf das Programm und die Daten über verschiedene 
Rechner und von unterschiedlichen Standorten erfolgen. 
Die Anwendung bietet der nutzenden Kommune anhand der Lagepläne einen schnellen 
Gesamtüberblick, nicht nur über die Baulücken, sondern je nach erfasster Datengrund-
lage auch über geringfügig genutzte Flächen, Brachflächen, Leerstände und Althofstel-
len. Die Lagepläne können als Grundlage für Entwicklungskonzepte einzelner Ortsteile 
dienen, auf deren Basis einzelne Innenentwicklungsprojekte angestoßen werden. Die 
Kommunen empfehlen, insbesondere die Daten sorgfältig zu erheben und regelmä-
ßig zu pflegen. Angesichts einer Vielzahl an Eingabemöglichkeiten sollte jedoch vor der 
Datenermittlung festgelegt werden, welche Informationen tatsächlich benötigt werden. 
In der größten Kommune werden derzeit mit FLOO die Flächenpotenziale in der Kern-
stadt und zwei Ortsteilen aufgearbeitet und erfasst. Die Daten aus verschiedenen För-
derprojekten konnten so zusammengeführt werden. Damit steht nun ein leicht hand-
habbares Instrument zur Verfügung, die Daten fortzuführen. Konkret wurden die Daten 
genutzt, um in einer Bürgerwerkstatt die Ortsentwicklungsplanung voranzutreiben. 
Weiter plant die Stadt, nach Erhebung der Baulücken in allen Ortsteilen, ein Bauland-
kataster gemäß § 200 BauGB im Internet zu veröffentlichen. Hierfür soll die Datenbasis 
aus FLOO als Quelle dienen ebenso wie für die Kommunikation mit der für die Geneh-
migung für Flächennutzungspläne zuständigen Behörde.
FLOO wird jedoch auch genutzt, um eine Baulücken-Börse zu erstellen oder um Daten 
für Auskünfte an Wohnungs- oder Geschäftsflächensuchende bereitzustellen. Für letz-
teres erwies es sich als vorteilhaft, dass die Grunddaten zum Gebäude oder Flurstück, 
wie Adresse, Flurstücksnummer oder Eigentümer und weitere wichtige Angaben (z. B. 
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die aktuelle Nutzung, die Art der Bebauung oder eine Altlastenbeurteilung) ebenso wie 
Planungsdaten in FLOO hinterlegt werden können.  
Verschiedene Kommunen nutzen auch die Möglichkeit Shape-Files zu exportieren, um 
die Daten ins eigene GIS-Programm zu übernehmen oder zur weiteren Verwendung an 
Planungsbüros zu geben oder Sachdaten als Excel-Tabellen zu exportieren und weiter-
zuverarbeiten.
Allgemein wurde das Fazit gezogen, dass FLOO ein einfach zu handhabendes Werk-
zeug darstellt, mit dem Gemeinden ihre Innenentwicklungspotenziale erfassen, darstel-
len und die Erkenntnisse als Grundlage für konkrete Projekte nutzen können.
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Baulücken- und Leerstandskataster –  
Dienstangebote für niedersächsische Kommunen 
Doris Kleinwächter
Zusammenfassung
Das Baulücken- und Leerstandskataster (BLK) wurde speziell für kommunale Verwaltun-
gen entwickelt, die sich davon eine konkrete Unterstützung bei der Stadt- oder Orts-
entwicklungsplanung versprechen und/oder es als vorbeugende Maßnahme nutzen, 
um die Notwendigkeit der Bebauung von Flächen auf der „Grünen Wiese“ begrün-
den zu können. Neben der Visualisierung von Leerständen und Baulücken schätzen die 
Kommunen besonders die Anzeige der Einwohneraltersstruktur. Damit können kritische 
Wohnquartiere erkannt und rechtzeitig Maßnahmen ergriffen werden. Gut ein Viertel 
der niedersächsischen Kommunen nutzt bisher das BLK. 
1  Nutzen für die Kommunen
Von insgesamt 412 Städten, Samt- und Einheitsgemeinden in Niedersachsen nut-
zen 119 Kommunen das Baulücken- und Leerstandskataster (BLK) gut ein Jahr nach 
dessen Einführung als offizielle Dienstleistung des Landesamtes für Geoinformation und 
Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) und weitere stehen als potentielle Nutzer in 
den Startlöchern (Abb. 1). Inzwischen interessieren sich auch umliegende Bundesländer, 
und die allgemeine Ressortforschung des Bundes greift auf das niedersächsische Modell 
als erprobtes und gelungenes Beispiel zurück.
Das BLK wurde speziell für niedersächsische Kommunen entwickelt und hilft in 
erster Linie den Verwaltungen. Sie nutzen es als Unterstützung bei der Stadt- oder Orts-
entwicklungsplanung, beispielsweise bezogen auf Schulen und Schulwege, Spielplät-
ze, Senioren- und Nahversorgungseinrichtungen oder ärztliche Versorgung. Oder sie 
bedienen sich dieses Dienstes als vorbeugende Maßnahme, um die Notwendigkeit 
der Bebauung von Flächen auf der „Grünen Wiese“ begründen zu können. Dieses ist 
seit der Novellierung des Bauplanungsrechtes im September 2013 gesetzliche Pflicht. 
Stärkung der Innenentwicklung heißt das Schlagwort, unter dem vorzugsweise Brach-
flächen, leerstehende Gebäude, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten 
genutzt werden sollen.
Neben der einfachen Erfassung und Anzeige von Leerständen und Baulücken schätzen 
die Kommunen besonders die Anzeige der Einwohneraltersstruktur. Damit können über-
alterte Wohnquartiere erkannt und frühzeitig Maßnahmen ergriffen werden. Einmal jähr-
lich werden dazu Teile der Einwohnermeldedaten mit den Karten verknüpft. Angezeigt 
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werden Adressen ohne Einwohnermeldedaten, um potentielle Leerstände zu finden, 
Adressen mit Kindern verschiedener Altersstufen, mit ausschließlich älteren Bewohnern 
in mehreren Kategorien sowie von Einpersonenhaushalten. Der jeweils jüngste Bewoh-
ner eines Grundstücks ist maßgebend für die farbliche Kennzeichnung einer Adresse.
Mithilfe einer einfachen Schnittstelle können Baulücken und leerstehende Gebäude über 
eine kommunale Internetseite angeboten werden, soweit gewünscht und vom Eigen-
tümer erlaubt.
Das BLK ist ausschließlich über das Landesintranet zugänglich, Kennung und Passwort 
garantieren die für den Datenschutz wichtige Beschränkung auf das eigene Gemeinde-
gebiet. Ansprechpartner für Kommunen sind in den neun Regionaldirektionen des LGLN 
zu finden.
Abb. 1: Übersicht der kommunalen BLK-Vertragspartner und der am BLK interessierten Kommu-
nen in Niedersachsen, Stand: August 2014 (Quelle: LGLN Geobasisdaten)
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2  Entstehung im Modellprojekt „Umbau statt Zuwachs“ 
Um sich auf den demografischen Wandel einzustellen, konzipierten die Städte und 
Gemeinden im Weserbergland 2009 das Modellprojekt „Umbau statt Zuwachs – 
regional abgestimmte Siedlungsentwicklung“ (MUZ). Dieses Projekt sollte Impulse zur 
Steuerung unvermeidlicher Umbau- und Schrumpfungsprozesse geben, strategische 
Handlungsansätze hervorbringen und die partnerschaftliche regionale und kommunale 
Zusammenarbeit etablieren. Konkret sollten dabei Fehlinvestitionen in neue Baugebiete 
und Infrastrukturvorhaben vermieden, die bauliche Außenentwicklung eingeschränkt, 
Rückbau-Möglichkeiten geprüft sowie die Innenentwicklung durch Planungsinstrumen-
te gefördert werden. 
Die Vermessungs- und Katasterverwaltung (VKV) erhielt den Auftrag, das Modellpro-
jekt beim Aufbau eines Baulücken- und Leerstandskatasters zu unterstützen. Sie ent-
wickelte auf der Basis eines bereits in der VKV etablierten Viewers einen Prototyp mit 
entsprechenden Erfassungsmasken nach den fachlichen Anforderungen des MUZ. Der 
zentrale Datenserver wurde in der Landesvermessung platziert. Als Netz stand das Lan-
desintranet zur Verfügung, da ausschließlich niedersächsische Kommunen als Nutzer 
angesprochen werden sollten und Datensicherheit sowie Zugriff darüber gewährleistet 
werden konnten. Im Pilotierungszeitraum 2011 und 2012 konnte die VKV gemeinsam 
mit den kommunalen Anwendern im Gebiet des MUZ Erfahrungen sammeln, das Katas-
ter entsprechend anpassen und weiterentwickeln. Schon vor Ablauf des Pilotierungszeit-
raumes wurde der Wunsch einer Teilhabe am BLK auch außerhalb der ursprünglich am 
MUZ beteiligten Kommunen geäußert und der Kreis der Kommunen erweitert.
3  Daten Dritter und Datenschutz
In den Pilotierungszeitraum fiel die Prüfung zur Nutzung bestehender eigener Daten-
bestände oder Daten anderer Institutionen. Einzelne Energieversorger sowie ein Abfall-
wirtschaftsbetrieb stellten Testdaten zur Verfügung, die erfolgreich verarbeitet werden 
konnten. Die Vielzahl unterschiedlicher Anbieter für Gas-, Wasser- und Stromlieferun-
gen sowie Abfallentsorgung in Niedersachsen, deren Kooperationsbereitschaft zudem 
meist eine Rücklieferung der für sie relevanten Ergebnisse aus dem BLK voraussetze, 
machte eine niedersachsenweit einheitliche und datenschutzrechtlich unbedenkliche 
Lösung unmöglich. Der ablehnende Bescheid des Niedersächsischen Datenschutzbeauf-
tragten zur Verschneidung von Fremddaten setzte den endgültigen Schlusspunkt unter 
dieses Thema. 
Als erfolgversprechender erwies sich die Nutzung von Einwohnermeldedaten, die sich im 
Eigentum jeder Kommune befinden. Nach Rücksprache mit dem Datenschutzbeauftrag-
ten dürfen die benötigten Teile der Einwohnermeldedaten (Adresse, Geburtsjahrgang) 
für einen begründbaren Zweck verwendet werden. Der dargelegte Zweck rechtfertigt 
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nach seiner Aussage die Nutzung. Da jede Kommune nur passwortgeschützt im Ver-
waltungsgebäude auf den Dienst zugreifen und ausschließlich den eigenen Dienstbezirk 
betrachten kann, konnten auch die datenschutzrechtlichen Belange erfüllt werden. Den 
Kommunen wird ausdrücklich mitgeteilt, dass sie für die Einhaltung des Datenschutzes 
bei Nutzung des BLK selbst verantwortlich sind und die adressscharfen Einwohnerdaten 
ausschließlich in nichtöffentlichen Sitzungen präsentiert werden dürfen. Ratsmitglieder 
sind zur Vertraulichkeit verpflichtet. Die Einwohnermeldedaten werden jährlich durch 
das LGLN aktualisiert. Die Übermittlung erfolgt nicht automatisiert, sondern jeweils per 
Datenträger oder personalisierter E-Mail.
4  Einbindung der Denkmaldatenbank 
ADABweb (Allgemeine Denkmaldatenbank, web-basierend) ist das Fachinformations-
system des Niedersächsischen Landesamtes für Denkmalpflege und wurde bereits in der 
Pilotierungsphase auf Wunsch der Kommunen in das BLK integriert. Der Datenbestand 
umfasst derzeit rund 80 000 Denkmale und stellt diese lagegenau in Form von Polygo-
nen oder Signaturen dar (Abb. 2a). Deren Visualisierung bereichert das BLK vor allem in 
Bezug auf planerische Maßnahmen.
5  Weiterentwicklung im MORO-Aktionsprogramm 
Das Modellvorhaben der Raumordnung (MORO) ist ein Programm im Forschungs-
feld „Aktionsprogramm regionale Daseinsvorsorge“ des heutigen Bundesministeriums 
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) und wird betreut vom Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumord-
nung (BBR). Das Regionalmanagement Mitte Niedersachsen ist eines der bundesweit 
ausgewählten 21 Modellregionen und die Einführung eines regional agierenden, strate-
gischen Leerstandsmanagements war eines der drei Bearbeitungsschwerpunkte. Für die 
Umsetzung der entwickelten Projekte und Maßnahmen gewährt der Bund zusätzliche 
Mittel, unter anderem für den Aufbau eines Marketingtools innerhalb des BLK. Dieses 
steuert automatisiert die Anzeige ausgewählter Baulücken und Leerstände im Interne-
tauftritt einer Kommune und wird derzeit in ersten Kommunen pilothaft angewendet.
6  Praxiseinsatz in den Kommunen 
Das BLK wird bewusst als einfache und solitäre Anwendung bereitgestellt, um jeder 
Kommune in Niedersachsen, auch kleineren mit eingeschränkten Kenntnissen und Mög-
lichkeiten der Geodatenverarbeitung, die Teilnahme zu ermöglichen. Das BLK ist ohne 
Schulung und Vorkenntnisse zu bedienen und somit sofort einsetzbar.
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Folgende Geobasisdaten des LGLN werden zur Auswahl angezeigt:
 Topografische Karten im Maßstabsbereich 1:1 000 000 – 1:10 000 
 Karten aus Daten des Liegenschaftskatasters
 Orthophotos und 
 Verwaltungsgrenzen 
Für die einheitliche Erfassung von Baulücken und Leerständen werden ein Leitfaden und 
Erfassungsbögen zur Verfügung gestellt. Erhoben werden Baulücken und Leerstände 
entweder bei guter Kenntnis direkt am Bildschirm oder durch vorherige Ortsbesichti-
gung. Die Kommunen sind selbst für jedwede Erfassung zuständig, eine Hilfestellung 
durch die Regionaldirektionen ist nicht vorgesehen. Die erfassten Inhalte werden manu-
ell in das BLK eingetragen (Abb. 2b und 2c). 
Viele Kommunen finden für die Erhebung kreative Lösungen, da fachkundiges Perso-
nal innerhalb der Verwaltung oftmals nicht zur Verfügung steht. So kommen in unter-
schiedlichsten Konstellationen Ehrenamtliche, studentische Hilfskräfte, Bürgerarbeiter, 
Ratsmitglieder oder Ortsvorsteher zum Einsatz. Die Leitung und Aufsicht obliegt jedoch 
in allen bekannten Fällen dem Bauressort, wodurch eine qualitativ hochwertige und 
einheitliche Erfassung gewährleistet wird. 
Die Ergebnisse können listenweise als CSV-Datei zur Verwendung zum Beispiel in Excel 
ausgegeben werden. Eine Ausgabe der Polygongeometrie als Shape-Datei zur Einbin-
dung in eigene GI-Systeme oder Papierausdrucke der Karten sind ebenfalls möglich. 
Die Kommunen geben ihre Einwohnermeldedaten (Gemeinde, Straße, Hausnummer 
und Geburtsjahr) in den Formaten Excel, CSV oder TXT ab. Nach der Bereitstellung und 
Verknüpfung der Einwohnermeldedaten mit den Geobasisdaten durch die zuständige 
Regionaldirektion zeigt der Web-Dienst automatisiert Gebäude mit Adressen
ohne Einwohnermeldedaten zum Auffinden potentieller Leerstände (Abb. 2d),
mit Kindern unter 6, unter 10 und unter 18 Jahren,
mit Bewohnern ab 50 bis 69 (inkl. Ältere),
mit ausschließlich über 70-, bzw. 85-jährigen Bewohnern und
von Einpersonenhaushalten (alle Abb. 2e).
Kommunen zahlen 448 Euro pro Jahr für die Einrichtung und Pflege, die jährliche 
Übernahme der Einwohnermeldedaten und die Bereitstellung des Marketingtools. Die 
Summe deckt nach bisherigen Erfahrungen den zu leistenden Aufwand des LGLN ab. 
Der Zugriff auf die Geobasisdaten des Dienstes wird nicht in Rechnung gestellt, da 
davon auszugehen ist, dass Kommunen an anderer Stelle bereits kostenpflichtige Bezie-
her von Geobasisdaten der VKV sind.
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Abb. 2: Themen im Baulücken- und Leerstandskataster (Quelle: LGLN BLK) 
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7  Landes- und bundesweites Interesse
Das LGLN arbeitet bezüglich der inhaltlichen Weiterentwicklung ressortübergreifend 
mit dem niedersächsischen Umwelt-, dem Sozial- und dem Landwirtschaftsministerium 
so wie der N-Bank zusammen. Kontakte zu Vertretern dieser Institutionen entstanden 
über den Arbeitskreis „Flächenverbrauch und Bodenschutz“ der 6. Regierungskommis-
sion der Niedersächsischen Landesregierung. Diese empfahl in ihrem Abschlussbericht 
2011 eine möglichst kostenfreie Verfügbarkeit von Werkzeugen für Kommunen zur Ver-
besserung planerischer Entscheidungen und zur Erfassung der Potenziale im Innenbereich 
(Brachflächen, Baulücken, Leerstände) zwecks Verminderung des Flächenverbrauchs. 
Über diesen Arbeitskreis entstand auch der Kontakt zu den kommunalen Spitzenver-
bänden Niedersachsens. Diese unterstützten das BLK anschließend maßgeblich durch 
Präsentationen auf den jeweiligen Bauamtsleitertagungen im gesamten Bundesland. 
Im Rahmen der allgemeinen Ressortforschung des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR) und des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) werden am Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung (IÖR) Forschungs-
projekte zur Erhebung und statistischen Darstellung von Innenentwicklungspotenzialen 
in Deutschland bearbeitet. Hintergrund ist die Unterstützung des Zieles der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie, die Flächenneuinanspruchnahme auf 30 Hektar pro Tag zu 
reduzieren. Niedersachsen ist in diesen Projekten aufgrund des als erprobt geltenden 
BLK beratend tätig.
Der Bundesarbeitskreis Wohnungsmarktbeobachtung der Förderbanken der Länder und 
das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen als Initiator des Trägerkreises „Allianz für die 
Fläche“ haben sich konkret über Handhabung und Nutzen informiert. Weitere bislang 
unverbindliche Gespräche wurden mit den Ländern Schleswig-Holstein, Sachsen-Anhalt 
und Bayern geführt.
8  Ausblick 
Das Thema demografischer Wandel ist in aller Munde und zwingt die Kommunen tätig 
zu werden. Gerade bei übergreifenden Kooperationen in Form von ILEKs (Integrierte 
ländliche Entwicklungskonzepte), REK (Regionale Entwicklungskooperation) oder REM 
(Regionalmanagement) stößt das BLK auf großes Interesse. Durch die einheitliche Er-
fassung und Visualisierung wird die Chance gesehen, sachliche und neutrale Planungs-
grundlagen für strategische Handlungsansätze zu erhalten.
Durch den engen Kontakt zu den Kommunen und regelmäßige Rückmeldungen 
wird ständig an der Weiterentwicklung des BLK gearbeitet. Zielgruppe waren bei der 
ursprünglichen Entwicklung vor allem Kommunen im ländlichen Raum. Für größere Orte/
Doris Kleinwächter92
Städte mit einer umfangreicheren Anzahl an Wohnblocks und Mehrfamilien häusern ist 
die zurzeit praktizierte Form der Anzeige der Altersstruktur weniger hilfreich, da sie bei 
einer Vielzahl von Bewohnern pro Adresse keine objektive Einschätzung bietet. Dia-
gramme pro Adresse mit einer prozentualen Anzeige vorhandener Altersgruppen sollen 
hier demnächst Abhilfe schaffen. Geplant ist außerdem eine Quartiersbestimmung über 
Straßennamen mit Ansichten der Altersstruktur über Diagramme, um eine datenschutz-
rechtlich unbedenkliche Visualisierung für öffentliche Präsentationen zu erhalten.  
Das BLK liefert den Kommunen ein Handwerkszeug, mit dem sie einfach, kostengünstig 
und schnell bei zwei wichtigen politischen Themen, Flächenverbrauch und demografi-
scher Wandel, Unterstützung finden. Mit dem Satz eines Anwenders: „Gefühlte Dinge 
werden messbar“, lässt sich der Nutzen für die Kommunen auf den Punkt bringen. 
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Bundesweites Monitoring von 
Innenentwicklungspotenzialen –  
Ausgangslage und Perspektive
Hendrik Herold, Gotthard Meinel, Robert Hecht, Tobias Krüger
Zusammenfassung
Der Beitrag zeigt mögliche Wege eines bundesweiten Monitorings von Innenentwick-
lungspotenzialen auf. Die Erfassung und das Monitoring von Innenentwicklungspoten-
zialen, das heißt von Baulücken, Brachflächen und Leerständen, bilden eine wichtige 
Grundlage für eine flächensparende Siedlungsentwicklung, einen besseren Schutz von 
Außenbereichen sowie Planungs- und Entscheidungsprozesse im Sinne einer „Innen-vor-
Außen“-Politik. Ausgehend von einem Überblick der aktuellen Erfassungsaktivitäten in 
Deutschland, werden verschiedene Varianten einer bundesweiten Erfassung vorgestellt, 
diskutiert und ein Ansatz entwickelt, der perspektivisch ein kontinuierliches Monitoring 
der Innenentwicklung ermöglichen könnte. Damit würde ein entscheidendes informato-
risches Instrument zur dauerhaften nachhaltigen Flächenentwicklung geschaffen.
1 Einführung
Die in der Bundesrepublik Deutschland angestrebte Verringerung der Flächenneu-
inanspruchnahme von derzeit ca. 74 ha auf 30 ha pro Tag bis zum Jahr 2020 ist, wenn 
überhaupt, bei dem gegenwärtigen Wohnungsbauboom allein durch die gezielte 
Nutzung von Flächen im „Innenbereich“ zu erreichen. Ein erster notwendiger Schritt 
dazu ist die Erfassung der Innenentwicklungspotenziale (IEP), auf deren Grundlage 
Planungs- und Entscheidungsprozesse im Sinne einer dauerhaften nachhaltigen 
Flächenentwicklungspolitik gesteuert werden können. Um hier zukunftsfähige Lösun-
gen seitens des Bundes zu unterstützen, sind quantitative und qualitative Informationen 
zu Baulücken, Brachflächen und Leerständen sowie deren Veränderung über die Zeit 
notwendig. Untersuchungen haben gezeigt, dass die Flächenreserven im Innenbereich 
von den verantwortlichen Akteuren in der Regel unterschätzt werden, häufig noch 
keine IEP-Erfassung erfolgt und bisher nur in wenigen Fällen ein regelmäßiges Monito-
ring dieser Flächen realisiert wird (Schiller et al. 2013). 
Vorhandene Erfassungssysteme von Kommunen, Regionen und Ländern bieten die 
Grundlage eines Monitorings von IEP-Flächen, wodurch ein entscheidendes informato-
risches Instrument zur dauerhaften nachhaltigen Flächenentwicklung geschaffen würde. 
Vor diesem Hintergrund wurde das Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung 
(IÖR) durch das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
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sicherheit (BMUB) und das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
beauftragt, Möglichkeiten eines bundesweiten IEP-Monitorings zu konzipieren, zu 
testen und deren Praxistauglichkeit zu untersuchen. Fernziel ist die Ergänzung der 
amtlichen Flächenstatistik um Angaben zu Innenentwicklungspotenzialen.
2 Ausgangslage zur bundesweiten IEP-Erfassung
Eine aktuelle bundesweite Studie im Auftrag des Bundesinstitutes für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) hat regional differenzierte Quantitäten von Innenentwicklungs-
potenzialen in Deutschland aufgezeigt (vgl. Schiller et al. 2013). Danach liegen die 
flächenbezogenen IEP in der Größenordnung zwischen 5 % und 7 % der Gebäude- 
und Freifläche. Das entspricht im Mittel 15 m² bis 20 m² Brach- und Baulückenfläche je 
Einwohner mit relativ großen regionalen Unterschieden (ca. 25 m² je Einwohner in Land-
gemeinden, ca. 9 m² je Einwohner in großen Großstädten, vgl. Schiller et al. 2013, 4 ff.) 
bei einer derzeitigen jährlichen Flächenneuinanspruchnahme von 3,5 m² je Einwohner. 
Diese Bedeutung von Innenentwicklungspotenzialen für eine langfristig nachhaltige 
Flächennutzungsentwicklung wurde sowohl auf Ebene der Kommunen und Regionen 
als auch der Länder und des Bundes vielerorts erkannt und wird durch lokale, interkom-
munale und regionale Erfassungsaktivitäten untersetzt. Allerdings sind diese Erfassungs-
aktivitäten erstens noch begrenzt (nur ein Drittel aller Kommunen erfasst IEP), weisen 
zweitens deutliche regionale Unterschiede auf (20 % der ostdeutschen und 40 % der 
westdeutschen Kommunen) und verteilen sich drittens sehr ungleich in Abhängigkeit 
von der Größe der Kommunen (100 % der Großstädte vs. 25 % der Landgemeinden, 
vgl. Schiller et al. 2013, 5 ff.). Auf Länderebene treten Ministerien, Landesämter bzw. 
Senatsverwaltungen als Akteure und Promoter der kommunalen Erfassung von IEP auf. 
Die kommunale Ebene mit ihrer zugesicherten kommunalen Planungshoheit steht dabei 
im Fokus dieser Aktivitäten, die durch fachliche und technologische Erfassungshilfen 
unterstützt werden. Die Spannweite der Unterstützungsaktivitäten zur kommunalen 
Erfassung von Innenentwicklungspotenzialen reicht von Informationsveranstaltungen 
und Workshops (inklusive der Vorstellung lokaler Best-practice-Beispiele) über Arbeits-
hilfen (z. B. Leitfäden, grafischen Erfassungshilfen usw.) bis hin zu rechner- bzw. inter-
net-/intranet-gestützten Erfassungstools (z. B. WebGIS, Datenbankschemata, Monito-
ringsysteme). 
Beispiele für IEP-Erfassungssysteme sind das Flächenmanagement-Tool (FLOO) in 
Baden-Württemberg (siehe Beitrag Frey, Lehle in diesem Band), Raum+ und der Leer-
standspilot in Rheinland-Pfalz, die Flächendatenbank in Bayern und Hessen, das Bau-
lücken- und Leerstandskataster in Niedersachsen (siehe Beitrag Kleinwächter in diesem 
Band), das Flächenmanagementkataster in Schleswig-Holstein, das Flächenmanage-
ment und Raumplanungsinformationssystem (RAPIS) in Sachsen, die Gewerbebrachen-
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erhebung in Nordrhein-Westfalen, „GENIAL zentral“ in Thüringen, das Baulückenma-
nagement in Berlin sowie der Brownfield-Navigator HOMBRE mit europäischem Bezug. 
Eine landesweite, flächendeckende, homogene IEP-Erfassung findet derzeit allerdings in 
keinem Bundesland (außer dem Stadtstaat Berlin) statt, der Fokus liegt auf der kom-
munalen bzw. regionalen Ebene. Daneben verfügen Großstädte, interkommunale 
Verbünde sowie regionale Planungsverbände häufig über eigene, innovative Erfassungs-
ansätze. Hervorragende Beispiele hierfür sind das „Nachhaltige Bauflächenmanage-
ment Stuttgart“ (NBS), das Bauland-, Brach- und Konversionsflächenkataster der Stadt 
Erlangen, das Flächeninformationssystem „ruhrFIS“ des Regionalverbandes Metropo-
le Ruhr (vgl. Beckord, Iwer 2012) sowie verschiedene Innenentwicklungsprojekte des 
Regionalverbandes FrankfurtRheinMain (vgl. Elend et al. 2013). Für ein konsistentes 
Monitoring sind die in den aufgezeigten Beispielen erhobenen IEP-Daten zu heterogen 
(Projekte nicht kompatibel, verschiedene Ausrichtungen, uneinheitliche Erfassungskrite-
rien). Zudem sind die Daten nicht flächendeckend verfügbar. 
Im Folgenden werden Möglichkeiten einer bundesweiten IEP-Erfassung als Basis eines 
perspektivisch kontinuierlichen IEP-Monitorings vorgestellt. 
3 Möglichkeiten einer bundesweiten IEP-Erfassung
Brachflächen, d. h. bebaute jedoch ungenutzte Flächen, repräsentieren 44 % der IEP-
Flächen (Schiller et al. 2013). Die Beschreibung der Flächennutzung erfolgt im Amtli-
chen Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS®). Jedes Flurstück hat in diesem 
eine eindeutig bestimmte Nutzung. Diese Information liegt auch der amtlichen Flächen-
statistik zugrunde. Die Definition der Nutzung im ALKIS® erfolgt in der GeoInfoDok 
durch die Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen (AdV), die in Abstim-
mung aller Bundesländer das verbindliche Regelwerk aufstellt. Dieses ermöglicht derzeit 
neben der verpflichtenden Erfassung der Flächennutzung auch optional die Beschrei-
bung des Zustandes von Fläche mit dem Attributwert „ungenutzt“. Einige Kommu-
nen in Deutschland nutzen bereits diese Möglichkeit. Würde man die Erfassung dieser 
Zustandsbeschreibung von Flächen verpflichtend machen (durch Definition als Grund-
datenbestand), wäre eine einheitliche, sauber geregelte und flächendeckende Daten-
grundlage für ein Monitoring von Brachflächen als ein Teil von IEP-Flächen vorhanden. 
Zur verpflichtenden Erfassung des Zustandes werden seitens der AdV aber fachliche 
(Zustand einer Fläche wird als Fach- und nicht als Geobasisinformation angesehen) 
sowie rechtliche Bedenken geäußert, wie sich in Abstimmungsgesprächen zeigte. Letzt-
lich sind es vor allem wohl die hohen Erfassungsaufwände in den Vermessungsämtern, 
die vor einer verpflichtenden Festlegung zurückschrecken lassen. Daher müssen im 
Rahmen des Forschungsprojektes alternative Erfassungsmöglichkeiten erarbeitet 
werden. Folgende theoretische Varianten stellen sich dar:
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Variante 1, restriktiv mit Regelung
Die IEP-Erfassung erfolgt auf einer zu schaffenden gesetzlichen Grundlage, d. h. die 
Bundesländer verpflichten die Kommunen zu einer standardisierten Erfassung. 
Variante 2, kooperativ ohne Regelung
Die IEP-Erfassung erfolgt auf Basis der vorhandenen Datenbestände, d. h. die Bundes-
länder führen die lokalen, interkommunalen und regionalen heterogenen Datenbestän-
de zusammen und motivieren Kommunen ohne bisherige Erfassung, durch Unterstüt-
zungsangebote. 
Variante 3, kooperativ mit Regelung
Die IEP-Erfassung erfolgt auf Basis homogenisierter Datenbestände, d. h. mithilfe eines 
zwischen Kommunen, Ländern und Bund abgestimmten Mindesterfassungsstandards, 
der zur Transformation der bestehenden heterogenen Datenbestände genutzt wird. 
Die Bundesländer bauen entsprechende Fachinformationssysteme auf und motivieren 
Kommunen, insbesondere solche ohne bisherige IEP-Erfassung, durch geeignete Unter-
stützungsangebote.
Im Ergebnis von Diskussionen in zwei IEP-Fachwerkstätten und unter Beachtung der 
grundgesetzlich verankerten kommunalen Planungshoheit sowie des Datenschutzes 
und der damit verbundenen kommunalen Informationshoheit, kann nur die letztge-
nannte Möglichkeit als realistisch umsetzbar angesehen werden. Der Nachteil dieser 
kooperativen Erfassungsmöglichkeit ist allerdings, dass durch die Freiwilligkeit der 
Erfassung keine Flächendeckung garantiert werden kann. Allerdings könnte der Druck 
zu einer IEP-Erfassung erhöht werden, in dem Baugenehmigungen im Außenbereich 
nur bei Nachweis eines IEP-Monitorings erteilt würden. Ein Erfassungskonzept muss 
somit vor allem auch die Motivation bisher nicht erfassender Kommunen beinhalten. Im 
Folgenden wird die konzeptionelle Ausgestaltung der präferierten und als realisierbar 
eingeschätzten dritten Variante beschrieben.
4 Konzept eines bundesweiten IEP-Monitorings 
Basierend auf der Analyse der Ausgangslage und den verschiedenen Erfassungsmög-
lichkeiten wird ein Konzept eines bundesweiten bottom-up IEP-Monitorings erarbeitet, 
welches eine Komponente zur (1) Zusammenführung der bestehenden, heterogenen 
Datenbestände als auch eine Komponente zur (2) Motivation und Unterstützung noch 
nicht erfassender Kommunen umfasst. 
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4.1 Zusammenführung heterogener Datenbestände
Die Gewinnung aussagefähiger Daten durch die Zusammenführung heterogener 
Datenbestände im Sinne einer bundesweiten räumlichen Vergleichbarkeit setzt eine 
Datenhomogenisierung voraus. Dazu wird ein bundeseinheitlicher Erfassungsstandard 
erarbeitet und zur Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses zwischen Kom-
munen, Ländern und Bund abgestimmt. Dieser Erfassungsstandard muss Aussagen 
hinsichtlich folgender Aspekte treffen: der geometrischen Bezugsfläche, den Flächen-
eigenschaften (Bebauungszustand und Nutzung) sowie den Mindestflächengrößen.
Der Flächenbezug definiert die (kleinste) räumliche Einheit, auf der IEP-Flächen von 
den Kommunen erhoben werden. Nach ersten Abstimmungen sollten Flurstücke diese 
Bezugsebene bilden. Eine gebäudescharfe Erfassung ist aus Aufwandsgründen in nächs-
ter Zeit nicht flächendeckend umsetzbar.
Die Flächeneigenschaften beschreiben das gemeinsame Verständnis von IEP, d. h. zum 
Beispiel Baulücken als unbebaute Flurstücke im Innenbereich sowie Brachflächen als 
bebaute aber ungenutzte Flurstücke, inkl. Wohngebäudebrachen (Wohngebäudeleer-
stände). Nachverdichtungspotenziale werden in diesem Kontext nicht als IEP betrach-
tet. Generell ist für eine Flächendefinition eine Unterscheidung nach der Nutzung (zum 
Beispiel zwischen Wohn- sowie Industrie- und Gewerbeflächen) nötig. Derzeit wird 
eine von den Begriffen Baulücke/Brachfläche/Leerstand losgelöste, wertfreie Definition 
der Flächentypen präferiert, um dem regional unterschiedlichem Begriffsverständnis zu 
begegnen. Abbildung 1 zeigt den Entwurf einer möglichen Flächentypdefinition.
Die Flächenerfassungsgröße definiert üblicherweise die Mindestgröße einer Fläche, ab 
der eine Erfassung bzw. Kategorisierung einer Fläche erfolgt. Nach derzeitigem Stand 
der Abstimmung wird im IEP-Kontext aufgrund der großen regionalen Unterschiede 
in Deutschland auf die Festlegung einer Mindesterfassungsgröße verzichtet. So stellen 
beispielweise Baulücken < 300 m² im verdichtetem städtischen Innenraum in jedem Fall 
eine IEP-Fläche dar, nicht aber zwingend im ländlichen Raum, wo die Ansprüche an die 
Grundstücksfläche häufig wesentlich größer sind (und die Bodenpreise geringer).
Bei der Abstimmung und Festlegung der Kategorien des Mindesterfassungsstandards 
muss beachtet werden, dass dieser die Ableitung von IEP-Daten aus bestehenden 
kommunalen Systemen bzw. den von den Bundesländern zur Verfügung gestellten 
Daten ihrer jeweiligen Erfassungstools erlaubt (vgl. Abb. 2).
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Abb. 1: Flächentypdefinitionen (Quelle: IÖR 2014)
Abb. 2: Anwendung eines bundeseinheitlichen Erfassungsstandards (Quelle: IÖR 2014)
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4.2  Motivation und Unterstützung nicht erfassender Kommunen 
Die zweite Herausforderung und Konzeptkomponente besteht in der Motivation und 
Unterstützung von Kommunen, die bisher keine IEP erfassen. Die aktuellen Initiativen 
und Angebote des Bundes, der Länder und der Regionen scheinen hierfür noch nicht 
ausreichend und manche Kommune hat auch die Bedeutung der IEP und ihrer quantita-
tiven Erfassung noch nicht erkannt. Als Ursachen und Haupthinderungsgründe einer an-
gemessenen Erfassung und Pflege von IEP-Daten werden von Kommunen Zeitmangel, 
Personalprobleme (Kapazitäten und Kompetenzen), fehlende Finanzierungsmöglichkei-
ten und damit verbundene Prioritätensetzungen genannt (vgl. Schiller et al. 2013, 6).
Eine IEP-Erfassungsunterstützung muss daher ein leicht zu bedienendes und zu pflegen-
des Monitoringwerkzeug zum Ziel haben. Dieses sollte möglichst durch eine weitgehend 
automatisierte IEP-Voraberfassung unterstützt werden, die durch lokales Wissen korri-
giert und ergänzt werden muss. Das senkt den Aufwand für die Kommunen ganz be-
deutend und erleichtert ihnen die IEP-Ersterfassung und spätere Aktualisierungen. Ver-
fahren für eine automatisierte Erfassung von Baulücken, Leerständen und Wohnbrachen 
wurden bereits entwickelt (siehe Beiträge Hecht, Meinel 2014 sowie Kleinwächter 2014 
in diesem Band) bzw. befinden sich teilweise bereits im operationellen Betrieb. Diese 
auf Geobasisdaten basierenden Verfahren könnten durch die entsprechenden Länder-
verwaltungen als Fachinformationssysteme implementiert und den Kommunen in Form 
eines Web Feature Services (WFS, vgl. OGC 2010) zur Verfügung gestellt werden. Das 
ermöglicht auch wenig computeraffinen Anwendern eine internetbasierte Erfassung und 
Auswertung. Besonders interessant ist die Nutzung verorteter Einwohnermelde daten, 
da hier neben den für die IEP-Erfassung wichtigen Leerstandsinformationen auch her-
vorragende kleinräumige Daten für viele weitere planerische Aufgaben zur Verfügung 
stehen (siehe Beitrag Kleinwächter 2014 in diesem Band). Hierbei müssen natürlich die 
Anforderungen des Datenschutzes strikt eingehalten werden.
Die Ergebnisse einer automatisierten IEP-Erfassung beschreiben das theoretische IEP 
ohne Berücksichtigung der tatsächlichen Marktverfügbarkeit oder konkreter Planungs- 
bzw. Nutzungsabsichten. Flächen müssen beispielsweise nicht zwingend für eine bau-
liche Nutzung vorgesehen sein, sondern können im hochverdichteten Raum auch der 
Entwicklung von Erholungsflächen dienen. Seitens der Kommune muss darum eine 
Überprüfung und Überarbeitung durch Expertenwissen der vorselektierten IEP erfolgen. 
Hierzu sollte eine bundeseinheitliche Anleitung zur IEP-Kartierung unter Berücksichti-
gung des oben definierten Erfassungsstandards entwickelt werden. Erst auf diese Weise 
wird die Vergleichbarkeit mit Kommunen, die bereits ihr reales IEP erfassen, hergestellt. 
Für Kommunen, die auch mit diesen Hilfestellungen zukünftig nicht erfassen, könnten 
die automatisierten Verfahren beitragen, das theoretische IEP zu bestimmen, um daraus 
das reale IEP abzuschätzen. 
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5 Fazit
Die Bedeutung von Innenentwicklungspotenzialen für eine langfristig nachhaltige 
Flächennutzungsentwicklung wurde auf der Ebene der Kommunen, Regionen und 
Länder vielerorts erkannt und teilweise bereits durch lokale, interkommunale und regio-
nale quantitative Erfassungsaktivitäten untersetzt. Für ein konsistentes Monitoring sind 
die erhobenen Daten jedoch zu heterogen und stehen nicht flächendeckend zur Verfü-
gung. Da eine rechtlich bindende, systematische Erfassung derzeit nicht realisierbar ist, 
wird ein auf freiwilliger Erfassung basierender, konzeptioneller Ansatz entwickelt. Das 
IEP-Monitoringkonzept umfasst sowohl die Homogenisierung und Zusammenführung 
lokaler und regionaler IEP-Daten mithilfe eines einheitlichen Erfassungsstandards als auch 
die Motivation zur Erfassung mithilfe eines automatisierten Erfassungsunterstützungs-
systems. In einem nächsten Schritt muss das Konzept weiter verfeinert, mit den Ländern 
und kommunalen Spitzenverbänden abgestimmt und hinsichtlich der Praxis tauglichkeit 
evaluiert werden. Bis zur breiten Umsetzung der aufgezeigten Lösung könnte das IEP-
Monitoring durch repräsentative Stichprobenumfragen begleitet werden.
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Automatisierte Erfassung von 
Innenentwicklungspotenzialen auf Grundlage  
von Geobasisdaten − Möglichkeiten und Grenzen
Robert Hecht, Gotthard Meinel
Zusammenfassung
Für die nachhaltige Entwicklung von Städten und Gemeinden spielt die Innenentwick-
lung eine große Rolle. Kommunen sind deshalb angehalten, Systeme zur Erfassung 
und des Monitorings von Baulücken- oder Brachflächen aufzubauen. Allerdings erfasst 
derzeit erst jede dritte deutsche Kommune ihr Innenentwicklungspotenzial systema-
tisch. Bundesweite Abschätzungen über deren Umfang und räumliche Verteilung sind 
deshalb derzeit nur über repräsentative Befragungen möglich. Auf der anderen Seite 
stehen mit Geobasisdaten Informationen zur Flächennutzung und zur Siedlungsstruk-
tur bereit, die Hinweise auf Innenentwicklungspotenziale geben. Der Beitrag beschäf-
tigt sich darum mit der Frage, ob Baulücken, Brachen oder Nachverdichtungsflächen 
automatisiert durch Auswertung von Geobasisdaten erfasst werden können. Dabei wird 
ein Ansatz zur Identifizierung von Baulücken und Nachverdichtungspotenzialen unter 
Nutzung des Digitalen Landschaftsmodells ATKIS® Basis-DLM in Kombination mit amt-
lichen Hausumringen vorgestellt, der eine bundesweite Anwendung zulässt. Mit Nut-
zung dieser Datengrundlage stößt man jedoch an Grenzen. Mit Daten des Amtlichen 
Liegenschaftskatasterinformationssystems ALKIS® in Kombination mit anderen Fach-
daten können Baulücken noch besser identifiziert werden.
1 Hintergrund und Ziel
Die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung sieht eine Verringerung der tägli-
chen Flächeninanspruchnahme für Siedlung und Verkehr von aktuell 74 ha (Destatis 
2014) auf 30 ha bis 2020 vor. Um dieses siedlungspolitische Ziel zu erreichen, spielt 
die gezielte Innenentwicklung in Städten und Gemeinden eine besondere Rolle. Bauli-
che Entwicklungen sollten dabei vorrangig im „Innenbereich“ auf innerörtlichen, bereits 
erschlossenen Flächen stattfinden, und nicht im Außenbereich auf der „grüne Wiese“. Auf 
Bundesebene ist jedoch das Wissen über die Quantität und die räumliche Verteilung von 
Flächen mit Innenentwicklungspotenzial (IEP) gering. 
Um diese Informationslücke zu schließen, wurde das Leibniz-Institut für ökologische 
Raumentwicklung (IÖR) durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) und das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) beauftragt, eine bundesweite Erhebung und Auswertung von Innenentwick-
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lungspotenzialen (IEP) auf der Basis einer standardisierten Online-Befragung von 12 % 
aller Gemeinden in Deutschland durchzuführen. Die Ergebnisse offenbarten, dass nur 
jede dritte deutsche Kommune (im Osten Deutschlands sogar nur jede fünfte) ihre 
Brachflächen und Baulücken systematisch erfasst (Schiller et al. 2013, 5). Die Erhebung 
fachlicher Informationen zum Innenentwicklungspotenzial ist sehr zeitaufwendig und 
erfolgt in der Regel über manuelle Auswertungen von Karten und Luftbildern in Ver-
bindung mit Ortsbegehungen. Auch wenn in vielen Großstädten die Innenentwick-
lungspotenziale gut bekannt sind, halten Personal- und Kostenaufwand vor allem kleine 
Kommunen ab, diese zu erheben, obwohl dort ein Viertel der IEP vermutet werden. 
In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob eine IEP-Erhebung zukünftig unter 
Nutzung von Geodaten mittels automatisierter Verfahren erfolgen und die Ergebnisse 
Grundlage eines bundesweiten Monitorings sein können (siehe Beitrag Herold et al. in 
diesem Band). Gleichzeitig könnte ein automatisiertes Verfahren zum Aufbau kommu-
naler oder regionaler IEP-Informationssysteme genutzt werden. 
Bisherige Aktivitäten zur Erfassung von Innenentwicklungspotenzialen reichen von der 
Bereitstellung von Erfassungsstandards bis hin zu Tools mit GIS-Anbindung. Zur Erst-
erhebung regionaler oder landesweiter Informationssysteme wurden bereits digitale 
Geobasisdaten (ALK/ALKIS®) eingesetzt (u. a. Raum+ für Rheinland-Pfalz, ruhrFIS des 
Regionalverbandes Ruhr, Regionalverband FrankfurtRheinMain). Über eine räumliche 
Verschneidung der Flurstücke mit Gebäudegrundrissen können unbebaute oder gering 
bebaute Flurstücke identifiziert werden, die damit Hinweise auf Baulücken oder Nach-
verdichtungspotenziale geben. Erfahrungen haben allerdings gezeigt, dass eine derar-
tige Auswertung lediglich eine Vorselektion darstellen kann, die anschließend in einem 
Dialog-Verfahren mit Experten der Kommunen validiert werden muss.
Zur bundesweiten Abschätzung der Innenentwicklungspotenziale existieren bislang kei-
ne automatisierten Lösungen auf Basis von Geobasisdaten. Ziele der Studie waren:
Untersuchung der Eignung aktuell verfügbarer Geodaten und -dienste 
Erarbeitung von Grundlagen und Konzepten und die Entwicklung eines bundesweit 
anwendbaren Verfahrens
Test, Validierung und Bewertung des Verfahrens im Rahmen von Fallstudien
Konzeptionelle Überlegungen zur Weiterentwicklung unter Nutzung zusätzlicher 
Datenquellen.
Die Prüfung und Erarbeitung der Methoden erfolgte dabei ausschließlich unter Verwen-
dung bundesweit einheitlicher Geobasisdaten.
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2 Zentrale Begriffe
Eine Auseinandersetzung mit einer Erfassung von Innenentwicklungspotenzialen erfor-
dert zunächst die Einführung und Definition zentraler Begriffe (vgl. Schiller et al. 2013):
Innenentwicklung wird als ein zentrales Leitbild zur Umsetzung einer nachhaltig 
flächensparenden Siedlungspolitik verstanden, das auf eine qualitative Verbesserung des 
Siedlungsbestandes sowie auf eine Verminderung der Flächeninanspruchnahme abzielt. 
Die Abgrenzung von „Innen“ erfolgt in Anlehnung an planungsrechtliche Kriterien. Es 
werden darunter alle öffentliche und private Flächen in gewachsenen Siedlungsgebie-
ten (im Zusammenhang bebaute Ortsteile nach § 34 BauGB sowie B-Plangebiete nach 
§ 30 BauGB) verstanden. Arrondierungsflächen sind dabei nicht eingeschlossen. 
Das in der Studie betrachtete Innenentwicklungspotenzial bezieht sich auf das 
„theoretische Potenzial“ von Flächen innerhalb des Siedlungsbestandes, die Raum für 
Innenentwicklungen bieten können (unabhängig von Marktverfügbarkeit und konkre-
ten Nutzungsaussichten). Dabei finden verschiedene Flächentypen Berücksichtigung: 
Brachflächen, Baulücken und Nachverdichtungspotenziale. 
Unter Brachflächen werden unbebaute oder bebaute stillgelegte Flächen verstanden, 
die ehemals baulich genutzt wurden, wie z. B. Industrie-, Konversions-, Infrastruktur-, 
Verkehrs-, Gewerbe- und Wohnbrachen, Gebäudeleerstand, leer stehende Althofstellen 
oder Kultur- und Sozialbrachen. Baulücken sind hingegen unbebaute, aber bebauungs-
fähige Flächen, die im Siedlungsbestand liegen. Unter dem Flächentyp Nachverdich-
tungspotenziale werden alle ungenutzten Flächen auf bebauten Flurstücken zusammen-
gefasst, z. B. Zweite-Reihe-Bebauung, Innenhofbebauung sowie Ergänzungsbauten.
3 Datengrundlagen für bundesweite Abschätzung
Als Voraussetzung für ein bundesweites Monitoring benötigen automatisierte Verfah-
ren flächendeckend, homogenisiert und möglichst zentralisiert vorliegende Daten, die in 
ihrer Fortschreibung gesichert sind.
Die Prüfung und Testung vorliegender Datenquellen und -dienste ergab, dass für bun-
desweite automatisierte Analysen derzeit nur das Digitale Landschaftsmodell ATKIS®   
Basis-DLM und die amtlichen Hausumringe und Hauskoordinaten als Teilauszug der Au-
tomatisierten Liegenschaftskarte (ALK) verwendet werden können. Perspektivisch wer-
den jedoch mit der Umstellung von der ALK auf ALKIS® auch flächendeckend homogene 
Daten des Liegenschaftskatasters bereitstehen, die gegenüber den ATKIS-Daten deut-
lich mehr Informationen (z. B. Gebäudefunktion, Flurstücke) enthalten. Derzeit haben 
allerdings erst sieben der 16 Bundesländer auf ALKIS® umgestellt (Stand: August 2014). 
Zudem sind der zentrale Zugang zu diesen Daten sowie die nötigen Nutzungsrechte 
für den Bund aktuell nicht gewährleistet. Darum liegt der Fokus des hier vorgestellten 
Ansatzes auf der Nutzung von Geobasisdaten, die dem Bund zur Verfügung stehen.
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4 Verfahren zur Identifikation von Baulücken und 
Nachverdichtungspotenzialen 
Im Folgenden wird das entwickelte Verfahren näher beschrieben, das auf eine automa-
tische Identifikation und Abgrenzung von Baulücken und Nachverdichtungspotenzialen 
abzielt. Ausgeklammert sind bebaute Brachflächen, da deren automatisierte Erkennung 
allein auf Grundlage der verwendeten Datengrundlagen nicht möglich ist. 
4.1 Eingangsdaten und relevante Objekte
Als Eingangsdaten werden das ATKIS®  Basis-DLM sowie die amtlichen Hausumringe 
(HU-DE) und Hauskoordinaten (HK-DE) verwendet. Mit dem ATKIS® Basis-DLM ist eine 
flächendeckende Beschreibung der Landschaft mit allen topographischen Geoobjekten 
(insbes. Innenbereichsabgrenzung über Ortslage, Baublöcke, Flächennutzung, Verkehr, 
etc.) gegeben. Mit den Produkten HU-DE und HK-DE stehen hingegen alle im Liegen-
schaftskataster geführten 2D-Gebäudegrundrisse (ohne Attribute) bzw. deren georefe-
renzierte Adresse zur Verfügung. Die wichtigsten relevanten Geoobjekte des Verfahrens 
sind:
Ortslage als Innenbereichsabgrenzung: Für die Abgrenzung des Innenbereiches wird in 
erster Näherung die Objektart „Ortslage“ aus dem ATKIS® Basis-DLM verwendet. Die 
Ortslage grenzt den im Zusammenhang bebauten Siedlungsraum mit einer Ausdehnung 
ab etwa 10 ha oder zehn Anwesen ab und steht bundesweit zur Verfügung. Diese Geo-
metrie diente bereits mehrfach als Grundlage für eine Abgrenzung (Elgendy et al. 2011).
Baulich geprägte Flächen: Die Suche nach Innenentwicklungspotenzialen erfolgt nur 
auf Siedlungsflächen innerhalb der Ortslage. Für die Modellierung sind die baulich 
geprägten Flächen im ATKIS® Basis-DLM besonders relevant, mit der hinsichtlich ihrer 
Nutzung nach „Wohnbaufläche“, „Industrie- und Gewerbefläche“, „Fläche gemisch-
ter Nutzung“ und „Fläche besonderer funktionaler Prägung“ unterschieden wird (AdV 
2008).
Gebäudegrundrisse: Baulücken und Nachverdichtungspotenziale werden vorranging 
auf unbebauten Flächen vermutet, weshalb der aktuelle Gebäudebestand eine zentrale 
Rolle spielt. Mit den HU-DE und HK-DE sind alle Gebäudegrundrisse lückenlos und 
flächendeckend in einem Datensatz abgebildet.
Verkehrsnetz: Verkehrswege werden im ATKIS® Basis-DLM meist linienhaft im Objekt-
bereich „Verkehr“ modelliert. Besonders relevant sind Straßen die nach ihrer Verkehrs-
bedeutung mit dem Attribut WDM einer Kategorie zugeordnet sind (z. B. Autobahn, 
Bundesstraße, Landesstraße, etc.). Mit einem Attribut BRV steht die Breite des Verkehrs-
weges zur Verfügung.
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4.2 Workflow
Das automatische Verfahren ist modular aufgebaut und programmtechnisch durch ein 
ArcGIS-Modell umgesetzt. Abbildung 1 zeigt den Workflow sowie die Ergebnisse aus-
gewählter Verarbeitungsschritte beispielhaft. Ausgangspunkt sind die baulich geprägten 
Flächen, das Straßenverkehrsnetz und die Hausumringe innerhalb der Ortslage (a, b). 
Auf Grundlage der Hausumringe und des Verkehrsnetzes werden Ausschlussflächen 
(Gebäudegrundfläche, Abstandsfläche, Verkehrsfläche) generiert und zu einem Layer 
zusammengefasst (f). Mit den Abstandsflächen werden neben den Gebäudegrund-
flächen selbst (c), auch die bebauungsrechtlich freizuhaltenden Mindestabstände von 
Gebäuden entsprechend der Musterbauordnung berücksichtigt (d). Für die Erzeugung 
der Verkehrsfläche werden die im ATKIS linienhaft modellierten Straßen über Angaben 
zur Fahrbahnbreite bzw. Fahrbahnzahl gepuffert (e). Die Ableitung der Potenzialflächen 
erfolgt über eine morphologische Filterung der relevanten Siedlungsfläche nach Abzug 
der Ausschlussflächen (g). Durch Verschneidung der identifizierten Potenzialflächen mit 
dem innerörtlichen Straßennetz wird die Erschließungstiefe für jede Fläche bestimmt, 
auf deren Grundlage zwischen Baulücken (≤ 20 Meter) und Nachverdichtungsflächen 
(> 20 Meter) unterschieden wird (h). In einem Nachverarbeitungsprozess werden die 
durch Verschneidung entstandenen Splitterflächen zusammengefasst (i), die als Grund-
lage für die Bilanzierung und Generierung thematischen Karten als Grundlage für Exper-
teninterviews zu den Fallbeispielen dienen. 
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Abb. 1: Verfahrensschritte zur Identifikation von Baulücken und Nachverdichtungspotenzialen 
am Beispiel einer Innenstadt in Sachsen-Anhalt (Quelle: Schiller et al. 2013)
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4.3 Visualisierung
Neben quantitativen Flächenbilanzen der Baulückenpotenziale können die Ergebnisse 
des automatisierten Verfahrens auch in Kartenform präsentiert werden. Die Abbildung 2 
zeigt einen Ausschnitt einer kartographischen Visualisierung, in dem die Baulücken und 
Nachverdichtungspotenziale innerhalb der baulich geprägten Flächen durch flächen-
skalierte Kreissignaturen dargestellt werden. Derartige Karten dienten beispielweise als 
Diskussionsgrundlage bei den Experteninterviews zu Innenentwicklungspotenzialen 
vor Ort. Sie könnten zudem als unterstützende Information beim Aufbau kommunaler, 
regionaler oder landesweiter IEP-Kataster genutzt werden.
Abb. 2: Visualisierung der Innenentwicklungspotenziale am Beispiel einer Innenstadt in 
Sachsen-Anhalt (Quelle: Schiller et al. 2013)
5 Verfahrensanwendung und Validierung
Das entwickelte Verfahren wurde im Rahmen des Projektes für 16 Kommunen angewen-
det. Ein quantitativer Vergleich zeigt eine Überschätzung des automatisiert erhobenen 
IEP für Baulücken. Die Abweichungen gegenüber den Erhebungsdaten der Befragung 
liegen bei einem Faktor zwischen 0,9 und 4,4 (Median 3, 1), d. h., das automatisiert 
ermittelte IEP ist in etwa dreimal höher als das mittels Befragung erhobene. Diese Über-
schätzung hat mehrere Gründe, die im Rahmen von Vor-Ort-Interviews mit kommu-
nalen Vertretern zusammengetragen und diskutiert wurden. Anhand der abgeleiteten 
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Karten konnten verschiedene Fehlerquellen identifiziert und methodische Grenzen des 
Verfahrens systematisiert werden. 
Eine Über- oder Unterschätzung wird im Wesentlichen verursacht durch:
Im Maßstab des ATKIS Basis-DLM nicht abgebildete Flächennutzungen (u. a.  
Straßenbegleitgrün, Spielplätze, versiegelte Flächen, etc.)
Fehlende Flurstücksgeometrien für eine genaue Abgrenzung der Baulücken 
im Datenmodell unberücksichtigte Konflikte (u. a. Relief, Hochwasserschutz,  
Leitungstrassen, Altlasten)
Ungenauigkeiten der Innenbereichsabgrenzung durch Nutzung der Ortslage (keine 
Übereinstimmung mit planungsrechtlicher Abgrenzung nach § 34 BauGB, rechtlich 
im Bebauungsplan gesicherte Grundstücke außerhalb der Ortslage)
Qualitätsmängel der Datengrundlagen (Vollständigkeit, Aktualität). 
Eine durch Luftbildinterpretation unterstützte Validierung einer Kommune ergab, dass 
ein Großteil der falsch identifizierten Baulücken auf den zu großen geometrischen 
Abstraktionsgrad des ATKIS® Basis-DLM (57 %) und das Fehlen der Flurstücksgeometrie 
(39 %) zurückzuführen ist. Andere Aspekte (z. B. Relief, Hochwasserschutz) waren in 
dieser Kommune nicht relevant.
6 Mögliche Weiterentwicklungen
Neben der Entwicklung des Verfahrens wurden im Rahmen des Projektes Verbesserungs-
vorschläge hinsichtlich der Nutzung anderer bzw. zusätzlicher Informationen und Daten 
aufgezeigt. Größtes Potenzial hat danach das Liegenschaftskataster (ALK/ ALKIS®), da es 
die Flurstücksgeometrie enthält, die eine deutlich schärfere Abgrenzung von Baulücken 
(unbebautes Flurstück) erlaubt. Außerdem können Flächen ausgeschlossen werden, 
die aufgrund des Flurstückzuschnitts keine Bebauung zulassen. Mit ALKIS® ständen in 
Zukunft zudem räumlich und thematisch höher aufgelöste Informationen zur Flächen-
nutzung bereit, mit denen auch kleine öffentliche Flächen, wie Spielplätze, Straßen-
begleitgrün oder Parkplätze bei der IEP-Suche ausgeschlossen werden können. Ein 
weiterer Vorteil von ALKIS® wäre die flächenhafte Modellierung des Verkehrs, die eine 
genauere Abgrenzung der Suchbereiche ermöglicht. Damit wäre eine deutliche Modell-
verbesserung möglich, sofern diese Daten flächendeckend dem Bund zur Verfügung 
stünden. 
Unter Verwendung zusätzlicher Daten lassen sich weitere Verbesserungen durch die 
automatisierte Eliminierung von IEP-Verdachtsflächen erreichen. So können durch 
Analyse des Digitalen Geländemodells (DGM10, zentral beim Geodatenzentrum des 
BKG verfügbar) Flächen in der IEP-Suche ausgeschlossen werden, die aufgrund ihrer 
Automatisierte Erfassung von Innenentwicklungspotenzialen 111
starken Hangneigung nicht erschließbar bzw. eine Bebauung nur schwer realisierbar 
wäre. Um hochwassergefährdete Flächen auszuschließen, die für eine Innenentwick-
lung nicht berücksichtigt werden sollten, können amtliche Kartierungen der HQ100-
Überschwemmungsgebiete zur Flächeneliminierung genutzt werden. Im Hinblick auf 
die Ungenauigkeiten, die sich durch die Nutzung der ATKIS-Ortslage als Innenbereichs-
abgrenzung ergeben, könnte anstelle ein automatisierter Abgrenzungsalgorithmus (sie-
he Beitrag Harig et al. in diesem Band) verwendet werden. 
Welche Verbesserungen die Nutzung von ALKIS®, dem DGM10 oder den HQ100-
Flächen für eine automatisierte IEP-Erfassung ermöglicht, wird in Schiller et al. (2013) 
exemplarisch aufgezeigt. Doch nicht alle Informationen können aus flächendeckenden 
Geobasisdaten bezogen werden. Mögliche Konflikte mit Leitungstrassen (Freileitungs-
trassen, unterirdische Leitungen) oder zugrundeliegenden Altlasten im Boden können 
nur durch Hinzuziehung lokaler Fachdaten berücksichtigt werden. 
7 Fazit
Es wurden Möglichkeiten und Grenzen einer automatisierten Erfassung von IEP auf 
Grundlage von Geobasisdaten aufgezeigt und ein Ansatz unter Nutzung des Digitalen 
Landschaftsmodells ATKIS® Basis-DLM in Kombination mit amtlichen Hausumringen 
vorgestellt, der die Identifizierung von Baulücken und Nachverdichtungspotenzialen 
erlaubt. 
Eine Validierung zeigte im Rahmen des Projektes auch die Grenzen der Datengrund-
lagen. Perspektivisch zeichnen sich jedoch verschiedene Möglichkeiten ab, die Innen-
entwicklungspotenziale noch genauer bundesweit zu bestimmen. Voraussetzung dafür 
ist der Zugang zu den entsprechenden Geobasisdaten. Genauere Ergebnisse könn-
ten beispielsweise durch Verwendung von Daten des Liegenschaftskatasters (ALKIS®) 
erzielt werden, da die Flurstücksgrenzen in größerem Maßstab als die Topographie erfasst 
wurden. Eine Identifizierung von Brachen mit ungenutzten Gebäuden ist jedoch ohne 
weitere Information zum Zustand von Flächen und Gebäuden nicht möglich. Zwar 
bietet das ALKIS® hierfür ein Attribut „Zustand“ an, die Führung der Information ist 
allerdings nicht Grunddatenbestand und äußerst lückenhaft.
Amtliche Geobasisdaten gewinnen bei der Erfassung von Innenentwicklungspoten-
zialen eine immer größere Rolle. Zwar können die hier vorgestellten Verfahren eine 
Vor-Ort-Erhebung nicht vollständig ersetzen, der Erhebungsaufwand für Kommunen 
bei der Ersterfassung kann jedoch deutlich reduziert werden. Somit kann dies ein wichti-
ges unterstützendes Instrument werden, das den Aufbau kommunaler, interkommuna-
ler, regionaler bzw. landesweiter IEP-Erhebungssysteme weiter vorantreibt.
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Automatisierte Abgrenzung von Innenbereichen  
auf Grundlage von Geobasisdaten
Oliver Harig, Robert Hecht, Gotthard Meinel
Zusammenfassung
In der Arbeit wird untersucht, ob und wie auf Grundlage von Geobasisdaten eine geo-
metrische Abgrenzung erzeugt werden kann, die als Innenbereichsabgrenzung von 
Siedlungsflächen nutzbar ist. Hierzu wurde ein modulares Programm in einer ArcGIS-
Umgebung (ibTool) entwickelt, mit dem eine Innenbereichsabgrenzung näherungsweise 
abgeleitet und hinsichtlich ihrer Qualität bewertet werden kann. Die mit dem Programm 
erzielten Ergebnisse sind vielversprechend und besser als Innenbereichsabgrenzung ge-
eignet, als die häufig ersatzweise verwendeten Ortslagen aus dem ATKIS® Basis-DLM.
1 Hintergrund und Problemstellung
Im Kontext von Flächenmanagement (Ferber 2013; BBSR 2013) und Monitoring der 
Siedlungsentwicklung (Meinel, Siedentop 2007) sind u. a. auch flächendeckende und 
vergleichbare Abgrenzungen des Innenbereiches notwendig, um auf dieser Grundlage 
Innenentwicklungspotenziale abzuschätzen. Explizite Abgrenzungen des Innenbereiches 
erfolgen entweder über Bebauungspläne oder Satzungen nach § 34 Baugesetzbuch 
(BauGB). Diese sind aber nicht flächendeckend, frei verfügbar und digital vorhanden. 
So fordern die Umweltminister der Länder im Ergebnisprotokoll der 81. Umweltminis-
terkonferenz: „Um dem Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung entsprechend § 1 
Absatz 5 Satz 3 BauGB Rechnung zu tragen, ist ein Monitoring der Flächeninanspruch-
nahme (z. B. Erfassung von Brachflächen im Innenbereich, aber auch Baulücken) erfor-
derlich, wofür sich die Nutzung von Geoinformationssystemen (GIS) anbietet.“ (Rein-
holz 2013, 29). Meinel et al. (2009) stellen für die bereits hierzu entwickelten Verfahren 
fest, dass erst „[...] bei Vorlage der örtlichen Abgrenzung von Innenbereichen eine ge-
naue Bilanzierung des Verhältnisses von Innen- zur Außenentwicklung erfolgen und da-
mit die Zielerreichung von Leitlinien real und quantitativ geprüft werden [...]“ kann. Aus 
dem Bedarf an kleinräumigen Fachdaten in der Raumforschung und den Anforderungen 
der Planungspraxis wird das Ziel der Entwicklung eines Verfahrens zur automatisierten 
Abgrenzung von Innenbereichen abgeleitet. Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie am 
Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung (Harig 2014) wurde in diesem Zu-
sammenhang ein Verfahren entwickelt, dessen Ergebnisse hier dargestellt werden.
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2 Definition des Innenbereichs
Der Innenbereich wird nur implizit im § 34 BauGB über die Zulässigkeit von Vorhaben 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile definiert. Der Innenbereich ist so-
mit kein eigenständiger Rechtsbegriff. Darüber hinaus hat die Gemeinde das Recht, 
gemäß § 34 Abs. 4 bis 6 BauGB per Satzung Innenbereiche festzusetzen. Dabei haben 
die Gemeinden die Möglichkeit, die Grenzen des im Zusammenhang bebauten Ortsteils, 
auch unter Hinzuziehung von Außenbereichsflächen in den Innenbereich, oder auch 
Flächen als Innenbereich festzulegen, welche nach den vorherrschenden Verhältnissen 
als Außenbereich anzusehen sind. Wird ein qualifizierter Bebauungsplan i. S. d. § 30 
Abs. 1 BauGB für einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil aufgestellt, so entfällt 
der Status des im Zusammenhang bebauten Ortsteils für das Gebiet unter der Voraus-
setzung, dass dieser Rechtskräftigkeit erlangt (Ernst et al. 2013). Gleichzeitig sind aber 
unbebaute Flächen im Gültigkeitsbereich eines qualifizierten Bebauungsplanes nicht als 
Außenbereich zu betrachten.
Damit eine Fläche als Innenbereich i. S. des § 34 BauGB gelten kann, muss sowohl die 
Ortsteileigenschaft erfüllt als auch ein Bebauungszusammenhang gegeben sein. Diese 
beiden qualitativen Kriterien im Sinne des BauGB sind jedoch von Fall zu Fall unter-
schiedlich zu werten, so dass es nicht möglich ist, eine detailliertere Innenbereichsdefi-
nition vorzulegen. So kann nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichtes nur eine 
„komplexe, die gesamten örtlichen Gegebenheiten erschöpfend würdigende Betrach-
tungsweise im Einzelfall zu einer sachgerechten Entscheidung führen“ (BVerwG Urt. v. 
6.12.1967, BVerwGE 28, 268, DVBl. 68, 651, DÖV 68, 322 zit. b. (Schlez 1994, § 34 
Rn 5). Es wird außerdem in zahlreichen Urteilen der Standpunkt vertreten, dass es al-
lein mit geografisch-mathematischen Maßstäben schwer möglich ist zu bestimmen, ob 
eine Unterbrechung des Zusammenhanges vorliegt oder nicht (Löhr et al. 2009, 442, 
Rn 2; Ehebrecht-Stüer 1997, 91). Auch wenn eine vollautomatische Generierung von 
Innenbereichsabgrenzungen allein auf Basis morphologischer Informationen unmöglich 
scheint, sollte versucht werden, eine bestmögliche Annäherung dafür zu finden. Um die 
so erzeugten Flächen auch begrifflich von Innenbereichsflächen im rechtlichen Sinne zu 
unterscheiden, werden diese im Weiteren Innenflächen genannt. 
3 Bisherige Ansätze der Innenbereichsabgrenzung
Innenbereichsabgrenzungen werden durch Gutachter erstellt. Flächendeckende Innen-
bereichsabgrenzungen für ein Monitoring der Innenentwicklung auf Bundesebene sind 
auf diese Weise aus Aufwandsgründen und des Fortschreibungsbedarfs im Zuge der 
Siedlungsentwicklung nicht generierbar. So werden Ersatzgeometrien benötigt, die eine 
Näherung darstellen und flächendeckend, digital und weitestgehend homogen vorlie-
gen. Dafür wurde bisher häufig die Ortslage des Amtlichen Topographisch-Kartogra-
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phischen Informationssystems ATKIS® genutzt (BBSR 2013, 35, 102). Diese ist aber nur 
unter rein topographisch-kartographischen Gesichtspunkten konstruiert und enthält 
unter anderem auch Verkehrsflächen, Flächen mit Bauwerken und sonstigen Einrich-
tungen für Erholung, Sport und Freizeit sowie Gewässer- und Vegetationsflächen, die 
in der Regel nicht Bestandteil des Innenbereichs sind. Da zudem Ortslagen-Geometrien 
erst seit dem Jahr 2000 flächendeckend und regelmäßig aktualisiert für Deutschland 
vorliegen, sind retrospektiv Untersuchungen vor dieser Zeit unmöglich. Auch die kar-
tographischen Siedlungsabgrenzungen früherer analoger Topographischer Karten sind 
nicht für Innenbereichsabgrenzungen nutzbar.
4 Vorstellung eines automatisierten Verfahrens
In der Kartographie wurden die Verfahren zur computergestützten Generalisierung in 
den letzten Jahrzehnten stetig weiterentwickelt. Zu ihnen gehören auch Verfahren zur 
Ableitung von Siedlungsflächen aus Gebäudegrundrissen. Die in diesem Forschungsfeld 
entwickelten Methoden sind Grundlage für die im Folgenden beschriebene Ableitung 
einer Innenbereichsabgrenzung aus Gebäudegrundrissen.
4.1 Ableitung der Parameter aus der Rechtsprechung
Wie bereits erläutert, erfolgt die Abgrenzung des Innenbereichs nach § 34 BauGB an-
hand qualitativer Kriterien. Dies ist verständlich, da die Siedlungsstrukturen in Deutsch-
lands so vielfältig sind, dass eine quantitative Abgrenzung, u. a. durch die Definition von 
Grenzwerten, nicht jedem Einzelfall gerecht werden kann. Dass es umgekehrt auch bei 
der qualitativen Beschreibung im Einzelfall Klärungsbedarf gibt, zeigen die zahlreichen 
Gerichtsurteile zu diesem Thema. Aus der Vielzahl dieser Urteile lassen sich morpholo-
gische und funktionale Kriterien für die Innenbereichseigenschaft unter Zuhilfenahme 
der Kommentarliteratur ableiten. Kriterien, welche in vielen Urteilen ähnlich bewertet 
werden, können direkt als Konstante oder Bedingung innerhalb des Modells eingebun-
den werden. Zu ihnen zählen die Merkmale für die Erlangung der Ortsteilseigenschaft, 
wie die Mindestanzahl an Gebäuden oder deren Nutzung. So liegt die Mindestzahl für 
Gebäude nach Brügelmann et al. (2011, Rn 111) in der Regel bei 10 bis 12 Gebäuden. In 
Bezug auf die Nutzung wird in der Kommentarliteratur ausnahmslos darauf verwiesen, 
dass einen Ortsteil nur die Bauwerke bilden können, die dem regelmäßigen/ständigen 
Aufenthalt von Menschen dienen. Scheunen, Lagerhallen, Ställe, Schuppen aber auch 
Lauben und Wochenendhäuser tragen folglich nicht zur Bildung von Innenbereich bei. 
Schwer fassbar sind dagegen die Breite von Baulücken sowie der Bebauungszusammen-
hang, so dass sich diese nur variabel in das Model einbinden lassen.
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4.2 Eingangsdaten
Für die Untersuchung stehen mit dem Produkt amtliche Hausumringe (HU-DE) Gebäu-
degrundrisse aus dem Jahr 2012 für Niedersachsen zur Verfügung. Ergänzend verwen-
det werden Geodaten zum Wege- und Straßennetz sowie Flächennutzungsinformatio-
nen der Objektgruppe 2100 „Baulich geprägte Fläche“ aus dem ATKIS® Basis-DLM. Um 
Aussagen zur Güte der erzeugten Abgrenzung treffen zu können, werden bestehende 
Referenzabgrenzungen genutzt. Im Rahmen dieser Untersuchung stehen dazu Innen-
bereichsabgrenzungen aus der Region Hannover zur Verfügung. Diese wurden 2005 bis 
2007 durch Gutachter im Rahmen des Regionalen Raumordnungsprogrammes (RROP) 
als vollständige manuelle Bestandsaufnahme aller kleinen Orte mit weniger als 2000 
Einwohnern erstellt.
4.3 Methodisches Design
Das Abbilden von Innenbereichen im Gültigkeitsbereich von Innenbereichssatzungen 
oder qualifizierten Bebauungsplänen ist im Modell nicht möglich. Die Abgrenzung des 
Innenbereiches erfolgt somit ausschließlich über die Definition des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteils. Die Grundidee des Modells sieht vor, die schwer zu fassenden Krite-
rien, wie den Bebauungszusammenhang durch Parameter in einem maschinellen Lern-
prozess, bestmöglich an ein Optimum anzunähern. Die Parameter werden dabei für 
eine Teilmenge der Gebietskulisse errechnet, um diese anschließend zu Erzeugung der 
Abgrenzung der gesamten Gebietskulisse zu nutzen.
Um eine Flexibilität bei der Entwicklung, Auswertung und späteren Anwendung des 
Abgrenzungswerkzeuges (Tool) – nachfolgend ibTool genannt – zu erreichen, wurde ein 
modularer Aufbau gewählt. Alle entwickelten Module können unabhängig voneinander 
und aufgabenspezifisch eingesetzt werden. Neben den Standardmodulen gibt es optio-
nale Module (in Abb. 1 gestrichelt umrahmt), welche für die Erzeugung der Abgrenzung 
nicht zwingend notwendig sind, jedoch deren Qualität verbessern. 
Das Modell ist so konzipiert, Siedlungsbereiche für Regionen bzw. ganze Bundesländer 
zu berechnen. Zugehörige Datensätze können leicht mehrere Millionen Gebäudegrund-
risse und Straßenabschnitte enthalten. Aus Gründen des damit verbundenen Speicher-
bedarfes und der Rechenzeit wird der Gebäudedatensatz partitioniert und anschließend 
teilgebietsweise prozessiert. Im Folgeschritt werden jene Gebäude identifiziert und eli-
miniert, die nicht dem regelmäßigen/ständigen Aufenthalt von Menschen dienen. Die 
Eliminierung erfolgt zum Teil über kartographische Bedingungen bzw. über eine Filte-
rung mit den ATKIS®-Objektarten 2102 „Wohnplatz“, 2111 „Wohnbaufläche“, 2113 
„Fläche gemischter Nutzung“ und 2114 „Fläche besonderer funktionaler Prägung“ der 
Objektgruppe 2100 „Baulich geprägte Fläche“. 
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Im Modul Vorverarbeitung werden die Gebäudegrundrisse jeweils mit ihren kleinsten 
umschließenden Rechtecken (minimum bounding boxes) beschrieben und anschlie-
ßend längenabhängig gepuffert. Damit werden linienhafte Siedlungsstrukturen besser 
erkannt, Geometrien vereinfacht und Siedlungen letztendlich genauer abgegrenzt. Die 
anschließende Generierung der Abgrenzungen erfolgt über das in ArcGIS bereitgestell-
te Generalisierungswerkzeug „Delineate Built-Up Areas“. Dieses aggregiert Gebäude-
grundrisse zu Polygonen in Abhängigkeit der Steuerungsparameter Grouping Distance 
und Minimum Detail Size. Die erzeugten Polygone werden nachbearbeitet und mit dem 
zugehörigen Referenzpolygon verglichen. Die Quantifizierung der Ähnlichkeit der Geo-
metrien erfolgt über ein flächenbasiertes Verfahren und wird mit dem Qualitätsmaß 
QGEW ausgedrückt. Die Erzeugung, Nachbearbeitung und Bewertung der Abgrenzung 
wird für eine vorher definierte Anzahl von Kombinationen der Steuerungsparameter 
Grouping Distance und Minimum Detail Size wiederholt. Mit der Parameterkombina-
tion, welche den höchsten QGEW-Wert erreicht, werden dann die Innenflächen für die 
gesamte Gebietskulisse generiert.
Abb. 1: Modularer Aufbau des ibTool (Quelle: Harig 2014)
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5 Ergebnisse und Diskussion
Das entwickelte ibTool wurde mit verschiedenen Eingangsdatensätzen und Vor- und 
Nachbearbeitungsschritten getestet. Der Ansatz, der auf der Selektion der Gebäude-
grundrisse (HU) mithilfe der Flächennutzungsinformationen der Objektgruppe 2100 
„Baulich geprägte Fläche“ basiert, liefert die besten Ergebnisse.
Abb. 2: Vergleich der ATKIS®-Ortslage (links) und der mittels ibTool generierten Innenfläche 
(rechts) (jeweils graue Fläche) gegenüber einer gutachterlich erzeugten Referenz (schwarze 
Linie) (Quelle: Harig 2014) 
In Abbildung 2 ist beispielhaft für eine Siedlung die ATKIS®-Ortslage im Vergleich zur 
beschriebenen automatisierten Abgrenzung dargestellt. Gut zu erkennen ist, dass die 
Ortslage als Näherung für den Innenbereich die Siedlungsbereiche gegenüber der Refe-
renzabgrenzung zu weit fasst. Insbesondere der außerhalb des Bebauungszusammen-
hangs liegende Gebäudekomplex im Süden, eine direkt westlich angrenzende, unbe-
baute Fläche und die auch von der Referenz ausgegrenzte Fläche im Zentrum sind mit 
dem ibTool besser abgegrenzt. Um diesen qualitativen Eindruck zu quantifizieren, wurde 
die Abgrenzungsgüte (QGEW) für jede Referenzgeometrie ermittelt. Die Werte sind in 
Abbildung 3 in einem Box-Whiskerplot gegenübergestellt.
Deutlich wird, dass die mittlere Qualität des entwickelten automatisierten Ansatzes nach 
dem Qualitätskriterium (QGEW = 0,720) deutlich höher ist, als die der Ortslage aus dem 
ATKIS®-Basis-DLM (QGEW = 0,571). Doch eine Verbesserung der Abgrenzung ist nicht 
nur im Mittel festzustellen sondern auch für die Verteilung der Einzelwerte. So zeigt 
die geringere Streuung der Werte ebenfalls die Steigerung der Abgrenzungsqualität. In 
einigen Fällen fehlen jedoch auch Innenflächen gegenüber der Referenzerhebung oder 
es werden fälschlich zusätzliche Innenflächen erkannt. Da die Menge dieser Fehler ein 
weiteres wichtiges Qualitätsmerkmal ist, werden diese separat erfasst und ausgewertet. 
So werden bei Verwendung der ATKIS®-Ortslage 18 fehlende bzw. überzählige Abgren-
zungen gegenüber 160 erkannten Abgrenzungen festgestellt, für den automatisierten 
Ansatz hingegen nur 13 gegenüber 171.
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6 Fazit
Aus gegenwärtiger Sicht sind die mit dem ibTool automatisiert erzeugten Innenflächen 
eine gute, vergleichsweise schnell und objektiv erzeugbare Näherung für Innenbereichs-
abgrenzungen. Auch wenn diese nicht mit gutachterlich erstellten Abgrenzungen iden-
tisch sind, kommt ihnen eine hohe Bedeutung zu. Planung und Raumwissenschaft sind 
nicht bei allen Fragestellungen auf rechtsfeste Abgrenzungen des Innenbereichs ange-
wiesen. Die Innenflächen können daher beispielsweise im Flächenmanagement, insbe-
sondere bei der Erfassung von Innenentwicklungspotenzialen (Elend et  al. 2013, 37; 
BBSR 2013, 35, 102), genutzt werden. Die Innenentwicklungspotenziale ihrerseits sind 
eine wichtige, stadt- und raumplanerische Größe, die zukünftig erheblich an Bedeutung 
gewinnen wird. Die Anwendungsbereiche in der Raumwissenschaft sind vielfältig. So 
ist es denkbar, Innenflächen zur Berechnung von Indikatoren, wie dem Verhältnis von 
Innen- zu Außenentwicklung, zu nutzen. Mit den nunmehr genaueren Ausgangsdaten 
werden auch die errechneten Indikatoren präziser.
Auch können aus historischen Karten oder Ortholuftbildern extrahierte Gebäudegrund-
risse mit dem ibTool verarbeitet werden. Auf diese Weise lassen sich Zeitreihen aufbauen 
und auswerten. Weitere neue Nutzungsmöglichkeiten werden sich ergeben, sobald die 
Daten flächendeckend zur Verfügung stehen.
Abb. 3: Boxplots für ATKIS®-Ortslage (N = 160) und automatisiert mit dem ibTool erzeugte 
Innenflächen (N = 171) (Quelle: Harig 2014)
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ALKIS® – Stand und Perspektive
Günther Steudle
Zusammenfassung
Die Einführung des Amtlichen Liegenschaftskataster-Informationssystems (ALKIS®) in 
den 16 Bundesländern steht kurz vor dem Abschluss. Im Jahr 2015 werden voraus-
sichtlich alle Bundesländer auf ALKIS® umgestellt haben. Damit liegt ein neuer Kataster-
standard vor, in dem großes Potenzial für Mehrwerte in vielen Verwaltungsbereichen, 
für die Geoinformationswirtschaft und den Wirtschaftsstandort Deutschland ingesamt 
steckt. Eingegangen wird auf die ALKIS®-Produktfamilie bis hin zu zeitgemäßen Darstel-
lungs- und Downloaddiensten als Teil einer AdV-Strategie zur Bereitstellung von Geo-
basisdaten. Die Perspektiven richten sich – zum Teil auch historisch bedingt – besonders 
auf das Grundbuch, die Finanzverwaltung, die amtliche Flächenstatistik und die dritte 
Dimension im Liegenschaftskataster.
1 Einführung
Mit der Einführung von ALKIS® wird in der Geschichte der Vermessungsverwaltungen 
der Länder eine der größten Umstellungen im Liegenschaftskataster vollzogen. Verbun-
den damit sind die Ziele, sich von der redundanten Datenhaltung im Automatisierten 
Liegenschaftsbuch (ALB) und in der Automatisierten Liegenschaftskarte (ALK), von den 
unterschiedlichen Datenmodellen und von den vielen verschiedenen Schnittstellenfor-
maten zu verabschieden. Mit der Einrichtung von ALKIS® wird im Liegenschaftskatas-
ter bezüglich Inhalt, Standardausgaben und Austauschfornaten mehr Einheitlichkeit in 
Deutschland auf der Basis internationaler Standards und Normen (ISO, OGC) erreicht.
Standen bisher die Herausforderungen in den Vermessungs- und Katasterverwaltungen 
einschließlich der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und Vermessungs-
ingenieure (ÖbVI) im Mittelpunkt, stehen zwischenzeitlich die Nutzer von ALKIS®-
Daten im Blickpunkt. Gemeinsam erarbeitete Grundsatzpapiere, Produktspezifkatio-
nen und zahlreiche Abstimmungsgespräche, insbesondere mit der Grundbuchseite, der 
Flurneuordnung, der amtlichen Flächenstatistik und der Finanzverwaltung, sollen den 
Datenaustausch optimieren und sicherstellen.
Bei 16 verschiedenen Vermessungs- und Geoinformationsgesetzen in Deutschland ist es 
ein permanenter Prozess, mehr Einheitlichkeit zu schaffen. Damit soll auch den Bedürf-
nissen zahlreicher anderer, bundesweit agierender Kunden mit einem bedarfsgerechten 
Datenangebot aus ALKIS® Rechnung getragen werden. Hohe Datenqualität und eine 
nutzerorientierte Datenbereitstellung im Hinblick auf Webtechnologien, Nutzungs-
bedingungen und Kostenmodelle sind dabei von großer Bedeutung.
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2 ALKIS® – Stand heute 
Die AdV-Mitgliedsverwaltung Thüringen hat im März 2014 die Migration abgeschlos-
sen, so dass mittlerweile ALKIS® in neun Bundesländern eingeführt ist. Sachsen-Anhalt 
hat mit der Migration begonnen und wird diese noch im laufenden Jahr abschließen. 
Ebenfalls im Jahr 2014 ist die Einführung von ALKIS® in Bremen, Mecklenburg-Vorpom-
mern und im Saarland geplant. Bayern, Berlin und Sachsen werden 2015 folgen, wobei 
in Bayern und Sachsen mit der Migration bereits begonnen wurde. Auf der Webseite 
www.adv-online.de wird aktuell über den Stand der Einführung von ALKIS® zusammen 
mit einem Überblick über die AFIS-ALKIS-ATKIS-Migration informiert.
Abb. 1: Stand der ALKIS®-Einführung (Quelle: AdV-AK Liegenschaftskataster 2014)
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3 ALKIS® – Produktpalette
Im Liegenschaftskataster werden bundesweit rund 63 Mio. Flurstücke und 50,5 Mio. 
Gebäude, davon 22 Mio. Gebäude mit Hausnummern, in 255 Katasterbezirken geführt. 
Allein in Baden-Württemberg (BW) werden in 60 Katasterbezirken mit insgesamt 3 250 
Gemarkungen mehr als 8 Mio. Flurstücke und rund 5 Mio. Gebäude im Liegenschafts-




230 Mio. Objekte 
mit einem ALKIS®-Datenvolumen von 230 Gigabyte. Das bundesweite Angebot an 
standardisierten und abgeleiteten Produkten des Liegenschaftskatasters stützt sich auf 
rund ein Dutzend AdV-Produktblätter. Darin sind Inhalte, Datenqualität, Abgabefor-
mat, Austauschschnittstelle und Entgelte beschrieben. Die Produktblätter wurden aus 
der Historie heraus entwickelt und werden in Form und Inhalt regelmäßig den aktuellen 
Gegebenheiten angepasst. Die jeweiligen Produktblätter enthalten auch Aussagen zum 
Grunddatenbestand und Angaben über Länderbesonderheiten.
Die AdV-Produktpalette des Liegenschaftskatasters gliedert sich in ALKIS®-
Präsentationsausgaben, ALKIS®-offline-Datenabgaben und Bereitstellungsdienste 
(Steudle, Ehrmanntraut, Zurhorst 2014).
Zu den ALKIS®-Präsentationsausgaben zählen der Flurstücksnachweis, der Flurstücks- 
und Eigentumsnachweis, der Grundstücksnachweis, der Bestandsnachweis und die 
Liegenschaftskarte.
Bei der Offline-Datenabgabe werden Bestandsdatenauszüge (Flurstücke, Gebäude, 
Tatsächliche Nutzung, Bodenschätzung, Eigentümer) im Format der Normbasierten 
Austauschschnittstelle (NAS, Katasterstandard) oder als „Shape“ abgegeben. Zu den 
weiteren Datenabgaben aus dem Gebäudebestand gehören Hauskoordinaten, Haus-
umringe und 3D-Gebäudemodelle. 
Amtliche Hauskoordinaten, auch als georeferenzierte Gebäudeadressen bezeichnet, 
sind im Wesentlichen Datensätze mit Koordinaten, die die Gebäude repräsentieren und 
ihre (postalische) Adresse. 
Hausumringe sind Gebäudeobjekte mit Gebäudeumriss und mit Angaben ihrer Zugehö-
rigkeit zur Gemeinde; sie stellen somit eine Ergänzung der amtlichen Hauskoordinaten 
dar. 
Günther Steudle126
Das 3D-Gebäudemodell der AdV ist grundsätzlich ein digitales Oberflächenmodell der 
Erdoberfläche, welches weitgehend automatisch aus Laserscandaten von Befliegungen 
erzeugt wird. Der Geodatensatz 3D-Gebäudemodell orientiert sich aktuell am Pro-
duktstandard für 3D-Gebäudemodelle, Version 1.2. Der Datensatz ist eine Erweiterung 
des aus den Daten des Liegenschaftskatasters abgeleiteten Produkts Hausumringe um 
die dritte Dimension. Das 3D-Gebäudemodell der AdV enthält ausschließlich Gebäude 
im Sinne des Liegenschaftskatasters sowie einzelne Bauwerke der Geotopographie. Der 
Produktstandard beschreibt 3D-Gebäude und -Bauwerke im Herstellungsgrad LoD 1 
(Level of Detail 1) als Klötzchenmodell und im LoD 2, einem mit standardisierten Dach-
formen erweiterten Klötzchenmodell.
Abb. 2: AdV-ALKIS®-WMS mit verpflichtenden und optionalen Inhalten (Quelle: AdV 2012, 
bearbeitet IÖR)
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Im weiteren inhaltlichen Sinne zählen zu den Produkten des Liegenschaftskatasters auch 
die ALKIS®-Produktspezifikationen für die Bereitstellungsdienste AdV-ALKIS®-WMS 1.0 
(Web Map Service = Standard zur Realisierung von Darstellungsdiensten) und AdV-
ALKIS®-WFS 0.9 (Web Feature Service = Standard zur Realisierung von Download-
diensten). 
Die ALKIS®-WMS-Produktspezifikation hat verpflichtende Inhalte (Flurstücke, Gebäude, 
tatsächliche Nutzung und gesetzliche Festlegungen) und optionale Inhalte (Abb. 2). 
Mit einer solchen Struktur wird den Bundesländern eine Spezifikation empfohlen, die 
durch überschaubare Anforderungen und niedrige technische Hürden einen einfachen 
Einstieg in die Bereitstellung von Daten über ALKIS®-Webdienste ermöglicht. Beim 
ALKIS®-WMS handelt es sich nicht um die Darstellung des amtlichen Auszugs aus dem 
Liegenschaftskataster.
Zwischenzeitlich liegt auch die Spezifikation eines AdV-ALKIS®-WFS-Dienstes vor. 
Damit können die Daten NAS-konform, AAA-Modell-konform oder in einem verein-
fachten Datenaustauschschema angeboten werden. 
4 ALKIS® – Perspektiven
4.1 ALKIS® und Grundbuch –  
Kernkomponenten des Eigentumssicherungssystems 
Das Grundbuch stützt sich in den Grundstücksangaben seines Bestandsverzeichnisses 
auf das Liegenschaftskataster (amtliches Verzeichnis der Grundstücke im Sinne der 
Grundbuchordnung) und liefert seinerseits Bestands- und Eigentumsinformationen 
zur dortigen nachrichtlichen Führung. Beide Register müssen daher hinsichtlich ihrer 
gemeinsamen Inhalte dauernd in Übereinstimmung gehalten werden.
Eine vollständige Automatisierung des Datenaustauschs wird erst dann zu erwarten sein, 
wenn das Projekt der Justizverwaltungen zur Schaffung eines auf modernen Modellie-
rungsgrundsätzen basierenden einheitlichen Datenbankgrundbuchs abgeschlossen ist 
(Bredl et al. 2011). Weitergehende Optionen zielen in diesem Zusammenhang darauf 
ab, redundant geführte Angaben bis auf notwendige Verknüpfungsmerkmale sowohl 
im Datenbankgrundbuch als auch in ALKIS® aufzugeben und stattdessen wechselseitig 
über Dienste auf die jeweils benötigten Informationen im anderen Register zuzugreifen. 
Das Gesetz zur Einführung des Datenbankgrundbuchs (DabaGG) wurde am 1.10.2013 
verabschiedet. Die Realisierung eines objektstrukturierten Datenbankgrundbuchs ist 
nicht vor dem Jahr 2018 zu erwarten. 
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4.2 Grundsteuermodelle setzen auf ALKIS® 
Nach höchstrichterlichem Urteilsspruch sind die Einheitswerte als Grundlage für die 
Grundsteuer durch neue zeitgemäße Bemessungsgrundlagen zu ersetzen. Zurzeit ste-
hen vier Reformmodelle zur Diskussion: das Verkehrswertmodell, das wertunabhän-
gige Modell (Bemessungsgrundlage sind die Flächen von Grundstück und aufstehen-
dem Gebäude), das gebäudewertunabhängige Kombinationsmodell (Berücksichtigung 
von Bodenrichtwert und Gebäudefläche) und das Bodenwertmodell. Die Erhebung der 
Grundsteuer solle nicht nur einfach sein, sondern auch Anreize schaffen, Innenentwick-
lungspotenziale zu nutzen. Bei allen Varianten setzt die Finanzverwaltung mit ihren 
Überlegungen „voll und ganz“ auf ALKIS®, vor allem auf die Bereitstellung der steu-
errelevanten Daten und auf einen automationsgestützten Datenaustausch. Mit dieser 
Entwicklung und Bedeutung von ALKIS® für die Grundsteuer erlebt das Grundsteuer-
kataster im wahrsten Sinne des Wortes eine Renaissance.
4.3 ALKIS® – Datenquelle für die amtliche Flächenstatistik
Den Vermessungs- und Katasterverwaltungen der Länder ist gesetzlich die Aufgabe 
zugewiesen, die Nutzung des Bodens flächendeckend zu beschreiben, zu dokumen-
tieren und darüber zu informieren. Für die Führung der Tatsächlichen Nutzung (TN) im 
Liegenschaftskataster in den Ländern ist neben der GeoInfoDok der AdV-Nutzungs-
artenkatalog die einheitliche Basis. Vor allem für ein Flächenmonitoring (im Sinne der 
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung) übermitteln die Vermessungs- und Kata-
sterverwaltungen der Länder jährlich den statistischen Landesämtern und dem Statisti-
schen Bundesamt die TN für alle Gemarkungen des Landes (Steudle 2012). Dort werden 
die TN-Daten im Rahmen der Aufgaben der amtlichen Flächenstatistik aufbereitet.
Auf Basis der TN werden „amtliche Aussagen“ zur Nutzung von Grund und Boden 
gemacht. Sie wird von vielen Nutzern vor allem in der öffentlichen Verwaltung auf 
Bundes-, Landes- und Kommunalebene regelmäßig nachgefragt, weil zahlreiche raum-
ordnungs- und umweltrelevante Entscheidungen davon profitieren können. Dabei 
kommt der Aktualität der TN neben anderen Qualitätsmerkmalen wie Tatsächlichkeit 
und Flächendeckung eine große Bedeutung zu. Insbesondere überregional tätige Nutzer 
erwarten größtmögliche bundesweite Einheitlichkeit. Deshalb steht der AdV-Arbeitskreis 
Liegenschaftskataster traditionell in engem Kontakt mit dem Statistischen Bundesamt, 
zuletzt bei der Erarbeitung des Fachkonzepts „ALKIS®-Ausgabeprodukt für die amtli-
che Flächenstatistik“ (respektive einer Übergangslösung) und bei den Vorarbeiten zur 
Anpassung des AdV-Nutzungsartenkatalogs an die künftige Version 7 der GeoInfoDok.
Eine ganz wichtige „amtliche Aussage“ wird zum sogenannten “Flächenverbrauch“ 
gemacht. Hauptindikator hierfür ist die Fläche, die von land- und forstwirtschaftlich 
genutzter Fläche zu Siedlungs- und Verkehrsfläche (SuV) umgewidmet wird. Die SuV, 
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die rund 14 % der bundesweiten Fläche ausmacht, setzt sich zusammen aus fünf 
Flächenkategorien der TN im Liegenschaftskataster, nämlich: Gebäude- und Freifläche, 
Betriebsfläche ohne Abbauland, Erholungsfläche, Verkehrsfläche und Friedhofsfläche 
(Betzholz. Wöllper 2013), Bundes- und Landespolitik haben sich den sparsamen Um-
gang mit der Fläche auf die Fahnen geschrieben. Statt neue Baugebiete auszuweisen, 
sollen die Innenentwicklungspotenziale wie Baulücken, Brachflächen und Verdichtungs-
bereiche der Ortskerne besser genutzt werden.
Verlässlich ist die Datenquelle Liegenschaftskataster für die amtliche Flächenstatistik 
dann, wenn die Vermessungs- und Katasterverwaltungen einheitliche Erfassungskriteri-
en anwenden und den Ansprüchen an eine hohe Aktualität der TN nachkommen. Dies 
kann künftig – auch aufgrund begrenzter Personalressourcen – nur geleistet werden, 
wenn die jetzige Differenzierung im Nutzungsartenkatalog gestrafft und der Blick auf 
eine Harmonisierung von ALKIS® und ATKIS® gerichtet wird (siehe hierzu Beitrag von 
Schlegel in diesem Band). Eine Optimierung ist zudem zu erreichen durch Meldeautoma-
tismen bzw. eine Meldepflicht und durch vereinfachte flächenhafte Aktualisierung der 
TN, z. B. durch Informationen aus Luftbildern, gezielte Feldbegehungen und Informa-
tionen Dritter, neben der Aktualisierung der TN anlässlich von Katastervermessungen. 
4.4 ALKIS® – modelliert mit dritter Dimension 
Mit der Einführung von ALKIS® wird das klassische Liegenschaftskataster durch eine 
umfassende Modellierung und eine datenbankgestützte Führung abgelöst (Seifert 
2013). Beste Voraussetzungen also, dass auch die dritte Dimension Einzug in das 
Liegenschaftskataster halten kann. 3D-Gebäude in ALKIS® stellen modellierte Volumen-
körper dar, ergänzt durch Sachdaten, wie man sie auch von den zweidimensionalen 
Gebäuden her kennt (z. B. Gebäudenutzung).
Rechtsverhältnisse im Sinne eines 3D-Katasters, wie z. B. Wohnungs- oder Stockwerks-
eigentum, wurden bisher nicht modelliert. Hier sind die Entwicklungen beim „Bundes-
einheitlichen Datenbankgrundbuch“ abzuwarten, dem ein vollständig strukturiertes 
Datenschema, möglicherweise einschließlich der Modellierung von Rechten, zugrunde 
liegen wird.
Für die nachhaltige Entwicklung moderner Städte und Landschaften werden 3D-Model-
le immer wichtiger, und auch europaweit vorgeschriebene Aufgaben, wie die Lärmkar-
tierung, lassen sich ohne die dritte Dimension nur schwer durchführen. Der Nutzen liegt 
für viele Aufgabenbereiche auf der Hand. Weitere Beispiele sind Ausbreitungsmodelle 
für Luftschadstoffe, ebenso die Stadtplanung in der Kommunikation mit dem Bürger, die 
Standortsuche für Windkraftanlagen, Hochwassersimulationen für den Katastrophen-
schutz oder die Vermarktung neuer Standorte im Rahmen der Wirtschaftsförderung.
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5 Fazit
Die Geobasisdaten des Liegenschaftskatasters genießen hinsichtlich Unabhängigkeit 
und Sachlichkeit der Akteure besonderes Vertrauen. Gleichzeitig ist die Erwartungshal-
tung an die „Amtlichkeit“ und die damit verbundenen Qualitätsmerkmale groß. Hinzu 
kommen Mindestanforderungen an die Einheitlichkeit (Stichwort: Grunddatenbestand) 
und Standards (Weber 2013). Deshalb sind in unserer föderalen Struktur alle 16 Bundes-
ländern gefordert. Erhebungskampagnen zur Schaffung eines aktuellen, vollständigen 
Gebäudenachweises oder Kampagnen zur Erweiterung der Geobasisdaten des Liegen-
schaftskatasters um die dritte Dimension sind wichtige Handlungsfelder. Dies gilt auch 
für die Fortschreibung und weitere Harmonisierung der AAA-Fachschemata. Die dem-
nächst mit der Einführung von ALKIS® bundesweit erreichte Datenqualität ist demnach 
nicht nur zu erhalten, sondern systematisch weiter zu verbessern. Nur so können die 
ALKIS®-Investitionen nachhaltig für die Zukunft gesichert werden.
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Die AdV hat 2013 die Arbeitsgruppe Harmonisierung ALKIS-ATKIS (AG HarmAA) einge-
richtet mit dem Auftrag, den aktuellen Sachstand zu den Problemfeldern bei der Harmo-
nisierung zwischen ALKIS und ATKIS auf der Grundlage einer Studie aus dem Jahre 2007 
darzustellen und die Sachverhalte, insbesondere im Bereich der Tatsächlichen Nutzung, 
im Einzelnen zu analysieren, aus fachlicher Sicht Entscheidungsvorschläge zur Harmoni-
sierung vorzubereiten und diese jeweils mit einem Zeitplan und einer Aufwandsabschät-
zung zu hinterlegen („Masterplan“). Erste Überlegungen der AG HarmAA werden im 
Folgenden vorgestellt. Die Untersuchungen der AG werden im Februar 2015 mit einem 
finalen Bericht zur weiteren Diskussion innerhalb der AdV abgeschlossen.
1 Motivation der AdV
Mit der flächendeckenden Einführung von ALKIS und ATKIS in Deutschland und der 
damit einhergehenden Nutzung der einheitlich modellierten Daten werden Redundan-
zen in Erhebung und Führung erfahrbar. Eine weitergehende semantische und geomet-
rische Harmonisierung scheint sinnvoll und ist deshalb zu untersuchen.
1.1 Geometrische Angleichung
Geometrische Unterschiede zwischen ALKIS und ATKIS werden im Objektartenbereich 
„Tatsächliche Nutzung“ deutlich. Die einzelnen „Nutzungsartenmaschen“ werden: 
Abb. 1: Geometrische Unterschiede zwischen ALKIS (links) und ATKIS (rechts) (Grafik: Schlegel 
2013)
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in ATKIS in der Regel durch Linien begrenzt (Straßenachsen, Gewässerachsen), die 
Träger weiterer Informationen wie Anzahl der Fahrstreifen oder Fließrichtung sind, 
in ALKIS durch „tatsächlich“ flächenförmige Straßen bzw. Gewässer in dieser Form 
z. B. an die Bundesstatistik, über das Liegenschaftskataster bereitgestellt.
1.2 Redundante Erhebung
Da für ALKIS und ATKIS unterschiedliche Erfassungskriterien gelten, kann es zu redun-
danten Erhebungen mit zum Teil unterschiedlicher Führung gleicher Sachverhalte kom-
men. Beispielhaft sind hier unterschiedliche
Erfassungsuntergrenzen, 
Handhabung des Dominanzprinzips in Bezug auf Nachbarschaften,
Differenzierungstiefe der Tatsächlichen Nutzungen,
Umgang mit Grundflächen bzw. Überlagerungsinformationen 
aufzuführen. 
Abb. 2: Redundanzen bei ALKIS und ATKIS (ABK = Amtliche Basiskarte 1:5 000; Grafik: Schlegel 
2013)
2 Lösungstendenzen
Die AG HarmAA hat zum jetzigen Zeitpunkt Lösungsansätze skizziert, die nach 
Fertigstellung der weiteren Ausarbeitung im Februar 2015 sowohl innerhalb der Ver-
messungs- und Katasterverwaltungen als auch mit den Nutzern breit diskutiert werden 
müssen. So sind die im Folgenden aufgeführten Lösungstendenzen als Basis für eine 
frühe Diskussion zu verstehen.
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2.1 Von AFIS-ALKIS-ATKIS zum Anwendungsschema GeoBasisDE
Zu den grundsätzlichen Zielen der AG HarmAA gehört es, einen Grunddatenbestand 
für die Geobasisdaten des amtlichen deutschen Vermessungswesens zu beschreiben 
(„GeoBasisDE“), der unabhängig von der Organisation der Erhebung für das Liegen-
schaftskataster und die Landesvermessung in den Ländern zu führen ist und aus dem 
die vielfältigen Anforderungen (Informations- und Ausgabeprodukte) unterschiedlicher 
interner und externer Nutzer befriedigt werden können. Bei der Führung dieser Geo-
basisdaten sind Aktualität und Tatsächlichkeit Leitbegriffe, die hohe Priorität haben. 
Die in „GeoBasisDE“ geführten Geobasisdaten sollen langfristig mit einheitlichen 
Erfassungskriterien erfasst werden. Die Anforderungen der Standardprodukte aus ALKIS 
und ATKIS sind zu berücksichtigen, und eine Reduktion des Grunddatenbestandes ist 
anzustreben. Über die Geodateninfrastruktur sollen Fachdaten anderer Stellen verwen-
det werden, wenn diese einheitlich flächendeckend, zeitlich unbeschränkt und recht-
lich zugesichert bundesweit verfügbar sind. Damit wird eine redundanzarme Führung 
sichergestellt. 
Abb. 3: Lösungsvorschlag Geobasisdaten (Grafik: AG HarmAA 2014)
Um die festgestellte Vermischung von Landbedeckung und Landnutzung in den Defi-
nitionen der in der ‚Dokumentation zur Modellierung der Geoinformationen des amt-
lichen Vermessungswesens (GeoInfoDok)‘ modellierten „Tatsächliche Nutzungen“ 
und den daraus resultierenden redundanten Erhebungen bzw. Unsicherheiten bei der 
Verwendung zu vermeiden, wird langfristig ein Paradigmenwechsel vorgeschlagen: die 
Objektartengruppe Tatsächliche Nutzung (TN) sollte im Anwendungsschema 
GeoBasisDE in Landbedeckung (LB) und Landnutzung (LN) getrennt werden. Dafür 
sprechen: 
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die dann möglich werdenden eindeutigen Definitionen, die sowohl zu einer zuver-
lässigeren Erhebung der Objekte als auch Nutzung führen,
die aktuellen Entwicklungen von automatisierten Auswerteverfahren auf Basis von 
Fernerkundungs- und Luftbilddaten und weiteren Daten der Vermessungsverwal-
tungen,
die internationalen Entwicklungen wie INSPIRE (Infrastructure for Spatial Informa-
tion in the European Community), LiSA (Landinformationssystem Austria), LUCAS 
(Land Use/Land Cover Area Frame Survey), die auch eine Trennung von LB und LN 
vornehmen und
die Möglichkeiten einer allmählichen Migration von TN nach LB und LN über ein 
Stufenkonzept.
Das Zusammenspiel von Landnutzungen und Landbedeckungen könnte ein komposi-
torisches Bild der Landschaft wiedergeben und scheint bestens geeignet auch mit Nut-
zungsinformationen von außerhalb der Vermessungsverwaltungen über Geodateninfra-
strukturen verknüpft zu werden. 
2.2 Erfassungs- und Qualitätskriterien für die Tatsächliche Nutzung
Die AG HarmAA wird den Mitgliedsverwaltungen der AdV vorschlagen, mit der Umset-
zung einheitlicher Erfassungskriterien für ALKIS und ATKIS gleichzeitig mit Einführung 
der GeoInfoDok 7 in den Ländern zu beginnen, damit insbesondere das wirtschaftliche 
Gebot „einmal erheben, mehrfach nutzen“ für die Geobasisdaten optimal umgesetzt 
werden kann. Bisherige Untersuchungen der AG mit Daten mehrerer Bundesländer 
haben gezeigt, dass nach der flurstücksübergreifenden Aggregation von gleichen, un-
mittelbar benachbarten Objekten der Tatsächlichen Nutzung bei der Einführung von 
ALKIS, die Flächen der Siedlungsobjekte unter 1 000 m2 nur noch ca. 2 % der Summe 
ausmachen. Eine Veränderung der bisher geltenden Erfassungsuntergrenzen in ALKIS 
und ATKIS hin zu gemeinsamen Untergrenzen scheint machbar zu sein und soll in einem 
Testverfahren in der Praxis weiter untersucht werden. Auch hier sind die Lösungsvor-
schläge mit den Nutzern abzustimmen.
Zur Erhöhung der Transparenz bezüglich der Führung der TN in den Ländern und zur 
Verdeutlichung der Harmonisierung wird die Einführung eines Produktblattes TN vorge-
schlagen. Die inhaltlichen Festlegungen des Produktblattes wären auch eine gute Basis 
für den Aufbau eines geeigneten Instruments im Rahmen des vorgeschlagenen Moni-
toring der TN. Das Produktblatt soll Aussagen zu Vollständigkeit, Konsistenz, geometri-
scher Genauigkeit, Aktualität und zum Monitoring machen.
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3 Masterplan
Die oben vorgeschlagenen Maßnahmen bedürfen noch weiterer Konkretisierung. Bis 
zum Projektende im Februar 2015 sollen nach den Vorgaben des AdV-Plenums ein Zeit-
plan für die Maßnahmen hinterlegt und eine Aufwandsabschätzung durchgeführt wer-
den. Sollte den Vorschlägen, nach sicherlich intensiven Diskussionen der Vermessungs-
verwaltungen und der Nutzer, gefolgt werden, sind die notwendigen Anpassungen von 
den gemeinsamen Dokumentationen der amtlichen Vermessungsverwaltungen bis zu 
den rechtlichen Vorgaben in Bund und Ländern vorzunehmen, damit die Umsetzungen 
rechtlich, technisch und finanziell gesichert vorgenommen werden können. 
Abb. 4: Angedachter Masterplan zur Harmonisierung (Grafik: AG HarmAA 2014)
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Zeitreihenanalysen und Monitoring des ATKIS Basis-DLM – 
Ergebnisse aus Niedersachsen
Klaus-Peter Wodtke  
Zusammenfassung
Das Basis-DLM des Amtlichen Topographisch-Kartographischen Informations systems 
(ATKIS) wird in den Vermessungsverwaltungen der Länder der Bundes republik Deutsch-
land seit 1989 in mehreren Erfassungsstufen aufgebaut. Es bildet für Zeitreihenanalysen 
eine wertvolle Datenquelle. Die Arbeit mit historischen Zeitschnitten des ATKIS Basis-
DLM erfordert von den Anwendern neben einem Detailwissen der entsprechenden 
Katalogwerke auch Kenntnisse über die zum jeweiligen Zeitpunkt gültigen Erfassungs-
regeln, Erfassungsunterlagen und Modellierungsvorschriften, um Fehlinterpretationen 
bei der Auswertung der Daten zu vermeiden.
1 Einführung
Die Geschichte von ATKIS reicht nun schon knapp 25 Jahre in die Vergangenheit. Wäh-
rend der gesetzliche Auftrag der Landesvermessungen in der Regel nur den aktuellen 
Nachweis der Topographie in ATKIS umfasst, werden bei vielen Nutzern mehrere Zeit-
schnitte des Basis-DLM vorgehalten, um die Daten in Zeitreihen miteinander verglei-
chen zu können. Aus diesem Grund beginnen die Vermessungsverwaltungen, sich auch 
mit der Archivierung der ATKIS-Daten zu beschäftigen. Neben den eigentlichen Daten 
gehören in ein solches Archiv auch die zum Basis-DLM gehörenden Metadaten.
Im Artikel sollen zwei Projekte des Fachbereichs Geotopographie der niedersächsischen 
Landesvermessung vorgestellt werden, die Kunden eine Arbeit mit den Daten des Basis-
DLM erleichtern sollen. Im ersten Projekt wurde eine Software zum Aufbau einer Detail-
Statistik für das Basis-DLM geschaffen. Das zweite Projekt beschäftigte sich damit, Nut-
zungsmöglichkeiten für die archivierten Zeitschnitte des ATKIS Basis-DLM aufzuzeigen.
2 Monitoring des ATKIS Basis-DLM
Das ATKIS-Basis-DLM wird in Niedersachsen in einer zentralen Datenbank, der so 
genannten Datenhaltungskomponente (DHK), geführt. In der DHK werden dabei 
neben den eigentlichen Landschaftsmodelldaten auch die Objekte, die zur Herstellung der 
Digitalen Topographischen Karten (z. B. der DTK25) notwendig sind, gespeichert. Dazu 
gehören Präsentationsobjekte und Kartengeometrieobjekte. Die statistischen Auswer-
temöglichkeiten dieser Datenbank hinsichtlich der reinen DLM-Daten sind allerdings 
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begrenzt; außer der Anzahl von Objekten lassen sich aus der DHK keine statistischen 
Auswertungen ableiten. Insbesondere Auswertungen zu Attributen und geometrischen 
Eigenschaften wie Objektfläche und -länge oder Stützpunktanzahl eines Objekts lassen 
sich aus der DHK nicht ableiten.
Ziel einer Praktikumsarbeit am LGLN im Jahr 2012 war es, die Möglichkeiten für eine 
erweiterte DLM-Statistik zu untersuchen und eine Softwarelösung für die Statistikaus-
gabe zu erstellen. 
2.1 Technische Realisierung und Kennzahlen der DLM-Statistik
Ausgangspunkt für die Gewinnung der Statistikdaten bilden die quartalsweise an das 
Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (BKG) abgegebenen Daten des ATKIS-Basis-
DLM im Format der Normbasierten Austauschschnittstelle (NAS). Da das BKG seit ca. 
zwei Jahren nur noch Differenzdaten-Updates geliefert bekommt, werden zusätzlich 
noch vollständige NAS-Ausstattungen zum Zeitpunkt der BKG-Abgabe generiert. 
Die so gewonnen NAS-Daten werden mit der Software Feature Manipulation Engine 
(FME) in das Shape-Format konvertiert. Dafür wird die vom BKG entwickelte FME-
Workbench nas2shp genutzt, um ein Shapeformat nach BKG-Standard zu erzeugen. 
Aus Performanzgründen werden die Shape-Daten in eine „ESRI filebased Geodatabase“ 
(fGDB) überführt. Diese Daten bilden dann die Grundlage der DLM-Statistik.
Die Software zur Ableitung der Statistik wurde mit Python realisiert. Das Script erstellt 
eine Statistikauswertung mit folgenden Kenngrößen:
Objektanzahl,
absolute Fläche und Durchschnittsfläche pro Objekt,
absolute Länge und Durchschnittslänge pro Objekt,
absolute Stützpunktanzahl und durchschnittliche Stützpunktanzahl pro Objekt,
jeweils differenziert nach flächen-, linien- und punktförmigen Raumbezogenen Elemen-
tarobjekten (REO) einer Objektart.
Neben den REO werden auch die Zusammengesetzten Objekte (ZUSO) in die Statistik 
einbezogen und ausgewertet. Bei einer großen Anzahl von Objektarten werden diese 
statistischen Kenngrößen auch für die wichtigsten Attributwerte differenziert ausgege-
ben. Ebenfalls wird die Belegung der Relation „hatDirektUnten“ (hDU) statistisch aus-
gewertet, die die Lage eines Objekts zur Erdoberfläche widerspiegelt.
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2.2 Auswertemöglichkeiten der DLM-Statistik
Ergebnis des Statistik-Scripts ist eine CSV-Datei der statistischen Kenngrößen des ATKIS-
Basis-DLM für den Abgabezeitpunkt an das BKG. Zur Verbesserung der Auswertbarkeit 
und Lesbarkeit werden die Daten nach Excel überführt und können dort mit zusätzli-
chen Funktionen genutzt werden. So erfolgt eine Summenbildung aller Objekte, eine 
Auswertung der Gesamtfläche aller flächenförmigen Objekte, der Gesamtlänge alle 
linienförmigen Objekte und der Gesamtstützpunktanzahl aller Objekte in der Daten-
bank. Über eine spezielle Summenbildung wird die Gesamtfläche aller Objekte, der so 
genannten Tatsächlichen Nutzung (TN), auf der Erdoberfläche (ohne belegte Relation 
hDU) ermittelt. Die Objekte der Tatsächlichen Nutzung bilden die Erdoberfläche lücken-
los und überlappungsfrei ab, so dass deren Summe zu verschiedenen Abgabezeitpunkt 
konstant bleiben muss.
Ermittelt man die statistischen Kennzahlen zu weiteren Abgabezeitpunkten, kann man 
zwischen den Abgabezeitpunkten Differenzdaten bilden und so Tendenzen bei der 
Änderung im Bestand des Basis-DLM statistisch unterfüttern. Dies soll an zwei Beispielen 
erläutert werden:
Kenngrößen für AX_Wohnbauflaeche zu den Stichtagen 26.02.2011 (Start der 
Bearbeitung im AAA-Datenmodell) und 30.06.2013:
o Objektanzahl:   -21.063 (-10,6 %)
o Gesamtfläche:   +13 km² (+0,6 %)
o Stützpunktanzahl: -197.814 (-6,2 %)
  Während die Anzahl der Objekte also um ca. 10 % gesunken ist, hat sich die Ge-
samtfläche der Objekte nur unmerklich verändert. Grund für diese Entwicklung ist 
die Zusammenfassung von benachbarten Wohnbauflächen, die bisher im alten Da-
tenmodell künstlich voneinander getrennte Objekte zu einer Einheit integriert. Die-
ser Schritt wird als Nachmigrationsarbeit nach dem Übergang in das AAA-Daten-
modell sukzessive im Zuge der ersten fünfjährigen Turnusaktualisierung des ATKIS 
Basis-DLM landesweit ausgeführt und im Ergebnis zu weniger, aber dafür größeren 
Wohnbauflächen führen.
Kenngrößen für AX_FlaecheZurZeitUnbestimmbar zu den Stichtagen 26.02.2011 
(Start der Bearbeitung im AAA-Datenmodell) und 30.06.2013:
o Objektanzahl:   -59.111 (-59 %)
o Gesamtfläche:   -142 km² (-61 %)
o Stützpunktanzahl: -881.962 (-59 %)
  Bei dieser Objektart sinken Objektanzahl, Fläche und Stützpunktanzahl im gleichen 
Verhältnis um mehr als die Hälfte. Grund für diese Entwicklung ist eine Vorarbeit für 
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die zukünftige Version der „Dokumentation zur Modellierung der Geoinformatio-
nen des amtlichen Vermessungswesens“ (GeoInfoDok). In der Folgeversion 7 wird 
diese Objektart aus dem Objektartenkatalog gestrichen, sie wird deshalb bereits 
gegenwärtig nach festen Regeln in die Objektarten AX_Bahnverkehr, AX_Strassen-
verkehr und AX_UnlandVegetationsloseFlaeche überführt. Auch diese Arbeit wird 
im Zuge der ersten Turnusaktualisierung des Basis-DLM im AAA-Modell landesweit 
durchgeführt. Die Flächenabnahme bei dieser Objektart korreliert statistisch gut er-
kennbar mit der Zunahme der drei Zielobjektarten.
3 Archivierung des Basis-DLM in Niedersachsen
3.1 Archivierung der Daten im AAA-Datenmodell (seit 2011)
Mit dem Übergang des ATKIS Basis-DLM in das neue AAA-Datenmodell erfolgte eine 
regelmäßige Archivierung der Daten. Als Archivierungszeitpunkte dienen die Abgabe-
zeitpunkte an das BKG, nach der Erstabgabe für Niedersachsen und Bremen im Februar 
2011 ist das seit 2012 regelmäßig das Quartalsende (30.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 
eines jeden Jahres).
Archiviert werden regelmäßig:
NAS-Daten im Verfahren Nutzerbezogene Bestandsdatenaktualisierung (NBA), 
jeweils Vollausstattungen und Differenzdaten-Updates,
Metadaten (Aktualitätsübersichten im PDF- und CSV-Format),
mit FME erzeugte Shape-Daten.
Einmalig archiviert werden:
die Beschreibung der NAS-Schnittstelle,
der verwendete Objektartenkatalog,
die Beschreibung des Shape-Formats.
3.2 Archivierung der Daten des alten ATKIS-Datenmodells  
(1995 bis 2010)
Die Situation zur Archivierung der Daten des alten ATKIS-Datenmodells (in Niedersach-
sen vor 2011) gestaltete sich wesentlich schwieriger. Auf den Servern des LGLN waren 
bis auf den letzten Stand vor der Migration in das AAA-Datenmodell alle älteren Daten-
bestände gelöscht worden. Ein Teil der Daten aus den Jahren 2009 und 2010 konnte im 
EDBS- und im Shape-Format vom BKG bezogen werden. Daten aus den Jahren 2006 
(EDBS und ArcInfo Coverage) und 2008 (EDBS und Shape) konnten uns vom IÖR zur 
Verfügung gestellt werden.
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Als wichtigste Datenquelle erwiesen sich die Auslagerungs-Sicherungen des LGLN. Hier 
konnten EDBS-Datenbestände aus den Jahren 1999 bis 2007 auf CD-ROM sicherge-
stellt werden. Da beim BKG kein Workflow zur Konvertierung von EDBS-Daten nach 
Shape mehr implementiert war, wurden die Daten mit dem Konverter EDBS2DB der 
Firma Topographics in ein Shape-Format überführt, das nahezu identisch zu den Vorga-
ben des BKG ist.
Metadaten zum Basis-DLM waren im LGLN noch für alle Zeitschnitte ab 2004 verfügbar.
Zusätzlich wurden für die Daten des alten Datenmodells noch einmalig die Beschreibung 
der EDBS-Schnittstelle und der bis 2010 gültige Objektartenkatalog des Basis-DLM 
archiviert.
3.3 Daten im ATKIS-Archiv des LGLN
Im Rahmen der Archivierung wurden bislang 16 Zeitschnitte des Basis-DLM im alten 
ATKIS-Datenmodell (1999 bis 2010) und 12 Zeitschnitte im AAA-Modell (2011 bis 
2014) aufbereitet. Der gesamte Datenbestand umfasst inklusive der Shapes und file-
based Geodatabases unkomprimiert 340 GB. Die nachfolgende Abbildung zeigt die Ver-
teilung der verfügbaren Zeitschnitte des DLM-Archivs im Zusammenhang mit wichtigen 
Meilensteinen der ATKIS-Bearbeitung in Niedersachsen.
Abb. 1: DLM-Zeitschnitte und wichtige Meilensteine der ATKIS-Bearbeitung in Niedersachsen 
(Quelle: LGLN, 2014)
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4 Beispiele einer Zeitreihenanalyse des Basis-DLM
Wie kann man die so gewonnenen Zeitschnitte des ATKIS Basis-DLM sinnvoll nutzen 
und welche Randbedingungen sind dabei zu beachten? Zur Untersuchung dieser Frage-
stellungen diente Anfang 2014 eine Projektarbeit im LGLN. Wichtigstes Ergebnis dieser 
Arbeit war eine Veranschaulichung von Einflüssen auf das Basis-DLM, die neben den 
eigentlichen Landschaftsänderungen eine Veränderung der Daten hervorrufen. 
Zu den wichtigsten dieser Einflüsse zählen:
die schrittweise Erfassung neuer Objektarten und Attribute im Zuge der drei DLM-
Erfassungsstufen,
die Änderung von Erfassungsvorgaben bei bereits bestehenden Objektarten,
veränderte Erfassungsunterlagen,
Modelländerungen beim Übergang vom alten ATKIS-Datenmodell in das AAA- 
Datenmodell,
Nachmigrationsarbeiten nach Übergang in das AAA-Datenmodell und
Vorarbeiten für die Version 7 der GeoInfoDok.
Auch Maßnahmen zur Qualitätssicherung mit der Beseitigung von Erfassungsfehlern 
führen in nicht unerheblichem Maß zur Veränderung der Daten des ATKIS Basis-DLM.
Anhand einiger nachfolgender Beispiele sollen Veränderungen im Basis-DLM veran-
schaulicht werden, die sowohl durch Landschaftsänderungen aber auch durch Modell-
änderungen verursacht werden. 
4.1 Änderungen im Basis-DLM durch Veränderungen der Landschaft
Das Monitoring von Landschaftsänderungen ist bei langjährigen Nutzern des Basis-DLM 
einer der wichtigsten Anwendungszwecke. Die folgenden Beispiele sollen zeigen, wie 
sich die Daten dafür einsetzen lassen.
Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Wohnbauflächen in Langenhagen nördlich von 
Hannover. Die Landschaftsentwicklung während der Entstehung großer Teile des Stadt-
teils Kaltenweide lässt sich gut in den Zeitschnitten des Basis-DLM verfolgen. Zunahmen 
an Wohnbauflächen werden vom Zustand 1999 (grau) bis 2013 (Grün- und Blautöne) 
dargestellt, Abnahmen werden rot gekennzeichnet.
Auch der Bau großer Infrastrukturprojekte ist in den Daten des Basis-DLM gut nachvoll-
ziehbar. Das Beispiel zeigt das Gebiet des Jade-Weser-Ports in Wilhelmshaven vor und 
nach dem Bau des Tiefwasserhafens.
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Abb. 3: Bau des Jade-Weser-Ports Wilhelmshaven (Quelle: LGLN, 2014)
4.2 Modellbedingte Änderungen im Basis-DLM
Abbildung 4 zeigt den Erfassungszuwachs der Objektart Denkmal während der 2. DLM-
Ausbaustufe (in Niedersachsen von 1996 bis 2002). Im ersten dargestellten Zeitschnitt 
aus dem Dezember 1999 – ungefähr in der Mitte der 2. Ausbaustufe – waren nur Denk-
mäler in den Erfassungsblöcken Hannover-Braunschweig und Weser-Ems vorhanden. 
Bis zum Ende der 2. Ausbaustufe 2002 vervollständigt sich der verfügbare Datenbestand 
dann sukzessive. Seit Ende 2002 werden die Denkmäler dann im Zuge der systemati-
schen Turnusaktualisierung des Basis-DLM schrittweise fortgeführt.
Abb. 2: Entwicklung der Wohnbauflächen in Langenhagen-Kaltenweide (Quelle: LGLN, 2014)
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Abb. 4: Erfassung der Denkmäler in Niedersachsen von 1999 bis 2002 (Quelle: LGLN, 2014)
In Abbildung 5 lässt sich eine Erweiterung des Basis-DLM durch geänderte Erfassungs-
vorgaben erkennen. Während 1999 nur die Gewässer erster und zweiter Ordnung im 
Basis-DLM obligatorisch und Gewässer dritter Ordnung in Auswahl geführt wurden, 
sind mittlerweile alle Gewässer dritter Ordnung Bestandteil des Datenbestandes. Die 
schwarz dargestellten Gewässerachsen zeigen den Zuwachs an Gewässern seit 1999.
Abb. 5: Zuwachs (schwarze Linien) der erfassten Gewässerachsen von 1999 bis 2013 im Gebiet 
von Bad Lauterberg im Harz (Quelle: LGLN, 2014)
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Das letzte Beispiel zeigt die Veränderung der Daten durch Maßnahmen der Qualitäts-
sicherung. Im Ausgangsdatenbestand 1999 traten bei der Gebietsgrenze noch Erfas-
sungsfehler und Lücken auf (s. Abb. 6). Bis 2002 wurde neben der Gebietsgrenze auch 
die flächenförmige Objektart Verwaltungseinheit (graue Flächen) neu in den Erfas-
sungsumfang aufgenommen. Bei der Bildung der Flächenobjekte konnten die Fehler in 
den Gebietsgrenzen erkannt und beseitigt werden.
Abb. 6: Qualitätsverbesserung bei der Bearbeitung der Gebietsgrenzen im Basis-DLM (Quelle: 
LGLN, 2014)
5 Fazit
Nach circa 25 Jahren des Aufbaus von ATKIS können die Daten des Basis-DLM gut für 
Zeitreihenanalysen genutzt werden. Sie bilden gerade bei GIS-Auswertungen eine we-
sentlich besser nutzbare Datengrundlage als etwa die Rasterdaten der Topographischen 
Karten. Die Landesvermessungen unternehmen zunehmend Anstrengungen, den Da-
tenschatz retrospektiver ATKIS-Daten nutzbar zu machen. Auch auf Ebene der Arbeits-
gemeinschaft der Vermessungsverwaltungen (AdV) gibt es Überlegungen, bundesweit 
Daten des Basis-DLM regelmäßig zu archivieren.
Aufgabe der für den Datenbestand verantwortlichen Landesvermessungen wird es sein, 
für eine korrekte Interpretation der Daten die landesspezifischen Erfassungsvorgaben 
und Erfassungszeiträume sowie die genutzten Datenquellen über die bundesweit gülti-
gen Dokumente hinaus zu dokumentieren, um Fehlschlüsse bei der Analyse der Daten 
zu vermeiden.
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XPlanGML – Innovatives Objektmodell für Austausch, 
Auswertung und Visualisierung räumlicher Pläne? 
Realisierung und Anwendungsbeispiele 
Kai-Uwe Krause
Zusammenfassung
Das Objektmodell XPlanung wird seit zehn Jahren im Rahmen von E-Government- 
Initiativen weiterentwickelt, um Festlegungen, Darstellungen und Festsetzungen von 
Planwerken der Raumordnung bzw. Bauleitplanung in einem herstellerunabhängigen 
Datenmodell semantisch beschreiben zu können und Planwerke verlustfrei zwischen 
unterschiedlichen Akteuren und den von ihnen genutzten Softwaresystemen aus-
tauschen zu können. Auf Basis eines einheitlichen Objektmodells können über Open 
Geospatial Consortium (OGC 2014)-konforme Darstellungs- und Downloaddienste die 
Inhalte von Bauleitplänen über Verwaltungsgrenzen hinweg standardisiert ausgewertet 
werden bzw. für Beteiligungs- und Prüfverfahren in E-Government-Verfahren bereit-
gestellt werden. Mithilfe von XPlanung können zudem die Bereitstellungspflichten von 
Bauleitplänen im INSPIRE bzw. Open-Data-Kontext erfüllt werden.
1 Einführung
Im Rahmen der Standardisierung von XML-Datenaustauschformaten in der öffentlichen 
Verwaltung (XÖV-Vorhaben) wird seit dem Jahr 2004 das semantische Datenmodell 
XPlanung sowie das objektorientierte Datenaustauschformat XPlanGML für raum-
bezogene Planwerke (Raumordnungspläne, Bauleitpläne, Landschaftspläne) konti-
nuierlich weiterentwickelt und an aktuelle gesetzliche Änderungen des Planungsrechtes 
angepasst. 
Es besteht die Zielstellung, die Darstellungen, Festsetzungen, Kennzeichnungen, 
Hinweise und nachrichtlichen Übernahmen der vorbereitenden und verbindlichen 
Bauleitplanung, der Raumordnung sowie der Landschaftsplanung im Datenmodell als 
Objektklassen mit zugeordneten Attributen möglichst allumfassend abzubilden. Das 
Format XPlanGML ermöglicht bei Aufstellung oder Änderung von Planwerken einen 
einfachen und verlustfreien Datenaustausch zwischen den verschiedenen Verwal-
tungsebenen und den unterschiedlichen öffentlichen und privaten Planungsakteuren. 
Als Basis der Modellierung des Objektmodells XPlanung wurden die Regelungen des 
Baugesetzbuches (BauGB), der Baunutzungsverordnung (BauNVO), der Planzeichen-
verordnung (PlanzV) sowie des Bundesraumordnungsgesetzes (ROG) und des Bundes-
naturschutzgesetzes (BNatSchG) analysiert und als Objektklassen definiert. 
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In den letzten Jahren rückt neben dem Aspekt einer Optimierung des verlustfreien 
Datenaustausches ebenso die Integration von digitalen Planwerken der Bauleitplanung 
bzw. Raumordnung in netzbasierten Fachanwendungen und digitalen Prozessketten 
bzw. Anwendungen des E-Governments als Rahmenbedingung in der Vordergrund, den 
Standard XPlanung zu etablieren:
Auskunft: z. B. Bebauungsplanauskünfte
Monitoring: z. B. Potenzialflächenauskünfte
Prozessketten: z. B. digitale Beteiligungsprozesse in der Bauleitplanung
E-Government: z. B. Unterstützung digitaler Baugenehmigungsprozesse
Abb. 1: XPlanung – Anlass/Motivation/Ziele (Quelle: LGV 2014)
Ein weiterer Aspekt, der für die Etablierung des Datenmodells XPlanung spricht, liegt 
in der Bereitstellungspflicht, digitale Planungsdaten im Rahmen der Umsetzung der 
INSPIRE-Richtlinie zum Annex-III-Thema (geplante) „Bodennutzung“ bereitzustellen. 
Bis zum Ende des Jahres 2020 müssen alle raumbezogenen Planwerke, die auf Basis 
einer gesetzlichen Regelung Aussagen über eine geplante Bodennutzung enthalten, in 
einer europaweit einheitlichen Datenstruktur in einem einheitlichen Datenformat als 
Darstellungs- bzw. Downloaddienst der Allgemeinheit bereitgestellt werden. Liegen 
alle Planungsdaten in einer einheitlichen semantischen Datenstruktur vor, genügt es, 
deutschlandweit eine Transformationsregel zu definieren, um XPlanGML-Daten in das 
von INSPIRE geforderte „Planned Land use“ (PLU 2014) Datenmodell und -format zu 
transformieren.
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2 Akteure bei der Definition und Pflege von 
Austauschstandards im Bereich Planen und Bauen
Bislang liegen die Definitionen des Datenmodells XPlanung und des Austauschformats 
XPlanGML als Vorschlag einer Arbeitsgruppe vor, die sich vor ca. zehn Jahren im Rahmen 
der E-Government-Initiativen „Deutschland-Online“ (DO 2014) und „Media@Komm-
Transfer“ (Media@Komm-Transfer 2014) gegründet hat. Es gibt jedoch bislang keinen 
formalen Beschluss, XPlanung als verbindliches Datenmodell bzw. das Austauschformat 
XPlanGML für die Verwaltungsstellen, die sich mit räumlicher Planung beschäftigen, 
einzuführen. Trotzdem gibt es eine Vielzahl von Beschlüssen (XPlanung 2011) von der 
Bauministerkonferenz (BMK)/Arbeitsgruppen der Ministerkonferenz für Raumordnung 
(MKRO) bzw. kommunalen Spitzenverbänden, des Lenkungsgremiums GDI-DE sowie 
Beschlüssen von Akteuren bzw. Arbeitsgruppen auf der Ebene der Bundesländer, die 
Standardisierung von Austauschstandards im Bereich Planen (XPlanung) und Bauen 
(XBau) (BMK 2005) zu unterstützen. 
So hat das Präsidium des Deutschen Städtetages auf seiner 367. Sitzung am 12.02.2008 
festgestellt, „dass der von der kommunalen Praxis gewünschte Aufbau elektronischer 
Dienste zur Unterstützung der Aufstellung, Genehmigung, Änderung, Nutzung und des 
Austauschs von Planwerken bislang nicht gelingt, weil ein standardisiertes Datenformat 
zum Austausch von Planwerken (Bebauungs-, Flächennutzungs-, Regionalpläne) sowie 
ein Standard für die Visualisierung dieser Planwerke fehlen.
Das Präsidium des Deutschen Städtetages nimmt die im Rahmen des Modellprojektes 
XPlanung erarbeiteten Standards und Möglichkeiten, Verwaltungsvorgänge insbeson-
dere im Bereich der Bauleitplanung effizienter und kostengünstiger zu gestalten sowie 
qualitativ zu verbessern, zustimmend zur Kenntnis und empfiehlt den Mitgliedsstädten, 
diese für ihre digitale Bauleitplanung zu nutzen (XPlanung 2011)“.
Auf Seiten der Arbeitsgruppen von Fachministerkonferenzen beschäftigen sich aktuell 
sowohl eine Arbeitsgruppe des Strukturausschusses der MKRO als auch eine Arbeits-
gruppe der BMK (IMAGI Bbg 2013) mit Standardisierungsfragestellungen von Aus-
tauschformaten im Bau- und Planungswesen.
Die Arbeitsgruppe „E-Government und Daten der Raumordnung“ des Struktur-
ausschusses der MKRO beschäftigt sich im Zuge der Umsetzung der nationalen 
E-Governmentstrategie (NEGS) u. a. mit der Fragestellung, welche Daten der Raum-
ordnung zukünftig bundesweit für eine Geodateninfrastruktur zur Verfügung gestellt 
werden sollen bzw. welche Rahmenbedingungen für einheitliche Datenaustauschforma-
te zu setzen sind.
Die Projektgruppe „Standardisierung elektronischer Kommunikation in der Bauverwal-
tung“ (IMAGI Bbg 2013) mit Zuordnung zur Fachkommission Bauaufsicht der BMK hat 
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u. a. die Aufgabe zu klären, welche weiteren Rahmenbedingungen für die verlässliche 
Einführung bzw. Benutzung der Standards XBau und XPlanung zu beachten sind bzw. 
wie die dauerhafte Pflege und Sicherung der Standards XBau und/oder XPlanung sicher-
gestellt werden kann und wie diese zu finanzieren ist.
An der Vielzahl der Akteure lässt sich dokumentieren, dass sich die Standardisierung von 
Datenmodellen/Austauschformaten im Bau- und Planungswesen nicht eindeutig einer 
Organisationseinheit zuordnen lässt, da das Planungs- und Bauwesen viele Fachberei-
che tangiert und somit querschnittsorientiert ist. Der Standard XPlanung tangiert min-
destens die Zuständigkeit von drei Fachministerkonferenzen (MKRO, Umwelt, BMK), da 
mit dem Objektmodell die Inhalte von Planwerken der Raumordnung, Landschafts- und 
Bauleitplanung abgebildet werden können. 
Der Bund und die Länder haben im Zuge der Umsetzung der Föderalismuskommission II 
im Jahr 2009 mit Art. 91c GG die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der 
Informationstechnologie der Verwaltung vereinbart. Der IT-Planungsrat ist dafür zustän-
dig, die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Fragen der Informationstechnik zu 
koordinieren. Er beschließt fachunabhängige und fachübergreifende IT-Interoperabili-
täts- und IT-Sicherheitsstandards und steuert E-Government-Projekte, die ihm zugewie-
sen sind. 
Die Koordinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT 2014) in der Freien Hansestadt 
Bremen führt die Standardisierungsagenda des IT-Planungsrats. Sie bereitet Beschlüsse 
des IT-Planungsrats für fachübergreifende IT-Standards im Sinne des § 3 Abs. 1 und 2 
des IT-Staatsvertrags vor. Sie nimmt zentrale Querschnittaufgaben der Standardisierung 
wahr, stellt Informationsflüsse sicher und bereitet Informationen adressatengerecht auf. 
Vor diesem Hintergrund könnte sich der IT-Planungsrat für die Standardisierung von 
planungsbezogenen Fachmodellen zuständig erklären und XPlanung in die Standardi-
sierungsagenda des IT-Planungsrates aufnehmen. Die Freie- und Hansestadt Hamburg 
bereitet aktuell einen entsprechenden Antrag an den IT-Planungsrat vor.
3 XPlanung in der Freien und Hansestadt Hamburg
3.1 XPlanungs-konforme Erfassung des bestehenden  
Planungsrechtes
In der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) werden im Zeitraum 2013-2016 alle bis-
lang geltenden Planwerke (ca. 1 800 B-Pläne, ca. 80 Baustufenpläne, ca. 300 Durch-
führungspläne und ca. 550 Teilbebauungspläne) der verbindlichen Bauleitplanung 
gemäß dem Objektmodell XPlanung neu digitalisiert und als XPlanGML-Dateien über 
OGC-konforme Webdienste zur Darstellung und zum Download bereitgestellt. Neu 
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erstellte Planwerke, die von der Verwaltung bzw. von externen privaten Planungs büros 
erarbeitet werden, müssen gemäß der „Fachanweisung Bauleitplanung – Verfahren“ der 
Senatskommission für Stadtentwicklung und Wohnungsbau der FHH vom 08.11.2012 
ebenfalls im Format XPlanGML bereitgestellt werden. Auf Basis dieses Datenbestandes 
können die Bereitstellungspflichten im Rahmen der Umsetzung der INSPIRE-Richtlinie 
zum Thema des Annex III „Bodennutzung“ als auch die Bereitstellungspflichten des 
Hamburger Transparenzgesetzes (HmbTG) erfüllt werden. Das HmbTG verpflichtet die 
Verwaltung ab dem 06.10.2014 u. a. zur Bereitstellung von öffentlichen Planwerken 
im Informationsregister (Transparenzportal: http://suche.transparenz.hamburg.de) 
in einem offenen, herstellerunabhängigen und maschinenlesbaren Datenformat. Das 
Format XPlanGML erfüllt diese Voraussetzungen. Neben diesen gesetzlichen Bereit-
stellungspflichten ist die Bereitstellung von standardisierten Daten der Bauleitplanung 
eine Voraussetzung für die Etablierung von E-Government-Prozessen im Bau- und Pla-
nungsbereich (z. B. digital gestützte Baugenehmigungsprozesse, Beteiligungspro zesse, 
Monitoring usw.).
Alle Bauleitpläne werden mit Metadaten im Hamburger Metadatenkatalog (HMDK) 
beschrieben. Als Downloadressource wird für jeden Plan der Verordnungstext eines 
Bebauungsplans (B-Plans), inkl. der Plangrafik und den textlichen Festsetzungen, als 
PDF-Datei angeboten. Weiterhin werden die Begründung des Planwerkes als PDF- 
Datei und als OGC-konformer WFS-2.0-Aufruf „stored query“ bereitgestellt. Allgemein 
ermöglicht ein WFS den Web-basierten Zugriff auf geographische Features in Daten-
banken und gibt das Ergebnis mindestens als unabhängiges Dateiformat Geography 
Markup Language (GML) zurück. In einer „stored query“ werden serverseitig Filterdefini-
tionen gespeichert, die in einer Anfrage referenziert werden können. So kann z. B. ein Filter 
definiert werden, der alle Geometrien eines Bauleitplans als auch die textlichen Festset-
zungen über die Angabe des entsprechenden BPlannamens in der WFS-Abfrage im For-
mat XPlanGML bereitstellt. Informationen über Bauleitpläne sowie Download ressourcen 
zu den Inhalten von Bauleitplänen sind über die initiale Beschreibung im HMDK und 
ebenso in anderen Metadatenkatalogen auf nationaler bzw. europäischer Ebene 
recherchierbar. Neben einer Veröffentlichung in „klassischen“ GDI-Metadatenkatalogen 
können Bauleitpläne auch in Metadatenkatalogen im Open-Data-Kontext recherchiert 
werden.
Das geltende Planrecht wird mithilfe der AutoCAD-Applikationen WS-LANDCAD bzw. 
mit der ArcGIS-Erweiterung AED-SYNERGIS-GeoOffice digital erfasst. Bebauungsplä-
ne werden, soweit diese von der öffentlichen Verwaltung eigenständig in den Bezir-
ken der FHH erstellt werden, generell mit WS-LANDCAD konstruiert, währenddessen 
Planwerke der vorbereitenden Bauleitplanung zukünftig auf Basis des geografischen 
Informationssystems der Firma ESRI „ArcGIS“ erstellt werden. Die Digitalisierung und 
Übertragung der in den Planwerken der verbindlichen Bauleitplanung dokumentierten 
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Festsetzungen, Kennzeichnungen und Hinweise orientiert sich an der Lage der aktuel-
len Örtlichkeit der Liegenschaftskarte (ALKIS). So werden Festsetzungen, die sich auf 
eindeutig in der Liegenschaftskarte identifizierbare Örtlichkeiten beziehen, geometrisch 
an diese Örtlichkeiten angepasst (z. B. Baukörperausweisungen). Die Planwerke können 
aus den jeweiligen Erfassungssystemen in der Version XPlanGML 4.1 jeweils verlustfrei 
im- bzw. exportiert werden.
3.2 Aufbau des zentralen Planungsinformationssystems PLIS
Im Zeitraum 2011 bis 2014 wird im Rahmen eines IT-Vorhabens der FHH der Aufbau 
eines zentralen Planungsinformationssystems (PLIS) mit Integration in die Geodaten-
infrastruktur der FHH (GDI-HH) realisiert. Ziel des Vorhabens ist die Realisierung einer 
zentralen Infrastruktur zur Pflege und Speicherung von Planungsdaten in einer einheit-
Abb. 2: IT-Architektur zur Erfassung und Bereitstellung von Bebauungsplänen in Hamburg 
(Quelle: LGV 2014)
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lichen semantischen Struktur auf Basis des E-Government-Standards XPlanung sowie 
der Aufbau einer Verfahrensdatenbank zur Dokumentation von Bauleitplanverfahren. 
Bedingt durch die Vorgabe, die Planwerke konform dem Standard XPlanung über aktu-
elle OGC-konforme Web-Services (WMS 1.3/WFS 2.0) bereitzustellen und somit auch 
die INSPIRE-Anforderungen an Darstellungs- und Downloaddienste erfüllen zu können, 
werden die Planwerke auf technischer Basis des GDI-HH OpenSource Fachdatenserver 
(basierend auf dem Open-Source-Framework deegree, http://www.deegree.org/) be-
reitgestellt. 
Da Planwerke im Rahmen der digitalen Erfassung des geltenden Planungsrechtes (vergl. 
3.1) auch mit ArcGIS erfasst werden und die Planwerke der vorbereitenden Bauleitpla-
nung auf Basis von ArcGIS fortgeführt werden, bietet es sich an, diese Planwerke auch 
parallel über die Infrastruktur des GDI-HH ESRI-Fachdatenservers zu verwalten bzw. be-
reitzustellen. Wenn z. B. Festsetzungen von Planwerken planübergreifend ausgewertet 
werden sollen (z. B. Identifizierung von Nachverdichtungspotenzialen auf Flächen auf 
denen eine Grundflächenzahl von 0,2 festgesetzt wurde), bietet es sich an, diese Aus-
wertungen mit ArcGIS auf einer zentralen Datenhaltung auszuwerten.
Der auf Basis des Open-Source-Frameworks deegree bereitgestellte WFS-2.0-
XPlanGML-Dienst ist in der Lage, die Planwerke sowohl in einem vereinfachten Sche-
ma als auch in dem komplexen XPlanung-Schema bereitzustellen. Die Bereitstellung in 
einem vereinfachten Schema (synthetisiertes Schema) bietet den Vorteil, dass dieser 
WFS-Dienst von gebräuchlichen WFS-Clients (z. B. WFS-2.0-Client für QGIS) genutzt 
werden kann, währenddessen die Nutzung des WFS-Dienstes, der die Daten im originä-
ren komplexen Schema bereitstellt, vielen Anwendungen, die eine WFS-Importschnitt-
stelle anbieten, technische Schwierigkeiten bereitet.
Im Kartenclient des Online-Beteiligungsverfahrens (BOP) werden WMS-Dienste sowohl 
des ArcGIS-Fachdatenservers als auch des Open-Source-Fachdatenservers visualisiert. 
Die originäre Rasterplangrafik eines Planwerkes wird über den WMS des ArcGIS-Servers 
visualisiert. Als Overlay wird der XPlanGML WMS-Dienst transparent über der originä-
ren Plangrafik im BOP-Kartenclient integriert. Damit ist es möglich, die Festsetzungen 
(inkl. textlicher Festsetzungen) im Portal über eine „GetFeatureInfo“-Anfrage an den 
deegree-basierten XPlanGML-WMS abzufragen. Eine GetFeatureInfo-Anfrage stellt 
Sachinformationen zu einer Position im dargestellten Kartenausschnitt bereit, z. B. die 
Art und das Maß der baulichen Nutzung in einem Baufenster.
Um zu gewährleisten, dass nur syntaktisch, geometrisch und semantisch korrekte 
XPlanGML-Dateien im Open-Source-Fachdatenserver gespeichert werden, erfolgt eine 
Validierung der Daten in der Open-Source-Anwendung „XPlanManager“. Nur wenn 
die Planwerke erfolgreich validiert wurden, können diese in die Datenhaltung impor-
tiert werden. Die Anwendung XPlanManager dient auch weiterhin als Verwaltungs- 
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und Recherchetool für digitale Bauleitpläne. Über diese Anwendung können auch die 
XPlanGML-Dateien mit der entsprechenden Dokumentation des Verfahrens in der Ver-
fahrensdatenbank verknüpft werden. Das Objektmodell XPlanung sieht vor, dass exter-
ne Datensätze über das Attribut „internalId“ mit einem XPlanGML-Datensatz verknüpft 
werden können. Mithilfe dieses Attributes kann eine Kennung (id) eines Datensatzes, 
in dem weitergehende Informationen zu einem Planwerk in einem externen Informati-
onssystem gespeichert werden, referenziert werden. Aus den Verfahrensangaben, der 
Geometrie des minimal umgebenden Rechteckes („Bounding Box“) eines Planwerkes 
als auch dem WFS 2.0 „stored query“-Aufruf werden mithilfe eines Transformations-
prozesses synthetisch Metadatensätze generiert, die danach in den HMDK importiert 
werden können. 
4 Fazit
Das Objektmodell XPlanung hat sich zur semantischen Beschreibung der Inhalte von 
Bauleitplänen bewährt, der Im- und Export von XPlanGML-Dateien wird mittlerwei-
le von Fachapplikationen der Bauleitplanung im CAD-/GIS-Bereich unterstützt. Das 
Objektmodell von XPlanung erlaubt auf Basis vorgesehener Erweiterungsmöglichkeiten 
(offene Codelisten) z. B. Festsetzungen, die nicht auf Basis des BauGB/BbauG festgesetzt 
wurden, über die Definition von Codelisteneinträgen abzubilden. XPlanGML-Dateien 
können webbasiert validiert werden und über OGC-konforme Darstellungs- und Down-
loaddienste bereitgestellt werden. Auf Basis von XPlanGML können die Berichtspflichten 
im Rahmen der Umsetzung der EU-INSPIRE-Richtlinie für das INSPIRE-Thema „Planned 
Land Use“ erfüllt werden. Die Bereitstellung von XPlanGML-Dateien erfüllt ebenso die 
Anforderungen aus dem Open-Data-Umfeld, Bauleitpläne in einem maschinenlesbaren, 
herstellerunabhängigem und standardisiertem Datenformat der Allgemeinheit bereit-
zustellen. Es bleibt zu hoffen, dass eine nachhaltige Pflege und Weiterentwicklung des 
Standards XPlanung durch eine Aufnahme in die Standardisierungsagenda des IT-Pla-
nungsrates realisiert werden kann. Der Weg als universelles Format für den Austausch, 
Auswertung und Visualisierung räumlicher Pläne ist vorgezeichnet.
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Zusammenfassung
Das Forschungsprojekt Kleinräumiges Analyseraster für den Zensus (KLASTER) im 
Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) ist ein 
Meilenstein: Im Rahmen des Projekts wertet das Statistische Bundesamt (DESTATIS) 
nicht nur erstmals den Zensus 2011 kleinräumig aus, sondern stellt überhaupt zum ers-
ten Mal bundesweit kleinräumige Daten unterhalb der Gemeindeebene zur Verfügung. 
Das BMVI benötigt diese für viele Fragestellungen der Verkehrs- und Infrastrukturpla-
nung. Das bisherige Angebot der amtlichen Statistik mit den Grundeinheiten Gemeinde 
und Kreis ist häufig zu grob. 
Für die Weiterentwicklung eines kleinräumigen Datenangebots in der amtlichen Statistik 
wurden mit dem Zensus 2011, der INSPIRE-Richtlinie und vor allem mit Einführung der 
geografischen Gitterzelle als räumliche Bezugsgröße in § 10 BStatG zum 01.08.2013 
wichtige Meilensteine erreicht. Das BMVI greift diese neuen Möglichkeiten auf und hat 
DESTATIS beauftragt, für die Verkehrsplanung elementare Merkmale des Zensus 2011 
auf Basis kleinräumiger geografischer Gitterzellen (100 m x 100 m) auszuwerten und 
dem BMVI bereitzustellen. Zudem soll eine Gebietssystematik verwendet werden, 
die die geografischen Gitterzellen in Abhängigkeit von Mindestbesetzungsvorgaben 
aggregiert. Das Projekt wurde auch initiiert, um eine deutlich verbesserte, datenschutz-
kompatible Georeferenzierung bzw. Zuspielung von Raumstrukturdaten in Forschungs-
datensätzen der Verkehrserhebungen des BMVI (z. B. „Mobilität in Deutschland“) zu 
ermöglichen. 
Das BMVI – als oberste Bundesbehörde – hat als Nutzer des Zensus besondere Privile-
gien. Das Datenangebot an andere Nutzer bestimmen letztlich die Länder. Das Projekt 
ist geeignet, Impulse für den politischen Diskurs, insbesondere zwischen den föderalen 
Ebenen der Politik und der amtlichen Statistik zur Notwendigkeit und Machbarkeit der 
Bereitstellung kleinräumiger Daten, zu geben. Dieser Beitrag zeigt erste analytische und 
methodische Ergebnisse von DESTATIS. 
1 Kleinräumiger Datenbedarf des BMVI
Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) benötigt zur Erfül-
lung seiner Aufgaben im Bereich der digitalen Infrastruktur, der Raumordnung und ins-
besondere der Verkehrspolitik und -infrastrukturplanung belastbare kleinräumige Daten. 
Vor allem die Wirkungszusammenhänge zwischen Verkehr, Infrastruktur, Gesellschaft, 
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Natur und Umwelt können nur im Kontext räumlicher Zusammenhänge erklärt werden. 
Für viele Fragestellungen, z. B. wie viele Personen im Einzugsbereich eines Verkehrskno-
tens leben, wie viele Personen vom Verkehrslärm betroffen sind oder zur Erstellung des 
Breitbandatlasses, bedarf es räumlich präziser Daten. Mit dem demografischen Wandel 
differenzieren sich die Räume stärker aus und der Bedarf an kleinräumigen Daten steigt. 
Denn die Trennlinien zwischen wachsenden und schrumpfenden, zwischen Gebieten mit 
überalterter Bevölkerung und solchen mit einem Zuzug junger Familien verlaufen häufig 
innerhalb von Gemeinden. Statistische Mittelwerte der Kreise oder Gemeinden sind hier 
wenig aussagekräftig. Welche räumliche Körnung unterhalb der Gemeindeebene erfor-
derlich ist kann sehr unterschiedlich sein: Bei der Planung eines Verkehrsknotens können 
bereits Daten z. B. auf Ebene von Baublöcken oder Wohnquartieren ausreichend sein, 
bei bestimmten Fragen der Breitbandversorgung oder der Lärmbetroffenheit werden 
hingegen möglichst anschriftengenaue Daten benötigt. 
2 Status quo der amtlichen Statistik nicht ausreichend
Das Datenangebot der amtlichen Statistik mit den Grundeinheiten Gemeinde und Kreis 
ist für die fachlichen Anforderungen des BMVI nicht ausreichend: 
Das Datenangebot ist nicht kleinteilig genug und zudem zu heterogen; für Berlin mit 
seinen 3,4 Mio. Einwohnern (EW) und für Gröde mit 11 EW gibt es jeweils einen 
Wert. 
Die Grundeinheiten sind nicht nach funktionsräumlichen, siedlungsstrukturellen Kri-
terien abgegrenzt und daher in der föderal unterschiedlichen Gemeinde- und Kreis-
struktur kaum vergleichbar. Im ländlich geprägten Rheinland-Pfalz liegt die durch-
schnittliche Einwohnerzahl je Gemeinde z. B. bei rd. 1 700 EW, in Sachsen-Anhalt 
mit vergleichbarer Siedlungsstruktur bei rd. 10 500 EW – vor der Gebietsreform 
2010/2011 waren es durchschnittlich 1 200 EW. 
Aufgrund der Gebietsreformen werden die Gebietseinheiten noch größer und hete-
rogener. In den letzten zehn Jahren hat sich die Anzahl der Gemeinden in Sachsen-
Anhalt um über 80 % reduziert, in Thüringen um mehr als 50 %, bundesweit um 
14 %. Die Reformen sind auch der Grund dafür, dass es bundesweit unterhalb der 
Länderebene keine Zeitreihenangebote gibt.
Daten unterhalb der Gemeindeebene werden von den Statistischen Ämtern der Länder 
und des Bundes nicht angeboten. In den Großstädten gibt es häufig ein Angebot auf 
Basis einer innerstädtischen Gebietssystematik. Die Gebietssystematiken enden jedoch 
üblicherweise an der Stadtgrenze und sind methodisch und inhaltlich zwischen den 
Städten kaum vergleichbar. Zudem ist ein Datenzugang unterhalb der Gemeindeebene 
für Dritte politisch häufig nicht erwünscht. Ein aktuelles Rechtsgutachten unterstreicht 
die Position verschiedener kommunaler Akteure. „Mit Blick auf die Planungshoheit der 
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Gemeinden (…) darf es beispielsweise Privaten nicht ermöglicht werden, durch einen 
frühzeitigen Zugang zu planungsrelevanten Daten und daraus abgeleitete Maßnahmen 
die planerische Gestaltung durch die Kommunen faktisch einzuengen“ (Ziekow 2013). 
Vor diesem Hintergrund hat sich bisher auch keine Infrastruktur entwickelt, die über-
regional eine praxistaugliche Bereitstellung von kleinräumigen kommunalen Daten ge-
währleistet. Die Beschaffung von amtlichen kleinräumigen Daten ist – wenn überhaupt 
möglich – zeitlich und finanziell so aufwändig, dass das BMVI bzw. seine Auftragnehmer 
häufig auf das Datenangebot privater Anbieter ausweichen, anstatt amtliche Daten zu 
nutzen. 
3 Meilensteine für ein kleinräumiges Analyseraster
In den letzten Jahren wurden bei den Rahmenbedingungen für eine Weiterentwicklung 
des Datenangebots in der amtlichen Statistik bedeutende Fortschritte erreicht: 
Die EU-Richtlinie INSPIRE (2007/2/EG) bildet den rechtlichen Rahmen für den Auf-
bau von Geodateninfrastrukturen und legt den Grundstein für fachliche und techni-
sche Normierungen. Für festgelegte Themen wird eine Bereitstellung vorhandener 
Geodaten eingefordert (z. B. Bevölkerung). 
Im Rahmen des Zensus 2011 wurden erstmals seit der Wiedervereinigung bundes-
weit kleinräumige soziodemografische Daten erhoben und gespeichert. Nur durch 
diese Vollerhebung lassen sich solche Daten bundesweit kleinräumig abbilden und 
hier grundlegende Fragen des Datenschutzes überprüfen. 
Mit der Novellierung des § 10 Bundesstatistikgesetz (BStatG) zum 01.08.2013 
dürfen geografische Gitterzellen in der Auflösung von 100 m x 100 m (Hektarzelle) 
für die regionale Zuordnung der Erhebungsmerkmale genutzt werden.
Für den Nutzer werden die neuen Möglichkeiten jedoch erst dann zu einem Meilenstein, 
wenn es auch eine Auswertesystematik auf Basis der Gitterzellen gibt und kleinräumige 
Ergebnisse des Zensus 2011 und auch anderer amtlicher Statistiken zugänglich werden. 
Hier setzt das im Rahmen des Forschungsprogramms Stadtverkehr finanzierte Projekt 
KLASTER an (FE-Nr. 70.891/2013). 
4 KLASTER – Rahmenbedingungen und Ziele 
§ 22 Zensusgesetz gewährt obersten Bundesbehörden besondere Rechte bei der Zensus-
auswertung. Die Rahmenbedingungen zur Nutzung der Zensusdaten im Rahmen des 
Projekts sind dennoch auch für das BMVI zeitlich und inhaltlich begrenzt. Eine Zuord-
nung der im Zensus erhobenen Daten zu geografischen Gitterzellen nach § 10 BStatG 
ist erst seit 01.08.2013 möglich und darf nur bis 4 Jahre nach Abschluss der Erhebung 
erfolgen. Das enge Zeitfenster soll genutzt werden, um 
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kleinräumige Daten des Zensus für Aufgaben des BMVI bereitzustellen, 
Basiserfahrungen zu Möglichkeiten und Grenzen der Bereitstellung kleinräumiger 
Daten in der amtlichen Statistik zu sammeln sowie 
ein Analyseraster zu entwickeln, das die datenschutzrechtlichen Anforderungen 
bei der Weitergabe der Zensusergebnisse und Daten aus Verkehrserhebungen des 
BMVI erfüllt.
Die Bearbeitung erfolgt durch DESTATIS. Das Projekt ist ausdrücklich als Forschung 
ausgelegt und unterstützt DESTATIS in der Entwicklung von Methoden und Verfah-
ren zur Bereitstellung kleinräumiger Daten. Das Konzept geografischer Gitterzellen ist 
nicht grundsätzlich neu in der amtlichen Statistik. Bei Eurostat (Projekt GEOSTAT) und 
in verschiedenen Staaten werden bereits Konzepte auf Basis geografischer Gitterzellen 
angewendet. In Deutschland gibt es u. a. bereits Erfahrungen bei der Beschäftigten-
statistik der Bundesanstalt für Arbeit (im Forschungsdatenzentrum des IAB). DESTATIS 
kann ebenfalls auf Erfahrungen, z. B. im Rahmen des Agrarzensus oder des Zensusvor-
bereitungsgesetzes, zurückgreifen. 
Aufgrund der zeitlichen, finanziellen und datenschutzrechtlichen Restriktionen wurde 
die Auswertung der Merkmale Einwohner, Beschäftigte und Haushalte vereinbart, wo-
bei die nach dem Geheimhaltungsverfahren „Safe“ veränderten Daten zu verwenden 
sind. Hier wurden Einzeldaten leicht verändert mit dem Ziel, eine Identifizierung zu ver-
hindern und gleichzeitig die Konsistenz aggregierter Ergebnisse zu wahren. In einem 
Baustein werden exemplarisch die Abweichungen bei kleinräumigen Fragestellungen 
„gesafter“ Daten von Echtdaten untersucht. 
Das Forschungsprojekt hat eine Laufzeit von 11/2013 bis 03/2015.
5 Erste Arbeitsergebnisse
Als erster zentraler Arbeitsschritt wurden die im Rahmen des Zensus ermittelten 
Anschriften den geografischen Gitterzellen in der Auflösung der Hektarzelle zugeord-
net. Zur eindeutigen Referenzierung und Kennzeichnung der geografischen Gitterzellen 
werden die Vorgaben nach INSPIRE berücksichtigt.
Inzwischen liegen erste, vorläufige Auswertungsergebnisse zu den Einwohnerzahlen vor. 
Ein Fallbeispiel für die Stadt Wiesbaden mit schematischen, einfachen Luftlinienpuffer-
zonen um einen Autobahnabschnitt der A 66 verdeutlicht gleichermaßen die enormen 
analytischen Potenziale der kleinräumigen Gitterzellen wie auch deren Restriktionen 
(Abb. 1): Nördlich vom Rhein und durch die Landkreisgrenze umrandet – durch den 
Kartenausschnitt etwas beschnitten – ist das Gebiet der Stadt Wiesbaden dargestellt. 
Die amtliche Statistik bietet hierfür einen Gesamtwert an. Die auf Ebene der Hektar-
zellen dargestellte, grob klassifizierte Bevölkerungsdichte lässt die sehr feinen Zuord-
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nungsmöglichkeiten zu Korridoren um die Autobahn erkennen. Selbst eine 10-fache 
Vergröberung auf einer Zellgröße von 1 km x 1 km bedeutet eine erheblich bessere 
räumliche Auflösung als der Status quo. In der Auflösung von der Quadratkilometerzelle 
geht zwar unmittelbar die räumliche Präzision verloren, die für viele Fragestellungen 
notwendig ist. Aber z. B. die Lärmbetroffenheit der Bevölkerung wird häufig mittels 
objekt genauer Gebäudedaten der Vermessungsverwaltung modelliert. Hier ist zu er-
warten, dass die Einwohnerzahlen des Zensus 2011 in der Quadratkilometerauflösung 
eine erheblich bessere kleinräumige Eichung der Modelldaten ermöglichen. Im weiteren 
Projektverlauf sollen konkrete Fallbeispiele aus dem Aufgabenbereich des BMVI folgen 
und die Verwendungsmöglichkeiten verdeutlichen.
Abb. 1: Fallbeispiel für die Einwohnerdichte in der Hektarzelle  
(Quelle: Statistisches Bundesamt 2014 – Arbeitsergebnis aus dem Forschungsprojekt KLASTER; 
bearbeitet S. Witschas, IÖR)
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6 Räumliche Aggregation
Weil davon auszugehen ist, dass die Hektarzellenergebnisse nicht bzw. nur unter sehr 
strengen Bedingungen an Auftragnehmer des BMVI weitergegeben werden dürfen 
(Datenschutz/Qualität), ist ein Konzept zur Vergröberung der Daten anzuwenden. 
Diese Anforderung ergibt sich auch bei Verkehrserhebungen, z. B. der Erhebung 
„Mobilität in Deutschland“, bei denen Start- und Zielort von Wegen und andere Merk-
male verortet und für wissenschaftliche Analysen zur Verfügung gestellt werden sollen. 
Hier ist sicherzustellen, dass eine Reidentifizierung der Befragten nicht bzw. nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. Dafür gilt es Mindestbesetzungen, z. B. 
der Einwohner, in den jeweiligen Räumen zu beachten. Vier Möglichkeiten einer Zuord-
nung der Hektarzellen standen zur Diskussion:
Politische, städtebauliche o. ä. Gebiete: vor allem Großstädte verfügen über für 
analytische Zwecke gut geeignete kleinteilige Gebietssystematiken (z. B. Berlin: 
Verkehrszellen, Lebensweltlich orientierte Räume). Für einige Fragestellungen wäre 
eine solche Systematik auch auf Bundesebene wünschenswert und einer Gitterzel-
lenzuordnung vorzuziehen. Die Systematiken sind bundesweit nicht harmonisiert 
und die Ergebnisse wären nur eingeschränkt vergleichbar. 
Formflexible Nachbarschaftsareale/Mischrasterkarten: benachbarte Gitterzellen in 
der Nachbarschaft werden formflexibel zusammengefasst, bis Mindestbesetzungs-
zahlen erreicht sind. Die Aggregation erfolgt über iterative, formflexible Such- und 
Aggregationsalgorithmen. Das IÖR hat nachgewiesen, dass diese formstarren hie-
rarchischen Aggregationsroutinen nach dem Quadtree-Verfahren in der Auflösung 
deutlich überlegen sind (Dießelmann, Meinel 2013). Die Verfahren sind methodisch 
aufwändig und in dem Projektrahmen nicht darstellbar. Auch diese formflexiblen 
Mischraster sind nicht zeitreihenrobust.
Abb. 2: Prinzip der hierarchischen Mischrasterkarten nach dem Quadtree-Prinzip  
(Quelle: eigene Darstellung)
Räumliche Verteilung, z. B.              Ergebnis der hierarchischen
der Anschriften, Hektarzellen o. ä.             Aggregation
KLASTER – Kleinräumiges Analyseraster für den Zensus 165
Gitterzellenaggregate in einheitlicher Auflösung: Die Hektarzellen werden nach 
einem einheitlich vergröberten Raster so zusammengefasst, dass in allen Räumen 
die Anforderungen an eine Mindestbesetzung, z. B. aus Gründen des Datenschutzes 
oder der Datenqualität, erfüllt sind. Das Verfahren ist methodisch einfach und nach-
vollziehbar. Weil die am geringsten besetzten Räume mit wenigen Einheiten (z. B. 
wenigen Einwohnern im ländlichen Raum) große Aggregate erfordern, führt dies in 
Räumen mit dichter Besetzung (z. B. Stadtregionen) zu einer Überaggregation und 
zu einem enormen Informationsverlust.
Hierarchisch aggregierte Mischraster (Quadtree-Prinzip): Hektarzellen werden 
in einer festgelegten Schrittweite aggregiert bis jeweils Mindestbesetzungen er-
reicht sind (Abb. 2; Behnisch et al. 2013). Es ist zu erwarten, dass im Vergleich 
zur formflexiblen Mischrasterkarte eine Überaggregation verbleibt, gegenüber der 
festen Gitterzellenstruktur jedoch eine höhere Auflösung erreicht wird. Ein gutes 
Quadtree-Beispiel der Schweizer Arealstatistik wurde beim 3. Dresdner Flächen-
nutzungssymposium vorgestellt (Meyer 2011). Die Zeitreihenrobustheit wäre nur 
beim kleinsten gemeinsamen Nenner möglich. 
Tab. 1: Anzahl der und Einwohnerzahlen 2011 in den geografischen Gitterzellen  
(Quelle: Statistisches Bundesamt 2014, eigene Darstellung)
 
Gitterzellengröße
 100 m  500 m  1 km      10 km
Insgesamt  36 464 400  1 458 576  364 644  3 889 
Unbewohnt  33 182 394  952 831  148 244  68 
Bewohnt  3 282 006  505 745  216 400  3 821 
N >=10 Einwohner
   Erfüllt  58 %  70 %  82 %  100 % 
   Nicht erfüllt  42 %  30 %  18 %  0 % 
N >=100 Einwohner
   Erfüllt  4 %  30 %  41 %  99 % 
   Nicht erfüllt  96 %  70 %  59 %  1 % 
Aus forschungsökonomischen Gründen werden in dem KLASTER-Projekt ausschließ-
lich Auswertungen in einheitlicher Gitterzellengröße sowie als Mischrasterkarten in einer 
hierarchischen Quadtree-Aggregation erfolgen. Als Auflösung sind die Schrittweiten 
100 m, 500 m, 1 000 m, 2 000 m und 10 000 m festgelegt. Teilt man das Bundes-
gebiet in Hektarzellen auf ergibt dies rd. 36,5 Mio. Zellen. Nach ersten Ergebnissen sind 
davon 3,3 Mio. Zellen bewohnt, über 90 % sind unbewohnt. Gegenüber den Zensus-
ergebnissen auf Ebene der rd. 11 300 Gemeinden bieten die Gitterzellen selbst in der 
festen Auflösung der Quadratkilometerzellen mit rd. 365 000 Zellen eine deutlich 
höhere Auflösung. Die Ergebnisse auf den unterschiedlichen Aggregatebenen vermitteln 
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einen guten Überblick, wie feinteilig die Auswertungen bleiben können, wenn Min-
destbesetzungszahlen in den Zellen gefordert sind (Tab. 1). Bei einer unterstellten, eher 
geringen Mindestbesetzungsvorgabe von 10 Einwohnern wäre das Kriterium auf Ebene 
der Quadratkilometerzelle von 18 %, bei der Hektarzellenebene von 42 % der bewohn-
ten Zellen nicht erfüllt.
7 Fazit 
Das Projekt KLASTER ermöglicht eine erste kleinräumige Aufbereitung der Zensusergeb-
nisse 2011. Damit werden die Datengrundlagen des BMVI für die Verkehrsplanung ver-
bessert. Auch im Hinblick auf eine Verknüpfung datenschutzrechtlicher Anforderungen 
mit dem Wunsch der Nutzer, Daten mit möglichst präzisem Raumbezug auswerten oder 
bereitstellen zu können, stellen die KLASTER-Ergebnisse einen Meilenstein dar, denn bei 
vielen Fragen des Datenschutzes ist relevant, wie viele Einwohner, Haushalte oder Woh-
nungen ein Bezugsraum hat. Aus forschungsökonomischen Gründen musste sich das 
Projekt methodisch auf eine einfache Form der räumlichen Aggregation beschränken. 
Perspektivisch kann es sinnvoll sein, andere Zuordnungsmöglichkeiten, z. B. auf Ebene 
der Ortsteile oder Gemarkungen oder formflexible Nachbarschaftsareale, als Alternative 
zu prüfen. 
Um Fortschritte in der Bereitstellung kleinräumiger Daten für Dritte zu erzielen, muss 
dies politisch gewollt sein: Auf der Ebene des Bundes, der Länder und Kommunen. Für 
die notwendige Diskussion kann KLASTER sicher einen Beitrag leisten! 
8 Literatur
BBSR – Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (2010): Gebietsreformen – 
politische Entscheidungen und Folgen für die Statistik. In: BBSR-Berichte KOMPAKT, 
6/2010. Bonn.
Behnisch, M.; Disselmann, M.; Meinel, G.; Tramsen, S. (2013): Using quadtree repre-
sentations in building stock visualization and analysis. In: Erdkunde, 67/2013, Bonn, 
151-166.
Dießelmann, M.; Meinel, G. (2013): Zur Erzeugung hochauflösender datenschutzkon-
former Mischrasterkarten. In: Meinel, G.; Schumacher, U.; Behnisch, M. (Hrsg.): 
Flächennutzungsmonitoring V. Methodik – Analyseergebnisse – Flächenmanage-
ment. Berlin, IÖR Schriften 61. 
GESIS – Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften (2013): Regionale Standards. In: Schrif-
tenreihe 12/2013. Köln.
Meyer, W. (2011): Visualisierung von Ergebnissen der Arealstatistik der Schweiz mit 
Kriging- und Mischrasterkarten. In: Meinel, G.; Schumacher, U. (Hrsg.): Flächen-
nutzungsmonitoring III. Erhebungen – Analyse – Bewertung. Berlin: Rhombos, 
IÖR Schriften 58, 83-92.
KLASTER – Kleinräumiges Analyseraster für den Zensus 167
Statistisches Bundesamt (2014): KLASTER – Kleinräumiges Analyseraster für den Zensus 
Forschungsprojekt im Auftrag des BMVI – FE-Nr. 70.891/2013. 
Ziekow, J. (2013): Föderale Informationsbalance wahren – kommunale Selbstverwal-
tung sichern. In: Verband deutscher Städtestatistiker/KOSIS (Hrsg.): Stadtforschung 




Simulation von Verkehr und Siedlungsentwicklung bei steigenden Energiepreisen 169




Im Forschungsprojekt €LAN wurde ein integriertes Landnutzungs- und Verkehrsmodell 
aufgebaut, das die Siedlungs- und Verkehrsentwicklung in der Metropolregion Ham-
burg unter verschiedenen Energiepreisszenarien simuliert. Zudem wurde dieses Modell 
erstellt, um Wirkungen von raum- und verkehrsplanerischen sowie von finanz- und so-
zialpolitischen Maßnahmen abzuschätzen, die in einem Planspiel mit Akteuren aus Pla-
nung und Politik entwickelt wurden. 
Dieser Beitrag gibt einen Überblick über das €LAN-Modell und legt den Schwerpunkt 
auf die Generierung eines synthetischen Wohnungsbestands sowie auf die Simulation 
der Wohnstandortwahl und der Siedlungsflächenentwicklung.
1 Einführung
Haushalte geben 30 % bis 50 % für Wohnen und Mobilität aus (Statistisches Bundes-
amt 2010) und diese Felder hängen am Energiepreis (Nebenkosten, Spritkosten). Im 
Projekt €LAN wurde von einem Szenario weiter stark steigender Energiepreise ausge-
gangen, die die Haushalte an verschiedenen Standorten sehr unterschiedlich betreffen 
würden (Gertz et al. 2008). 
Wie werden Haushalte auf diese Preisentwicklungen reagieren? Welche Auswirkungen 
auf die Wohnkosten, das Verkehrsverhalten, das Pendeln und den Arbeitsmarkt und 
damit indirekt auch auf die Standortwahl, die Immobilienpreise und die Siedlungsent-
wicklung sind zu erwarten? Um diese Fragen zu bearbeiten, wurde von den Projektpart-
nern TU Harburg, IREUS Stuttgart und FiFo Köln ein integriertes Landnutzungs- und 
Verkehrsmodell entwickelt. Das Modell sollte eingesetzt werden, um die Wirkung von 
Maßnahmen abzuschätzen, die in einem Planspiel mit Akteuren aus Politik und Verwal-
tung aus der Metropolregion Hamburg entwickelt wurden. Das Gesamtprojekt €LAN ist 
dokumentiert in Gertz et al. (2014).
In diesem Beitrag soll im Kapitel 2 ein kurzer Gesamtüberblick über das Modell und 
insbesondere die Generierung eines synthetischen Gebäude- und Wohnungsbestands 
gegeben werden. Kapitel 3 stellt die Simulation der Wohnstandortwahl und Kapitel 4 
das Konzept zur Simulation der Siedlungsentwicklung ausführlicher dar. 
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2 Modellüberblick und synthetische Wohnungen
Makroskopische und mikroskopische Flächennutzungs- und Verkehrsmodelle werden 
seit vielen Jahren eingesetzt, um die Wechselwirkungen zwischen Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklungen zu analysieren (für einen Überblick siehe z. B. Wegener (2004); 
Chang (2006); Pagliara (2010)). Das €LAN-Modell ist als agentenbasierte Mikrosimula-
tion implementiert. 
2.1 Synthetische Population von Agenten
Zunächst wird für das Basisjahr der Simulation eine synthetische Population von Agen-
ten generiert, die auf einem 1-ha-Raster der Metropolregion Hamburg verortet werden. 
So wurden 5,4 Mio. Personen in 2,7 Mio. Haushalten, 2,5 Mio. Jobs in rund 280 000 
Betrieben sowie 2,7 Mio. Wohnungen und 160 Mio. m² gewerblicher Geschossfläche in 
rund 1,8 Mio. Gebäuden generiert.
2.2 Synthetische Gebäude und Wohnungen
Grundlage für die Generierung synthetischer Gebäude waren Daten des Projekts 
SEMENTA (Meinel et al. 2008), die vom Leibniz-Institut für ökologische Raumentwick-
lung (IÖR) aufbereitet wurden. Die Geschossfläche der Gebäude insgesamt wurde dann 
in Wohnfläche und gewerblich genutzte Fläche aufgeteilt. Es erfolgte eine Anpassung 
der Wohnflächen an die Daten des Zensus 2011 auf der Ebene von Gemeinden und 
Stadtteilen. 
In einem nächsten Schritt wurden in den Gebäuden einzelne Wohnungen generiert und 
dann zusammengelegt oder aufgeteilt, bis die Zahl der Wohnungen mit den Zensus-
daten übereinstimmte.
Die Wohnungen wurden daraufhin mit weiteren Attributen versehen: Baujahr, Energie-
verbrauch, Leerstand und Miet- bzw. Kaufpreis, wofür Zensus-Daten sowie ein hedo-
nisches Preismodell genutzt wurden. Die synthetischen Haushalte eines Wohnquartiers 
wurden in einem nächsten Schritt auf die dort liegenden Wohnungen verteilt. Schließlich 
wurden noch der Eigentumsstatus (Eigentum, Miete, Sozialmiete) sowie die bisherige 
Wohndauer der Haushalte als Attribute generiert.
2.3 Dynamische Simulation 
Das Simulationsmodell bildet die Entwicklungen und Maßnahmenwirkungen durch 
verschiedene Teilmodelle ab, die nacheinander in Jahresschritten ablaufen.
Zunächst werden demographische Prozesse sowie die Unternehmensentwicklung 
(Firmographie) in verschiedenen Teilmodellen simuliert. In einem Arbeitsmarktmodell 
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werden arbeitssuchende Erwerbspersonen auf freie Jobs „vermittelt“. Ein Wohnungs-
marktmodell verteilt freie Wohnungen an wohnungssuchende Haushalte (s. Kapitel 3). 
Ein weiteres Teilmodell wurde für die Auswirkungen auf die Siedlungsentwicklung kon-
zipiert (Kapitel 4). Im Verkehrsmodell werden u. a die Mobilitätskosten der Haushalte 
sowie Erreichbarkeiten berechnet. Ein Steuer- und Transferleistungsmodell berechnet 
Steuern, Abgaben und Transferleistungen und schließlich das verfügbare Nettoeinkom-
men der Haushalte. Zugleich werden auch die Steuereinnahmen und Sozialausgaben 
der Kommunen, Länder und des Bundes registriert.
2.4 Stand der Modellentwicklung
Im €LAN-Projekt hat sich gezeigt, dass die Herausforderung, ein solches Simulations-
modell in einem relativ kurzen Projektzeitraum von drei Jahren zu programmieren, die 
regionalen Datengrundlagen zu besorgen und aufzubereiten sowie die vielfältigen Teil-
modelle empirisch zu schätzen und zu validieren, zu ambitioniert war. Daher konnten 
nicht alle Teilmodelle fertiggestellt werden und zur Wirkungsabschätzung der steigen-
den Energiepreise und der im – parallel zur Modellentwicklung durchgeführten – Plan-
spiel entwickelten Maßnahmen eingesetzt werden. Diese Wirkungsabschätzung erfolg-
te daher teilweise mit vereinfachten Ansätzen.
Während viele lauffähige Teilmodelle in den Bereichen Demographie, Firmographie, 
Arbeitsmarkt, Verkehrsmodell und Wohnungsmarkt (Kapitel 3) entwickelt werden 
konnten, konnten einige Teilmodelle nur konzipiert, aber noch nicht fertig programmiert 
werden. Hierzu gehört insbesondere die Simulation der Siedlungsentwicklung. In diesem 
Beitrag zum Dresdner Flächennutzungssymposium werden vor diesem Hintergrund im 
Kapitel 4 lediglich die konzeptionellen Ansätze vorgestellt.
3 Simulation des Wohnungsmarktes
Die Standortentscheidungen der privaten Haushalte werden in einem mehrstufigen 
Prozess simuliert. 
Zunächst trifft ein Haushalt die Entscheidung, dass er sich nach einer neuen Wohnung 
umschauen will. Dabei sucht er Wohnungen einer bestimmten Größen- und Preiska-
tegorie in einem begrenzten Suchraum. Wohnungen, die seinen groben Suchkriterien 
genügen, werden vom Haushalt genauer „unter die Lupe genommen“ und der Haus-
halt bewirbt sich beim Vermieter bzw. Verkäufer um die für ihn beste Wohnung, im 
Hinblick auf Lage, Größe, Preis und sonstige Eigenschaften. Der Vermieter/Verkäufer 
vergibt dann die Wohnung an den zahlungskräftigsten Bewerber. Dieser Haushalt zieht 
im Folgemonat in die gefundene Wohnung um und macht die bisherige Wohnung frei. 
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Wenn ein Haushalt in einem Simulationsmonat „leer ausgeht“, wird er im nächsten 
Monat seine Suchkriterien anpassen. Für Wohnungen, die am Jahresende nicht vermie-
tet bzw. verkauft wurden, passen die Anbieter die Preise an.
Diese Simulationsschritte werden im Folgenden ausführlicher dargestellt:
3.1 Umzugsentscheidung
Haushalte suchen aus unterschiedlichen Gründen eine neue Wohnung: Haushaltsgrün-
der (z. B. erwachsene Kinder oder Personen nach der Trennung vom Partner), „Einwan-
derer“ in die Region sowie Haushalte, die eine neue Wohnung suchen, die z. B. näher 
am (neuen) Arbeitsplatz liegt, die größer ist oder die sonst Vorteile gegenüber der bishe-
rigen Wohnung bietet. Diese Umzugsentscheidungen werden als binäres Logit-Modell 
abgebildet, das mit den Daten des Sozio-Ökonomischen Panels (SOEP, siehe Wagner 
et al. 2008) geschätzt wurde (Matthes 2013). 
3.2 Suchraum und Suchkriterien
Für jeden Haushalt, der als Interessent auf dem Wohnungsmarkt aktiv wird, werden 
sowohl sachliche als auch räumliche Suchkriterien definiert. Dabei wird auf der Basis des 
Haushaltstyps festgelegt, welche minimale Wohnfläche der Haushalt zunächst sucht. 
Das Einkommen bestimmt die Preisobergrenze, die der Haushalt zunächst zahlen will. 
Zudem wird dem Haushalt zugewiesen, ob er ein Miet- oder Kaufobjekt sucht.
Der Haushalt hält in einem abgegrenzten Suchraum nach passenden Wohnungen Aus-
schau. Dieser hängt ab von der Lage des Arbeitsplatzes (oder der Arbeitsplätze), dem 
bisherigen Wohnstandort (der den Fokus der sozialen Kontakte widerspiegelt) sowie 
der Erreichbarkeit von sonstigen Aktivitäten. Dabei werden die Erreichbarkeiten unter 
Berücksichtigung der Pkw-Verfügbarkeiten im Haushalt sowie dem Verhältnis von Mo-
bilitätskosten und Einkommen auf der Basis des Verkehrsmodells berechnet.
Für zwei Beispielhaushalte werden in der folgenden Abbildung 1 die Suchräume dar-
gestellt.
Die schwarzen Bereiche sind dabei die Bereiche, in denen der Haushalt zunächst nach 
einer passenden Wohnung sucht. Diese befinden sich in der Regel im Umfeld der bisheri-
gen Wohnung, des Arbeitsplatzes sowie entlang der Verkehrswege zwischen Wohnung 
und Arbeitsplatz. Im Falle des rechten Haushalts, der in Reinbek östlich von Hamburg 
arbeitet und bislang in Hamburg-St.-Pauli gewohnt hat, erstreckt sich der Suchraum 
vor allem entlang der S-Bahn-Achse zwischen der Innenstadt und Reinbek. Zudem flie-
ßen in diesen Erreichbarkeitsindikator die Erreichbarkeiten von Einkaufs-, Freizeit- und 
Erledigungszielen ein sowie z. B. für einen Haushalt mit kleinen Kindern die Erreichbar-
keit von Kitas und Grundschulen.
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3.3 Nutzenbewertung und Vergabe der Wohnungen
Jeder Haushalt sucht pro Simulationsmonat bis zu 10 Wohnungen, die seinen räumli-
chen und sachlichen Suchkriterien entsprechen. Für diese Wohnungen wird dann der 
individuelle „Nutzen“ für den Haushalt berechnet. In die Nutzenfunktion fließen ein:
 Die Erreichbarkeiten für den Haushalt (eine Wohnung im „schwarzen Bereich“ wird 
besser bewertet als eine Wohnung im „hellgrauen Bereich“).
 Größe und Preis
 Die sozio-ökonomischen Eigenschaften der Nachbarschaft: Ein reicher Rentnerhaus-
halt bewertet eine Wohnung in einem Quartier mit einer einkommensstarken älte-
ren Bewohnerschaft besser als eine ansonsten gleiche Wohnung in einer ärmeren, 
jüngeren Nachbarschaft.
 Die Grünqualität im Umfeld der Wohnung.
 Ein Zufallsterm zur Berücksichtigung individueller, unbeobachteter Präferenzen und 
Eigenschaften der Wohnung.
Jeder Haushalt bewirbt sich zunächst für seine „Top-Wohnung“ mit dem höchsten 
Nutzenindikator. Wenn sich mehr als ein Haushalt für eine Wohnung interessiert, wird 
die Wohnung an den einkommensstärksten Bewerber vergeben. Haushalte, die in der 
ersten Runde leer ausgehen, bewerben sich dann auf die Wohnung der zweiten und 
dritten Wahl etc. – insgesamt pro Simulationsmonat auf bis zu 10 Wohnungen.
Abb. 1: Suchräume für zwei Beispielhaushalte aus Harburg (links) und Reinbek (rechts)  
(Quelle: eigene Darstellung)
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3.4 Anpassung von Suchkriterien und Suchraum
Haushalte, die in einem Simulationsmonat keine Wohnung gefunden haben, werden 
im nächsten Simulationsmonat „Abstriche“ an ihrer Wunschwohnung in Kauf neh-
men. Dies wird dadurch simuliert, dass der Haushalt nach jedem Monat, in dem er leer 
ausgeht, seine Zahlungsbereitschaft anhebt, die minimal akzeptierte Wohnfläche senkt 
sowie den Suchraum ausweitet. Er sucht also nicht mehr nur in den schwarzen Verkehrs-
zellen aus Abbildung 1, sondern auch im dunkelgrauen und schließlich im hellgrauen 
Bereich.
Die maximale Zahlungsbereitschaft wird aber einen gewissen Anteil des Haushalts- 
Nettoeinkommens niemals überschreiten. Die Wohnfläche pro Kopf wird andererseits 
auch einen absoluten Minimalbetrag nicht unterschreiten.
3.5 Preisanpassung in Abhängigkeit der Leerstandsquoten
Am Ende des Simulationsjahrs wird ausgewertet, welche Wohnungen nicht vermietet 
bzw. verkauft werden konnten und wie viele Bewerber je Wohnung sich für eine verge-
bene Wohnung interessiert haben. Je Wohnungssegment werden die Leerstandsquoten 
in der Nachbarschaft berechnet. In Wohnquartieren mit niedrigem Leerstand werden 
in der nächsten Simulationsperiode die Angebotspreise angehoben – und in deutlich 
geringerem Maße die Bestandsmieten. Bei hohem Leerstadt werden Angebotspreise 
gesenkt, um die Immobilien auf dem Markt loswerden zu können.
4 Konzept zur Simulation der Siedlungsentwicklung
Das im Kapitel 3 beschriebene Wohnungsmarktmodell sorgt zunächst einmal nur für 
die Allokation des Wohnungsbestandes. In diesem Kapitel soll die Konzeption für die 
Simulation der Siedlungsentwicklung vorgestellt werden.
4.1 Wo kann neu gebaut werden?
In einem ersten Schritt werden Rasterzellen identifiziert, die potenziell Bauflächen für 
Wohn- oder Gewerbenutzung bieten könnten. Dies kann als Innenentwicklung oder 
aber als Außenentwicklung in bislang unbebauten Rasterzellen erfolgen.
Innenentwicklung
Für die Innenentwicklung wurden vom Leibniz-Institut für ökologische Raumentwick-
lung (IÖR) Baulücken (mit vorhandener Erschließung) und Nachverdichtungspotenziale 
(im rückwärtigen Bereich vorhandener Bebauung) für jede 1-ha-Rasterzelle im Untersu-
chungsgebiet identifiziert. Die Methodik ist anschaulich in Schiller et al. (2013, 105 ff.) 
dargestellt.
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Außenentwicklung
Außerhalb der heutigen Siedlungsfläche wurden zunächst Tabuflächen und Restrikti-
onsflächen (z. B. Wasserflächen, Schutzgebiete, Vorranggebiete für Natur- und Land-
schaftsschutz) identifiziert, die nicht für eine Siedlungsentwicklung geeignet sind. 
Zudem wurden Flächen, die aus Gründen des Immissionsschutzes für eine Wohn- bzw. 
Gewerbenutzung nicht in Frage kommen, als Tabuflächen klassifiziert. Restriktions-
flächen umfassen darüber hinaus auch Vorsorgegebiete und Waldflächen, deren bauli-
che Entwicklung langfristig zwar nicht ausgeschlossen, aber sehr unwahrscheinlich ist.
Die Siedlungsentwicklung stellt sich in der Regel als Erweiterung bisheriger Siedlungs-
gebiete dar (hellgraue Bereiche in der schematischen Abb. 2). Als städtebaulich geeig-
nete Baulandpotenziale (mittelgrau) wurden daher Flächen in einem 500 m-Puffer um 
Siedlungsflächen mit einer Mindestgröße von 5 ha klassifiziert, die keine Tabuflächen 
(schwarz) oder Restriktionsflächen (dunkelgrau) darstellen. 
Abb. 2: Methodik zur Identifikation von Außenentwicklungspotenzialen  
(Quelle: nach Gertz et al. 2014)
4.2 Wo werden Flächen erschlossen und wie viel wird gebaut?
Das „theoretische“ Baulandpotenzial, das im ersten Schritt identifiziert wurde, ist zu-
nächst nicht erschlossen. Pro Simulationsjahr werden in Abhängigkeit der Nachfrage 
bestimmte Rasterzellen innerhalb der grünen Flächen „erschlossen“, so dass in diesen 
Rasterzellen Nettobauland entsteht, das im Folgenden genauso wie die ermittelten 
Baulücken im Innenbereich behandelt wird.
Eine Neubautätigkeit erfolgt vor allem dort, wo die Nachfrage nach Wohnraum oder ge-
werblicher Nutzfläche das Angebot übersteigt. Im Simulationsmodell wird dies gemes-
sen mit dem Indikator „Bewerber je angebotene Wohnung“, der über alle Rasterzellen 
interpoliert und geglättet wird, um die Nachfrage auch für Rasterzellen zu ermitteln, 
in denen in der vergangenen Simulationsperiode kein Angebot auf dem Markt war. Je 
höher der Nachfragedruck, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass in einem Simu-
lationsjahr Nettobauland in Neubaugebieten, Baulücken oder Nachverdichtungspoten-
zialen mit Wohnungen bebaut wird.
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4.3 Was und wie dicht wird neu gebaut?
Im nächsten Schritt wird simuliert, welche Art und welches Maß der baulichen Nutzung 
dort realisiert werden. Dazu wird die realisierte GFZ und damit die gebaute Wohnflä-
che/Geschossfläche bei gegebenem Bruttobauland abgeschätzt und Annahmen über 
den realisierten Gebäudetyp gemacht. Dabei wird eine ähnliche Gebäudetypen- und 
Dichte-Verteilung bei jüngeren Gebäuden in den umliegenden Rasterzellen angenom-
men. Durch planerische Vorgaben kann eine abweichende Mindest- oder Maximaldich-
te gesetzt werden.
4.4 Was wird saniert, modernisiert oder abgerissen?
Der Neubau von Wohnungen umfasst nur einen Teil der Veränderungen des Siedlungs-
bestands. Angesichts niedriger Neubauvolumina spielt Modernisierung und energeti-
sche Sanierung von Gebäuden eine entscheidende Rolle.
Im Simulationsmodell wurde die energetische Sanierung zunächst nur anhand vorgege-
bener Sanierungsquoten für einzelne Gebäudetypen abgebildet. So wurde, aufbauend 
auf Walberg (2011), ein Prognosenullfall mit einer durchschnittlichen Sanierungsquote 
von jährlich 0,5 % des Gebäudebestands definiert, die zu 30 % Effizienzsteigerung führt. 
Diese Sanierungsquoten wurden in einem Szenario, das die politischen Entscheidungen 
zur Förderung energetischer Sanierungen abbildet, auf 1 % des Gebäudebestands bei 
40 % Effizienzsteigerung angehoben. Eine explizite Modellierung der Entscheidungen 
der Eigentümer als „Agenten“ ist in Zukunft vorgesehen.
5 Fazit
Eine agentenbasierte Mikrosimulation bietet grundsätzlich große Potenziale, die komple-
xen Zusammenhänge der Siedlungsentwicklung, von Verkehr, Energiepreisen, Arbeits-
märkten und Wohnungsmärkten sowie die Budgets privater und öffentlicher Haushalte 
abzubilden. Damit können Wirkungen von politischen Strategien auch differenziert nach 
den betroffenen Räumen und Personengruppen bewertet werden. Allerdings ist auf-
grund der Komplexität ein großer Aufwand zur Modellentwicklung und -validierung 
einzuplanen.
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Die bauliche Dichte der Stadtregion –  
Erzeugung kleinräumiger Dichtedaten mit 
fernerkundlichen Mitteln
Stefan Siedentop, Angelika Krehl, Hannes Taubenböck, Michael Wurm
Zusammenfassung
Die unbestrittene Bedeutung der baulichen Dichte als normative und deskripti-
ve Größe in der Raumplanung sowie den Raumwissenschaften und benachbarten 
Disziplinen steht in bemerkenswertem Kontrast zur mangelnden Verfügbarkeit 
qualifizierter Daten. So war es bislang nicht möglich, gebräuchliche Dichteindikatoren 
wie die Geschossflächendichte für größere Gebietskulissen verlässlich zu ermitteln. Das 
sich ständig weiterentwickelnde Datenangebot der Fernerkundung kann jedoch dazu 
beitragen, diese Leerstelle in der laufenden Beobachtung der Stadt- und Regional-
entwicklung zu schließen. In diesem Beitrag wird ein methodischer Ansatz präsentiert, 
mit dem aus fernerkundlich erzeugten Gebäudemodellen Dichteinformationen abgleitet 
werden. Der für vier Regionen erprobte Ansatz ermöglicht es, Ver- und Entdichtungs-
prozesse in Stadtregionen zukünftig einem systematischen Monitoring zu unterziehen.
1 Einführung
In der Raumplanung fungiert die bauliche Dichte als eines der wichtigsten Maße zur 
Steuerung der städtebaulichen Entwicklung. In qualifizierten Bebauungsplänen finden 
sich regelmäßig verbindliche Regelungen zum Umfang der überbaubaren Grundstücks-
fläche (Grundflächenzahl, GRZ) sowie zum maximalen oder minimalen Umfang der 
realisierbaren Geschossfläche (Geschossflächenzahl, GFZ) eines Grundstücks. Mit dies-
bezüglichen städtebaulichen Festsetzungen lassen sich wichtige Rahmenbedingungen 
für eine nachhaltige Stadt- und Quartiersentwicklung treffen, da sowohl flächen-
extensive Bodennutzungsformen als auch eine „Überverdichtung“ unterbunden wer-
den können (Bott, Siedentop 2013, 98 ff.). Dichtebezogenen Planungsaussagen kommt 
zudem erhebliche Bedeutung für den Wert von Grundstücken zu. Vor diesem Hinter-
grund kann es nicht verwundern, dass die planungsrechtliche Regulierung der Dichte 
nicht selten Gegenstand rechtlicher Auseinandersetzungen sowie kontroverser öffentli-
cher Diskussion ist. Dabei zeigt sich, dass die Wahrnehmung und Bewertung von Dichte in 
hohem Maß kulturellen und sozialen Prägungen unterliegt (Acioly, Davidson 1996, 6). Ein 
objektiver Maßstab, mit dem bauliche oder nutzungsbezogene Dichten als „hoch“ oder 
„gering“ zu bewerten sind, existiert nicht.
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Das Maß der Verdichtung einer Stadt ist aber nicht nur ein planungspraktisch und 
lebensweltlich relevantes Thema, auch die Stadt- und Regionalforschung hat sich immer 
wieder – sowohl aus theoretischer wie aus empirischer Perspektive – mit dem Phänomen 
„Dichte“ beschäftigt (einen Überblick gibt Westphal 2008). Die bauliche Dichte und 
mit dieser korrespondierende Nutzungsdichten (z. B. die Bevölkerungs- und Arbeits-
platzdichte) gelten beispielsweise als Schlüsselfaktoren bei der Erklärung von standörtli-
chen Unterschieden des Verkehrs- und Bewegungsverhaltens der Bevölkerung (Ewing, 
Cervero 2010; Kelly-Schwartz et al. 2004; Newman, Kenworthy 1989), der Wirtschaft-
lichkeit technischer Infrastrukturen (siehe z. B. Siedentop et al. 2006, 6 ff.) oder lokalen 
und regionalen Umweltbedingungen wie lufthygienischen oder mikroklimatischen Be-
lastungen (Koppe et al. 2004). 
Die unbestrittene Bedeutung von „Dichte“ als normative und deskriptive Größe in der 
Raumplanung sowie den Raumwissenschaften steht im bemerkenswerten Kontrast zur 
mangelnden Verfügbarkeit qualifizierter Daten zur baulichen Verdichtung besiedelter 
Flächen. Vor diesem Hintergrund stellt dieser Beitrag einen neuen methodischen Ansatz 
zur Ermittlung der baulichen Dichte städtischer Siedlungsgebiete vor. Dieser basiert im 
Wesentlichen auf fernerkundlichen Daten und ermöglicht die Erzeugung großflächiger 
dreidimensionaler Gebäudemodelle, welche die Grundlage für Dichteberechnungen 
darstellen. Im Folgenden wird die methodische Vorgehensweise vorgestellt und für vier 
Stadtregionen in knapper Form diskutiert. 
2 Methodischer Ansatz
2.1 Konzeptioneller Rahmen
Unter den Dichteindikatoren lassen sich bauliche Dichten und Nutzungsdichten unter-
scheiden. Erstere beziehen sich allein auf die Menge von Baumassen in einer Gebiets-
einheit, während Nutzungsdichten auch die Intensität der menschlichen Nutzung der 
betreffenden Flächen berücksichtigen. Der verbreitetste bauliche Dichteindikator ist die 
Geschossflächenzahl (GFZ) bzw. die Geschossflächendichte (GFD), welcher sich auf das 
Verhältnis von Gebäudegeschossfläche zur Grundstücksfläche bezieht. Bekannt sind fer-
ner Volumengrößen wie die Baumassenzahl, die das Verhältnis des Gebäudevolumens 
und der Grundstücksfläche angibt. Neben den grundstücksbezogenen Dichtemaßen 
existieren Messgrößen für Gebietsausschnitte auf verschiedenen Skalenebenen (Quar-
tier, Gesamtstadt, Region).
Der wissenschaftliche Anspruch einer objektiven Ermittlung von Geschossflächendich-
ten und Baumassenvolumina war bislang mit datentechnischen Problemen konfron-
tiert. So war es bis vor wenigen Jahren kaum möglich, die GFD für größere Regionen 
in verlässlicher Form zu ermitteln. Nur wenige Städte waren in der Lage, aufwändige 
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terrestrische Erhebungen durchzuführen, die zudem nur mit hohem Aufwand regelmä-
ßig aktualisiert werden können. 
Abhilfe versprechen fernerkundliche Daten, die Höheninformation für sehr große räum-
liche Gebiete verfügbar machen. In den vergangenen beiden Jahrzehnten wurden ver-
mehrt Höhenmessungen aus berührungslosen Instrumenten zum Einsatz gebracht, 
wozu vor allem Aufnahmen aus flugzeuggetragenen Laserverfahren zählen. Mit diesen 
Daten lassen sich modellhafte Darstellungen von Gebäuden sowohl in ihrer flächenhaf-
ten Form als auch in ihrer Höhe erzeugen, die wiederum Grundlage für verschiedenarti-
ge Dichteberechnungen sein können. Diese Art der Datenerhebung hat den Vorteil, dass 
sehr präzise Messungen mit einer Höhengenauigkeit von einigen Zentimetern und einer 
Lagegenauigkeit im Dezimeterbereich möglich sind. Der entscheidende Nachteil kommt 
im Zusammenhang mit sehr großflächiger Datenerhebung durch die Anbringung des 
Messinstrumentes auf einem Flugzeug zum Tragen, wodurch die Gebiete von Interesse 
beflogen werden müssen. In diesem Zusammenhang ermöglicht die satellitengestützte 
Erhebung von räumlichen Daten auf der Erdoberfläche, dass von nahezu jedem Punkt 
auf der Erde berührungslos Daten aufgenommen werden können. 
2.2 Methodische Vorgehensweise
2.2.1 Datengrundlagen
Für die Berechnung der Gebäudehöhen werden Höhendaten aus digitalen Oberflä-
chenmodellen (DOM) verwendet, welche aus stereoskopischen Satellitenaufnahmen 
gewonnen werden. Der Satellit Cartosat-1 wurde insbesondere für großflächige Stereo-
aufnahmen konstruiert und stellt Aufnahmen mit einer Pixelauflösung von 2,5 m in ei-
ner Schwadbreite von 27 km zur Verfügung. Die Stereoaufnahmen können für die Her-
stellung von digitalen Oberflächenmodellen mit einer Rasterweite von 5 m (d’Angelo 
et al. 2008) und in weiterer Folge für die Ableitung von digitalen Gebäudemodellen 
verwendet werden (z. B. Wurm et al. 2014; Sirmacek et al. 2012; Crespi et al. 2006). 
Für die Untersuchungsgebiete in der vorliegenden Studie wurden insgesamt 56 Carto-
sat-Aufnahmen verwendet und zu digitalen Oberflächenmodellen umgewandelt. Da 
die Rasterweite der Oberflächenmodelle von 5 m allerdings nicht für eine automatisierte 
Abgrenzung der individuellen Gebäudegrundrisse ausreicht, werden für die Erstellung 
der 3D-Gebäudemodelle zusätzliche Gebäudegrundflächen aus topographischen Karten 
im Maßstab 1:25 000 verwendet. Die Karten wurden in einer Auflösung von 254 dpi 
gescannt und beinhalten alle schwarzen Kartenelemente. Karteninformationen werden 
für die Herstellung der 3D-Gebäudemodelle verwendet, um die Gebäudegrundflächen 
daraus zu extrahieren und mit der Höheninformation aus den Oberflächenmodellen zu 
vereinigen.
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Für die Berechnung der GFD werden noch zusätzliche Informationen über die Sied-
lungsstruktur benötigt. Vor diesem Hintergrund werden Daten aus dem European 
Urban Atlas integriert. Die Daten beschreiben eine thematische Klassifikation der urba-
nen Struktur für alle europäischen Großstadtregionen mit mindestens 100 000 Einwoh-
nern. Als räumliche Bezugsebene für die Berechnung der Dichten wurde im Rahmen 
der Untersuchung das Europäische Gitter INSPIRE bestehend aus überlappungsfreien, 
quadratischen Zellen mit einer Kantenlänge von 1 000 m verwendet. 
2.2.2 Berechnung der Baumassenkonzentrationen
Aus der Fusion der Gebäudegrundflächen aus den topographischen Karten und den 
Höheninformationen aus dem DOM werden in der Folge 3D-Gebäudemodelle herge-
stellt. Sie repräsentieren die urbanen Elemente als generalisiertes Klötzchenmodell mit 
einem Level-of-Detail 1. Das bedeutet, dass jeder Grundfläche ein Höhenwert zuge-
schrieben wird (Abb. 1). Mit diesem einfachen Gebäudemodell können für beliebige 
Raumeinheiten Dichteindikatoren berechnet werden. In diesem Beitrag werden ne-
ben dem angesprochenen INSPIRE–Grid Baublöcke aus dem European Urban Atlas als 
Bezugsgeometrien eingesetzt. 
Abb. 1: 3D-Klötzchenmodell aus Gebäudegrundflächen und Höheninformation aus Cartosat-1 
(Quelle: eigene Darstellung, Gebäudegrundflächen: © GeoBasis-DE/BKG 2010)
Da die Berechnung der Geschossflächendichte die Kenntnis der Anzahl der Geschosse 
eines Gebäudes voraussetzt, diese Informationen aber im Gebäudemodell nicht enthal-
ten sind, kommt ein Schätzverfahren zum Einsatz (Wurm et al. 2011). Die Geschoss-
flächendichte wird darauf basierend aus der Summe aller Geschossflächen für jede 
INSPIRE-Gridzelle abgeleitet (Abb. 2). Bei der Berechnung der GFD werden allerdings 
nur jene Flächen innerhalb jeder Gitterzelle verwendet, welche baulich überprägt sind. 
Diese Flächen wurden aus der räumlichen Überlagerung mit den Daten des European 
Urban Atlas gewonnen. Mit diesem Verfahren werden die realen Dichten vermutlich 
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leicht unterschätzt, weil die Bezugsflächen aus dem Urban Atlas auch Nutzungen ent-
halten, die bei der Berechnung einer GFD üblicherweise nicht enthalten sind, beispiels-
weise städtische Grünflächen.
Abb. 2: Geschossflächendichte für 1 km x 1 km INSPIRE-Gridzellen. In Schwarz sind die 
Gebäude grundflächen dargestellt, in Rot sehr hohe Dichten, in Orange hohe, in Gelb mittlere  
und in Weiß niedrige Dichten (Quelle: eigene Darstellung, Gebäudegrundflächen: © GeoBasis-
DE/BKG 2010)
3 Ergebnisse
Mit dem vorgestellten methodischen Ansatz ist erstmals eine regionsweite Ermittlung 
von baulichen Dichten möglich. Damit lassen sich auch intra- und inter-regionale Ver-
gleiche der Verdichtungssituation durchführen. Abbildung  3 zeigt die Geschossflä-
chendichten in den vier Regionen Köln, Frankfurt am Main, Stuttgart und München 
in der Abgrenzung des Urban Atlas. Deutlich zu erkennen sind die unterschiedlichen 
siedlungsstrukturellen Grundmuster der Regionen. So tritt die axiale Struktur der 
Region Stuttgart in deutlichen Kontrast zur monozentrisch geprägten Region München. 
Sichtbar wird auch, dass, mit Ausnahme der Region Köln, außerhalb der Kernstädte und 
weniger zentraler Orte im Umland kaum höhere bauliche Dichten angetroffen werden. 
Bereits die Ränder der Kernstädte werden von gering verdichteten Siedlungsgebieten 
dominiert, deren Geschossflächendichten meistens unter einem Durchschnittswert von 
0,5 rangieren.
Ursächlich dafür sind die Beharrungskräfte des Siedlungssystems, die darin zum Aus-
druck kommen, dass die in Zeiten noch geringer oder moderater Bodenpreise – in der 
Gründer- oder der Nachkriegszeit – entstandenen suburbanen Siedlungen kaum einer 
nachträglichen Verdichtung unterlagen. So finden sich in zentrumsnahen Lagen oder 
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in räumlicher Nähe zu den Haltepunkten des schienengebundenen Nahverkehrs häufig 
geringe Baudichten und damit auch geringe Einwohner-Arbeitsplatzdichten. Die plane-
risch durchaus gewünschte Verdichtung solcher Bereiche unterliegt den planungsrecht-
lichen Restriktionen des Bestandsschutzes und wird auch aus Gründen geringer sozia-
ler Akzeptanz nur selten konsequent angestrebt. An dieser Stelle sei nochmals darauf 
verwiesen, dass der hier zum Tragen kommende methodische Ansatz zu einer leichten 
systematischen Unterschätzung der realen Dichten neigt. Eine genauere Quantifizierung 
dieser Abweichungen ist indes nicht möglich, da keine regionalen oder gemeindlichen 
Referenzdaten aus anderen Quellen vorliegen.
Abb. 3: Geschossflächendichte [m² pro m²] gemäß European Urban Atlas baulich überprägter 
Fläche in vier Fallstudienregionen bezogen auf das INSPIRE-Grid mit 1 000 m Kantenlänge 
(Quelle: eigene Darstellung)
Die Abbildungen 3 und 4 lassen darüber hinaus erhebliche interregionale Unterschiede 
des Verdichtungsniveaus erkennen. So erreicht die Geschossflächendichte in der Regi-
on Köln deutlich höhere Werte als in den drei übrigen Regionen. Ein Grund hierfür ist 
zum einen in der früher und flächenhaft erfolgten Industrialisierung der Region Köln zu 
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vermuten, die zu deutlich höheren Siedlungsdichten geführt hat. Zum anderen könnten 
die wirtschaftsstrukturellen Gegebenheiten und Entwicklungen in den Regionen Dichte-
unterschiede erklären. Unterschiedliche Ausmaße altindustrieller Bausubstanz oder auch 
abweichende Branchenstrukturen im produzierenden Gewerbe und im Handel lassen 
sich als plausible Faktoren vermuten.
Abbildung 4 verdeutlicht die durchschnittlichen Geschossflächendichten für drei 
kreisförmige Zonen um die Kernstädte der vier Regionen: eine innere Zone mit einer 
maximalen Distanz von zwei Kilometern zum Zentrum der Kernstadt, eine Randzone mit 
einem Radius von zwei bis fünf Kilometern zum Zentrum sowie eine äußere Zone mit 
einer radialen Distanz von 5 bis 10 Kilometern zum Zentrum. Hier zeigt sich, dass die 
Stadt Köln die stärkste Verdichtung des zentralen Siedlungsbereichs aufweist: Die mittle-
re Geschossflächendichte nimmt einen Wert von nahezu 1,5 an. Aber bereits die Rand-
lagen um die Innenstadt herum (2- bis 5-km Zone) sind in allen Regionen ähnlich gering 
verdichtet, in drei von vier Fällen mit Geschossflächendichtewerten von durchschnittlich 
weniger als 0,5. In der äußeren (suburbanen) Zone werden erwartungsgemäß gerin-
ge Dichten angetroffen. Dies ist in besonderem Maße in den Städten Frankfurt und 
München ausgeprägt.
Abb. 4: Durchschnittliche Geschossflächendichte in vier Fallstudienregionen nach Ringzonen 
(Quelle: eigene Berechnung)
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4 Fazit
Der vorliegende Beitrag zeigt, dass es mithilfe von Fernerkundungsdaten möglich ist, 
Gebäudemodelle für Großstadtregionen zu erzeugen und daraus Dichteinformationen 
abzuleiten. Damit wird eine erhebliche Lücke in der laufenden Beobachtung von Pro-
zessen der Stadt- und Regionalentwicklung geschlossen. Zukünftig wird es möglich sein, 
Ver- und Entdichtungsprozesse in Stadtregionen einem systematischen Monitoring zu 
unterziehen. 
Sowohl aus planungspraktischer als auch aus raumwissenschaftlicher Perspektive eröff-
nen sich mit der Verfügbarkeit kleinräumiger Dichtedaten vielfältige Nutzungsoptionen. 
Beispielhafte Anwendungsbezüge bieten sich in der Stadtklimatologie und in Vulnerabili-
tätsstudien an. Auch die Planung des Stadtumbaus könnte von Gebäude- und Dichte-
daten profitieren, indem u. a. Rückbauoptionen auf ihre infrastrukturellen Implikationen 
vertiefend untersucht werden. Ähnliches gilt für die Bewertung von Nachverdichtungs-
maßnahmen mit ihren positiven und negativen Auswirkungen (z. B. Verbesserung der 
Infrastruktureffizienz, Verringerung der Freiraumversorgung). So könnte beispielsweise 
ermittelt werden, welche potenziellen Nachverdichtungsmöglichkeiten im Umfeld von 
U- oder S-Bahnhöfen bestehen.
Fina et al. (2014) weisen ferner darauf hin, dass die Ergänzung konventioneller Raum-
beobachtungssysteme Chancen für ein multidimensionales Monitoring der Stadt- und 
Regionalentwicklung bietet, indem Dichteindikatoren integriert und mit anderen Indika-
toren kombiniert werden können. Die damit erleichterte Verfügbarkeit untergemeind-
licher Daten ermöglicht interregional vergleichende Analysen siedlungsstruktureller 
Zustände und Entwicklungen, die für die Bundesrepublik Deutschland so bisher nicht 
möglich waren. 
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Erdbeobachtung als Instrument zur Ableitung 
räumlicher Kontextmerkmale für kleinräumige 
sozialwissenschaftliche Analysen
Michael Wurm, Jan Goebel, Hannes Taubenböck, Gert G. Wagner
Zusammenfassung
Der Mensch ist in seinem Handeln mit der ihn umgebenden Umwelt verwoben. Neue 
Möglichkeiten der räumlichen Datenerhebung durch die Erdbeobachtung ermöglichen 
vor diesem Hintergrund eine neue Betrachtung und Berechnung der Umwelt. Mittels 
computergestützter, automatisierter Bildanalyseverfahren ist es möglich über große 
Bereiche der Erdoberfläche Informationen sehr rasch und kostengünstig zu erheben. 
Auch durch technische Innovationen in der sozialwissenschaftlichen Forschung ist es 
heutzutage möglich, sowohl kleinräumige personen- und haushaltsbezogene Infor-
mationen mit raumstrukturierenden Kontextmerkmalen aus der Erdbeobachtung zu 
verknüpfen. Im vorliegenden Beitrag wird exemplarisch die technische Verknüpfung 
von Haushaltsbefragungen des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) mit abgeleiteten 
Kontextmerkmalen aus Erdbeobachtungsdaten dargestellt. 
1 Einführung
Zwischen dem Menschen und seiner Umwelt besteht eine wechselseitige Bezie-
hung. Durch sein Handeln verändert der Mensch seine Umwelt und er wird durch die 
Umgebung in seinem Verhalten im Raum beeinflusst. Deshalb stellt der Raum für die 
Erforschung von sozialen Fragestellungen eine bedeutende Rolle dar. Für die physi-
sche Erfassung des Raumes und seiner Merkmale hat sich die Erdbeobachtung als ef-
fizientes Werkzeug etabliert, da daraus räumliche Informationen entstehen. Auch die 
raum bezogene Sozialforschung hat in den vergangenen Jahrzehnten einen erheblichen 
Bedeutungszuwachs erfahren, da immer mehr sozialwissenschaftliche Daten geo-
graphisch verortet werden um sie mit räumlichen Daten, wie sie zum Beispiel die 
Erd beobachtung zur Verfügung stellen, zu verknüpfen.
Vor diesem Hintergrund ist das übergeordnete Ziel dieses Beitrages räumliche Merkmale 
aus Erdbeobachtungsdaten abzuleiten und zur Beantwortung sozialwissenschaftlicher 
Fragestellungen mit sozialen Daten zu verknüpfen. Dabei wird der Fokus auf Anwen-
dungsbeispiele mit unterschiedlichen räumlichen und thematischen Anforderungen 
gelegt. Für die Erarbeitung dieses Ziels wird zunächst ein konzeptioneller Rahmen 
vorgestellt, der die Verknüpfung von Erdbeobachtungsdaten und sozialwissenschaftli-
chen Daten der sozioökonomischen Langzeitstudien SOEP und BASE-II beschreibt. Die 
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Adressdaten der Teilnehmer können zum ersten Mal räumlich verarbeitet werden, ohne 
dabei den Datenschutz zu verletzen. 
Die physische Charakterisierung des Raumes erfolgt auf Basis von Luft- und Satellitenbild-
daten, die sich zur Erfassung der Landbedeckung eignen. Digitale Oberflächenmodelle 
dienen hier zusätzlich zur Ableitung von Einzelgebäuden, welche die Be bauungsstruktur 
beschreiben und für die physische Beschreibung der lokalen Nachbarschaft herangezo-
gen werden können. Des Weiteren kann die Ausstattung des Raumes mit physischen 
Merkmalen wie Versiegelungsanteilen oder Vegetationsanteilen beschrieben und für be-
liebige Raumeinheiten erhoben werden. Räumliche Bezüge innerhalb des Stadt gebietes 
lassen sich über geographische Abfragen und die Verknüpfung von zusätzlichen Daten 
herstellen (z. B. Grünanlagen, Verkehrseinrichtungen). Nachbarschaftsmerkmale können 
mit den Daten sozialwissenschaftlicher Surveys verknüpft werden, wodurch im erstellten 
Datensatz sowohl die sozioökonomischen Merkmale als auch die räumlichen Kontext-
merkmale aus den Erdbeobachtungsdaten zur Verfügung stehen. Durch die Analyse 
beider Informationen werden die unterschiedlichen räumlichen Bezüge der Surveydaten 
und der räumlichen Kontextmerkmale untersucht.
2 Hintergrund: Sozialforschung und Erdbeobachtung
2.1 Vorüberlegungen
Spätestens seit den Studien der Stadtsoziologen der Chicagoer Schule wurden 
 Zusammenhänge zwischen den Bewohnern einer Stadt und der städtischen Struktur 
in einem wissenschaftlichen Kontext betrachtet (z. B. Burgess 1925; Hoyt 1939). Diese 
grundlegenden Arbeiten haben für viele Bereiche der Stadtforschung wichtige Impul-
se gesetzt. Die datentechnische Ausgangssituation hat sich allerdings in den folgen-
den Jahrzehnten aus Forschungssicht erheblich verbessert. Heutzutage ist es möglich, 
für viele Bereiche der Erde hochgenaue räumliche Datengrundlagen zu schaffen. Diese 
Daten sind einerseits das Ergebnis jahrelanger traditioneller Geodatenakquise, anderer-
seits wesentlichen technischen Neuerungen zu verdanken. Mit dem Aufkommen der 
kommerziellen Erd beobachtung sowohl im Sinne einer flugzeuggetragenen Datenerhe-
bung als auch im Sinne neuartiger Sensoren, welche von satellitengestützten Systemen 
nahezu jeden Quadratmeter unserer Erde in einer noch nie dagewesenen Detailschärfe 
abbilden können, eröffnen sich auch für klassische Forschungsfragen neue Wege der 
Hypothesenüberprüfung und Theoriebildung. Arbeiten im Umfeld von Fernerkundung 
und Sozialwissenschaften beschreiben die Verwendung von Erdbeobachtungsdaten 
für die Herleitung von sozialrelevantem Wissen zum Beispiel in den Themenbereichen 
Klimatologie (Small 2006), Naturgefahren (Taubenböck et al. 2011), Ernteabschät-
zungen (Fritsch 2011), und für gesundheitsrelevanten Fragestellungen (Maxwell et al. 
2010). Im Gegensatz zu diesen allgemeinen, sozialrelevanten Anwendungen, stehen 
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einige wenige Arbeiten, welche sich im wissenschaftlichen Kontext mit der Verknüp-
fung der beiden Forschungsdisziplinen beschäftigen. Pionierarbeiten in diesem Zusam-
menhang wurden in sogenannten Metastudien geleistet (vgl. Rindfuss, Stern 1998; De 
Sherbinin et al. 2006; Liverman, Cuesta 2008; Hall 2010). 
Ein verbreiteter Weg zur integrativen Analyse von sozialen Daten und Fernerkundungs-
daten stellt die Verwendung von Fernerkundungsdaten für die Ableitung von räumli-
chen Proxyinformationen im Sinne von siedlungsstrukturellen Raumeinheiten wie Sied-
lungsgebiete oder Einzelgebäude dar (z. B. Jensen, Cowen 1999; Wurm et al. 2009; 
Wurm et al. 2011; Wurm, Taubenböck 2011) bzw. für ganze Kontinente (Sutton et al. 
2001). Ein exemplarisches Beispiel für eine kleinräumige Bevölkerungsverteilung auf 
Basis von geometrisch hoch aufgelösten Erdbeobachtungsdaten ist in Abbildung 1 für 
einen Ausschnitt der Stadt Berlin dargestellt. 
Abb. 1: Disaggregation von Bevölkerungsdaten am Beispiel der Stadt Berlin auf Basis von klein-
räumig abgeleiteten Siedlungsstrukturen (Quelle: eigene Bearbeitung)
2.2 Verbindung von Rauminformation mit sozialwissenschaftlichen 
Längsschnittdaten
Ein deutlicher Mehrwert in der Interpretation von sozialwissenschaftlichen Theorien 
kann durch die Einbeziehung des Raumes gewonnen werden (Goodchild und Janelle, 
2004). Bereits die Berücksichtigung der Lage im Sinne der relativen Distanz zu bestimm-
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ten Positionen im Raum kann einen bedeutenden Erkenntnisgewinn erzielen. Aus der 
Verknüpfung von haushaltsbezogenen Einkommensverhältnissen und der relativen Lage 
der Haushalte zum nächsten Großstadtzentrum kann ein Zusammenhang zwischen 
sozialen Merkmalen und der Raumstruktur abgelesen werden. Im folgenden Fall wur-
den thematische Landbedeckungsklassifikationen verwendet, um das Stadtgebiet vom 
Umland zu trennen – dies auf Grundlage von Erdbeobachtungsdaten, die über eine 
mittlere geometrische Auflösung verfügen (z. B. Landsat, Referenzjahr 2006). Die alter-
native Trennung über die administrativen Raumeinheiten würden nicht den physischen 
Siedlungskörper repräsentieren, weshalb für jede Großstadt in Deutschland die relati-
ve Lage der Haushalte zum Stadtzentrum berechnet wurde und die Distanz zwischen 
0 und 1 innerhalb des Stadtgebietes normalisiert wurde (siehe Abb. 2). Die Auswertung 
zeigt deutlich, dass sich das mittlere Armutsrisiko in Deutschland in Abhängigkeit der 
Distanz zum Stadtzentrum verändert. Während in den umliegenden Lagen der Groß-
stadtzentren die Armutswahrscheinlichkeit noch sehr hoch ist, nimmt sie kontinuierlich 
zum Stadtrand hin ab, und erreicht ihr Minimum direkt außerhalb des Stadtgebietes. 
Diese Bereiche werden gemeinhin auch als „Speckgürtel“ um die Großstädte bezeichnet 
und beschreiben ökonomisch besser gestellte Haushalte in den Vororten. Mit zuneh-
mender Distanz zum Stadtzentrum wächst das Armutsrisiko wieder an (siehe für Details 
dieser Untersuchung in Goebel, Wurm 2010). 
Abb. 2: Veränderung der Armutswahrscheinlichkeit in Deutschland in Abhängigkeit der Distanz 
des Haushaltes zum nächsten Großstadtzentrum. (Quelle: eigene Bearbeitung)
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3 Exemplarische Verknüpfung kleinräumiger Kontextmerkmale 
aus der Fernerkundung mit sozialwissenschaftlichen Daten
Im aktuellen Kapitel wird anhand eines konkreten Beispiels das Potenzial für die Verwen-
dung von Erdbeobachtungsdaten für die Ableitung von kleinräumigen Kontextmerk-
malen beleuchtet, um sozialwissenschaftliche Theorien in einem räumlichen Kontext zu 
überprüfen.
3.1 Ausgangsüberlegung
Wie Eingangs bereits beschrieben, besteht die Überlegung darin, dass das soziale Ver-
halten des Menschen in einen Zusammenhang mit seiner ihn umgebenden (Stadt)
Umwelt gebracht werden kann. Im folgenden Beispiel wird anhand von geometrisch 
hochaufgelösten Erdbeobachtungsdaten sowie haushalts- und personenbezogenen 
Da ten aus der Studie des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) der Versuch unternom-
men, statistische Korrelationen zwischen „Raum“ und „Mensch“ herzustellen. Aus-
gangspunkt für diese Überlegungen bildet die Annahme, dass das Siedlungsverhalten 
des Menschen durch seine ökonomischen Möglichkeiten determiniert wird. Konkret 
bedeutet dies: Ein Haushalt mit einem höheren Monatseinkommen kann es sich auch 
leisten, in einer Nachbarschaft mit höheren Mietpreisen zu leben. Höhere Mietpreise 
gehen neben der Ausstattung der Wohnung vor allem auf die Lage zurück. Die Lage 
beinhaltet neben der geographischen Verortung im Siedlungsgebiet vor allem auch die 
Ausstattung der Nachbarschaft, z. B. mit Grünflächen.
3.2 Das Sozio-oekonomische Panel
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung Berlin (DIW) führt seit 1984 eine fort-
laufende, repräsentative Wiederholungsbefragung an deutschen Privathaushalten 
durch. In der Studie werden 23 000 Personen in 12 000 Haushalten zu subjektiven 
(z. B. persönliche Zufriedenheit) und objektiven Lebensbedingungen (z. B. Einkommen) 
befragt (Wagner et al. 2008). Durch den Wiederholungscharakter der Befragung kann 
ein Bild über den Wandel der Gesellschaft gezeichnet werden. Die Themengebiete 
decken unterschiedliche Bereiche in den einzelnen Lebensabschnitten der Teilnehmer 
ab. Dies beinhaltet Themen wie die Haushaltszusammensetzung, die Erwerbs- und 
Familienbiographie, die Erwerbsbeteiligung und die berufliche Mobilität, individuelle 
Einkommensverläufe, die Gesundheit und Lebenszufriedenheit u. v. m. Somit gibt der 
Datensatz Auskunft über viele objektive Lebensbedingungen, Persönlichkeitsmerkmale, 
Wertvorstellungen, Risikoeinstellungen und über Abhängigkeiten zwischen diesen Berei-
chen und deren Veränderungen. Die Daten beinhalten über vier Millionen Beobachtun-
gen und über 37 000 Variablen (Goebel et al. 2008). Anhand des SOEP kann eine Viel-
zahl an Theorien aus den Sozial- und Wirtschaftswissenschaften sowie der Psychologie 
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einem Test unterzogen werden (Wagner et al. 2008, 303). Mithilfe eines mehrfach 
gesicherten Datenschutzkonzepts lassen sich die räumlichen Lagen der Befragungsteil-
nehmer mit zusätzlichen räumlichen Daten verknüpfen. Der Schutz der persönlichen 
Daten der Teilnehmer bleibt dabei ständig gewährt (Wurm 2013).
3.3 Erdbeobachtungsdaten
Zur Ableitung kleinräumiger Kontextmerkmale werden geometrisch hoch aufgelöste 
Erdbeobachtungsdaten (Abstand zwischen den Bildmittelpunkten ≤ 1 m) verwendet. Als 
Quelle für die Spektralinformation, welche für die Ableitung der Landbedeckung in den 
Städten dient, wurden Satellitenbildaufnahmen der Sensoren Ikonos und Quickbird ver-
wendet. Zur Ableitung der physischen Bebauungsstruktur wurden digitale Oberflächen-
modelle (DOM) aus stereoskopischen Aufnahmen über photogrammetrische Verfah-
ren hergestellt. Grundlage hierfür bilden digitale Luftbilder der Kameras HRSC-AX und 
UltraCam-X. Die Datensätze eignen sich, um eine Landbedeckungsklassifikation für die 
beiden Städte München und Berlin herzustellen (vgl. Abb. 3). Diese Informationen wer-
den im Folgenden als kleinräumige Nachbarschaftsmerkmale für die empirische Analyse 
mit den SOEP Daten verknüpft um mögliche Zusammenhänge zu quantifizieren.
Abb. 3: Landbedeckungsklassifikation auf Basis eines hochaufgelösten Satellitenbildes und eines 
digitalen Oberflächenmodells für einen Ausschnitt vom Zentrum Berlins (Quelle Klassifikation: 
eigene Bearbeitung, Quelle Satellitenbild: Quickbird © European Space Imaging/DigitalGlobe)
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3.4 Empirische Analyse
Die statistische Analyse der abgeleiteten kleinräumigen Kontextmerkmale aus den Erd-
beobachtungsdaten mit den Informationen über die Einkommenssituation der Befra-
gungshaushalte zeigt, dass neben den persönlichen Merkmalen der Bewohner auch die 
Kontextmerkmale Korrelationen mit dem Haushaltseinkommen aufweisen. In Tabelle 1 
ist ein Auszug aus der linearen Regressionsschätzung dargestellt. Dieser zeigt ausschließ-
lich räumliche Merkmale. Insgesamt kann ein Anteil von mehr als 8 % der Varianz des 
Haushaltseinkommens alleine auf Basis der räumlichen Merkmale erklärt werden. Dieser 
Anteil steigt natürlich mit der Hinzunahme von weiteren persönlichen Merkmalen aus 
der SOEP Studie (z. B. Alter, Bildungszeit, Familienstand etc.).
Tab. 1: Regressionsschätzung zum Nettoäquivalenzeinkommen nur auf Basis der Nachbar-
schaftsmerkmale aus Fernerkundungsdaten (Quelle: eigene Bearbeitung)
Std. Fehler t Wert Pr(>|t|) -
cance
Vegetationsanteil 505,140 470,450 1,074 0,284     0.1
Versiegelungsanteil (4er) 184,470 707,840 0,261 0,795     0.1
73,370 80,240 0,914 0,361     0.1
Lage > 1 < 2,5 km 944,120 628,550 1,502 0,134     0.1
Lage > 2,5 < 5 km 235,810 611,040 0,386 0,700     0.1
Lage > 5 < 7,5 km 295,580 626,660 0,472 0,637     0.1
Lage > 7,5 km 175,820 627,760 0,280 0,780     0.1
Bebauung (Block) Zeile 390,470 264,220 1,478 0,140     0.1
Bebauung (Block) Block 173,070 308,410 0,561 0,575     0.1
Bebauung (Block) Hochhaus -1016,870 561,500 -1,811 0,071     0.05
Bebauung (Block) Sonstige -161,900 360,660 -0,449 0,654     0.1
Bebauung (4er Block) Zeile -652,330 285,420 -2,285 0,023     0.01
0.1Bebauung (4er Block) Block -624,790 336,370 -1,857 0,064     0.05
Bebauung (4er Block) Hochhaus -184,450 491,950 -0,375 0,708     0.1
Bebauung (4er Block) Sonstige 832,240 388,510 2,142 0,033     0.01
445,500 144,130 3,091 0,002     0.001
4 Fazit
In diesem Beitrag wurden Möglichkeiten vorgestellt, hochaufgelöste Fernerkundungs-
daten mit Daten der sozialwissenschaftlichen Längsschnittstudie des Sozio-oekonomi-
schen Panels zu verknüpfen. Dabei wurden die Fernerkundungsdaten verwendet um 
kleinräumige Kontextmerkmale abzuleiten, welche die physische Struktur in den un-
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tersuchten Städten quantitativ beschreiben. Die Möglichkeiten einer synergetischen 
Analyse von räumlicher Information und sozialer Information sind bei weitem noch 
nicht ausgereizt. Es kann aber anhand des gezeigten Beispiels festgehalten werden, dass 
zusätzliche räumliche Daten aus der Fernerkundung einen Mehrwert in der Überprü-
fung von sozialwissenschaftlichen Theorien bieten. Auf Basis des vorgestellten Kon-
zeptes muss die Forschung im Spannungsfeld zwischen der Fernerkundung und den 
Sozialwissenschaften in Zukunft vor allem auf die Integration von sehr großräumigen 
Fernerkundungsdaten ausgelegt werden. In weiterer Folge sollte der Fokus auch darauf 
gelegt werden, das Potenzial der Fernerkundung zur multitemporalen Datenauswer-
tung zu nutzen. Dabei werden vor allem zukünftige Satellitenmissionen eine große Rolle 
spielen, wie beispielsweise die beiden Sentinel-2A und 2B-Satelliten, welche eine hohe 
temporale wie auch spektrale und geometrische Auflösung haben.
Aus Sicht der Sozialwissenschaften kann bei der Möglichkeit der räumlichen Auswer-
tung der Survey-Daten von einer ganz entscheidenden Innovation gesprochen werden, 
welche in ihrem Ausmaß noch erhebliches Analysepotenzial bietet.
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Wie zersiedelt ist noch nachhaltig? Erfassung und 




Die Landschaftszersiedelung ist ein fortschreitender und zumeist irreversibler Prozess, 
der aufgrund unterschiedlicher Wirkungsmuster planerisch begrenzt und gesteuert wer-
den will. Im Grunde sind zwei Wirkkomplexe zu unterscheiden, die aus ökologischer 
und stadtplanerischer Sicht einer nachhaltigen Entwicklung entgegenstehen: (1) die 
Auswirkungen der Landschaftszersiedlung auf den Naturhaushalt im Sinne von Schä-
digung und Belastung vormals zusammenhängender Lebensräume. (2) Die mangelnde 
Ressourceneffizienz schlecht integrierter, weitläufiger und dünn besiedelter städtischer 
Strukturen. Leider stehen aus methodischer Sicht keine anerkannten Messinstrumente 
zur Verfügung, die eine integrierte Bewertung des Zustands bzw. der Trends der Land-
schaftszersiedelung leisten könnten. Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich in diesem 
Kontext mit der Weiterentwicklung bekannter Landschaftsstrukturmaße zur Quanti-
fizierung von Landschaftszersiedelung und mit den Anforderungen an GIS-Analyse-
instrumente für deren Umsetzung. 
1 Einführung
Zersiedlung wird nach Evert definiert als „ungeordnete Streuung von Einzelgebäuden, 
Industriebetrieben, Einkaufszentren, Wohngebieten…in der freien Landschaft mit der 
Folge der Zerstörung des Landschaftsbildes“ (Evert 2001, 755). Der hier erwähnte 
Begriff der Streuung wird vor allem in der US-amerikanisch geprägten Diskussion um 
den Urban Sprawl (= Landschaftszersiedlung) konkretisiert als eine Dispersion von 
urbanen Funktionen im Raum, die gegenüber einer kompakten Siedlung hoher Nut-
zungsdichten einen erhöhten Versorgungsaufwand mit sich bringen (Ewing et al. 2002; 
Galster et  al. 2001). In der deutschsprachigen Diskussion dominiert der Begriff der 
Flächeninanspruchnahme, der über die Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsflä-
che gemessen wird und lediglich quantitative Veränderungen der urbanen Landnutzung 
ausdrückt (UBA 2004). Die Erfassung von qualitativen Aspekten des Flächennutzungs-
wandels werden aber auch hier vielfach angemahnt und sind mittlerweile im politischen 
Raum angekommen (Siedentop et al. 2007; LUBW 2007; Bundesregierung 2012; Rat 
für Nachhaltige Entwicklung 2012).
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Eine Messmethode, die eine integrierte Bewertung des Zustands bzw. der Trends der 
Landschaftszersiedelung leisten könnte, ist derzeit nicht verfügbar – auch aufgrund der 
fehlenden Klarheit bezüglich der zu messenden Auswirkungen und Steuerungsziele, des 
„Indikandums“. Bislang gibt es nämlich keine quantifizierbaren Bewertungsmaßstäbe, 
ab wann negativ zu bewertende, „zersiedelnde“ Infrastrukturelemente sich unter Um-
ständen in ihrem Zusammenspiel nicht doch zu einer wünschenswerten „kompakten“ 
Siedlungsform ergänzen. Zudem bleibt vielfach unbeachtet, in welchem Maße das Auf-
fangen von Siedlungsdruck in einer Region mit entsprechenden Konsequenzen auf die 
Landschaftszersiedlung nicht erst den erfolgreichen Flächenschutz andernorts ermög-
licht (vgl. auch Fina 2013).
Methodisch vielversprechende Ansätze zur Entwicklung eines adäquaten Messinstru-
ments stammen aus der Schule der landscape metrics und den räumlichen Analyse-
methoden der nearest neighbour-Algorithmen, die allerdings einer sinnvollen Anpas-
sung bedürfen. In diesem Beitrag wird zunächst argumentiert, dass datentechnisch 
in der Indikatorenentwicklung die bestehende Siedlungsstruktur und -dynamik sowie 
topographische Vorbedingungen und planerische Flächenschutzinstrumente zusammen 
zu betrachten sind. Es wird ein Indikatorkonzept vorgestellt, dass bei einer Bewertung 
nachhaltiger Entwicklungspfade zwischen Landschaftsfragmentierung und Nutzungsef-
fizienz unterscheidet und damit einen Beitrag zur Ergänzung bislang bekannter Kenn-
zahlen im Monitoring der Flächeninanspruchnahme leistet. Anhand von Simulationen 
und einer Workflow-Beschreibung für die Region Stuttgart wird aufgezeigt, wo der 
Informationsmehrwert, aber auch die Grenze im Einsatz dieses Konzeptes liegt.
2  Nachhaltigkeitsziele 
Im Bereich der Landschaftszersiedelung kann aus einer Synthese der relevanten Litera-
turbeiträge geschlossen werden (vgl. Fina 2013 für einen Überblick), dass im Prinzip drei 
Nachhaltigkeitsbereiche tangiert werden, die für den Einsatz und die Entwicklung von 
Messmethoden konsequent unterschieden werden sollten:
2.1 Landschaftsfragmentierung und -zerschneidung
Fragmentierung und Landschaftszerschneidung beschäftigen sich primär mit der Stö-
rung des Naturhaushalts durch Siedlungs- und Verkehrsflächen. Eine Operationalisie-
rung von Messmethoden stützt sich dabei auf Phasen der Landschaftsfragmentierung, 
die von Esswein et al. 2002 zur Herleitung des Indikators der „Effektiven Maschenwei-
te“ verwendet wurden. Ziel dieser Messungen ist, insbesondere den Rückgang von Bio-
diversität einem Monitoring zu unterziehen, aber auch Effekte auf das Klima, Wasser-
haushalt und Landschaftsqualität zu bewerten. Neben der „Effektiven Maschenweite“, 
die Eingang gefunden hat in das State of the Environment-Reporting der Europäischen 
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Umweltbehörde (European Environment Agency 2010), ist unter Federführung des 
Umweltbundesamtes auch der Indikator „Effektiver Freiraumanteil“ entwickelt worden 
(Ackermann et al. 2008).
Prinzipiell stehen damit für diesen Nachhaltigkeitsbereich Messmethoden zur Verfü-
gung, die sich potenziell für ein Monitoring von Fragmentierung und Zerschneidung 
eignen.
2.2 Verlust agrarischer Produktionsflächen
Die Beeinträchtigung der Ressource „Boden“ durch die Flächeninanspruchnahme wird 
seit vielen Jahren insbesondere von Interessenvertretern der Landwirtschaft in den Fokus 
der Debatte gestellt, zuletzt über politische Initiativen des Deutschen Bauernverbandes1. 
Messmethoden zur Erfassung des Verlustes sind mit relativ einfachen Methoden aus 
den Datenquellen der amtlichen Statistik, aber auch aus anderen Quellen, wie z. B. dem 
integriertem Verwaltungs- und Kontrollsystem der Europäischen Kommission für eine 
Gemeinsame Agrarpolitik INVEKOS, auslesbar. Probleme mit der zeitlichen Konsistenz 
der Datenquellen stellen die Ergebnisse vereinzelt in Frage, aus methodischer Sicht gilt 
aber auch für diesen Nachhaltigkeitsbereich, das robuste und praxistaugliche Instrumen-
te zur Bemessung des landwirtschaftlichen Produktionsflächenverlustes verfügbar sind.
2.3 Nutzungseffizienz
Derselbe Schluss kann leider nicht für die Quantifizierung der Nutzungseffizienz gezo-
gen werden. In diesem Bereich bestehen die größten Defizite, auch wenn mit Dichtein-
dikatoren, d. h. mit der Anzahl der Nutzer von Infrastruktur und Fläche, erste prinzi pielle 
Aussagen zur Nutzungseffizienz eines gegebenen Untersuchungsraums getroffen wer-
den können (Fina et al. 2014). Der Einfluss der Raumstruktur und der siedlungsstruk-
turellen Charakteristika der Landschaftszersiedlung, die die Überwindung von Raumwi-
derständen bedingen, werden damit nicht erfasst. Deshalb werden für diesen Bereich im 
nächsten Abschnitt die konzeptionellen Anforderungen an eine Indikator entwicklung im 
Detail vorgestellt
3 Quantifizierung von Nutzungseffizienz 
3.1 Granularität der Datengrundlagen
Der Indikatorentwurf zur Messung von Nutzungseffizienz beschäftigt sich mit dem 
Indikandum der Dispersion von städtischen Landnutzungen im Raum. Zahlreiche Au-
toren argumentieren, dass die Versorgung von Stadtsystemen umso ineffizienter ist, je 
1 Vgl. http://www.bauernverband.de/flaechenschutz (Zugriff: 04.07.2014). 
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disperser im Raum die mit Infrastruktur zu versorgenden Wohn-, Industrie- und Gewerbe-
flächen verteilt und je länger die zu überbrückenden Distanzen für die Akteure im Raum 
sind (siehe Referenzen in Abb. 1). Bei der Bewertung von Dispersion ist die Granularität 
der Beobachtungsebene von entscheidender Bedeutung. Torrens et al. (2000) sprechen 
hier von der Agency of Urban Sprawl. Damit sind die in Abbildung 1 dargestellten Geo-
objekte gemeint, die zur Messung von Dispersion herangezogen werden können. 
Auf der Ebene von Haushalten werden in der Regel die attributierten Gebäudegrund-
risse oder 3D-Objekte herangezogen als die genaueste Beobachtungsebene von z. B. 
Mobilitätsverhalten der Bevölkerung oder der Bewertung des Aufwands zur Infrastruk-
turversorgung. Auch wenn die Hausumrisse zur Verfügung stehen, ist hier der Erhe-
bungsaufwand für die Attributierung erheblich und stößt häufig an die Grenzen des im 
Rahmen des Datenschutzes möglichen.
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Abb. 1: Granularitätsebenen zur Messung von Dispersion (verändert nach Fina 2013)
In der nächsthöheren Aggregatsebene sind mit sozio-demografischen und Nutzungs-
merkmalen attributierte Baublöcke (z. B. aus ATKIS, aber auch aus den Blöcken lokaler 
Flächennutzungsplanung) eine praktikable und hinreichend genaue Datengrundlage. 
Hiermit kann die innerstädtische Nutzungsmischung und Dispersion von Quellen und 
Zielen von Mobilität und Infrastrukturversorgung abgebildet werden, was in der nächst-
höheren Ebene der Ortslagen nicht mehr möglich ist. Diese binäre Maske unterscheidet 
lediglich zwischen Siedlungsfläche- und Nichtsiedlungsfläche und bewertet deren Lage 
zueinander im Sinne von Dispersion. Ohne weitere Informationen zur Einwohnervertei-
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lung innerhalb dieser Siedlungen bleiben derartige Analysen aber häufig rein theoreti-
scher Natur, mit eingeschränkter Relevanz für die Planungspraxis.
3.2 Messkonzept
Basierend auf der Granularität von Haushalten und Wohngebäuden idealerweise, 
zumindest aber von nutzungs- und einwohnerattributierten Bauflächen, sind folgende 
Überlegungen für ein Messkonzept von Bedeutung, die dem intensiven Studium der 
relevanten Literatur und den Informationsanforderungen der Planungspraxis entstam-
men (siehe hierzu auch Fina 2013). 
Die Messbarkeit der Konfiguration von Gebäuden bzw. Bauflächen gegenüber 
einem normativen Referenzszenario ist zentraler Bestandteil eines Indikatorkonzepts. 
Methoden zur Messung von Dispersion operieren hier häufig im freien Raum, d. h. 
die Bewertung hängt allein von den Distanzen zwischen den Objekten zueinander ab 
(z. B. bei Nearest Neighbour-Analysen). Realistischer wäre, die aktuelle Konfiguration von 
Gebäuden/Bauflächen gegenüber einem Worst-Case-Szenario einer maximal denkba-
ren Dispersion der vorhandenen Gebäude/Bauflächen im für Siedlungszwecke verfüg-
baren Raum zu messen.
Damit können topografische oder planerische Restriktionen für die Siedlungsentwick-
lung berücksichtigt werden, die als gegebene Einschränkungen die planbare Konfigura-
tion von zersiedelnden Gebäuden/Bauflächen maßgeblich vorgeben.
Zudem ist das Eigenversorgungspotenzial größerer Siedlungskerne zu beachten, da die-
se in der Bewertung nicht zur Dispersion beitragen, sondern Konzentrationspotenzial für 
Versorgungsfunktionen bieten und damit einen Beitrag zur effizienten Versorgung von 
Bevölkerung und Industrie im Nahbereich leisten. 
Ebenso zu berücksichtigen ist, dass die Distanzen zwischen den zur Dispersion beitra-
genden Objekte besser durch Netzwerkdistanzen als durch Luftlinien abgebildet wer-
den. Die Methodik der Nearest Neighbour-Analysen lässt sich weitaus praxisnäher 
implementieren, wenn mit GIS-Methoden die tatsächlichen Netzwerkentfernungen 
entlang eines bestehenden Straßennetzwerks verwendet werden, anstatt hypothetische 
direkte Verbindungen zu messen.
3.3 Implementierung
In Abbildung 2 wird der Workflow für die Implementierung des Dispersionsindex 
aufgezeigt, so wie er in gängigen GIS-Anwendungen umgesetzt werden kann. Von 
entscheidender Bedeutung ist die Normierung des Dispersionsindexes für zentrale Orte 
mit Eigenentwicklung, d. h. die Distanzen zwischen Gebäuden/Bauflächen innerhalb 
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Abb. 3: Simulierte Eigenschaften des Dispersionsindexes (verändert nach Fina 2013)
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Abbildung 3 dient der Illustration dieser Überlegungen mit schematischen Darstellun-
gen simulierter Gebäude-/Bauflächenkonzentrationen. Die entscheidende technische 
Herausforderung für die Implementierung ist die Erstellung des Worst Case-Szenarios, 
gegenüber dem die tatsächliche Konfiguration von Gebäuden/Bauflächen gemessen 
werden soll. Hierfür wird mit einem eigens programmierten ArcGIS-Tool das Untersu-
chungsgebiet (z. B. Gemeinde) iterativ in jeweils gleich große Gebiete geteilt, solange, 
bis die tatsächliche Anzahl der Gebäude/Bauflächen erreicht ist. Das Untersuchungs-
gebiet kann hier um Flächenschutzkategorien, die für eine Besiedlung nicht zur Verfü-
gung stehen, verkleinert werden (siehe Variante 6 in Abb. 3). Damit entsteht im Ergeb-
nis die maximal denkbare Zersiedlung im Untersuchungsgebiet, wobei die maximalen 
Distanzen zwischen allen Bauflächenzentroiden oder Gebäuden auftreten. Die Ein-
wohnerattribute von Gebäuden/Bauflächen werden dabei ebenfalls gleichverteilt, d. h. 
es gibt keine zentralörtlichen Abstufungen im Worst Case-Szenario. Die wichtigsten 
Eigenschaften, die in der Planungspraxis für die Bewertung der Zersiedlung relevant 
sind, beziehen sich auf die in Abbildung 3 dargestellten unterschiedlichen Entwicklungs-
pfade, die mit Innenentwicklung, Konzentration und Polyzentralität gesteuert werden 
können (siehe Varianten 4, 8 und 10). Hier schlagen die Messwerte an, d. h. der Disper-
sionsindex wird gegenüber dem simulierten Vergleichsszenario kleiner.
Abb. 4: Implementierung des Dispersionsindexes (Quelle: eigene Darstellung)
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Eine regionsweite Implementierung für alle 201 Kommunen in der Region Stuttgart wird 
in Abbildung 4 kartografisch generalisiert. Datengrundlagen sind hier die Gebäude der 
ALK mit ihrer Nutzung und eine disaggregierte Bevölkerung, die von infas Wohnquar-
tieren2 auf die Wohngebäude nach Grundfläche umgelegt wurde.
Der mittlere Dispersionsindex zeigt hier eine starke Unterscheidung zwischen den 
eigenversorgten städtischen Gebieten im Zentrum und den ländlich zersiedelten Struk-
turen in der Region. Insbesondere die topografisch und planerisch wenig restringierten 
Flächen im Nordosten (Hohenlohe-Franken) sowie im Südosten auf den Hochflächen 
der Schwäbischen Alb haben die höchsten Dispersionswerte. Für weiterführende Inter-
pretationen und Umsetzungen des Indikators, insbesondere auch einer umfassenden 
Ergebnisvalidierung muss auf künftige Veröffentlichungen verwiesen werden.
4 Fazit
Im vorliegenden Beitrag wird aufgezeigt, dass die Methodenentwicklung zur 
Bewertung der Flächeninanspruchnahme und Landschaftszersiedlung nur in Teilberei-
chen erfolgreich ist, z. B. in der Entwicklung von Indikatoren zur Quantifizierung der 
Flächen inanspruchnahme, zur Bewertung der Landschaftsfragmentierung und für Dich-
tekennzahlen, nicht aber für die vergleichende Messung von Nutzungseffizienz im Sinne 
von dispersen Konfigurationen von Gebäuden und Bau-/Siedlungsflächen. Gerade die-
ser Aspekt ist aber ein zentrales Charakteristikum der Landschaftszersiedlung und wird 
deshalb als eigenständiges Indikandum zum Gegenstand einer Indikatorkonzeption. 
Die Konzeption wird mithilfe von simulierten Bewertungsszenarien und einer Arbeits-
anleitung für einen Dispersionsindex detailliert vorgestellt. Interessierte Forscher sind 
eingeladen, an einer Weiterentwicklung, die hier mit einer ersten Implementierung für 
die Region Stuttgart angegangen wurde, mitzuwirken. 
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Zersiedelung in Deutschland –  
erste Ergebnisse nach Schweizer Messkonzept 
Marco Schwarzak, Martin Behnisch, Gotthard Meinel
Zusammenfassung
Die disperse urbane Entwicklung hinterlässt deutliche Zeichen in der Naturlandschaft, 
welche mit der flächenmäßigen Angabe der neu in Anspruch genommenen Fläche nicht 
beschrieben werden kann. Aufgrund der negativen ökologischen, ökonomischen und 
letztlich auch ästhetischen Folgen, wie sie durch den Verlust von Wildtierhabitaten, 
monotonen Siedlungsformen und hohen Pendlerströmen verursacht werden, rückt das 
Thema Zersiedelung verstärkt in das wissenschaftliche und planerische Blickfeld.
Belastbare, quantitative Zahlen, welche neben der absoluten Zunahme der Siedlungs-
fläche auch deren räumliche Konfiguration und Flächenausnutzung berücksichtigen, 
sind vor diesem Hintergrund von hohem Interesse. Dieser Beitrag stellt exemplarisch 
erste Ergebnisse der Anwendung eines anerkannten Messkonzepts der ausnutzungs-
dichtegewichteten Zersiedelung für die Gemeinden Deutschlands vor.
1 Einführung
Urbanisierung und disperse urbane Entwicklung sind globale Phänomene, welche auch 
in Deutschland beobachtbar sind. Die unbebaute, unzerschnittene und unzersiedelte 
Fläche wird immer seltener. Derartige Flächen sind durch die Entwicklung von Siedlung 
und Verkehr sowie Rohstoffabbau und Energieversorgung bedroht. Quellen wie der 
IÖR-Monitor oder die amtliche Flächenstatistik messen die durch bauliche Nutzung neu 
in Anspruch genommene Fläche in Hektar pro Tag. Diese quantitativ orientierten Maß-
zahlen zur Flächeninanspruchnahme ermöglichen es nicht, den Veränderungsprozess 
der Landschaft qualitativ zu beschreiben. Diese „Qualitätsblindheit“ führt zu einer nur 
bedingt sachgerechten „Mengendebatte“ (Siedentop 2007). Zersiedelungsindikatoren 
stellen einen Weg dar, sowohl die quantitative Dimension der Flächeninanspruchnahme 
durch bauliche Nutzung als auch deren qualitative Dimension im Hinblick auf die räum-
liche Konfiguration neuer Siedlungsflächen zu berücksichtigen.
Der Begriff Zersiedelung lässt sich nur schwer definieren und ist Gegenstand lebhafter 
Diskussionen (Hesse, Kaltenbrunner 2005). Nach Auffassung vieler Experten liegt das 
darin, dass es sich einerseits um die Beschreibung eines statischen Zustands von Sied-
lungsflächen und ihres räumlichen Gefüges handelt, andererseits aber auch die Beschrei-
bung des Prozesses ist, welcher zu diesem Siedlungsgefüge geführt hat (Fina 2013). 
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Messkonzepte zur Bestimmung der Zersiedlung variieren abhängig von der Definition 
des Begriffs, den zur Verfügung stehenden Datengrundlagen, der Maßstabsebene auf 
welcher die Zersiedelung untersucht werden soll, den einbezogenen Landnutzungs arten 
sowie den untersuchten Auswirkungen, welche Zersiedelungseffekte hervorrufen. Eine 
Übersicht der existierenden Definitionen und Messkonzepte geben u. a. (Siedentop 
2005; Siedentop, Fina 2010; Jaeger et al. 2008).
2 Gewichtete Zersiedelung nach Schwick und Jaeger
In diesem Beitrag werden die Ergebnisse einer Testrechnung vorgestellt, die Bezug nimmt 
auf die gut dokumentierten und international anerkannten Schweizer Untersuchungs-
ansätze (Jaeger et al. 2010b; Schwick et al. 2010). Folgende Definition bildet dort den 
Ausgangspunkt der Überlegungen: 
„Zersiedelung ist ein Phänomen, das in der Landschaft optisch wahrnehmbar ist. Eine 
Landschaft ist umso stärker zersiedelt, je stärker sie von Gebäuden durchsetzt ist. Der 
Grad der Zersiedelung ist das Ausmaß der Bebauung der Landschaft mit Gebäuden 
und ihrer Streuung, im Verhältnis zur Ausnützung der überbauten Flächen für Wohn- 
oder Arbeitszwecke. Je mehr Flächen bebaut sind, je weiter gestreut die Gebäude sind 
und je geringer deren Ausnützung ist, desto höher ist daher die Zersiedelung […]. Die 
Ursachen und Auswirkungen der Zersiedelung sind nicht Bestandteil dieser Definition, 
sondern werden davon unterschieden.“ (Schwick et al. 2010, 21) 
Die Formel (Schwick et al. 2010, 24) für die Messgröße Zersiedelung (Z) enthält aus 
den o. g. Gründen mehrere Teilkomponenten (Urbane Durchdringung (UP), Dispersion 
(DIS), Ausnutzungsdichte (AD) sowie Gewichtungsfunktionen (g1, g2)): 
Oder:
Die Teilkomponenten der Zersiedelung sind wie folgt definiert (Schwick et al. 2010):
Urbane Durchdringung (in Engl.: UP = urban permeation) ist ein Maß für die Größe und 
die Streuung der Siedlungsflächen innerhalb einer Gebietseinheit (formale Bezüge siehe: 
Schwick et al. 2010, 26)). Sie wird in Durchsiedlungseinheiten pro km² Landschaft ange-
geben (DSE/km²) und ermöglicht einen direkten Vergleich von Landschaften. 
Die Streuung (in Engl.: DIS = Dispersion) charakterisiert die räumliche Anordnung (Kom-
position) von Gebäuden oder Siedlungsflächen untereinander und wird in Durchsied-
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lungseinheiten pro m² Siedlungsfläche (DSE/m²) angegeben. Sie errechnet sich aus 
der Summe von mittleren gewichteten Abständen zwischen Siedlungspunkten, welche 
innerhalb eines definierten Beobachtungshorizonts liegen (Jaeger et al. 2010a). Die 
Gewichtung der Streuungswerte mit g1(DIS) hat zum Zweck, Gebiete mit einer stärkeren 
Streuung der Siedlungsflächen durch höhere Werte der Zersiedelung stärker herauszu-
stellen. Siedlungsflächen mit einer kompakten Anordnung werden mit einem geringeren 
Gewichtungsfaktor (d. h. < 1) multipliziert (formale Bezüge siehe: (Schwick et al. 2010, 
104) und (Jaeger et al. 2010a).
Die Ausnutzungsdichte beschreibt die Nutzungsdichte der Siedlungsflächen durch 
Wohn- und Arbeitsplätze. Je höher die Ausnutzung der Fläche ist, desto kleiner geringer 
ist der Faktor. Es gilt 0 ≤ g2(AD) ≤ 1 (formale Bezüge siehe: (Schwick et al. 2010, 104). 
Wenn die Ausnutzungsdichte Werte unter 40 Einwohnern und Arbeitsplätzen pro Hek-
tar annimmt, so liegt der Wert für g2(AD) bei 1 oder nahe 1. Bei mehr als 100 Einwoh-
nern und Arbeitsplätzen pro Hektar liegt der Gewichtungsfaktor bei nahezu 0. Diese 
Gebiete gelten als nicht zersiedelt. Ein Wert von 45 Einwohnern und Arbeitsplätzen pro 
Hektar entspricht etwa einem Siedlungsflächenbedarf von 400 m² Siedlungsfläche pro 
Einwohner.
Da die Dispersion und die Ausnutzungsdichte mit den Gewichtungsfunktionen g1 und g2 
in die Berechnung der Zersiedelung eingehen, wird der Zersiedelungsindikator auch als 
AD-gewichtete Zersiedelung bezeichnet.
Das Schweizer Messkonzept berücksichtigt zudem einen sogenannten Wahrnehmungs-
horizont, da die Zersiedelung der Landschaft für Personen auf der Erdoberfläche nur bis 
zu einem bestimmten Abstand beobachtbar ist. Ursachen ergeben sich einerseits aus 
der begrenzten Sichtweite aufgrund der Erdkrümmung, andererseits kann der Beobach-
tungsbereich durch Sichtbarrieren deutlich verkürzt, oder durch Erhöhung des Stand-
punktes deutlich erweitert werden. Ein Beobachtungshorizont (in Engl.: HP = horizon 
of perception) von 2 km wird in der Literatur als besonders geeignet angesehen (Jaeger 
et al. 2008; Schwick et al. 2010). 
3 Testrechnung für Deutschland
Ausgehend von den Annahmen des Schweizer Messkonzepts wird nachfolgend die 
Zersiedelung in Deutschland in einer ersten Testrechnung auf Ebene der deutschen 
Gemeinden ermittelt. Für die Testrechnung werden die Ortslagen des Digitalen Basis-
Landschaftsmodells 1:25 000 aus dem Amtlichen Topographisch-Kartographischen In-
formationssystem ATKIS 2010 (zur Definition siehe: (AdV – Arbeitsgemeinschaft der 
Vermessungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik Deutschland, S. 143)) ver-
wendet. Statistische Daten der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeits-
platz sowie der Bevölkerung am Hauptwohnsitz entstammen der amtlichen Statistik. Als 
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Bezugsfläche zur Dichteberechnung wird die baulich geprägte Siedlungs- und Verkehrs-
fläche des IÖR-Monitors genutzt (zur Definition siehe: http://www.ioer-monitor.de/
glossar/baulich-gepraegte-siedlungs-und-verkehrsflaeche/).
Die Berechnung der Dispersion (DIS) erfolgt anhand der Siedlungsflächenabgrenzung 
der ATKIS-Ortslagen. Das Schweizer Messkonzept (Schwick et al. 2010, 32) definiert 
Zersiedelung anhand der Streuung von Gebäuden, wobei die Streuung (DIS) auch durch 
Nutzung von generalisierten Siedlungsflächen berechenbar ist. Die Ortslagenpolygone 
wurden zur Optimierung der Batch-Verarbeitung nach Bundesländern aufgeteilt und 
anschließend in ein Raster mit einer räumlichen Auflösung von 15 Metern überführt. 
Im Anschluss erfolgt die Berechnung unter Zuhilfenahme des Tools „URban Sprawl 
MEtrics Calculation“ (URSMEC) (Jaeger et al. 2008), welches die Berechnungsschrit-
te der Dispersionsgleichungen (Jaeger et al. 2010a) mit einem Wahrnehmungshori-
zont (HP) von 2 Kilometern durchführt. Die Streuungswerte der Rasterzellen werden 
durch Mittelwertbildung auf Gemeindeebene aggregiert. Die Dispersionswerte gehen 
als g1(DIS) in die Gesamtberechnung ein. Zur Berechnung der urbanen Durchdringung 
(UP) werden die statistischen Daten der baulich geprägten Siedlungs- und Verkehrs-
fläche sowie die Gemeindefläche in Beziehung gesetzt und im Anschluss mit der Disper-
sion multipliziert. Die Ausnutzungsdichte (AD) errechnet sich aus der Einwohner- und 
Arbeitsplatzzahl der Gemeinde und wird auf deren baulich geprägte Siedlungs- und 
Verkehrsfläche bezogen. Sie geht gewichtet als g2(AD) in die Gesamtberechnung ein.
Mit Ausnahme von gemeindefreien Gebieten, Gewässerflächen und einigen wenigen 
Gemeinden mit fehlender Datengrundlage (z. B. statistische Daten oder Ortslagen), 
konnte der Wert der AD-gewichteten Zersiedelung in Deutschland nahezu flächen-
deckend bestimmt werden. Für Deutschland insgesamt beträgt der Wert für die AD- 
gewichtete Zersiedelung demzufolge 2,20 DSE/m². Tabelle 1 enthält die für das Mess-
konzept charakteristischen Teilkomponenten und ihre Wertausprägungen.
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Abbildung 1 zeigt die berechneten Werte der AD-gewichteten Zersiedelung auf Ge-
meindeebene in kartografischer Darstellung. Schwick et. al. (2010) bezeichnen Werte 
von Z < 1 DSE/m² als schwach zersiedelte Bereiche, ab einem Wert von Z = 1 bis 4 DSE/
m² wird von einer mittelstarken Zersiedelung gesprochen. Ab einem Wert von Z = 4 bis 
8 DSE/m² wird von einer mittleren bis hohen Zersiedelung gesprochen, Gemeinden mit 
darüber liegenden Werten gelten als sehr hoch zersiedelt. Die farbliche Darstellung in 
der Karte orientiert sich an den Klassengrenzen von Schwick, wenngleich zur Hervor-
hebung besonders zersiedelter Gemeinden zusätzlich eine Klasse mit Z > 16 DSE/m² 
gebildet wird. 
Insgesamt zeigen 9,2 % der deutschen Gemeinden (n = 1053) Zersiedelungswerte über 
8 DSE/m². Der Flächenanteil dieser Gemeinden an der Gesamtfläche in Deutschland 
beträgt etwa 11,5 %.
Hinsichtlich der Ausprägung der Werte der Zersiedelung bestehen räumlich deutliche 
Unterschiede zwischen den einzelnen Gemeinden. Als am stärksten zersiedelt kann die 
Metropolregion Rhein-Ruhr bezeichnet werden (Dortmund: Z = 20,06 DSE/m²; Duis-
burg: Z = 20,41 DSE/m²; Gelsenkirchen: Z = 23,44 DSE/m²). Ähnlich hohe Wertaus-
prägungen zeigen sich in der Metropolregion Rhein-Neckar, Mitteldeutschland sowie 
Gemeinden im Verflechtungsraum der urbanen Zentren wie Hamburg, Bremen, Hanno-
ver, Bielefeld, Berlin, Stuttgart oder München. 
Im Jahr 2009 lebten mehr als 50 % der Bevölkerung in den deutschen Verdichtungs-
räumen, deren Flächenanteil bei etwa 12 % der Landesfläche liegt (BBSR 2012, 37). 
Trotz der hohen Zahl von (sozialversicherungspflichtig) Beschäftigten und Einwohnern 
in diesen Räumen sind die Zersiedelungswerte hier besonders hoch. Dies deutet da-
rauf hin, dass die bestehenden Siedlungsflächen aufgrund ihrer Anzahl und räumli-
chen Anordnung oder ihrer zu geringen Ausnutzung als nicht optimal im Sinne des 
Indikators einzuschätzen sind. Die höchsten Werte (über 40 DSE/m²) weisen einzelne 
Gemeinden im direkten Umland von Berlin (z. B. Eichwalde, Glienicke/Nordbahn) auf. 
Detailuntersuchungen zeigten, dass dort eine nahezu flächendeckende Bebauung 
mit Ein- und Zweifamilienhäusern zu einer hohen urbanen Durchdringung mit hohen 
Dispersionswerten führt. Auf Grund einer sehr geringen Ausnutzungsdichte führt dies 
zu den höchsten Zersiedelungswerten in Deutschland auf Gemeindeebene.
Darüber hinaus wird ersichtlich, dass die hohe Nutzungsintensität in Großstädten und 
urbanen Zentren oft zu geringeren Zersiedelungswerten als in ihrem Umland führt. Die-
se zeigt sich beispielweise in der Region München, Stuttgart, Frankfurt a. M., Düsseldorf 
oder Berlin.
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Abb. 1: Zersiedelung in Deutschland auf Ebene der Gemeinden im Jahr 2010
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Vergleichsweise niedrige Zersiedelungswerte treten in Vorpommern sowie der Meck-
lenburgischen Seenplatte, der Altmark sowie im Norden und Süden Brandenburgs, im 
Thüringer Becken und in Teilen des Thüringer Waldes auf (Alt Schwerin: Z = 0,29 DSE/
m², Havelaue: Z = 0,39 DSE/m², Helbedündorf: Z = 0,43 DSE/m²). Die geringen Mess-
werte der Zersiedelung im nordostdeutschen Raum erklären sich durch die vergleichs-
weise kompakten Siedlungsformen der Klein- und Mittelstädte sowie der überwiegen-
den Prägung durch kompakte, dörfliche Siedlungstypen, welche eine geringe Streuung 
aufweisen. 
Eine zusammenfassende Darstellung der Messwerte auf Gemeindeebene ist in Tabelle 
2 dargestellt.
Tab. 2: Messwerte der Teilkomponenten auf Gemeindeebene
Gemeindewerte
Kenngröße Min. Max. Spannweite Mittelwert STD
0,1 48,6 48,4 3,8 4,1
0,2 44,8 44,6 4,4 4,0
9,4 56,7 47,3 40,0 6,2
g1 0,5 1,5 1,0 0,8 0,3
0,0 9 062,1 9 062,1 1 624,1 959,1
g2 0,2 1,0 0,8 0,9 0,1
Der Mittelwert des Gewichtungsfaktors der Ausnutzungsdichte g2(AD) beträgt 0,9 (bei 
einer möglichen Werteausprägung zwischen 0 und 1). Je mehr Arbeitsplätze und Ein-
wohner je Siedlungsfläche vorhanden sind, desto geringer ist die Wichtung der Zersie-
delung. Ein mittlerer Wert von g2(AD) nahe 1 bedeutet folglich, dass häufig nur eine 
geringe Wichtung der Zersiedelung durch die Ausnutzung der Fläche stattfindet. Als 
Richtwert für die Gewichtungsfunktion g2(AD) gilt ein Flächenverbrauch von 400 m² 
je Einwohner (oder Arbeitsplatz) (Schweizerischer Bundesrat 2012, 30), dies entspricht 
etwa einer Ausnutzung von 45 Einwohnern (oder Arbeitsplätzen) je Hektar. In Deutsch-
land wird dieser Wert nur in den Kernen der Metropolen und in wenigen Oberzentren 
erreicht.
4 Diskussion der Ergebnisse 
Die Ergebnisse der ersten Testrechnung zeigen, dass Siedlungsbereiche außerhalb der 
urbanen Zentren aufgrund ihrer geringen Siedlungsdichte und hohen Streuung von 
Siedlungsflächen bei gleichzeitig geringerer Ausnutzung hohe Zersiedelungswerte auf-
weisen. Ländliche Gemeinden mit einer kompakten und weniger dispersen Siedlungs-
struktur werden als gering zersiedelt eingestuft. Gemäß der Definition zur Zersiedelung 
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(Schwick et al. 2010, 21) ist „Eine Landschaft […] umso stärker zersiedelt, je stärker sie 
von Gebäuden durchsetzt ist. […]“. Dabei wird Zersiedelung häufig mit einem hohen 
Anteil an Siedlungs- und Verkehrsfläche assoziiert. Die Teilkomponente urbane Durch-
dringung (UP) trägt dieser Annahme Rechnung und korreliert hoch mit der baulich ge-
prägten SuV-Fläche (0,992; zweiseitig signifikant nach Pearson). Dies bestätigt, dass die 
Zersiedelung auch immer mit einer baulichen Nutzung einhergeht. Aufgrund der Ge-
wichtungsfunktionen misst der Indikator AD-gewichtete Zersiedelung in Gemeinden mit 
einem hohen Anteil an baulich geprägten SuV-Flächen geringere Zersiedelungswerte. 
Die Korrelation des gewichteten Zersiedelungsindex Z mit den baulich geprägten SuV-
Flächen wird mit 0,283 (zweiseitig signifikant nach Pearson) als sehr gering eingestuft. 
Es kann folglich davon ausgegangen werden, dass der Indikator der AD-gewichteten 
Zersiedelung aufgrund der Berücksichtigung der Dispersion und der Ausnutzungsdichte 
zusätzliche Informationen zur Beurteilung der gebauten Umwelt liefert. 
Für die Berechnung der Zersiedelungswerte auf Gemeindeebene ist eine Aggregation 
der Streuungswerte notwendig (vgl. Abschnitt 3). Dies ist durch die Berechnungsvor-
schrift bedingt, welche Arbeitsplatzdaten (sozialversicherungspflichtig Beschäftigte) und 
Bevölkerungsdaten zur Berechnung benötigt. In Deutschland werden diese Daten nur 
auf der Ebene von Gemeinden flächendeckend zur Verfügung gestellt. Durch den Schritt 
der Aggregation der Streuungswerte (DIS) werden kleinräumige Unterschiede in der 
Streuung und Dichte der Bebauung nivelliert. Im gleichem Maße werden Unterschiede 
in der Ausnutzungsdichte zwischen Siedlungskern und Peripherie aufgehoben und sind 
auf der Ebene der amtlichen Gemeindegrenzen nicht mehr nachweisbar (siehe auch 
Modifiable Area Unit Problem – MAUP; Wu, Hobbs 2007). Der Nachweis, dass auf-
grund der hohen Ausnutzungsdichte Innenstädte gemeinhin nicht (oder weniger) zer-
siedelt sind (Schwick et al. 2010, 25), kann anhand der Mittelwerte auf Gemeindeebene 
nur in Einzelfällen (z. B. München, Stuttgart) geführt werden.
5 Fazit
Erstmals erfolgte die Quantifizierung der Zersiedelung für die Gemeinden Deutsch-
lands in diesem Beitrag auf Basis der bewährten und international anerkannten Schwei-
zer Untersuchungsansätze. Kriterien hierfür waren einerseits die Anschaulichkeit und 
gute intuitive Einsichtigkeit des Indikators und seiner Berechnung, seiner mathemati-
schen Einfachheit sowie der guten Anwendbarkeit auch auf die spezielle Datenlage in 
Deutschland. Wenngleich die Quantifizierung der Zersiedelung auf Ebene der deutschen 
Gemeinden noch am Anfang steht, so lassen sich dennoch erste Erkenntnisse ableiten 
und der weitere Forschungsbedarf skizzieren.
Die Aussagekraft der Ergebnisse ist eng mit der Qualität und Auflösung der Eingangs-
daten verknüpft. Aktuell ist festzustellen, dass die zur Modellrechnung der Dispersion 
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verwendeten ATKIS-Ortslagen per Definition die kleinen Siedlungskörper unter 10 ha 
Gesamtfläche nicht abbilden. Durch die starke Abstraktion der Siedlungsform, welche 
durch die Modellierungsvorschrift bedingt ist, kommt es einerseits häufig zur Unterer-
fassung in der absoluten Anzahl der Siedlungskörper oder zu einer zu starken Genera-
lisierung der Form. Hier wäre zu ergründen, inwieweit die Form und die Detailliertheit 
der Siedlungsflächen Auswirkungen auf die Berechnung der Dispersion sowie auf das 
Gesamtergebnis der Zersiedelung hat und welche Geodaten eine bessere Auflösung für 
diese Art der Zersiedelungsanalyse ermöglichen. Des Weiteren sind Informationen über 
die Siedlungsbereiche auch außerhalb Deutschlands notwendig, um für grenznahe Sied-
lungen die Dispersion ermitteln zu können, da der Wahrnehmungshorizont im Grenzbe-
reich über die Landesgrenzen hinaus reicht. Hier ist zu prüfen, welche weiteren (Raster-) 
Datensätze eine derartige Berechnung ermöglichen. Des Weiteren müssen die Gewich-
tungsfaktoren g1(DIS) und g2(AD), welche auf Schweizer Mess- und Grenzwerten basie-
ren, hinsichtlich ihrer Anwendbarkeit auf die deutsche Datenlage und Siedlungsstruktur 
vertiefend untersucht werden. Ferner ist festzustellen, dass durch eine feinere räumliche 
Auflösung der statistischen Daten (Einwohner- und Arbeitsplatzzahlen) im Kontext der 
Ausnutzungsdichte eine differenzierte Analyse der urbanen Zentren, der Stadtrandbe-
reiche sowie der ländlichen Bereiche möglich wäre.
In den vergangenen Jahren haben sich aufgrund der zunehmenden Verfügbarkeit und 
gestiegenen Aktualität georeferenzierter Datenquellen die Möglichkeiten zur Erfor-
schung der funktionalen und physisch-strukturellen Eigenschaften der Flächennutzung 
und Flächeninanspruchnahme deutlich verbessert. Internationale Untersuchungsergeb-
nisse und die hier vorgestellten Ergebnisse zeigen, dass das hoch komplexe Patchwork 
von divergierenden räumlichen flächennutzungsspezifischen Mustern und Entwicklun-
gen künftig auch in Verbindung mit Ausprägungen der Zersiedelung interregional für 
Raum- und Regionalplanung beobachtet und bewertet werden kann.
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Indikatorensystem zur Darstellung der Auswirkungen 
des Klimawandels auf die biologische Vielfalt – 
Anforderungen, Hemmnisse, Ergebnisse 
Stefan Heiland, Rainer Schliep
Zusammenfassung
Im Rahmen eines F+E-Vorhabens wurde ein Indikatorensystem zur Darstellung der 
Auswirkungen des Klimawandels auf die biologische Vielfalt erarbeitet. Dabei zeig-
te sich, dass nur ein Teil der als fachlich sinnvoll erachteten Indikatoren konzeptionell 
entwickelt und operationalisiert, d. h. berechnet und in seiner Entwicklung dargestellt, 
werden konnte. Die Gründe sind vielfältig: So lässt sich der Klimawandel als Einfluss-
faktor auf die biologische Vielfalt häufig nicht ausreichend von anderen Faktoren isolie-
ren, vereinzelt bestehen Wissensdefizite. Überwiegend sind die Ursachen allerdings in 
datenbezogenen Hemmnissen zu sehen. Dennoch konnten fünf Indikatoren vollständig 
operationalisiert werden.
1 Einführung
Der Klimawandel führt zu weitreichenden Veränderungen der biologischen Vielfalt 
(vgl. u. a. Essl, Rabitsch 2013; Mosbrugger et al. 2012; Wilke et al. 2011). Deutsch-
land hat mit der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS; BMU 2007) und 
der Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel (DAS; Bundesregierung 2008) 
ambitionierte Ziele zur Erhaltung der biologischen Vielfalt sowie zur Anpassung an den 
Klimawandel beschlossen. Allerdings wird das breite Spektrum klimawandelbedingter 
Veränderungen biologischer Vielfalt von vorhandenen Monitoring- und Indikatorsyste-
men, auch auf internationaler Ebene, nur unvollständig abgebildet. 
Vor diesem Hintergrund zielte das F+E-Vorhaben „Indikatorensystem zur Darstellung 
direkter und indirekter Auswirkungen des Klimawandels auf die biologische Vielfalt“ 
darauf ab, ein Fachinformationssystem für die Bundesebene mit 20 bis 25 Indikato-
ren zu erarbeiten, die auch der Politikberatung dienen sollen. Dieser Beitrag stellt die 
Vorgehensweise im Rahmen dieses Projekts (Kapitel 2) sowie den Aufbau des Indika-
torensystems (Kapitel 3) dar und widmet sich der Frage, aufgrund welcher Faktoren 
viele der vorgesehenen Indikatoren nicht vollständig operationalisiert werden konnten 
(Kapitel  4). Abschließend wird ein Indikator vorgestellt, bei dem dies gelang (Kapitel 5). 
Die Gesamtergebnisse des Vorhabens einschließlich detaillierter Erläuterungen, Begrün-
dungen und Kennblättern zu allen Indikatoren werden voraussichtlich Ende 2014 in 
der Reihe BfN-Skripten veröffentlicht. Das Vorhaben wurde durch das Bundesamt für 
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Naturschutz (BfN) mit Mitteln des Bundesumweltministeriums gefördert und durch ein 
interdisziplinär zusammengesetztes Team bearbeitet1.
2  Vorgehensweise
Grundlage des Vorhabens bildete eine Literaturanalyse zu Auswirkungen des Klima-
wandels auf die biologische Vielfalt, um die wesentlichen Inhalte bestimmen zu können, 
die durch die Indikatoren erfasst werden sollten. Parallel dazu erfolgte eine Recher-
che existierender Indikatorensets und Monitoringprogramme, um bereits bestehende 
Indika toren und Daten nutzen zu können. Auf die Ergebnisse dieser Arbeitsschritte 
aufbauend erfolgten die Systematisierung des Indikatorensystems sowie die konzepti-
onelle Entwicklung der einzelnen Indikatoren. Diese beiden Schritte beeinflussten sich 
gegenseitig und wurden daher iterativ bearbeitet, wobei auch externe Experten einbe-
zogen wurden. Im Optimalfall wurden die Indikatorenwerte anschließend in ihrem zeit-
lichen Verlauf berechnet. Eine derartige vollständige Operationalisierung gelang bei fünf 
Indikatoren, die zum Teil Eingang in die Indikatorensets von NBS und DAS fanden. Für 
die meisten Indikatoren wurden Kennblätter angelegt, die ausführliche Informationen zu 
inhaltlichem Hintergrund, Aussagekraft und Eignung des Indikators, rechtlichen Bezü-
gen und Zielwerten, zu Berechnung, Datenquellen, räumlicher und zeitlicher Auflösung 
enthalten sowie, im Optimalfall, grafische und textliche Darstellungen der ermittelten 
Indikatorwerte. Ebenfalls dokumentiert sind die Gründe der mangelnden Operationali-
sierbarkeit von Indikatoren.
3 Aufbau des Indikatorensets:  
Indikationsbereiche, Indikationsfelder, Indikatoren
Das Indikatorenset wurde in drei Indikationsbereiche unterteilt: 1) Direkte klimawan-
delbedingte Veränderungen der biologischen Vielfalt; 2) Indirekte klimawandelbedingte 
Wirkungen auf die biologische Vielfalt; 3) Anpassung naturschutzfachlicher Strategien 
und Maßnahmen an den Klimawandel.
Direkte klimawandelbedingte Veränderungen der biologischen Vielfalt sind solche, die 
aufgrund klimatischer Veränderungen und deren Folgewirkungen eintreten. Sie umfas-
sen unmittelbare Wirkungen des Klimawandels, die sich auf veränderte Klimaparameter 
zurück führen lassen, und mittelbare Wirkungen, die durch Veränderung der abiotischen 
Standortbedingungen sowie der synökologischen Beziehungen zu einer Veränderung 
1 Prof. Dr. S. Heiland, L. Radtke, R. Schliep (TU Berlin, FG Landschaftsplanung und Landschaftsent-
wicklung); Prof. Dr. I. Kowarik, R. Bartz (TU Berlin, FG Ökosystemkunde/Pflanzenökologie); Prof. Dr. 
S. Siedentop, Dr. L. Schäffler, Dr. S. Fina (Universität Stuttgart, Institut für Raumordnung und Entwick-
lungsplanung/ILS Dortmund); Prof. Dr. F. Dziock, S. Dziock (HTW Dresden, Fakultät Landbau/Landes-
pflege); Dr. C. Sudfeldt, S. Trautmann (Dachverband Deutscher Avifaunisten e. V.); R. Dröschmeister, 
Dr. U. Sukopp (Bundesamt für Naturschutz, FG II 1.3 Monitoring).
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von Lebensräumen und Lebensgemeinschaften wie auch der Lebensbedingungen ein-
zelner Arten führen. Indirekte Auswirkungen auf die biologische Vielfalt ergeben sich 
aufgrund gesellschaftlicher Reaktionen auf den Klimawandel (Klimaschutz, Anpassung 
an den Klimawandel), die zu veränderten Landnutzungen und hier durch zur Verände-
rung der o. g. Parameter führen. Schließlich war in Indikations be reich III zu untersuchen, 
wie der Naturschutz durch Strategien und Maßnahmen seinerseits auf diese Verände-
rungen reagiert. Diese Indikationsbereiche wurden weiter differenziert in Indikations-
felder, denen die einzelnen Indikatoren zugeordnet sind (s. Tab. 1). 
Tabelle 1 bietet einen Überblick über die Indikationsbereiche, Indikationsfelder sowie die 
ihnen zugeordneten Indikatoren. Dabei handelt es sich um jene Indikatoren, die weit-
gehend bis zum Ende des Vorhabens bearbeitet wurden. Eine Vielzahl hier nicht aufge-
führter weiterer Indikatoren wurde bereits im Verlaufe des Projekts aus unterschiedli-
chen Gründen aufgegeben. Der Spalte „Kategorie“ lässt sich entnehmen, wie weit der 
jeweilige Indikator operationalisiert werden konnte. 
Tab. 1: Zusammenstellung der Indikationsfelder und Einordnung der Indikatorvorschläge  
hinsichtlich ihrer Operationalisierbarkeit (Quelle: eigene Bearbeitung)
Erläuterungen zu Tabelle 1:
KAT 1
 
konzeptionelle Entwicklung ohne Berechnung). KAT 2
KAT 3
und Aussagen in einen anderen, besser geeigneten Indikator integriert werden konnten 
oder sich als nicht sinnvoll erwiesen.
KAT 4
Nr. Indikator Kategorie
Indikationsbereich I:  
Direkte klimawandelbedingte Veränderungen der biologischen Vielfalt
I.1.1 KAT 1
I.1.2 KAT 2














I.2.10 Verbreitung von Reptilien und Amphibien KAT 3
I.2.11 KAT 3




I.3.3 Verschiebung der Waldgrenze KAT 3
I.3.4 KAT 4
Indikationsbereich II:  
Indirekte klimawandelbedingte Wirkungen auf die biologische Vielfalt
 
im Bereich der Landwirtschaft




II.1.3 Vogelarten in der Agrarlandschaft KAT 3
II.1.4 KAT 3
 
im Bereich der Forstwirtschaft
II.2.1 Waldumbau im Klimawandel KAT 3
II.2.2 Waldwachstum KAT 3
II.2.3 KAT 3
 
im Bereich der Wasserwirtschaft
II.3.1 KAT 1
II.3.2 Ausbau im Bereich des ökologischen Hochwasserschutzes KAT 4
II.3.3 Ausbau der (kleinen) Wasserkraft und von Pumpspeicherwerken KAT 4
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Nr. Indikator Kategorie
 
im Bereich der Energiegewinnung aus Windkraft
II.5.1 Windenergierisikogebiete KAT 3
Indikationsbereich III:  
Anpassung naturschutzfachlicher Strategien und Maßnahmen an den Klimawandel
Indikationsfeld III.1 Anpassung naturschutzfachlicher Strategien an den Klimawandel
III.1.1 Berücksichtigung des Klimawandels in Landschaftsprogrammen und Land- KAT 1
III.1.2 KAT 3
Indikationsfeld III.2 Anpassung naturschutzfachlicher Maßnahmen an den Klimawandel
III.2.1 KAT 2
III.2.2 KAT 2
III.2.3 Gebietsschutz KAT 3
III.2.4 KAT 4
III.2.5 Wildnis und natürliche Waldentwicklung KAT 3
Indikationsfeld III.3 Erfolge klimawandelbedingter Anpassungen naturschutzfachlicher Strategien und 
Maßnahmen
III.3.1 KAT 3
III.3.2 Gebietsschutz als erfolgreiche Maßnahme in klimawandelsensitiven Gebieten KAT 3
4  Hemmnisse der Indikatorenentwicklung
Von 44 Indikatoren, die auf ihre Machbarkeit hin untersucht wurden, konnten fünf voll-
ständig operationalisiert (Kategorie 1) und neun als Prototypen (Kategorie 2) entwickelt 
werden. Dies waren insbesondere Indikatoren der Indikationsbereiche I und III. Acht 
Indikatoren (Kategorie 4) wurden gänzlich verworfen, sechs davon weil für sie geeig-
netere Indikatoransätze gefunden werden konnten (drei „Phänologieindikatoren“ I.1.3, 
I.1.4 und I.1.5; I.2.12 „Invasive Arten“ sowie die fluss- bzw. hochwasserbezogenen 
Indikatoren I.3.2. und I.3.4), einer (III.2.4 Vertrieb autochthonen Pflanzenmaterials), 
weil hier gesetzliche Regelungen zu einer entsprechenden Umsetzung führen werden. 
Schließlich wurde auch der Indikator II.3.3 „Ausbau der (kleinen) Wasserkraft und von 
Pumpspeicherwerken“ verworfen, weil er in seiner räumlichen Ausdehnung bzw. quan-
titativen Veränderung zwar lokal, nicht aber bundesweit von Bedeutung sein dürfte.
Dies bedeutet, dass 22 Indikatoren der Kategorie 3 zugeordnet werden mussten, die 
jene Indikatoren umfasst, die inhaltlich sinnvoll wären, aber nicht vollständig konzep-
tionell entwickelt und berechnet werden konnten. Hierfür waren – je nach Indikator – 
unterschiedliche Gründe maßgeblich, die sich grob in inhaltliche Hemmnisse und in 
datenbezogene Hemmnisse einteilen lassen.
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4.1  Inhaltliche Hemmnisse
Hier sind mehrere Punkte zu nennen: Zunächst lässt sich der Klimawandel als Einfluss-
faktor auf die biologische Vielfalt bzw. als Ursache ihrer Veränderung häufig nicht aus-
reichend gegenüber anderen Faktoren (z. B. Landnutzungsänderungen oder -intensivie-
rungen) isolieren. Dies betraf alle Indikatoren des Indikationsfelds I.3 „Veränderungen 
von Lebensräumen“ sowie einige der Indikationsfelder II.1 und II.2 zu Veränderun-
gen infolge von Anpassungsmaßnahmen der Land- und Forstwirtschaft. Auch für den 
Indikator I.2.13 „Bestände klimasensitiver Arten“ konnte nicht geklärt werden, ob und 
in welchem Umfang sich Veränderungen auf den Klimawandel zurückführen lassen. 
Streng genommen beruht dieses Problem auf Wissenslücken, die sich noch deutlicher in 
anderen Kontexten zeigten: So konnten für den Indikator II.5.1 „Windenergierisikoge-
biete“ die Auswirkungen von Windkraftanlagen auf bestimmte Artengruppen nicht aus-
reichend zuverlässig festgestellt werden, da hierzu unterschiedliche Aussagen der Fach-
welt vorliegen. Vereinzelt traten weitere Schwierigkeiten auf, die einen Indikator bzw. 
die entsprechenden Daten bei näherer Betrachtung als ungeeignet erscheinen ließen. So 
erfüllte der Indikator II.2.3 „Umbau gefährdeter Fichtenbestände“ in der angedachten 
Form nicht die Anforderung, einen ausreichenden Bezug zu Fragen der Biodiversität 
aufzuweisen.
4.2 Datenbezogene Hemmnisse
Fehlende geeignete Daten sind bei der Entwicklung von Indikatoren ein bekanntes 
Problem. Dies war auch hier der Fall, bspw. in Zusammenhang mit Indikatoren, die sich 
auf die Fauna beziehen (I.2.9, I.2.10, I.2.11 – Reptilien, Amphibien, Heuschrecken) oder 
einem Indikator zur Bewässerung als Anpassungsmaßnahme der Landwirtschaft (II.1.4; 
s. o.). Darüber hinaus zeigte sich eine Reihe weiterer Probleme: 
1) In einigen Fällen sind die erforderlichen Daten zwar vorhanden, werden aber von der 
datenhaltenden Institution nicht oder nur teilweise zur Verfügung gestellt. 
2) Vorhandene Daten sind nicht hinreichend flächengenau und erlauben dadurch keine 
zuverlässigen Aussagen (z. B. I.1.4 „Phänologische Veränderungen bei Meeresorganis-
men“; II.1.1 „Energie aus nachwachsenden Rohstoffen und naturschutzfachlich wert-
volle Gebiete“, III.1.2 „Naturschutzflächen mit Klimaschutzfunktion“). 
3) Vorhandene Daten sind nicht flächendeckend bzw. repräsentativ. Dies betraf un-
ter anderem den Indikator I.3.3 „Verschiebung der Waldgrenze“, da deren Höhe nicht 
standardisiert für die deutschen Hochgebirgsregionen vorliegt. 
4) Daten sind regional von sehr unterschiedlicher Qualität bzw. in den Bundesländern 
mit unterschiedlichen Methoden erhoben und damit bundesweit nur eingeschränkt ver-
gleichbar. Dies betrifft bspw. den Indikator I.2.9 „Klimawandelbedingte Veränderungen 
bei Heuschrecken“. 
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5) Nutzbare Daten werden zwar erhoben, aber in einem zu langen Erhebungsintervall, wie 
dies beim FFH-Monitoring (I.3.1 „Erhaltungszustand klimasensibler FFH-Lebensräume“) 
oder der Bundeswaldinventur (II.2.3 Umbau gefährdeter Fichtenbestände“) der Fall ist.
6) Manche Indikatoren erfordern die Verschneidung verschiedener Datensätze. Thema-
tisch lagen diese zwar vor, jedoch wiesen sie einen unterschiedlichen räumlichen Bezug 
auf (Datensatz A z. B. Lebensraum, Datensatz B z. B. Landkreis). Damit können sie nicht 
mehr sinnvoll miteinander verschnitten werden. Dies war etwa der Fall bei Indikator 
II.4.2 „Veränderung von alpinen und Mittelgebirgsökosystemen und Übernachtungs-
zahlen in Skigebieten“.
5  Vollständig operationalisierte Indikatoren – Beispiel:  
Klimawandel als Thema der Landschaftsplanung 
Der Indikator „Berücksichtigung des Klimawandels in Landschaftsprogrammen und 
Landschaftsrahmenplänen“ zeigt, in welchem Umfang die Landschaftsplanung auf 
Landes- und Regionalebene auf den Klimawandel, dessen Auswirkungen auf die biolo-
gische Vielfalt und daraus resultierende naturschutzfachliche Anpassungserfordernisse 
reagiert. Hierzu werden vier Kategorien unterschieden, die die unterschiedliche Intensi-
tät der Behandlung des Themas abbilden (diese Kategorien beziehen sich ausschließlich 
auf diesen Indikator und sind nicht zu verwechseln mit den o. g. Kategorien zur Opera-
tionalisierbarkeit der Indikatoren): 
Kategorie 1: Klimawandel bzw. Flächen mit Speicher- bzw. Senkenfunktion für 
Kohlenstoff werden erwähnt
Kategorie 2: Auswirkungen des Klimawandels auf die biologische Vielfalt werden 
beschrieben
Kategorie 3a: Einzelne naturschutzfachliche Ziele und Maßnahmen werden u. a. mit 
dem Klimawandel begründet
Kategorie 3b: Einzelne naturschutzfachliche Ziele und Maßnahmen werden 
ausschließlich oder vorwiegend mit dem Klimawandel begründet
In einer ersten Erhebung wurden die Landschaftsprogramme aller 16 Bundesländer 
sowie rund 170 Landschaftsrahmenpläne für vier Zeitschnitte – 2000, 2005, 2010 und 
2012 – ausgewertet (bei primär integrierten Landschaftsplänen das Kapitel „Natur und 
Landschaft“ des jeweiligen Raumordnungsplans). Für den Zeitbezug maßgeblich war 
dabei die Gültigkeit des jeweiligen Plans, nicht der Aufstellungszeitpunkt. Dies bedeutet, 
dass einzelne Pläne in mehreren Zeitschnitten auftreten. Abbildung 1 zeigt, dass der 
Klimawandel im Zeitverlauf in einer zunehmenden Zahl an Plänen thematisiert wird, 
dass dabei aber die relativ „oberflächliche“ Kategorie 1 gegenüber anderen Kategorien 
überwiegt, die eine tiefer gehende Behandlung der Thematik indizieren. 
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Als Schwächen des Indikators sind zu nennen, dass 1) je nach Zeitschnitt bis zu etwa 
20 % der Landschaftsrahmenpläne nicht verfügbar sind, und 2) zur Minimierung des 
Aufwands nur relativ einfache Kategorien verwendet werden können, die eine tiefer 
gehende inhaltliche Bewertung nur bedingt zulassen. Darüber hinaus ist der Aufwand 
der Auswertung relativ hoch. Dieser ist aber bereits erstmalig geleistet und nimmt künf-
tig ab (da nur die jeweils neu erstellten Pläne ausgewertet werden müssen, die zuneh-
mend über das Internet verfügbar sind). 
Abb. 1: Grad der Behandlung bzw. Berücksichtigung des Klimawandels bzw. klimawandel-
relevanter Flächen (mit Speicher- bzw. Senkenfunktion für Kohlenstoff) in Landschafts-
programmen (LaPro) und Landschaftsrahmenplänen (LRP) (Quelle: eigene Darstellung)
Stärken des Indikators sind, dass er erstens weitgehend flächendeckend abbildet, inwie-
fern der Naturschutz planerisch-konzeptionell auf die Herausforderungen des Klima-
wandels reagiert und zweitens die hierfür erforderlichen Daten vorliegen. 
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Vermessene Vielfalt:  
räumliche Indikatoren zur Biodiversität in Österreich
Johannes Rüdisser, Erich Tasser, Ulrike Tappeiner
Zusammenfassung
Die biologische Vielfalt (Biodiversität) auf unserem Planeten ist nicht nur beeindruckend, 
sondern auch von existenzieller Bedeutung für das Leben und Wohlergehen der Mensch-
heit. Die Erhaltung der Biodiversität stellt eine der größten globalen Herausforderungen 
für das 21. Jh. dar. Sowohl internationale Vertragswerke, wie die von über 190 Staaten 
ratifizierte Biodiversitätskonvention, als auch nationale Gesetze und Strategien setzen 
sich einen umfassenden Schutz der biologischen Vielfalt zum Ziel. Die Indikatoren-Sets 
Gefäßpflanzenvielfalt und Naturdistanz sind Beispiele, wie der Einfluss unterschiedlicher 
Landnutzungsformen auf die Biodiversität beschrieben und räumlich dargestellt werden 
kann. Diese Indikatoren wurden im Rahmen des transdisziplinären Projektes „Werkzeu-
ge für Modelle einer nachhaltigen Wirtschaft“ (2008-2011) erstmals flächendeckend 
für ganz Österreich berechnet und öffentlich zur Verfügung gestellt (www.landnutzung.
at). In einem Folgeprojekt wurden diese Indikatoren dazu verwendet, die Auswirkun-
gen von Klimawandel und Politikmaßnahmen auf die Biodiversität im Jahre 2040 zu 
bewerten. Hierfür wurde ein interdisziplinärer und integrativer Modellverbund geschaffen, 
der räumlich detaillierte Analysen unterschiedlicher Politik- und Klimaszenarien und der 
daraus resultierenden Landnutzung ermöglicht. Dabei zeigte sich, dass Auswirkun-
gen regional sehr stark variieren und sich von den Ergebnissen auf nationaler Ebene 
beträchtlich unterscheiden können. Das unterstreicht die Bedeutung einer räumlich 
hochaufgelösten Betrachtung.
1 Einführung
Der Begriff Biodiversität beschreibt die komplexe Vielfalt allen Lebens auf der Erde in 
all ihren Facetten. Dies beinhaltet sowohl die genetische Vielfalt, die Vielfalt an Arten 
sowie die Vielfalt an Ökosystemen (CBD 2011). Der anthropogen verursachte 
Verlust der Biodiversität gehört zweifelsohne zu einem der bedeutendsten Probleme 
der Menschheit (Rockstrom et al. 2009). Auch wenn sich die internationale Politik 
bereits 1992 mit der internationalen Biodiversitätskonvention (CBD, Rio de Janeiro, 
1992) und vielen nachfolgenden Vereinbarungen und Strategien, wie zum Beispiel der 
EU-Biodiversitätsstrategie, das Ziel gesetzt hat, den weltweiten Rückgang der Biodiver-
sität zu stoppen, so scheint dieses Ziel noch immer in weiter Ferne.
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Für die Entwicklung, Umsetzung und Evaluierung effizienter politischer Strategien und 
Programme zum langfristigen Schutz von Biodiversität werden Methoden benötigt, die 
den Einfluss menschlichen Handelns auf Biodiversität mit objektiven Methoden erfass-, 
mess- und darstellbar machen. Die Verwendung von Indikatoren zur Beschreibung und 
Messung von komplexen und oft nicht direkt erfassbaren Phänomenen ist in vielen 
Disziplinen, wie etwa der Wirtschafts- oder Sozialforschung, üblich und hat eine lan-
ge Tradition. In der Ökologie und insbesondere in der angewandten Biodiversitätsfor-
schung ist die Verwendung von Indikatoren hingegen erst in den letzten Jahrzehnten 
gebräuchlich geworden. Trotz der intensiven und teilweise erfolgreichen Bemühungen 
nationaler und internationaler Organisationen, verschiedene Aspekte von Biodiversität 
messbar zu machen (Mace, Baillie 2007; EEA 2007), ist die Zahl an etablierten und 
insbesondere international vergleichbaren Biodiversitätsindikatoren noch immer gering. 
Viele der vorgeschlagenen Indikatoren haben darüber hinaus die Limitierung, dass sie 
zwar darauf abzielen, die überregionale Situation mithilfe repräsentativer Probennahme 
zu beschreiben, aber andererseits keine lokalen oder explizit raumbezogenen Aussagen 
zulassen. Dabei ist Biodiversität und damit ihr langfristiger Erhalt immer an konkrete 
Flächen gebunden.
Leider stehen flächendeckende Daten über das Vorkommen bestimmter Arten aufgrund 
des zumeist beträchtlichen Erhebungsaufwandes oft nur sehr eingeschränkt und nur 
für wenige Tier- oder Pflanzengruppen zur Verfügung. Eine alternative Möglichkeit, 
vergleichende Biodiversitätsanalysen auf der Landschaftsebene durchzuführen, besteht 
in der Verwendung von flächendeckenden Landnutzungs- und Landbedeckungsdaten 
in Kombination mit lokalen Erhebungsdaten. Die beiden Indikatoren-Sets Gefäßpflan-
zenvielfalt und Naturdistanz sind Beispiele, wie der Einfluss unterschiedlicher Landnut-
zungsformen auf die Biodiversität beschrieben und räumlich dargestellt werden kann. 
Diese wurden im Rahmen des transdisziplinären Projektes „Werkzeuge für Modelle 
einer nachhaltigen Wirtschaft“ (2008-2011) erstmals flächendeckend für ganz Öster-
reich berechnet und öffentlich zur Verfügung gestellt (www.landnutzung.at). Im Projekt 
CAFEE (Climate change in agriculture and forestry: an integrated assessment of 
mitigation and adaptation measures in Austria, 2011-2013) wurden diese Indikatoren 
verwendet, um die Auswirkungen verschiedener Klimawandel- und Politikszenarien auf 
die Biodiversität in Österreich zu bewerten. Im Projekt „Learnscape Biosphere Reserve“ 
kamen diese Indikatoren im Zusammenhang mit der Frage, inwieweit bei der Gestaltung 
von Umweltbildungsangeboten die lokalen Charakteristika der Landschaft berücksich-
tigt werden, zum Einsatz. Im folgenden Beitrag werden Ergebnisse dieser Projekte kurz 
dargestellt und diskutiert.
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2 Die Indikatoren-Sets Naturdistanz und Gefäßpflanzenvielfalt
2.1 Indikatoren-Set Gefäßpflanzenvielfalt
Zur Berechnung des Indikatoren-Sets Gefäßpflanzenvielfalt werden detaillierte Landnut-
zungs-/Landbedeckungskarten mit repräsentativen Vegetationsaufnahmen kombiniert. 
Das Indikatoren-Set basiert auf der Grundüberlegung, dass jeder Landbedeckungsklasse 
bestimmte Pflanzengesellschaften mit einer charakteristischen Artenausstattung zuge-
ordnet werden können (Tasser et al. 2008).
Die für Österreich durchgeführten Berechnungen basieren auf einer hoch aufgelösten 
Lebensraumkarte mit einer Pixelauflösung von 25 m, die speziell für diesen Zweck auf 
Basis der aktuell besten österreichweit verfügbaren Landnutzungs- und Landbede-
ckungsinformationen erstellt worden ist (Rüdisser, Tasser 2011) sowie einer Datenbank 
mit einer Sammlung von mehr als 11 000 Vegetationsaufnahmen (Alexyova 2011). Auf 
dieser Basis wurden drei Indikatoren berechnet:
a)  Flächengewichtete mittlere Gefäßpflanzenvielfalt: Die flächengewichtete mittlere 
Gefäßpflanzenvielfalt basiert auf der durchschnittlichen Artenvielfalt von Gefäßpflanzen 
der in einer Untersuchungseinheit vorkommenden Lebensräume unter Berücksichtigung 
des jeweiligen Flächenanteils.
b)  Absolute Gefäßpflanzenvielfalt: Die absolute Gefäßpflanzenvielfalt beschreibt die 
potenzielle absolute Artenzahl je Untersuchungseinheit und ergibt sich aus der Kombi-
nation der Artenausstattung aller vorhandenen Lebensräume.
c)  Frequenzgewichtete absolute Gefäßpflanzenvielfalt: Für die frequenzgewichtete 
absolute Gefäßpflanzenvielfalt werden die einzelnen Arten nach ihrer Häufigkeit in den 
in Österreich vorkommenden Lebensräumen gewichtet. Seltenere Arten erhalten einen 
höheren Wert, häufigere einen niedrigeren Wert.
2.2 Indikatoren-Set Naturdistanz
Das Indikatoren-Set Naturdistanz besteht aus den Indikatoren „Natürlichkeit der 
Lebensräume“ und „Entfernung zu natürlichen Habitaten“ sowie der Kombination 
dieser beiden Indikatoren in Form des Index Naturdistanz. Dieser integriert somit ein 
qualitatives und ein räumliches Distanzmaß und ist ein Messwert für die anthropogene 
Beeinflussung von Ökosystemen und Landschaften (Rüdisser et al. 2012b).
a) Natürlichkeit der Lebensräume: Der Indikator „Natürlichkeit der Lebensräume“ misst 
den Grad des menschlichen Einflusses auf einen Lebensraum (vgl. Kowarik 2006; Walz, 
Stein 2014) anhand einer Intervallskala von 1 (natürlich) bis 7 (künstlich/versiegelt).
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b) Entfernung zu natürlichen Habitaten: Der Indikator „Entfernung zu natürlichen 
Habitaten“ beschreibt den Abstand zum nächstgelegenen natürlichen oder naturnahen 
Lebensraum für alle Punkte im Untersuchungsraum.
c) Index Naturdistanz: Der Index Naturdistanz kombiniert die Indikatoren „Natürlich-
keit der Lebensräume“ und „Entfernung zu natürlichen Habitaten“ und ist damit eine 
wichtige Messgröße zur Beurteilung des ökologischen Zustandes der jeweiligen Unter-
suchungseinheit.
3 Anwendungsbeispiele
3.1 Anwendung 1: Flächendeckende Grundkarten für Österreich
Für alle zuvor beschriebenen Indikatoren wurden flächendeckende Rasterkarten 
(Auflösung: 25 m x 25  m) erstellt. Alle Indikatoren mit Ausnahme der „Absoluten 
Gefäßpflanzenvielfalt“ sind so konzipiert, dass sie sich für jede frei wählbare Raum-
einheit (Gemeinde, Bezirk, Bundesland, Höhenstufen, regelmäßige Quadranten etc.) 
berechnen und untereinander vergleichen lassen. Alle Indikatoren stehen in Form eines 
1 km × 1 km Rasters österreichweit jedem Anwender mittels WEB-GIS-Anwendung frei 
zur Verfügung (Rüdisser et al. 2012a).
Abb. 1: Beispielkarte: Karte der Natürlichkeit der Lebensräume in Österreich (Quellen: CORINE 
Land Cover 2006; INVEKOS 2008; GSEFM 2008; Hemerobiekarte österreichischer Wälder 1998, 
Teleatlas)
Vermessene Vielfalt 235
3.2 Anwendung 2: Biodiversitätsindikatoren als Werkzeug  
zur Bewertung von Zukunftsszenarien
Die hier vorgestellten Indikatoren eignen sich sowohl zur Bewertung der Folgen vergan-
gener Landnutzungsänderung auf die Biodiversität als auch zur Bewertung zukünfti-
ger Klima- und Politikszenarien. Klimawandel und Politikmaßnahmen wirken sich dabei 
direkt und indirekt auf die Ausprägung der Landnutzung aus. Ein sich veränderndes 
Klima hat einerseits direkte Konsequenzen auf die Eigenschaften eines Ökosystems. Es 
kann jedoch auch zu einer Veränderung in der Landnutzung führen, weil Akteure der 
Forst- und Landwirtschaft ihre Bewirtschaftung an die geänderten Rahmenbedingungen 
anpassen. Politikmaßnahmen beeinflussen durch gesetzliche Vorgaben und Fördermaß-
nahmen direkt die betrieblichen Entscheidungen und somit ebenfalls die Landnutzung. 
Im Rahmen des Forschungsprojektes CAFEE (2011-2013) wurde untersucht, wie sich 
Klimawandel und Politikszenarien auf die Ausprägung der Landnutzung im Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft auswirken. Dabei sollten insbesondere die Auswirkungen von 
Agrarumweltprogrammen untersucht werden. Ein eigens hierfür konzipierter interdiszi-
plinärer Modellverbund (Abb. 2) aus Klimamodell (ACLiReM), agronomischem Frucht-
folgemodell (CropRota), biophysikalischem Prozessmodell (EPIC), Waldwachstumsmo-
dell (Caldis vâtis) und einem agrar- und forstwirtschaftlichen Sektorenmodell (PASMA) 
ermöglichte detaillierte räumliche Analysen (Schmidt et al. 2014). 
Abb. 2: Modellverbund CAFEE (Quelle: Schmid et al. 2014, verändert)
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Für die Entwicklung praxistauglicher Zukunftsszenarien wurden Stakeholder aus der 
Verwaltung und verschiedenen Forschungseinrichtungen mit einbezogen. Die am Ende 
der Modellkette stehenden Landnutzungsänderungen konnten mithilfe der beschrie-
benen Indikatoren in Bezug auf biodiversitätsrelevante Auswirkungen beschrieben und 
bewertet werden. Die Auswertung der untersuchten Szenarien zeigte, dass die Ergeb-
nisse teilweise räumlich sehr stark variieren und sich von den österreichweiten Gesamt-
ergebnissen sowohl im Vorzeichen als auch im Ausmaß unterscheiden können. So führt 
beispielsweise eine landwirtschaftliche Extensivierung in Gebirgsregionen durch den 
Verlust artenreicher Bergwiesen zu einem Rückgang der regionalen Gefäßpflanzenviel-
falt, wohingegen der gleiche Extensivierungstrend in intensiv genutzten Tallagen oder 
im Alpenvorland zu einer Diversifizierung der Landschaft und somit zu Artenzugewin-
nen führen kann (Abb. 3). Bei der Gestaltung zukünftiger Politikmaßnahmen (z. B. För-
derungen) sollte diese räumliche Heterogenität im Sinne eines effektiven Erhalts der 
Biodiversität vermehrt berücksichtigt werden.
Abb. 3: Prognostizierte Veränderung der Gefäßpflanzenvielfalt 2008-2040 bei unveränderter 
Politik (Business as Usual Szenario) (Quelle: Projekt CAFEE – Climate change in agriculture and 
forestry, 2014)
3.3 Anwendung 3: Landschaftscharakter und Umweltbildung
Im transdisziplinären Projekt „Learnscape Biosphere Reserve – Von Outdoor-Bildungs-
angeboten zu integrativer Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE)“ wurde unter-
sucht, inwieweit bei der Gestaltung von Umweltbildungsangeboten die lokalen Cha-
rakteristika der Landschaft berücksichtigt werden. Umweltbildungsaktivitäten finden 
immer an bestimmten Orten statt. Manchmal werden diese Orte gezielt gewählt, in 
anderen Fällen sind sie nur eine zufällige Kulisse. Im Rahmen von „Learnscape“ wur-
Vermessene Vielfalt 237
de unter anderem untersucht, inwieweit die charakteristischen lokalen, saisonalen und 
ökologischen Besonderheiten verschiedener Standorte gezielt thematisiert und genutzt 
werden. Auch die Frage, ob Standortcharakteristika einen Einfluss auf die an diesem Ort 
bevorzugt verwendeten Methoden haben, wurde analysiert (Hornsteiner et al. 2014). 
Die Indikatoren-Sets Naturdistanz und Gefäßpflanzenvielfalt dienten dabei der objek-
tiven Charakterisierung der Standorte. So konnte etwa auch überprüft werden, ob die 
Auswahl der bei Führungen aufgesuchten Standorte eine repräsentative Auswahl des 
gesamten Biosphärenparks darstellte. Die Verteilung der Standorte in Bezug auf den 
Grad der Natürlichkeit beispielsweise entsprach der Charakteristik der Gesamtlandschaft 
mit einem leichten Überhang in Richtung anthropogen veränderter Standorte. Als 
besonderen Vorteil stellte sich dabei die Kombinierbarkeit von vor Ort erhobenen Indi-
katorwerten mit der auf Basis von flächendeckenden Landnutzungsdaten ermittelten 
Werten heraus.
4 Fazit
Die doch sehr unterschiedlichen Anwendungsbeispiele spiegeln die breite Anwen-
dungsmöglichkeit der beiden Indikatoren-Sets wider. Indikatoren können dabei hel-
fen, komplexe Systeme und Zusammenhänge besser zu verstehen, zu beschreiben und 
auch kommunizierbar zu machen. Dabei ist aber zu beachten, dass einzelne Indikato-
ren niemals die komplexe Wirklichkeit von Ökosystemen widerspiegeln können. Es ist 
daher notwendig und sinnvoll, immer mehrere Indikatoren gemeinsam zu betrachten 
und erst dann Rückschlüsse zu ziehen. Es zeigt sich, dass hierfür gerade räumlich aufge-
löste Indikatoren einen Mehrwert bieten. Erst durch sie können entgegenlaufende oder 
sich verstärkende Wirkungen erkannt und interpretiert werden. Räumliche Indikatoren 
können wichtige Instrumentarien zur Entwicklung, Begleitung und Evaluierung für regi-
onal angepasste Politiken und Förderinstrumente bieten. Sie können damit den zielge-
richteten und nachhaltigen Einsatz von öffentlichen Geldern erhöhen. Darüber hinaus 
bieten sich, wie das Pilotprojekt Learnscape zeigte, unzählige weitere Anwendungsbe-
reiche, auch über disziplinäre Grenzen hinweg, an.
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Einflüsse des Energiepflanzenanbaus  
auf die Biodiversität in Kulturlandschaften 
Michael Glemnitz
Zusammenfassung
Die häufig praktizierte Fokussierung auf naturschutzfachliche Indikatoren bei der 
Bewertung von Landnutzungssystemen, wie z.  B. Rote-Liste-Arten, das Vorkommen 
gefährdeter Arten oder auch den „high nature value farmland“ Indikator (HNV), ist 
einseitig, weil diese Indikatoren zumeist nur auf extensive Landnutzungen bzw. deren 
Verteilung zutreffen. Die Auswirkungen der normalen aktuellen Landnutzung bleiben 
in diesem Falle unberücksichtigt. Aktuelle Entwicklungen in der Landnutzung, z. B. die 
fortschreitende Vereinfachung der Fruchtfolgen bzw. Fruchtartendiversität, die Auswir-
kungen des Energiepflanzenanbaus oder Änderungen im Düngeregime, können mit 
diesen Indikatoren nicht abgebildet werden und den dadurch verursachten Verände-
rungen in der Biodiversität kann nicht entsprechend gegengesteuert werden. Anhand 
von aktuellen Forschungsergebnissen wird die Verwendung der Indikatoren „Struktur- 
und Ressourcenangebot“ und „Agro-Biodiversität“ für die agrarische Landnutzung 
empfohlen. Diese Indikatoren sind nicht nur für die fachgerechte Beurteilung von „öko-
logischen Vorrangflächen“ in Agrarlandschaften und der Rolle der Fruchtfolgegestal-
tung bzw. Fruchtartenwahl für die Habitatnutzung der Ackerflächen durch wildlebende 
Arten geeignet. Sie bieten gleichzeitig zahlreiche Anknüpfungspunkte für eine biodiver-
sitätsfreundliche Anpassung moderner Landnutzungsverfahren.
1 Einführung
Nahezu unbemerkt vom öffentlichen Interesse hat sich die landwirtschaftliche Land-
nutzung in den letzten 25 Jahren dramatisch verändert. Der durch die Bebauung 
und Infrastrukturentwicklung verursachte Flächenverlust von etwa 7  % seit 1990 
(DESTATIS 2013) wurde letztendlich ausschließlich auf Kosten extensiver Landnutzungs-
systeme kompensiert. Der Anteil der ackerbaulich genutzten Fläche ist nahezu unver-
ändert (-0,2  %). Gleichzeitig ist die Landnutzung von einer beispiellosen Steigerung 
der Produktivität gekennzeichnet. Zwischen 1990 und 2009 hat die Ertragsleistung bei 
Getreide um 33 %, bei Kartoffeln um 71 %, bei Ölfrüchten um 47 % und bei Zucker-
rüben um 36 % zugenommen. Die Steigerung der Erträge ist auf mehrere Faktoren zu-
rückzuführen, wie z. B. der Züchtung, dem technisch-technologischen Fortschritt, aber 
auch auf eine starke Konzentration und Spezialisierung der Produktion, die sich u. a. 
in der Uniformierung der angebauten Fruchtarten und gehaltenen Tierrassen manifes-
tiert. In der pflanzlichen Produktion wurden die vier häufigsten Fruchtarten (Weizen, 
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Wintergerste, Silomais und Raps) im Jahr 2012 auf 65,3 % der Ackerfläche angebaut 
(DESTATIS 2013). Die hieraus resultierenden Effekte auf die Biodiversität lassen sich 
u. a. am Indikator „Artenvielfalt in Agrarlandschaften“ aus der nationalen Biodiversi-
tätsstrategie für Deutschland (BMU 2010) ablesen, der bei einem aktuellen Trend weg 
vom Zielwert eine Zielerreichung von 66 % aufweist. Diese Zahlen zeigen aber auch die 
Unzulänglichkeit der bisherigen Instrumente und Indikatoren im Naturschutz für eine 
wirkliche Trendumkehr.
2 Indikatoren für die Biodiversität in Agrarlandschaften
Aktuelle Analysen zur naturschutzfachlichen Effizienz von Agrarumweltmaßnahmen 
zeigen zum Teil eine sehr ernüchternde Bilanz auf (Whittingham 2011). Neben der oft 
unzureichenden Zielausrichtung der Fördermaßnahmen auf die Bedürfnisse von Ziel-
organismen bzw. die Definition von Zielarten überhaupt, ist oft ein fehlendes Verständ-
nis für die Besonderheiten der Agrarlandschaften und die Bedürfnisse der Farmer als 
Ursache für die moderaten Ergebnisse anzuführen. 
Zu den Besonderheiten der Agrarlandschaften hinsichtlich des Vorkommens wildle-
bender Arten gehört die aufgrund der Bodenbearbeitung mindestens einmal jährlich 
stattfindende Zerstörung der Zönosen und ihrer Lebensräume. Die einzelnen Anbau-
flächen müssen danach regelmäßig entweder von außen oder aus dem Boden neu be-
siedelt werden. Dadurch greifen vorherrschende Strategien der Naturlandschaften, wie 
z. B. die Nischendifferenzierung oder Spezialisierung in Bezug auf Ressourcen, nicht als 
vorherrschende Triebkräfte der Habitatnutzung. Im Unterschied hierzu haben Anpas-
sungsstrategien, wie Mobilität, flexible Standortansprüche, hohe Reproduktionsraten 
und lateraler Austausch, eine sehr große Bedeutung für das Vorkommen von Arten. Als 
zusätzlicher Faktor kommt hinzu, dass die künstlich eingebrachten Kulturpflanzen die 
Habitatbedingungen des Lebensraumes Acker für andere wildlebende Arten hinsichtlich 
der Ressourcenverfügbarkeit (Beschattung, Mikroklima, Nahrungsangebot) vorstruk-
turieren. Diesen Besonderheiten in Agrarlandschaften müssen Indikatoren Rechnung 
tragen, wenn sie sensitiv für Änderungen innerhalb der Anbauverfahren sein sollen.
2.1 Struktur- und Ressourcenangebot
2.1.1 Ökotone
Ackerflächen werden durch wildlebende Arten auf unterschiedliche Weise genutzt. 
Eine in Agrarlandschaften weit verbreitete Strategie besteht darin, die Reproduktions- 
und Futterhabitate räumlich zu trennen. Die Arten reproduzieren sich in naturnahen, 
relativ ungestörten Begleitbiotopen von Ackerflächen, u. a. auch mit einem speziellen 
Strukturangebot (Gehölze), und nutzen die offenen Ackerflächen zur Nahrungssuche 
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(Ökotonarten). Untersuchungen zum Anbau von Energiegehölzen in Streifenform 
(Wagener et al. 2013, Abb. 1) haben gezeigt, dass durch den angepassten Anbau von 
Energiegehölzen das Angebot an speziellen Habitatstrukturen, hier eine heckenähnliche 
Vegetationsstruktur, für die Arten dieser Lebensräume verbessert werden kann. Diese 
wirkt sich letztendlich förderlich auf die Populationsgrößen der entsprechenden Arten 
aus. Die in Abbildung 1 dargestellte Besetzung der Reviere der Agrarvögel war bereits 
im dritten Jahr nach Anpflanzung der Gehölze feststellbar.
Abb. 1: Brutvogelrevierdichte auf Ackerflächen, benachbarten Linienstrukturelementen und 
Energieholzstreifen im Untersuchungsgebiet Scheyern 2012 (AiK – Energieholzstreifen, Quelle: 
Glemnitz et al. 2013, Kartengrundlage ATKIS (Basis-DLM; Vermessungsverwaltungen der Länder 
und BKG 2008))
2.1.2 Kompensationspotenzial des Naturraumes
Aus Einzelstudien gibt es umfangreiche Erkenntnisse darüber, wie verschiedene Land-
nutzungsverfahren und -systeme auf der Plot-Skala auf wildlebende Arten wirken. 
Reviews über den Stand des Wissens, z.  B. zu den Auswirkungen des Energiepflan-
zenanbaus (Dauber et al. 2010), weisen darauf hin, dass die Auswirkungen von Land-
nutzungsänderungen durch die Habitatausstattung der umgebenden Landschaft deut-
lich modifiziert, d. h. verstärkt oder abgeschwächt werden. Daher kann sich der Anbau 
von Energiegehölzen in unterschiedlichen Landschaften neutral, positiv oder negativ auf 
Zönosen auswirken (Dauber et al. 2010). In eine ähnliche Richtung geht die Diskussion 
um die zu berücksichtigenden „indirekten Landnutzungsänderungen“ (ILUC), z. B. im 
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Zusammenhang mit dem Grünlandumbruch für die Ausdehnung des Energiepflanzen-
anbaus. Für die Kompensation negativer Landnutzungseinflüsse auf Zönosen sind vor 
allem Flächen mit ökologischen Vorteilswirkungen durch z. B. reduzierte Störeinflüsse, 
mehrjährige Bodenruhe, besondere Ressourcen- oder Strukturangebote oder reduzierte 
Düngung und reduzierten Pflanzenschutz bedeutsam. 
Eine von Gevers et al. (2011) durchgeführte Szenarienstudie mit einem agentenbasierten 
Populationsmodell für sechs unterschiedliche Beispielsarten unterschiedlicher, regelmä-
ßig auf Ackerflächen vorkommender Zönosen hat untersucht, wie sich der zunehmende 
Maisanbau (+15 % bzw. +30 %) auf die Populationsentwicklung der Arten im Vergleich 
zum Ausgangszustand (Baseline) auswirkt. Da die ersten Ergebnisse entgegen den Er-
wartungen keine nennenswerten Unterschiede zwischen dem 15 %- und 30 %-Szenario 
ergaben, bezog man die Umwidmung der Bracheflächen in die Analyse mit ein (Abb. 2). 
Es zeigte sich, dass die festgestellten Populationsabnahmen nicht vordergründing auf 
den Maisanbau zurückzuführen waren, sondern auf die Abnahme der Bracheflächen. 
Abb. 2: Populationsentwicklung von Feldhase (oben) und Rebhuhn (unten) bei unterschiedli-
chen Szenarien für die Zunahme des Maisanbaus für die energetische Nutzung, kalkuliert mit 
dem individuenbasierten Modell ALMSS (Quelle: Gevers et al. 2011)
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Bei einem vollständigen Erhalt der Bracheflächen (100 %) nahmen die Populationen der 
Feldhasen (oben) und Rebhühner (unten) nur um etwa 10 % ab, während bei einem 
vollständigen Ersatz der Bracheflächen durch den Energiemais sich die Populationen 
nahezu halbierten (Feldhase) oder nahe an das Aussterben der Populationen (Rebhuhn) 
herankamen. 
2.2 Vielfalt in der Landnutzung: „Agro-Biodiversität“
Im Zusammenhang mit der sehr einseitigen Zunahme des Maisanbaus in den letzten 
Jahren im Rahmen des Energiepflanzenanbaus ist der Habitatwert einzelner Fruchtar-
ten, hier vor allem Mais, intensiv diskutiert worden. Mit dem Ziel, Kulturpflanzen mit 
besonderer ökologischer Bedeutung verstärkt in den Anbau zu bringen, wurden die 
Kulturarten im Rahmen des „Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG)“ in so genannte 
„Einsatzstoffvergütungsklassen“ eingeordnet und ihr Anbau mit einem Bonus vergü-
tet. Aufgrund des Fehlens von Vergleichsdaten wurden die Kulturarten hierfür durch 
Expertenabschätzungen oder auf der Basis von Literatursynopsen (z.  B.: Schindler, 
Schuhmacher 2007) gegenübergestellt. Oftmals konnten nur besser/schlechter- oder 
A/B/C-Bewertungen (EEA 2006) vorgenommen werden. 
Aus der Literatur ist bekannt, dass sich das Vorkommen von wildlebenden Arten auf 
Ackerflächen vordergründig an Übereinstimmung von Anbauperioden und Reproduk-
tionszyklen sowie an strukturellen Merkmalen der Kulturpflanzenbestände orientiert 
(McKinney, Lockwood 1999). Vergleichsuntersuchungen, basierend auf einer voraus-
gegangenen Klassifikation (Clusterung) der Kulturarten hinsichtlich der Dynamik ihrer 
Vegetationsstruktur, haben gezeigt, dass die Bewertung einzelner Kulturarten für eine 
generalisierende Bewertung von Biodiversitätseffekten zu Fehleinschätzungen führt. 
Während sich die einzelnen Kulturarten in der Anzahl der vorkommenden Arten nur 
geringfügig unterscheiden, trugen die untersuchten Kulturarten jeweils durch spezielle 
Beiträge zur Artenvielfalt (Tabelle 1) sowohl in der räumlichen als auch in einer mehr-
jährigen Betrachtung bei. 
Daraus ergibt sich, dass einzelne Fruchtarten geeignete Indikatoren für einzelne funktio-
nale Aspekte sind, die Fruchtartenvielfalt innerhalb der Fruchtfolgen entscheidet jedoch 
über die Diversität der Lebensgemeinschaften auf mittleren räumlichen und zeitlichen 
Skalen. Dies wird noch einmal deutlich, wenn man die Artenzahlen über ganze Anbau-
folgen zusammenfasst. Abbildung 3 fasst die Habitatwirkung einzelner Fruchtarten für 
insgesamt 32 Fruchtfolgen aus dem Projekt EVA (Hufnagel et al. 2009) zusammen. 
Demnach sind beim Anbau von Energiepflanzen in Monokulturen (1 Kulturartengrup-
pe) Abnahmen in den Artenanzahlen zwischen 13 % und 60 % bei den untersuchten 
Artengruppen im Vergleich zu einer Fruchtfolge mit mindestens zwei unterschiedlichen 
Kulturartengruppen zu erwarten. Eine Fruchtfolgeaufweitung um eine dritte Fruchtar-
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Tab. 1: Förderung einzelner funktionaler Artengruppen durch den Anbau von Wintergetreide, 
Mais und mehrjährigem Ackerfutter (Daten aus Felduntersuchungen 2006-2009 aus drei Unter-
suchungsgebieten im EVA-Projekt; Quelle: Hufnagel et al. 2009)
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Abb. 3: Artenvielalt in Fruchtfolgen mit unterschiedlicher Diversität (Daten aus Felduntersu-
chungen 2006-2009, drei Untersuchungsgebiete; Quelle: Hufnagel et al. 2009)
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tengruppe kann die Artenanzahlen um zwischen 8 % und 41 % erhöhen. Diese Effekte 
ergeben sich im Wesentlichen daraus, dass jede Kulturartengruppe neben den Aller-
weltsarten auch einen Teil an spezifischen Artvorkommen aufweist. 
Der Anbau in Monokulturen gefährdet das Vorkommen dieser spezialisierten Arten zuerst. 
3 Fazit
Änderungen im Landnutzungsmanagement wirken sich vor allem auf funktionale oder 
strukturelle Aspekte der Biodiversität aus. Für die Abschätzung der durch die Zunahme 
des Energiepflanzenanbaus zu erwartenden mittelfristigen Effekte auf die Nachhaltigkeit 
der biotischen Systeme sind Indikatoren erforderlich, die entweder indirekt auf die struk-
turelle Diversität der Lebensräume oder des Ressourcenangebots abheben oder direkt 
funktionale Gruppen („traits“) ansprechen. Für beide Bereiche existieren in der Literatur 
zahlreiche Grundlagen und Indikationsansätze. Es mangelt jedoch an den Definitionen 
der jeweiligen Referenzsysteme. Diese variieren systembedingt sowohl regional als auch 
für die einzelnen Artengruppen. Die Bedeutung der ökologischen Vorrangflächen ist aus 
Biodiversitätssicht unstrittig. Diese dienen als spezieller Lebensraum, als Besiedlungs-
quelle für die Ackerflächen und für die Kompensation von Störeffekten auf den einzel-
nen Anbauflächen. Damit dieses Instrument im Rahmen der Agrarumweltmaßnahmen 
effektiv für den Erhalt der Biodiversität in den Agrarlandschaften wirksam werden kann, 
bedarf es jedoch der Definition einer naturraumbezogenen Mindestdichte für ökologi-
sche Vorrangflächen bzw. artenbezogenen Gestaltungsvorgabe aus Naturschutzsicht. 
Methodisch könnte sich dies am vorliegenden Katalog für Kleinstrukturen bzw. dem hier 
zugrunde liegenden Biotopindex der einzelnen Gemeinden für Deutschland aus Sicht 
der Pflanzenschutzverordnung (Neukampf 2010) orientieren. 
Die Diversität in der Fruchtartenzusammensetzung bzw. in der Fruchtfolge ist das zent-
rale Element für das Vorkommen artenreicher Lebensgemeinschaften auf den einzelnen 
Ackerflächen aber auch im jeweiligen Landschaftsausschnitt. Hierbei besteht ein indi-
rekter Zusammenhang zwischen dem zeitlichen Nacheinander und räumlichen Neben-
einander der Kulturarten, der sich aus der begrenzten Verfügbarkeit von Land für den 
einzelnen Landwirt ergibt. Die fortschreitende Vereinfachung von Anbaustrukturen und 
Fruchtfolgen ist deshalb ein weitaus schwerwiegenderes Phänomen, welches einer Steu-
erung bedarf, als der zunehmende Anbau einzelner Fruchtarten (z. B. Mais). Die Einhal-
tung vielfältiger Fruchtfolgen ist bereits ein Kriterium im Bodenschutzgesetz. Es bedarf 
jedoch auch einer stärkeren Berücksichtigung aus der Sicht des Erhalts der Biodiversität 
in Agrarlandschaften, z. B. in der nationalen Biodiversitätsstrategie (BMU 2010). Durch 
den verstärkten Anbau einzelner Fruchtarten können ausgewählte Artengruppen gezielt 
gefördert werden. Dies verlangt jedoch eine vorherige Definition der anvisierten Ziele 
des Biodiversitätsschutzes in den Agrarlandschaften, die bislang noch aussteht. 
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Wissenschaft, Wirtschaft und Verwaltung sind in zunehmendem Maße auf georefe-
renzierte Informationen angewiesen. Dabei wächst auch der Bedarf an möglichst klein-
räumigen Auswertungen, sei es zu Planungszwecken, zur Optimierung von Geschäfts-
modellen oder zur Verbesserung wissenschaftlicher Analysen.
Die Informationstechnik sowie das vorhandene Datenmaterial an Geobasis- und Geo-
fachdaten versetzen datenverarbeitende Unternehmen in die Lage, derartige Auswer-
tungen mit überschaubarem Aufwand durchzuführen. Dabei sind die Möglichkeiten, 
ganz unterschiedliche georeferenzierte Informationen aus verschiedenen Quellen 
zusammenzuführen, miteinander zu verschneiden, daraus neue Erkenntnisse zu gewin-
nen und die so gewonnenen Informationen wiederum mit weiteren Daten zu verknüp-
fen, scheinbar unbegrenzt.
Die unendlichen technologischen Möglichkeiten treffen jedoch auf ein vorhandenes 
Umfeld rechtlicher Rahmenbedingungen, in das sie eingebettet werden müssen. Geht 
es um die Verarbeitung georeferenzierter Informationen, bildet das Datenschutzrecht 
einen wichtigen regulatorischen Rahmen, in dem sich kleinräumige Auswertungen 
bewegen müssen. Dabei fällt auf, dass ungeachtet des hohen Datenschutzbewusstseins 
in Deutschland im Zusammenhang mit der Verarbeitung geografischer Informationen 
eine eher geringe Sensibilität für den Datenschutz vorhanden ist. Öffentliche Debatten, 
z. B. zu Panoramadiensten wie Google Street View, haben auf der anderen Seite für eine 
gewisse Verunsicherung gesorgt. Schnell steht der Vorwurf im Raum, die datenschutz-
rechtlichen Regeln behindern die technologische Entwicklung.
Der folgende Beitrag soll deshalb einige wichtige datenschutzrechtliche Fragen im 
Zusammenhang mit der Verarbeitung georeferenzierter Informationen beleuchten.
1 Was haben Geodaten mit Datenschutz zu tun?
Geodaten sind in erster Linie Sachdaten. Sie treffen eine Aussage über bestimmte 
Eigenschaften eines Punktes oder einer Fläche auf der Erdoberfläche. Der Datenschutz 
beschäftigt sich nicht mit Sachdaten, sondern mit personenbezogenen Daten. Deshalb 
muss man sich die Frage stellen, wann Geodaten zu personenbezogenen Daten werden 
und welche Folgen dies hat.
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Bedenkt man die weitreichende öffentliche Verfügbarkeit von Geoinformationen ist 
zudem fraglich, ob deren weitere Verarbeitung Persönlichkeitsrechte tangiert oder nicht, 
unabhängig davon, ob die Daten als personenbezogen betrachtet werden oder nicht.
1.1 Sachdaten oder personenbezogene Daten
Gegenstand der Betrachtung sind zunächst die Geodaten. Geodaten werden im 
Geodatenzugangsgesetz des Bundes, das auf der INSPIRE-Richtlinie beruht, als 
Daten mit direktem oder indirektem Bezug zu einem Standort oder einem geografischen 
Gebiet definiert.
Personenbezogene Daten sind nach der Definition in § 3 Abs. 1 Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person.
Kombiniert man beide Definitionen miteinander, erhält man eine Definition für perso-
nenbezogene Geodaten: Einzelangaben über (persönliche oder) sachliche Verhältnisse 
einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person mit direktem oder indirektem 
Bezug zu einem Standort oder geografischen Gebiet.
Die praktische Bedeutung dieser notwendigerweise abstrakten Beschreibung lässt sich 
am besten anhand der einzelnen Elemente der Definition erläutern.
1.1.1 Einzelangaben
Eine Einzelangabe ist jede Information, die sich singulär auf einen bestimmten Gegen-
stand bezieht. Sie verknüpft also die einzelne Information, das einzelne Merkmal mit 
einem Gegenstand, der noch nicht notwendigerweise einer Person zugeordnet sein 
muss. Handelt es sich um zusammengefasste oder aggregierte Angaben, kann dement-
sprechend nicht mehr von Einzelangaben gesprochen werden.
Für die Geodaten bedeutet dies, dass Informationen, die großräumige geografische 
Gebiete darstellen und sich auf Phänomene wie z. B. Klima, Topographie oder Böden 
beziehen, regelmäßig keine Einzelangaben sind. Dies gilt auch dann, wenn sie als Merk-
mal einem bestimmten Punkt der Erdoberfläche zugeordnet werden können, Beispiel: 
„Die Stadt Dresden befindet sich in der gemäßigten Klimazone“.
Kleinräumige Informationen, die sich auf ein bestimmtes Grundstück beziehen, sind in 
der Regel Einzelangaben. Dabei kann es sich um Informationen zu Art und Maß der 
baulichen Nutzung, zur Verkehrserschließung oder auch zu konkreten Umwelteigen-
schaften handeln, Beispiel: „Grundstück X befindet sich in einem hochwassergefährde-
ten Gebiet mit dem Hochwasserrisiko Y“.
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1.1.2 Persönliche oder sachliche Verhältnisse
Einzelangaben sind nur dann personenbezogen, wenn sie etwas über die persönlichen 
oder sachlichen Verhältnisse einer Person aussagen.
Eine Differenzierung zwischen sachlichen und persönlichen Verhältnissen ist schwierig, 
da die sachlichen Verhältnisse (z. B. bauliche Eigenschaft eines Grundstücks) auch eine 
Aussage über persönliche Verhältnisse (z. B. Alter oder Gesundheitszustand) treffen 
können. Da beide Merkmale gleichberechtigt nebeneinander stehen, ist diese Unter-
scheidung von untergeordneter Bedeutung.
Die sachlichen oder persönlichen Verhältnisse sind der Bezugsgegenstand der Einzel-
angabe, welche nicht für sich steht, sondern immer eine bestimmte Aussage trifft. 
Gleichzeitig stellen sie das verbindende Merkmal zwischen Einzelangabe und Person dar.
So treffen konkrete Informationen über die Hochwassergefährdung eines bestimmten 
Grundstücks (auch) eine Aussage über die sachlichen Verhältnisse einer Person, nämlich 
über den Wert des Grundstücks und damit über das Vermögen des Eigentümers des 
Grundstücks.
1.1.3 Bestimmte oder bestimmbare natürliche Person
Wichtigstes Merkmal eines personenbezogenen Datums ist, dass sich die Einzelanga-
ben auf eine bestimmte oder bestimmbare natürliche Person beziehen. Dies bedeu-
tet zunächst, dass nur lebende natürliche Personen vom Datenschutz erfasst werden. 
Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen schützen also in der Regel weder juristische 
Personen noch verstorbene Personen, sofern nicht ausnahmsweise gesetzlich etwas 
anderes angeordnet wird.
Wie die Gleichsetzung von „bestimmt“ und „bestimmbar“ zeigt, hat sich der Gesetz-
geber für einen weiten Begriff des Personenbezugs entschieden: Informationen sind also 
nicht nur dann personenbezogen, wenn aus ihnen, etwa durch Nennung eines Namens 
in Verbindung mit einer Anschrift, eindeutig und für jedermann erkennbar der Bezug zu 
einer bestimmten Person hergeleitet werden kann.
Personenbezug wird vielmehr auch schon dann angenommen, wenn die Informationen 
einer natürlichen Person zugeordnet werden können. Demzufolge entfällt ein Perso-
nenbezug erst dann, wenn diese Zuordnung nicht mehr möglich ist. Dies ist erst dann 
der Fall, wenn die Daten anonym sind. Das Gesetz legt dabei einen relativen Ansatz 
zugrunde: Daten werden schon dann als anonym angesehen, wenn sie nur noch mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand an Kosten, Zeit und Arbeitskraft einer natürlichen 
Person zugeordnet werden können.
Sven Hermerschmidt254
Das Gesetz trifft unmittelbar keine Aussage darüber, für wen die Person bestimmbar 
sein muss. Es wird daher vertreten, dass nur dann von einem Personenbezug auszu-
gehen sei, wenn die verantwortliche Stelle selbst in der Lage ist, die Informationen 
einer Person zuzuordnen. Dies würde bedeuten, dass die Daten für diejenigen, die selbst 
nicht unmittelbar die Informationen einer natürlichen Person zuordnen können, u. U. 
als anonymisiert angesehen werden könnten. Damit könnte ein und dasselbe Datum 
sowohl personenbezogen als auch nicht personenbezogen sein, je nachdem, von wem 
es verarbeitet wird.
Dieser sog. relative Begriff des Personenbezugs wird von den Datenschutzaufsichts-
behörden überwiegend abgelehnt und stattdessen ein absoluter Begriff des Personen-
bezugs vertreten. Demnach sind Daten erst dann als anonym zu betrachten, wenn 
niemand mehr in der Lage ist, die Informationen einer natürlichen Person zuzuordnen.
Diese Unterscheidung ist nicht allein theoretischer Natur, sondern hat durchaus 
gravierende Konsequenzen: Legt man den absoluten Begriff des Personenbezugs 
zugrunde sind auch solche Daten als personenbezogen anzusehen, bei denen die 
potenzielle Möglichkeit der Herstellung eines Personenbezugs besteht, auch wenn die 
verantwortliche Stelle vielleicht selbst gar kein Interesse am Personenbezug hat. So sind 
z. B. Daten über eine Internetnutzung, die lediglich mit einer IP-Adresse verknüpft sind, 
als personen bezogene Daten zu betrachten, da – etwa mithilfe des Access Providers – 
eine Zuordnung zur Person des Internetnutzers in vielen Fällen ohne unverhältnismäßig 
großen Aufwand möglich sein wird.
Ein solches weites Verständnis des Personenbezugs ist durchaus geboten, da anderen-
falls ein wirksamer und umfassender Grundrechtsschutz für den Einzelnen nicht gewähr-
leistet wäre.
Für die Geoinformationen bedeutet das, dass solche Informationen, die sich auf ein 
konkretes Grundstück beziehen, grundsätzlich als personenbezogene Daten anzusehen 
sind, sofern es sich bei dem Eigentümer oder sonst dinglich oder schuldrechtlich Berech-
tigten (z. B. Inhaber eines Nießbrauchrechts oder Mieter) um eine natürliche Person 
handelt. Dies gilt unabhängig davon, ob sich die Identität des Eigentümers unmittelbar 
aus den Informationen ergibt oder nicht. Denn es ist in der Regel nicht mit einem un-
verhältnismäßigen Aufwand an Kosten, Zeit und Arbeitskraft verbunden, die Person des 
Eigentümers/Berechtigten zu ermitteln.
1.2 Was bedeutet der Personenbezug grundstücksbezogener  
Informationen?
Aufgrund der Systematik des deutschen und europäischen Datenschutzrechts ist die 
Verarbeitung personenbezogener Daten verboten, sofern sie nicht aufgrund der Einwil-
ligung des Betroffenen oder auf der Grundlage gesetzlicher Bestimmungen erlaubt ist.
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Dies bedeutet aber nicht automatisch, dass die Verarbeitung grundstücksbezoge-
ner Informationen weitgehend unzulässig wäre, nur weil es sich hier regelmäßig um 
personenbezogene Daten handelt. Der Personenbezug führt (lediglich) dazu, dass bei 
der Verarbeitung grundstücksbezogener Informationen die datenschutzrechtlichen 
Rahmenbedingungen zu beachten sind.
Die Einwilligung des Betroffenen wird bei der Verarbeitung von personenbezoge-
nen Geodaten häufig als Legitimation nicht in Betracht kommen, da gerade bei der 
Einbeziehung von Daten einer größeren Zahl von Grundstücken der hierfür zu leistende 
Aufwand sehr hoch wäre.
Sofern die Einwilligung nicht in Betracht kommt, bedarf die Verarbeitung personenbe-
zogener Geodaten daher einer rechtlichen Grundlage in den Datenschutzgesetzen von 
Bund und Ländern. Dabei wird in Deutschland zwischen der Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch Behörden oder anderen öffentlichen Stellen einerseits und der 
Verarbeitung durch Unternehmen, Freiberufler, Vereine und anderer sog. nicht-öffentli-
cher Stellen andererseits unterschieden.
Öffentliche Stellen dürfen – vereinfacht gesagt – personenbezogene Daten dann verar-
beiten, wenn dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Das bedeu-
tet, dass sie sich auf dasjenige beschränken müssen, was zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
tatsächlich notwendig ist. Reine Zweckmäßigkeitsgesichtspunkte vermögen Eingriffe 
in das grundrechtlich geschützte Recht auf informationelle Selbstbestimmung nicht zu 
rechtfertigen.
Nicht-öffentliche Stellen dürfen – abgesehen von der Einwilligung – personenbezogene 
Daten grundsätzlich dann zu eigenen geschäftlichen Zwecken verarbeiten, wenn dies 
zur Erfüllung eines Vertrages mit dem Betroffenen erforderlich ist oder sie ein berech-
tigtes Interesse an der Verarbeitung haben. Im letzteren Falle müssen die berechtigten 
Interessen mit den schutzwürdigen Interessen der Betroffenen abgewogen werden; eine 
Verarbeitung darf nur erfolgen, wenn die berechtigten Interessen überwiegen.
Handelt es sich um Daten aus allgemein zugänglichen Quellen, so wird der Verarbeiter 
privilegiert. Seine berechtigten Interessen überwiegen nur dann nicht, wenn die schutz-
würdigen Interessen des Betroffenen offensichtlich überwiegen. Dies ist für die Verar-
beitung personenbezogener Geodaten von großer Bedeutung, da aufgrund der Um-
setzung der INSPIRE-Richtlinie eine Vielzahl von Geodaten, auch personenbezogenen 
Geodaten, allgemein zugänglich ist.
Darüber hinaus ist auch die Verarbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken wis-
senschaftlicher Forschung erlaubt und dies u. U. auch dann, wenn die Daten ursprüng-
lich zu einem anderen Zweck erhoben und verarbeitet worden sind.
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1.3 Zwischenfazit
Georeferenzierte Daten sind in jedem Falle immer dann als personenbezogene Daten im 
Sinne der datenschutzrechtlichen Bestimmungen anzusehen, wenn sie sich auf einzelne 
Grundstücke beziehen. Die Person des Eigentümers oder eines anderen Berechtigten an 
dem einzelnen Grundstück ist in der Regel ohne unverhältnismäßig hohen Aufwand an 
Kosten, Zeit und Arbeitskraft ermittelbar.
Deshalb sind bei der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung grundstücksbezogener 
Daten und damit auch bei deren kleinräumiger Auswertung die datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen zu beachten.
2 Lösungsansätze
Wie bereits angedeutet, bedeutet die weitreichende Einordnung georeferenzierter 
Daten als personenbezogene Daten nicht automatisch, dass deren Verarbeitung nicht 
mehr erfolgen kann.
Angesichts der hohen Komplexität der datenschutzrechtlichen Vorschriften stehen 
einzelne Verarbeiter jedoch häufig vor der Schwierigkeit einschätzen zu können, was 
erlaubt ist und an welcher Stelle ggf. mit Einschränkungen oder gar der Unzulässigkeit 
der Datenverarbeitung zu rechnen ist. Dies beginnt bei der hier skizzierten Frage, ob es 
sich überhaupt um personenbezogene Daten handelt und setzt sich fort mit dem Finden 
der notwendigen rechtlichen Grundlagen und deren Auslegung.
2.1 Beratung durch die Aufsichtsbehörden
Die Aufsichtsbehörden – seien es die für die Datenschutzaufsicht im Bereich der 
Privatwirtschaft zuständigen Aufsichtsbehörden der Länder oder die für die öffentliche 
Verwaltung in Bund und Ländern jeweils zuständigen Bundes- bzw. Landesdatenschutz-
beauftragten – haben nicht nur den gesetzlichen Auftrag, die verantwortlichen Stellen 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu kontrollieren. Sie sind vielmehr auch gehalten, die 
verantwortlichen Stellen bei der Einhaltung und Umsetzung der datenschutzrechtlichen 
Anforderungen zu beraten.
2.2 Selbstregulierung der geodatenverarbeitenden Wirtschaft
2.2.1 Ziel der Selbstregulierung und Verfahren
Seit einigen Jahren sind im Bereich der geodatenverarbeitenden Wirtschaft Bestrebun-
gen zu beobachten, für den Umgang mit georeferenzierten personenbezogenen Daten 
im Wege der Selbstregulierung für mehr Rechtssicherheit und faire Wettbewerbsbedin-
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gungen zu sorgen. Das Bundesdatenschutzgesetz sieht in § 38a die Möglichkeit vor, 
dass beispielsweise Verbände, die datenverarbeitende Unternehmen vertreten, im Wege 
der Selbstregulierung zur Verbesserung des Datenschutzes beitragen können.
Selbstregulierungsmechanismen (Codes of Conduct) nach § 38a BDSG können keine 
eigenständigen Befugnisse zur Verarbeitung personenbezogener Daten begründen. 
Diese grundsätzlichen Entscheidungen bleiben dem Gesetzgeber vorbehalten. Insofern 
verbleibt es auch bei einem bestehenden Code of Conduct bei den oben skizzierten 
grundsätzlichen datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen.
Der Zweck eines Codes of Conduct besteht vielmehr darin, die notwendigerweise sehr 
abstrakt gehaltenen datenschutzrechtlichen Vorschriften zu konkretisieren und für typi-
sche Anwendungen in einer bestimmten Branche mit Leben zu erfüllen. Insofern bietet 
sich die geodatenverarbeitende Branche als Beispiel für die Etablierung von Selbstregu-
lierungsmechanismen in Form eines Codes of Conduct geradezu an.
Um sicherzustellen, dass ein Code of Conduct mit dem Datenschutzrecht vereinbar ist, 
muss er vom verantwortlichen Verband der zuständigen Aufsichtsbehörde vorgelegt 
werden, die die Vereinbarkeit mit dem Datenschutzrecht prüft. Kommt sie zu einem 
positiven Ergebnis, wird die Vereinbarkeit mit einem feststellenden Verwaltungsakt 
bestätigt.
2.2.2 Möglicher Inhalt: Festlegung von Schwellenwerten
Ein Code of Conduct könnte einerseits verfahrensmäßige bzw. technische und organisa-
torische Sicherungen enthalten, die zu einer Verbesserung des Datenschutzniveaus und 
gleichzeitig für gleiche Bedingungen im Wettbewerb sorgen könnten. Vorstellbar wäre 
etwa die standardisierte Akkreditierung von bestimmten Geschäftsmodellen oder die 
Vorgabe, ein Datenschutzmanagement zur Einhaltung bestimmter Standards im techni-
schen und organisatorischen Datenschutz einzuführen.
Darüber hinaus können aber auch die rechtlichen Anforderungen in einer Weise konkre-
tisiert werden, dass ein Code of Conduct auch in dieser Weise einen echten Mehrwert 
darstellt. In diesem Zusammenhang wird bei der Verarbeitung von personenbezoge-
nen Geodaten über bestimmte Schwellenwerte diskutiert, bei deren Unterschreiten im 
Regelfall nur noch von einer geringen persönlichkeitsrechtlichen Relevanz ausgegangen 
wird. Dies ist vor allem immer dann von Bedeutung, wenn die gesetzlichen Bestimmun-
gen eine Abwägung verschiedener Interessen vorsehen, so wie dies insbesondere bei 
der Abwägung des berechtigten Interesses eines Verarbeiters mit den schutzwürdigen 
Interessen des Betroffenen der Fall ist. Zudem hat diese Herangehensweise den Vorteil, 
dass über die im Einzelfall regelmäßig umstrittene Frage, ob es sich um personenbezoge-
ne Daten handelt, nicht zwingend entschieden werden muss. Denn dieser Ansatz unter-
stellt grundsätzlich den Personenbezug, trägt jedoch der unterschiedlichen Eingriffstiefe 
Rechnung.
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Konkret werden hier folgende Schwellenwerte diskutiert:
Auflösung ≥ 20 cm pro Bildpunkt (bei Satelliten- bzw. Luftbildinformationen)
Maßstab ≤ 1:5 000 (bei Kartendarstellungen)
Darstellung auf einer gerasterten Fläche ≥ 100 m x 100 m 
Aggregierung auf mindestens 4 Haushalte
Werden diese Schwellenwerte unterschritten, so geht die Mehrzahl der Aufsichtsbe-
hörden von einer geringen persönlichkeitsrechtlichen Relevanz aus mit der Folge, dass 
Abwägungsprozesse in der Regel zugunsten der verantwortlichen Stelle ausgehen. Dies 
gilt ungeachtet der Frage, dass auch bei einem Unterschreiten dieser Schwellenwerte 
häufig noch von einem Personenbezug auszugehen ist.
Diese Schwellenwerte sind keine verbindliche gesetzliche Regelung. Sie sind jedoch 
ein starkes Indiz für die Frage der Zulässigkeit der Verarbeitung personenbezogener 
Geodaten.
2.2.3 Weiterverarbeitung zulässig erhobener und verarbeiteter Geodaten
Sind Geodaten auf zulässige Weise erhoben und werden sie für einen bestimmten 
(primären) Zweck nach den o. g. Kriterien in zulässiger Weise verarbeitet, stellt sich die 
Frage nach der Zulässigkeit der Weiterverarbeitung dieser Daten für andere Zwecke.
Auch hierfür gelten selbstverständlich die datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen. 
Es bedarf also wiederum einer Einwilligung oder einer Rechtsgrundlage im Datenschutz-
recht. Vorrangig ist jedoch immer zu prüfen, ob die Daten in einer Weise aggregiert oder 
sonst verändert werden können, dass von einer Anonymität der Daten ausgegangen 
werden kann. Dies folgt schon aus dem übergreifenden datenschutzrechtlichen Prinzip 
von Datenvermeidung und Datensparsamkeit (§ 3a BDSG).
Die Daten unterliegen zudem einer Zweckbindung, d. h. der Primärzweck haftet den 
Daten in einer Weise an, dass sie grundsätzlich nur für diesen Zweck weiterverarbei-
tet werden dürfen. Dies dient der Transparenz für den Betroffenen, der grundsätzlich 
nachvollziehen können soll, wer was wann bei welcher Gelegenheit über ihn weiß. Die 
Datenschutzgesetze erlauben allerdings unter bestimmten Bedingungen ein Abweichen 
von der Zweckbindung; so ist z. B. die wissenschaftliche Forschung hierbei privilegiert.
Ein besonderes Problem ist die Verknüpfung und Verschneidung zunächst eher „harm-
loser“ personenbezogener Daten zu neuen Daten, aus denen völlig neue, für den 
Betroffenen u. U. sehr sensible, Erkenntnisse gewonnen werden können. Die Nutzung 
von Big-Data-Technologien ermöglicht hier die Bildung umfassender Profile über iden-
tifizierbare Personen. Aufgrund der nicht unerheblichen Gefahren für die Datenschutz-
rechte des Einzelnen, sind derartige Datenverarbeitungen nur unter sehr engen Voraus-
setzungen zulässig.
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Anwendung des SAFE-Verfahrens zur Sicherung  
der statistischen Geheimhaltung im Zensus 2011
Sarah Giessing
Zusammenfassung
Zur Gewährleistung der statistischen Geheimhaltung bei den Daten des Zensus 2011 
wurde ein methodischer Wechsel von den bislang üblichen informationsreduzierenden 
Zellsperrverfahren zu einem datenverändernden Geheimhaltungsverfahren vollzogen. 
Dazu wurde das im Statistischen Landesamt Berlin entwickelte Verfahren SAFE (=„Siche-
re Anonymisierung für Einzeldaten“) eingesetzt. Durch das Verfahren wird die Daten-
basis so verändert, dass jede in den Originaldaten existierende Merkmalskombination in 
der geschützten Datenbasis mindestens dreimal oder gar nicht mehr auftritt. Diese Ver-
änderungen werden so optimiert, dass sie sich bei allen relevanten, ausreichend zusam-
mengefassten Ergebnissen weitgehend untereinander ausgleichen. Diese stimmen also 
nahezu exakt mit auf Basis der unveränderten Daten errechneten Ergebnissen überein.
Die durch Anwendung des SAFE-Verfahrens in den Ergebnissen erzeugten Abwei-
chungen von den Originalwerten dokumentieren die Statistischen Ämter in Form von 
Kennziffern. Der vorliegende Beitrag gibt einige zentrale Aussagen aus der Analyse 
dieser Kennziffern kurz wieder. Abschnitt 2 erläutert Besonderheiten der Anwendung 
des SAFE-Verfahrens im Umgang mit den speziellen Datenstrukturen des Zensus 2011. 
Abschließend geht der Beitrag auf verschiedene im Bereich der Ergebnisdarstellung ge-
troffene Maßnahmen ein. Das betrifft insbesondere auch die Darstellung von Verhältnis-
zahlen. Zweck dieser Maßnahmen ist die Vermeidung von Fehlinterpretation der Daten, 
wenn im Einzelfall bzw. bei vorliegenden Sonderkonstellationen SAFE-Abweichungen 
Ergebnisse mehr als „üblich“ beeinflussen.
1 Einführung
Die Einzeldaten des Zensus 2011 unterliegen dem Statistikgeheimnis nach § 16 Bundes-
statistikgesetz (BMJV 1987). Wegen der großen Bedeutung, die das Vertrauen der Be-
fragten in die Wahrung des Datenschutzes ihrer vertraulichen Angaben hat, bezieht die 
amtliche Statistik die Verpflichtung zur statistischen Geheimhaltung auch auf den Schutz 
von in Tabellen zusammengefassten Angaben, wenn die Gefahr besteht, dass dadurch 
Verhältnisse eines einzelnen Auskunftspflichtigen offenbart werden.
Die klassischen Methoden zur Gewährleistung der statistischen Geheimhaltung in 
Tabellen beruhen auf Informationsreduktion, wie z. B. dem Unterdrücken einzelner 
Tabellenfelder. Dabei ist immer zu beachten, dass zusätzlich Sekundärsperrungen 
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gesetzt werden müssen, damit unterdrückte Felder auf Grund von ebenfalls veröffent-
lichten Summenangaben nicht rückrechenbar sind. 
Die Auswertungssysteme zur Ergebnispräsentation des Zensus 2011 eröffnen die Mög-
lichkeit flexibler Auswertungen in vielfältigen Kombinationen. Die Risiken der Rück-
rechenbarkeit von gesperrten Feldern in den so generierbaren Auswertungen wären 
jedoch wegen der Vielzahl an Summenbeziehungen zwischen den generierbaren Tabel-
lenfeldern nicht mehr kontrollierbar. Aus diesem Grund wurde in vielen Ländern ein me-
thodischer Wechsel zu einem datenverändernden Geheimhaltungsverfahren vollzogen. 
Datenverändernde Verfahren der statistischen Geheimhaltung unterscheiden sich von 
informationsreduzierenden Verfahren dadurch, dass sie geheim zu haltende Informati-
onen nicht unterdrücken, sondern durch veränderte Ergebnisse ersetzen. Den Nutzern 
werden der Realität sehr ähnliche Ergebnisse präsentiert. Diese sollen die Eigenschaften 
der Gesamtheit sehr gut widerspiegeln, gleichzeitig aber auch verhindern, dass sicher 
Rückschlüsse über Einzelangaben gezogen werden können.
1.1 Die Entscheidung für das Verfahren SAFE
Es gibt eine Reihe unterschiedlicher Verfahrensansätze. Verwiesen sei an dieser Stelle 
auf datenverändernde Geheimhaltungsmethoden im britischen, neuseeländischen und 
australischen Zensus 2011 (Forbes et al. 2009) sowie auf Techniken, die vom US Census 
Bureau zur Geheimhaltung des amerikanischen Zensus 2010 verwendet wurden (Zayatz 
et al. 2009).
Im deutschen Zensus 2011 wird das Verfahren SAFE (Höhne 2003) eingesetzt. Bei SAFE 
handelt sich um ein sogenanntes Mikroaggregationsverfahren (s. Domingo-Ferrer und 
Mateo-Sanz 2002). Die Datenbasis wird so verändert, dass jede in den Originaldaten 
existierende Merkmalskombination (bei Personen z. B. aus Alter, Geschlecht, Familien-
stand, Religion usw.) in der geschützten Datenbasis mindestens dreimal oder gar nicht 
mehr auftritt. SAFE benutzt zur Durchführung der dafür nötigen Veränderungen in den 
Daten einen intelligenten Optimierungs-Ansatz. Dieser sorgt dafür, dass die Verände-
rungen so vorgenommen werden, dass sie sich weitgehend untereinander ausgleichen. 
So wird erreicht, dass die Vielzahl aller für Veröffentlichungen vorgesehenen Ergebnisse 
mit kleinstmöglicher Abweichung gegenüber den entsprechenden Originalhäufigkeiten 
reproduziert wird. Gleichzeitig wird bei allen relevanten, ausreichend zusammenge-
fassten Ergebnissen gewährleistet, dass diese mehr oder weniger exakt mit Ergebnis-
sen übereinstimmen, die auf Basis der unveränderten Daten errechnet werden. Des-
halb wurden die gegenüber einem im Rahmen einer methodischen Voruntersuchung 
(s. Giessing, Höhne 2010) näher geprüften alternativen Ansatz (Fraser, Wooton 2005) 
festgestellten Nachteile in Bezug auf die Genauigkeit der geschützten Ergebnisse als 
nicht so gravierend beurteilt. Letztlich ausschlaggebend für die Wahl von SAFE wa-
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ren zum einen seine praktischen Vorzüge (es handelt sich um eine im Verbund der 
deutschen Statistikämter erprobte Software, die nicht in die Online-Anwendung der 
Zensus-Auswertungsdatenbank integriert werden musste). Zum anderen gehören beim 
geprüften Alternativverfahren geringfügige Abweichungen zwischen logisch identischen 
Ergebnissen zum Konzept, was als sehr nachteilig bewertet wurde. Untersuchungen zu 
weiteren Alternativansätzen (etwa dem Verfahren des US Census Bureau, s. o.) wären 
relativ aufwändig gewesen und aus Kapazitätsgründen nicht möglich.
1.2 Mit SAFE behandelte Datenbestände
Vor Anwendung des Verfahrens wurden die statistischen Einheiten zunächst in zwei 
Datenbestände aufgeteilt. Der eine Datenbestand umfasst alle Merkmale der statisti-
schen Einheit Person und der andere Datenbestand umfasst alle anderen statistischen 
Einheiten des Zensus 2011 (Haushalte, Familien, Wohnungen und Gebäude). Die 
Geheimhaltung der Daten mit SAFE erfolgt nicht bei allen ausgewiesenen Tabellen. 
Bei Auswertungen, die aus der Haushaltsstichprobe hochgerechnet wurden, wird ein 
Rückschluss auf Einzelfälle bereits durch die Hochrechnung und anschließende Rundung 
verhindert. Die Einwohnerzahlen werden dagegen stets als unveränderter Originalwert 
ausgewiesen. Bei allen anderen Auswertungen werden die Daten mit SAFE geheim 
gehalten. Zu Verhältniszahlen sei auf Kapitel 4.2 („Verhältniszahlen“) verwiesen.
2 Wie stark verändert SAFE die Daten?
Kennzahlen zu den durch die Anwendung des SAFE-Verfahrens in den Daten erzeugte 
Abweichungen von den Originalwerten werden im Anhang der von den Statistischen 
Ämtern herausgegebenen Nutzer-Kurzinformation zu SAFE (Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder 2014) gezeigt. Die zentralen Aussagen seien hier kurz wieder-
gegeben. Sie beziehen sich auf die Gesamtheit der Tabellenfelder der Auswertungsta-
bellen innerhalb der beiden Datenbestände, bei denen eine Geheimhaltung mit SAFE 
durchgeführt wurde. Es handelt sich um ca. 214 Millionen Tabellenfelder, die Ergebnis-
se zur Bevölkerung ausweisen bzw. ca. 164 Millionen Tabellenfelder mit Ergebnissen 
zu Gebäude-, Wohnungs-, Haushalts- und Familiendaten. Die feinste Regionalebene 
in diesem Auswertungstabellenbestand ist die Gemeinde bzw. in Berlin und Hamburg 
der Stadtbezirk. Ebenfalls enthalten sind höhere Regionalebenen (Verbandsgemeinden, 
Kreise, Regierungsbezirke, Bundesländer und Bund). Nicht enthalten sind kleinräumige-
re Gliederungen, wie z. B. kirchenregionale Gebietsgliederungen oder Ortsteile.
Abbildung 1 zeigt die Verteilung der Tabellenfelder nach der durch SAFE erzeugten 
Abweichung von ihren Originalwerten.
Insgesamt wirkt sich die Geheimhaltung durch SAFE auf die Ergebnisse zu Gebäuden, 
Wohnungen, Haushalten und Familien etwas stärker aus – die mittlere absolute durch 
Sarah Giessing264
SAFE bewirkte Veränderung der Originalhäufigkeiten beträgt hier 3,8. Bei den Bevöl-
kerungsdaten hingegen liegen die absoluten Abweichungen im Mittel bei 2,5 Perso-
nen. Bei der Mehrheit der Tabellenfelder liegt die durch SAFE bewirkte Veränderung der 
Originalhäufigkeiten bei bis zu +/-2 Einheiten1. Abweichungen von +/-3 treten bei 
11 % der Tabellenfelder auf. Abweichungen von +/-7 sind schon deutlich seltener. Sie 
finden sich bei nur noch 4,3 % der Tabellenfelder mit Bevölkerungsergebnissen bzw. 
bei weniger als 15 % der Tabellenfelder mit Ergebnissen zu Gebäuden, Wohnungen, 
Haushalten und Familien.
Bei den Bevölkerungsdaten treten Abweichungen in den ausgewiesenen Ergebnissen 
von mehr als +/-12 sehr selten auf. Abweichungen in dieser Größenordnung kom-
men nur bei etwa 2 von 1 000 Ergebnissen vor. Bei den ausgewiesenen Ergebnissen zu 
Gebäuden, Wohnungen, Haushalten und Familien kommen – äußerst selten – auch 
Abweichungen von 20 und mehr vor. Weniger als 8 von 10 000 Ergebnissen weisen eine 
Abweichung dieser Größenordnung auf.
Abbildung 1 zeigt die Verteilung der Tabellenfelder nach der durch SAFE erzeugten 
Abweichung von ihren Originalwerten.
Abb. 1: Anteil der Tabellenfelder kumuliert (mit SAFE-Abweichungen von über … in %) 
(Quelle: eigene Bearbeitung der Statistiken aus Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
2014) 
1 Je nach Tabelle handelt es sich bei den „Einheiten“ um Personen, Gebäuden, Wohnungen, Haus halte 
oder Familien.
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3 Besondere Datenstrukturen im Zensus 2011
Im Zensus 2011 werden Daten für unterschiedliche Einheiten erhoben. Es handelt sich 
bei diesen Einheiten entweder um Personen oder um Haushalte, um Familien, um 
Gebäude oder um Wohnungen. Wie eingangs erwähnt, zielt das SAFE-Verfahren darauf 
ab, Veränderungen in den Daten so vorzunehmen, dass sie sich weitgehend unterein-
ander ausgleichen und Ergebnisse mit „kleinstmöglicher“ Abweichung gegenüber den 
entsprechenden Originalhäufigkeiten produziert werden.
Beziehungen zwischen unterschiedlichen Erhebungseinheiten (z. B. zwischen Wohnun-
gen und Gebäuden) können dabei nur zu einem gewissen Grad berücksichtigt werden. 
So wird beispielsweise jeweils die beste Lösung für die Auszählungen „Gebäude mit 
zwei Wohnungen“ und „Wohnungen in Gebäuden mit zwei Wohnungen“ ermittelt. 
Während im Originaldatenbestand zwischen den betreffenden Ergebnissen normaler-
weise ein logischer Zusammenhang besteht (die Zahl der Wohnungen in Gebäuden 
mit zwei Wohnungen entspricht dem Doppelten der Zahl der betreffenden Gebäude) 
wird dieser in den veränderten Daten nur noch „grob“ eingehalten. Mit den veränder-
ten Daten gerechnet werden beide Zahlen eine Abweichung von um +/-2 oder sogar 
etwas mehr zum Originalergebnis beinhalten. Diese Abweichung kann bei beiden Zahlen 
unterschiedlich groß und sogar unterschiedlich gerichtet ausfallen. Eine Änderung auf 
2 Gebäude weniger und 2 Wohnungen mehr würde sich beispielsweise in der logischen 
Beziehung zwischen der Zahl der „Gebäude mit 2 Wohnungen“ und der „Anzahl an 
Wohnungen“ in diesen Gebäuden als 6 Wohnungen „zu viel“ darstellen.
Die eingangs erwähnte, vom übrigen Datenbestand getrennte SAFE-Verarbeitung des 
Datenbestands zur statistischen Einheit „Person“ hat zunächst zwei separate SAFE- 
Datenbestände zur Folge. Diese enthalten nur die jeweiligen Auswertungsmerkmale 
und keine Hilfsmerkmale (sog. Identifikatoren). Aus den beiden getrennten Datenbe-
ständen lassen sich keine gemeinsamen Auswertungen vornehmen, wie beispielsweise 
eine Auszählung von Personen nach bestimmten Haushaltstypen.
Um dies zu ermöglichen, werden in einem Zwischenschritt die Datenbestände nach SAFE 
über eine Ähnlichkeitssuche eins zu eins mit den Originalbeständen zusammengeführt, 
um so Identifikatoren aus den Originaldaten an den SAFE-Datenbestand anzufügen. 
Der Identifikator, z. B. einer Original-Person, wird dabei mit Merkmalsausprägungen 
aus einem SAFE-Personen-Datensatz verknüpft. Diese Merkmalsausprägungen können 
bei allen Merkmalen mit denen der Original-Person übereinstimmen. In vielen Fällen 
werden jedoch in einzelnen Merkmalen gewisse Abweichungen vorliegen. Es wird so 
vorgegangen, dass Merkmale mit vielen Ausprägungen (z. B. Alter in Einzeljahren) zwar 
relativ häufig im Vergleich zu einem Merkmal wie beispielsweise „Geschlecht“  aber 
möglichst geringfügig (also z. B. von 33 auf 34) verändert werden.
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Mithilfe der Original-Identifikatoren lassen sich zum einen Auswertungen mit nicht im 
SAFE-Auswertungsdatenbestand enthaltenen regionalen Gliederungen (z. B. nach Orts-
teilen) erstellen. Zum anderen können dann die beiden getrennten Datenbestände nach 
SAFE nach dem gleichen Verfahren miteinander verknüpft werden, das auch bei den 
Originaldaten benutzt wird, um z. B. Personen aus dem Melderegister Wohnungen aus 
der Gebäude- und Wohnungszählung zuzuweisen. Dass es dabei im Einzelfall zu Kom-
binationen kommt, die in den echten Daten nicht vorkommen können, läßt sich nicht 
vermeiden. Beispielsweise kann eine Person, deren Originalalter 55 Jahre ist, mit einem 
Datensatz mit der Altersangabe 70 Jahre aus dem Datenbestand nach SAFE verknüpft 
worden sein. Die Originalperson lebt im Haushaltstyp „Haushalt ohne Senioren“. Bei 
einer Auszählung der Personen in diesem Haushaltstyp nach Altersklassen wird sie in der 
Klasse 70-74 Jahre gezählt.
4 Besonderheiten in der Ergebnisdarstellung
4.1 Ergebnisse mit größeren Abweichungen
Um Fehlinterpretationen durch Nutzer von Zensusergebnissen vorzubeugen, werden 
in den Ergebnistabellen Zahlen, bei denen sowohl die absolute als auch die relative 
Abweichung des veränderten Zahlenwerts vom Original-Zahlenwert deutlich erhöht 
ist, geklammert ausgewiesen. Werte mit ungewöhnlich großen Abweichungen wer-
den gesperrt. Derartig große Abweichungen kommen vor allem in kombinierten Aus-
wertungen aus beiden Datenbeständen oder bei Darstellungen nach nicht im SAFE-
Auswertungsdatenbestand enthaltenen regionalen Gliederungen vor, denn hier gelten 
die Qualitätsaussagen aus Abschnitt 2 („Wie stark verändert SAFE die Daten?“) zur 
Häufigkeitsverteilung der durch SAFE erzeugten Abweichungen der Tabellenfelder von 
ihren Originalwerten naturgemäß nicht. Das Sperr-Symbol “.“ wird zudem bei Fallkon-
stellationen eingesetzt, die beim Zusammenlegen von getrennt mit SAFE behandelten 
Datenbeständen entstanden sind, aber in den Originaldaten nicht vorkommen (z.  B. 
70-jährige Personen im Haushaltstyp „Haushalt ohne Senioren“).
4.2 Verhältniszahlen
Zur Berechnung von Verhältniszahlen –  gebildet als Quotient aus Zähler und Nen-
ner – (z. B. durchschnittliche Wohnungsgröße), werden in der Auswertungsdatenbank 
die Originaldaten benutzt. Grund dafür ist, dass ein Quotient von durch SAFE verän-
derten Zahlen in bestimmten Konstellationen erheblich vom Originalverhältniswert ab-
weichen kann. Es kann sein, dass die Breite dieses Wertespektrums in keinem sinnvollen 
Verhältnis zur Darstellungsgenauigkeit steht (z. B. als Prozentzahl mit einer Nachkom-
mastelle bei Anteilswerten).
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Ein Beispiel dazu: Angenommen, es gibt in einer kleineren Gemeinde 20 Gebäude eines 
bestimmten Typs, von denen genau 50 % (also 10 Gebäude) in eine bestimmte Alters-
klasse des Baujahrs fallen. Wird diese Verhältniszahl aus den SAFE-Werten berechnet, 
können sich – je nach Ausprägung der SAFE-Veränderung – enorme Unterschiede erge-
ben. So könnte der Nenner durch SAFE beispielsweise um 4 auf 24 vergrößert und der 
Zähler um 5 auf 5 verkleinert worden sein – ausgewiesen würde ein Prozentsatz von 
20,8 %. Umgekehrt, bei Verkleinerung des Nenners um 4 Fälle und Vergrößerung des 
Zählers um 5 Fälle durch SAFE, würde das Ergebnis als 93,8 % ausgewiesen. 
Werden die Originaldaten benutzt, muss jedoch verhindert werden, dass aus den Ver-
hältniswerten auf Originalwerte von Zählern oder Nennern zurückgeschlossen werden 
kann. Verhältniswerte werden deshalb nur dann ausgewiesen, wenn sie (a) für ausrei-
chend große Gruppen statistischer Einheiten gebildet werden und (b) nicht im direkten 
Widerspruch zu den durch SAFE geänderten Zählern oder Nennern stehen.
Bei der Bewertung der Gruppengröße (Punkt (a)) spielt die Darstellungsgenauigkeit eine 
Rolle: Wenn beispielsweise in einer Gemeinde mit ca. 1 000 Einwohnern nur eine Person 
mit einer bestimmten Staatsangehörigkeit lebt, kann der Anteil dieser Staatsangehö-
rigengruppe für diese Gemeinde nicht als Prozentzahl mit einer Nachkommastelle als 
0,1 % ausgewiesen werden. Denn multipliziert man diesen Anteil mit der Einwohner-
zahl wird offensichtlich, dass es sich um genau eine Person handelt (0,001*1000 = 1). 
In diesem Falle würde keine Verhältniszahl ausgewiesen werden. Dagegen wäre bei 
einem Ergebnisnachweis ohne Nachkommastellen kein exakter Rückschluss möglich, 
denn das dann dargestellte Ergebnis 0 % kommt sowohl bei 1 als auch bei 2, 3 oder 4 
Personen mit der betreffenden Staatsangehörigkeit zustande. Bei einer größeren Gruppe 
statistischer Einheiten kann meist auch mit einer oder sogar zwei Nachkommastellen 
ausgewiesen werden. In einer Gemeinde mit 10 000 Einwohnern beispielsweise kommt 
das Ergebnis 0,1  % bei jeder Staatsangehörigenanzahl zwischen 5 und 14 Personen 
zustande. Ein exakter Rückschluss auf die Originalzahl ist nicht möglich.
Mit Rücksicht auf Punkt (b) werden im Zuge der Rundung auf das vorgesehene Darstel-
lungsformat (z. B. als Prozentwert mit einer Nachkommastelle) Ergebnisse gelegentlich 
aufgerundet, obwohl nach kaufmännischer Rundungsvorschrift abzurunden wäre und 
umgekehrt.
5 Fazit
Zur Sicherung der Geheimhaltung in den Ergebnistabellen des Zensus 2011 wurde das 
datenverändernde Verfahren SAFE eingesetzt. Auf dieser Grundlage konnte ein Daten-
angebot geschaffen werden, das flexible Auswertungen in vielfältigen Kombinationen 
ermöglicht. Gleichzeitig ist aber garantiert, dass Rückschlüsse auf Einzelangaben nicht 
möglich sind.
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Bei der Mehrheit der Tabellenfelder liegt die durch SAFE bewirkte Veränderung der 
Originalhäufigkeiten bei bis zu +/-2 Einheiten (Einheiten sind je nach Thematik der 
Tabelle Personen, Haushalte usw.). Abweichungen nach oben und unten gleichen sich 
tendenziell aus, größere Abweichungen sind eher selten. Hier gilt: Je größer die Abwei-
chung, desto seltener kommt diese vor. Bei den Bevölkerungsdaten treten Abweichun-
gen in der Größenordnung ab 12 Personen sehr selten auf. Bei den übrigen ausgewie-
senen Ergebnissen kommen – äußerst selten – auch Abweichungen von 20 und etwas 
mehr Einheiten vor.
Tabellenfelder mit „deutlich erhöhter“ Abweichung werden „markiert“. Das gilt 
insbesondere für Auswertungen, die Personenmerkmale und Merkmale anderer Ein-
heiten kombinieren oder kleinräumige Auswertungen, denn auf diese Auswertungen 
treffen die o. a. Qualitätsaussagen allgemein nicht zu.
Bei Verhältniswerten werden Originaldaten ausgewiesen. Dabei wird teils auf den Nach-
weis von Nachkommastellen verzichtet, um zu vermeiden, dass Rückschlüsse auf Origi-
nalwerte von Zähler oder Nenner möglich sind.
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Gebäude- und Wohnungsdaten aus dem Zensus 2011 – 
Interpretation und methodische Hintergründe
Anja Krause, Ulrike Timm
Zusammenfassung
Am 9. Mai 2011 wurde nach 24 Jahren erstmals wieder in Deutschland eine Volks-, 
Gebäude- und Wohnungszählung durchgeführt. Im Gegensatz zu früheren Zählungen 
stand dieses Mal die Nutzung von Registerdaten, insbesondere für die Bevölkerungszäh-
lung, im Vordergrund. Auf Personenbefragungen konnte trotzdem nicht ganz verzichtet 
werden. Dies galt vor allem für die Gebäude- und Wohnungszählung (GWZ): Da es 
keine flächendeckenden Register über den Wohnraum in Deutschland gibt, erfolgte 
die GWZ als Vollerhebung bei den Gebäude- und Wohnungseigentümern. Insgesamt 
wurden Angaben zu 19 Mio. Gebäuden und den dazugehörigen Wohnungen erhoben. 
Die Durchführung der GWZ gliederte sich in eine Reihe von Arbeitsschritten. Zunächst 
mussten für alle Gebäude mit Wohnraum Auskunftspflichtige ermittelt werden, die An-
gaben zu den entsprechenden Gebäuden machen konnten. Dies geschah mithilfe von 
Verwaltungsdaten, u. a. von den Grundsteuerstellen. Die Daten der GWZ selbst wurden 
schriftlich mithilfe eines Fragebogens erhoben. Abschließend wurden die Daten geprüft 
und Antwortausfälle sowie fehlerhafte Angaben mit statistischen Verfahren korrigiert. 
Der Beitrag wird schwerpunktmäßig die dazu eingesetzten Verfahren erläutern und dar-
stellen, welche besonderen Herausforderungen eine so umfangreiche Erhebung wie die 
Gebäude- und Wohnungszählung mit sich brachte. 
1 Vorbereitung der GWZ
Da in Deutschland weder flächendeckende Register über Gebäude und Wohnungen 
noch über deren Charakteristika existieren, mussten die Daten zu Gebäuden und Woh-
nungen mittels Befragung erhoben werden. Dabei gaben die nationalen und EU-Anfor-
derungen nach regional tief gegliederten Ergebnissen (Gemeindeebene) zu Gebäuden, 
Wohnungen und Haushalten den Ausschlag dafür, die Gebäude- und Wohnungszäh-
lung (GWZ) nicht als Stichprobe, sondern als Vollerhebung durchzuführen. Der Vorgabe 
der Politik folgend, ein kostengünstigeres Verfahren zu entwickeln und Auskunftspflich-
tige zu entlasten, sollten – analog zur 1995 durchgeführten GWZ in den neuen Bundes-
ländern – die Eigentümer und Verwalter der Gebäude und Wohnungen postalisch, ohne 
Einsatz von Interviewern, befragt werden.
Zur Vorbereitung mussten zunächst die Anschriften der zählungsrelevanten Gebäude, 
d. h. derjenigen Gebäude, die Wohnraum enthalten, festgestellt werden. Dies geschah 
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im Rahmen des Aufbaus des Anschriften- und Gebäuderegisters (AGR) bereits ab 2008 
mit dem Einzug der Gebäudeanschriften aus verschiedenen Datenquellen. Die erforder-
lichen gesetzlichen Grundlagen sind im Zensusvorbereitungsgesetz (ZensVorbG 2011) 
geregelt.
Um im AGR diejenigen Anschriften, an denen sich Wohnraum befindet, von solchen 
abzugrenzen, an denen sich beispielsweise nur Gewerberäume befinden, wurde die 
Bedingung formuliert, dass eine Anschrift immer dann potenziell Wohnraum beinhaltet, 
wenn dort mindestens eine Person laut Melderegister oder Register der Bundesagentur 
für Arbeit wohnhaft ist oder war, oder wenn eine anderweitige Prüfung der Anschrift 
durch das statistische Amt stattgefunden hat, die „Wohnraum“ ergeben hat (dies kann, 
muss aber keine Vor-Ort-Begehung gewesen sein). Für die so ermittelten 19,5 Millio-
nen zählungsrelevanten Anschriften mussten anschließend die Auskunftspflichtigen der 
Gebäude und Wohnungen ermittelt werden.
Auskunftspflichtig für die GWZ waren laut §  18 ZensG  2011 die „Eigentümer und 
Eigentümerinnen, die Verwalter und Verwalterinnen, die sonstigen Verfügungs- und 
Nutzungsberechtigten der Gebäude oder Wohnungen“. In § 10 ZensVorbG 2011 sind 
folgende Quellen zur Ermittlung der Auskunftspflichtigen vorgesehen: 1. für die Grund-
steuer zuständige Stellen, 2. für die Führung der Grundbücher zuständige Stellen, 3. für 
die Führung der Liegenschaftskataster nach Landesrecht zuständige Stellen, 4. Finanz-
behörden, 5. Versorgungs- und Entsorgungsbetriebe.
Im Vorfeld haben sich die kommunalen Grundsteuerstellen sowie die Versorgungs- und 
Entsorgungsbetriebe als am meisten geeignete Quellen herausgestellt, da hier sowohl 
die elektronische Verfügbarkeit als auch eine akzeptable Aktualität der Auskunftspflich-
tigenanschriften gegeben waren.
Mit den ausgewählten Datenlieferanten wurde ein standardisiertes Datenformat ver-
einbart, in dem die Daten übermittelt werden sollten. Ziel war ein einfaches elektroni-
sches Einlesen der Daten in die IT-Systeme der amtlichen Statistik unabhängig von der 
Ursprungssoftware der jeweiligen Gemeinde. Dieses Verfahren ließ sich allerdings nicht 
wie gewünscht realisieren, da trotz dezidierter Datensatzbeschreibung eine Vielzahl von 
Lieferanten diese nur teilweise eingehalten hatten bzw. die Ursprungsdaten nicht in 
den gewünschten Datenfeldern vorlagen. Die Aufbereitung dieser Daten und weitere 
Recherchen zur Komplettierung der Angaben zu den Auskunftspflichtigen haben einen 
in dieser Form nicht vorhersehbaren Anteil an der Vorbereitung der GWZ eingenommen 
(April 2009 bis Mitte 2011). 
Ob die Verknüpfung mit dem vermeintlichen Auskunftspflichtigen auch fachlich- 
inhaltlich korrekt war – d. h., ob jemand verknüpft worden ist, der später tatsächlich 
die Fragen zum Objekt beantworten kann – ist zu dem Zeitpunkt noch unklar gewe-
sen. Hintergrund hierfür ist, dass die verwendeten Daten von den Datenlieferanten den 
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Einzug von Steuern und Gebühren ermöglichen, aber nichts darüber aussagen, ob die 
Steuern/Gebühren zahlende Person sich mit dem Gebäude auskennt. Um die Aktualität 
der Anschriften der Auskunftspflichtigen zu überprüfen, wurde ca. sechs Monate vor 
Stichtag eine Vorbefragung durchgeführt. Diese diente vor allem dazu, vermeintlichen 
Auskunftspflichtigen, die das Objekt zwischenzeitlich verkauft hatten, die Möglichkeit 
zu geben, die neue Eigentümerin bzw. den neuen Eigentümer anzugeben sowie zu 
prüfen, ob der Auskunftspflichtige an der ermittelten Anschrift noch postalisch zu 
erreichen war (Zustellbarkeitsprüfung). 
2 Datenerhebung
Die im Zensusgesetz (ZensG 2011) festgelegten Erhebungsmerkmale wurden mithilfe 
eines Fragebogens erhoben, der die folgenden Anforderungen erfüllen musste: 
Geringer Papierverbrauch (zur Minimierung der Portokosten), trotzdem die Mög-
lichkeit, möglichst viele Wohnungen platzsparend auf nur einem Bogen zu melden,
technische Anforderungen an Farbe, Kästchengröße, Randbreiten etc. für die 
Beleglesung,
gute inhaltliche Verständlichkeit für die Auskunftspflichtigen, da kein Interviewer 
persönlich für Rückfragen anwesend sein würde, insbesondere gute Erläuterungen 
zu den Fragen.
Der Kompromiss dieser Anforderungen ergab einen Fragebogen, auf dem bis zu sechs 
Wohnungen gemeldet werden konnten zuzüglich eines Deckblattes mit einigen not-
wendigen sogenannten „Screeningfragen“, z. B. um Auskunftspflichtigen die Möglich-
keit zu geben, bereits hier anzugeben, dass sie die falschen Adressaten sind oder dass 
das Objekt gar keine Wohnungen enthält. Analog zum Papierfragebogen wurde ein 
elektronischer Fragebogen für die Online-Erhebung vorbereitet. Sowohl der Papierfra-
gebogen als auch der Online-Fragebogen wurden vor dem Stichtag in einem qualitati-
ven Pretest mit Probanden überprüft. Aufgrund der Testergebnisse wurden noch einige 
wichtige Veränderungen an den beiden Fragebögen vorgenommen. 
Um einen fristgerechten Versand der Erhebungsunterlagen vor dem Stichtag zu gewähr-
leisten, musste frühzeitig in den statistischen Ämtern der Druck der Erhebungsunterla-
gen organisiert werden. Sowohl Auskunftspflichtige als auch Objektdaten (Anschrift des 
Gebäudes) und entsprechende maschinenlesbare Kennzeichen für die spätere Beleg-
lesung mussten beim Druck implementiert werden. Nach entsprechendem Druck und 
Konfektionierung der Fragebögen (Festlegung der benötigten Anzahl) wurden diese 
direkt ab Druckerei kuvertiert und versendet. 
Bei der GWZ konnte ein Gebäude mehrere Auskunftspflichtige aufweisen (z. B. Eigen-
tümer von Eigentumswohnungen) und ein Auskunftspflichtiger konnte für mehrere 
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Objekte (Gebäude und/oder Wohnungen) zuständig sein. Da jeder Auskunftspflichti-
ge für jedes Objekt einen Fragebogen erhalten hat, wurden insgesamt 22,5 Millionen 
Fragebögen versandt.
Im nächsten Schritt mussten die zurückgeschickten Papierfragebögen digitalisiert wer-
den (Beleglesung). Dabei wurde zunächst der Eingang jedes Fragebogens dokumen-
tiert. Dies diente zur Steuerung des Mahnwesens. Dann wurden die eigentlichen Inhalte 
des Fragebogens gescannt, maschinell interpretiert und in der zentralen Datenbank im 
Statistischen Landesamt Sachsen gespeichert. Auch der Eingang der Online-Fragebögen 
wurde registriert und die Daten an die zentrale Datenbank übermittelt.
Von Wohnungsunternehmen konnte als spezieller Lieferweg der in der amtlichen 
Statistik für Massenmeldungen bereits etablierte CORE.reporter verwendet werden. 
Diese Software wurde den Wohnungsunternehmen kostenlos zur Verfügung gestellt. 
Mit ihrer Hilfe war für die Unternehmen eine relativ einfache Meldung großer Woh-
nungsbestände möglich. Insgesamt haben ca. 6.000 Wohnungsunternehmen für 
1,8 Millionen Gebäude mittels CORE.reporter gemeldet.
Alles in allem wurden etwa 15 Millionen Meldungen auf Papier erledigt, weitere 
7 Millionen wurden online durchgeführt. Für etwa 90 000 Gebäude konnten keine 
Auskunftspflichtigen ermittelt werden. Zu 270 000 Gebäuden erfolgte kein Rücklauf 
und für weitere 580 000 Gebäude wurden leere oder fast leere Fragebögen zurückge-
sandt. Die fehlenden Angaben zu diesen ca. 1 Million Gebäuden mussten später mithilfe 
statistischer Verfahren ergänzt werden (Imputation).
3 Datenaufbereitung
Im Zuge der Datenaufbereitung wurde geprüft, ob zu jedem Gebäude vollständige und 
schlüssige (d. h. plausible) Daten übermittelt wurden. War dies nicht der Fall, mussten 
die vorhandenen Fehler korrigiert und die fehlenden Angaben ergänzt werden. 
3.1 Plausibilisierungsprinzipien
Aufgrund der großen Datenmenge war die Plausibilisierung als maschinelles Verfahren 
konzipiert, wobei manuelle Eingriffe nur in wenigen Fällen vorgesehen waren. Für alle 
Bundesländer wurde ein einheitliches Verfahren angewendet, von dem die Länder nur 
in Ausnahmefällen und aufgrund landesspezifischer Besonderheiten abgewichen sind.
Anders als in vielen anderen Statistiken konnte mit dem Start der Plausibilisierung nicht 
gewartet werden bis alle Daten zu allen Gebäuden eingegangen waren, sondern die 
Plausibilisierung für ein Gebäude startete automatisch, sobald alle Angaben zu die-
sem Gebäude vorhanden waren. So konnten zeitaufwändige Folgeprozesse direkt im 
Anschluss durchgeführt werden.
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3.2 Bearbeitung von Gebäude- und Wohnungsdubletten
Zu Beginn der Plausibilisierung musste sichergestellt werden, dass zu jedem Gebäu-
de genau ein Datensatz mit den zugehörigen Gebäude- und Wohnungsangaben 
vorhanden war. Da teilweise auch mehrere Auskunftspflichtige die Angaben für ein 
Gebäude übermittelten (etwa für Gebäude mit Eigentumswohnungen die einzelnen 
Wohnungseigentümer für ihre jeweiligen Wohnungen), mussten diese einzelnen 
Angaben zunächst „zusammengefasst“ werden. Falls mehrere Datensätze zu einem 
Gebäude vorlagen, wurde für die Gebäudemerkmale die jeweils häufigste Nennung 
übernommen. Anschließend wurde in einem aufwendigen Verfahren geprüft, ob 
unter den jeweils übermittelten Wohnungen sogenannte Wohnungsdubletten vorhanden 
waren oder ob Wohnungen fehlten.
3.3 Fehlererkennung
Im Anschluss erfolgte eine Prüfung der Daten auf ihre Vollzähligkeit, Vollständigkeit und 
Plausibilität. Dafür wurden insgesamt 109 Plausibilisierungsregeln aufgestellt, die alle 
Datensätze erfüllen mussten. Bei diesen Regeln wird zwischen Fehlern (Unplausibilitäten 
von Merkmalen, die in jedem Fall korrigiert werden müssen) und Prüfhinweisen (wenn 
der vorhandene Wert für ein Merkmal falsch sein könnte) unterschieden. Ein Beispiel für 
einen Fehler war die Angabe „2015“ für das Baujahr. Ein Prüfhinweis konnte etwa aus 
Unplausibilitäten zwischen der Anzahl der Wohnungen und der Anzahl der gemeldeten 
Personen an einer Anschrift bestehen. Solche Gebäude wurden von den Landesämtern 
geprüft.
3.4 Deterministische Imputation
Das Verfahren der deterministischen Imputation wurde sowohl bei unplausiblen als auch 
bei fehlenden Merkmalen (Item Nonresponse) angewendet. Es konnte immer dann 
eingesetzt werden, wenn eine eindeutige Beziehung zwischen dem unplausiblen bzw. 
fehlenden Merkmal und einem oder mehreren plausiblen Merkmalen vorlag. So wur-
de z.  B. in einem Datensatz ohne Angabe zum Gebäudetyp, aber mit dem Eintrag 
„Bewohnte Unterkunft“ bei Art des Gebäudes, das Merkmal Gebäudetyp auf „Anderer 
Gebäudetyp“ gesetzt.
Allerdings war der Anteil der Fehler, die auf diese Weise korrigiert werden konnten, 
relativ gering, da solche eindeutigen Beziehungen zwischen den erhobenen Merkmalen 
nur in wenigen Fällen vorlagen und insbesondere bei logischen Widersprüchen zwischen 
zwei Merkmalen nicht immer eindeutig war, welches das fehlerhafte Merkmal war. 
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3.5 Imputation mit einem Hot-Deck-Verfahren nach dem  
Nearest-Neighbour-Prinzip
Als zweites Korrekturverfahren wurde daher ein Imputationsverfahren verwendet, das 
nach dem Nearest-Neighbour-Prinzip arbeitet. Bei diesem Verfahren wird jedes unplau-
sible oder fehlende Merkmal durch das entsprechende Merkmal eines real beobachte-
ten, plausiblen Datensatzes ersetzt, der dem Datensatz mit fehlenden und/oder unplau-
siblen Werten am „ähnlichsten“ ist, d. h. der die geringsten Abweichungen aufweist. 
Der zu korrigierende Datensatz wird dabei als Empfängerdatensatz bezeichnet. Plausible 
Datensätze, die potenziell für eine Korrektur in Frage kommen, heißen Spenderdaten-
sätze. Da sich der Empfängerdatensatz im gleichen Datenbestand wie der Spender-
datensatz befindet, spricht man von „Hot-Deck-Verfahren“. 
In der GWZ wurde hierfür kein eigenes Verfahren programmiert, sondern die bereits 
bestehende Imputationssoftware CANCEIS (Bankier, Crowe 2009) verwendet. CANCEIS 
(CANadian Census Edit and Imputation System) wurde vom Statistikamt Kanadas ent-
wickelt und bereits in einer Reihe von Volkszählungen weltweit zur Imputation von 
Daten eingesetzt. 
CANCEIS ist ein sog. „Edit-and-Imputation“-Programm. Vereinfacht gesagt, prüft 
es die Datensätze über vorher aufgestellte Regeln zunächst auf ihre Plausibilität und 
sucht für jeden fehlerhaften Datensatz nach den „ähnlichsten“ Spenderdatensätzen, 
den sogenannten „Nächsten Nachbarn“. Mathematisch bedeutet die Suche nach den 
„Nächsten Nachbarn“, dass über einen Algorithmus die Datensätze mit den geringsten 
Abweichungen ermittelt werden. Dies erfolgt über eine oder mehrere Distanzfunktio-
nen, bei denen die Abweichungen zwischen den einzelnen Merkmalen verglichen bzw. 
aufaddiert werden. Anschließend wird jeder Empfängerdatensatz durch Merkmale des 
Spenderdatensatzes korrigiert bis er plausibel ist (ebd., 2 ff.).
CANCEIS achtet darauf, dass möglichst wenige Merkmalsausprägungen innerhalb des 
fehlerhaften Datensatzes verändert bzw. möglichst geringe Änderungen vollzogen 
werden müssen. 
Mithilfe von CANCEIS wurden nicht nur einzelne fehlerhafte Merkmale, sondern auch 
fehlende Wohnungen imputiert. Insgesamt wurden in der GWZ einzelne Merkmale bei 
rund 51 % der Gebäude deterministisch und bei rund 30% der Gebäude mithilfe von 
CANCEIS imputiert. Darunter sind allerdings auch Gebäude, die mithilfe beider Imputa-
tionsverfahren korrigiert wurden.
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3.6 Imputation vollständig fehlender Gebäude
Wenn zu einem Gebäude keine Auskunftspflichtigen recherchiert werden konnten oder 
aber trotz Mahnverfahren kein Fragebogen bzw. nur ein leerer Fragebogen übermittelt 
wurde (Unit Non-Response), musste das gesamte Gebäude imputiert werden. 
Hierfür wurde ein eigenes Imputationsverfahren entwickelt. Dabei wurde von der An-
nahme ausgegangen, dass alle Gebäude, die sich in einem baulich homogen strukturier-
ten Gebiet befinden, grundsätzlich ähnlich sind. Dies bedeutet, dass in solchen Berei-
chen (z. B. Einfamilienhausgebieten) das ausgefallene Gebäude ähnliche bzw. identische 
Gebäude- und Wohnungsmerkmale wie die Gebäude in der unmittelbaren Umgebung 
aufweist. In solchen Fällen wurde daher für das ausgefallene Gebäude ein Nachbarge-
bäude imputiert. Für die Ermittlung der Ähnlichkeit wurden die beiden Gebäudemerk-
male „Anzahl der Wohnungen“ und „Baujahr“ herangezogen. 
Wenn das Gebiet in der Umgebung des ausgefallenen Gebäudes nicht homogen struk-
turiert war, konnte keine Imputation erfolgen. In diesem Fall musste eine Begehung 
durch einen Interviewer durchgeführt werden, bei der die wichtigsten Gebäudemerk-
male erfasst wurden.
Etwa 2,3 % der in der GWZ erfassten Gebäude wurden komplett imputiert und für 
weitere rund 3 % aller Gebäude wurden die Daten mithilfe von Interviewer der kom-
munalen Erhebungsstellen nacherhoben.
4 Ergebnisse
Am 31. Mai 2013 wurden erste GWZ-Ergebnisse veröffentlicht. Dabei handelte es 
sich um die reinen Bestandsdaten zu Gebäuden und Wohnungen ohne Bezug zu den 
da rin wohnenden Haushalten. Danach erfolgte der Aufbereitungsschritt der soge-
nannten Haushaltegenerierung, bei dem aus Stichprobenergebnis, Melderegister-
angaben und weiteren Informationen zunächst Haushalte gebildet und diese den kon-
kreten Wohnungen zugeordnet wurden. Im Zuge dieser Aufbereitung konnte es unter 
bestimmten Nebenbedingungen auch zu Wohnungslöschungen kommen, sofern diese 
nicht mit einem Haushalt verknüpft werden konnten (Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder 2014). Seit 28. Mai 2014 liegen nunmehr endgültige Daten für Gebäude 
und Wohnungen nach Abschluss aller Aufbereitungsschritte des Zensus vor. Insgesamt 
wurden 40,6 Mio. Wohnungen in 18,9 Mio. Gebäuden erhoben. Die Leerstandsquote 
lag bundesweit bei 4,4 %. 
45 % aller Haushalte lebten am 9. Mai 2011 im Wohneigentum, unter den Paarhaus-
halten mit minderjährigen Kindern waren es 58 %, unter den Singlehaushalten waren 
es nur 28 %
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Tab. 1: Eigentümeranteil nach Haushaltstyp (Quelle: Zensus 2011, Auswertung des Statistischen 
Bundesamtes, www.destatis.de, Stand 02.06.2014)
Haushaltstypen
Anteil der Haushalte in %
Im selbst genutzten 
Eigentum In Mietwohnungen
Insgesamt 45 55
Einpersonenhaushalt (Singlehaushalt) 28 73
23 77
58 42
Paar ohne Kind(er) 54 46
Die durchschnittliche Wohnfläche pro Person betrug 43 m², im selbst genutzten Ei-
gentum waren es 47 m² im Vergleich zu 38 m² in Mietwohnungen. Singlehaushalte 
in Eigentumswohneinheiten hatten dabei deutlich größere Flächen zur Verfügung als 
Singlehaushalte in Mietwohnungen.
Tab. 2: Wohnfläche pro Person nach Haushaltstyp (Quelle: Zensus 2011, Auswertung des Statis-
tischen Bundesamtes, www.destatis.de, Stand 02.06.2014)
Haushaltstypen Im selbst genutzten 
Eigentum In Mietwohnungen
Insgesamt 47 38
Einpersonenhaushalt (Singlehaushalt) 97 59
44 30
34 24
Paar ohne Kind(er) 57 39
5 Fazit
Der große Pluspunkt der Gebäude- und Wohnungszählung 2011 ist, dass die Daten die 
einzigen – derzeit in diesem Umfang verfügbaren – flächendeckenden Bestands- und 
Nutzungsdaten für Wohnungen sind, die schon jetzt bis auf Gemeindeebene zur Verfü-
gung stehen und für die es auch noch kleinräumigere Auswertungen geben wird. Sie ist 
unverzichtbare Grundlage für viele weitere Statistiken (z. B. die Wohnungsbestandsfort-
schreibung, den Mikrozensus oder die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen), deren 
Existenz als Selbstverständlichkeit vorausgesetzt wird.
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In der Zensusdatenbank (https://ergebnisse.zensus2011.de/) können die Ergebnisse 
individuell zusammengestellt und als Tabellen heruntergeladen werden. Weitere Daten 
stehen auch zum Download unter https://www.zensus2011.de/SharedDocs/Aktuelles/
Ergebnisse/DemografischeGrunddaten.html bereit.
Der nächste Zensus wird im Jahr 2021 stattfinden. Um dafür gut gerüstet zu sein, wird 
die Gebäude- und Wohnungszählung 2011 in den nächsten Monaten im Hinblick auf 
Methodik und eingesetzte Verfahren systematisch evaluiert werden.
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Kleinräumige Auswertungspotenziale des Zensus 2011  
im Bereich Wohnen für Kommunen
Lucas Jacobi
Zusammenfassung
Die Ergebnisse des Zensus 2011 ergänzen das Datenangebot der Kommunalstatistik im 
Bereich Wohnen und bieten die Chance, die jährliche Fortschreibung der Wohnungs-
zahlen durch die Bautätigkeitsstatistik kleinräumig zu überprüfen und auf eine neue 
Grundlage zu stellen. Zudem können durch die Verknüpfung von Wohnungen und 
Bewohnern nun für die kommunale Daseinsvorsorge höchst relevante Fragestellungen 
bearbeitet werden: Wer wohnt wie und wo? Knappe personelle Ressourcen auf kom-
munaler Seite machen es allerdings zu einer Herausforderung, die Ergebnisse des Zensus 
zeitnah auszuwerten und zu veröffentlichen. 
In der Vorbereitung des Zensus 2011 haben Vertreter der Kommunalstatistik vielfach 
formuliert, welche kleinräumigen Daten für Planungszwecke der Kommunen not-
wendig sind. Das Erhebungskonzept des Zensus 2011 enthielt allerdings weitgehend 
nur die Mindestanforderungen der Europäischen Union, obwohl durch die Aufnahme 
zusätzlicher Merkmale mit geringem Aufwand ein enormer Erkenntnisgewinn hätte 
erzielt werden können. In der Diskussion um das Erhebungsprogramm des nächsten 
Zensus im Jahr 2021 sind deshalb Wissenschaft und kommunale Praxis gefordert, ihre 
Positionen zu formulieren und einzubringen. 
1 Datenangebot des Zensus 2011
Zum Stichtag 9. Mai 2011 wurde in Deutschland der Zensus, eine Volks-, Gebäude- 
und Wohnungszählung durchgeführt. Erstmals kam dabei ein registergestütztes Kon-
zept zum Einsatz, bei dem vorhandene Verwaltungsregister (vor allem der Meldebe-
hörden) durch primärstatistische Erhebungen ergänzt wurden. Zusätzlich wurde eine 
Gebäude- und Wohnungszählung als schriftliche Vollerhebung bei allen Eigentümern 
durchgeführt.
Erste Ergebnisse des Zensus, darunter die Einwohnerzahl und vorläufige Gebäude- und 
Wohnungsdaten, wurden im Mai 2013 veröffentlicht (Statistisches Bundesamt 2013). 
Mit dem Abschluss der Haushaltegenerierung, bei der Einwohner zu Haushalten zusam-
mengefügt wurden, sind seit Mai 2014 die endgültigen Ergebnisse aller Erhebungsteile 
verfügbar. Um individuelle Auswertungen durchführen zu können, stehen der Öffent-
lichkeit aggregierte Daten des Zensus zur Verfügung. Die Statistischen Ämter des Bun-
des und der Länder können ebenso wie die Forschungsdatenzentren auf Einzeldaten 
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zurückgreifen (vgl. Lamla 2010). Auch Kommunen mit abgeschotteter Statistikstelle 
haben die Möglichkeit, Einzelangaben zu erhalten und diese für kommunalstatistische 
Zwecke auszuwerten. Zwei Jahre nach Übermittlung der Daten muss allerdings der An-
schriftenbezug aus den Datensätzen gelöscht werden (§ 22 Abs. 2 Zensusgesetz 2011). 
1.1 Merkmale
In Tabelle 1 sind die wichtigsten Auswertungsmerkmale des Zensus aufgeführt. Kommu-
nen mit abgeschotteter Statistikstelle erhalten diese auf Anfrage von ihrem Statistischen 
Landesamt. Eine Verknüpfung der einzelnen Datensätze ist möglich, so dass einzelne 
Personen zu Haushalten, Haushalte zu Wohnungen und Wohnungen zu Gebäuden 
zugeordnet werden können.
Tab. 1: Auswertungsmerkmale des Zensus 2011 (Quelle: Lamla 2010)
Gebäude Wohnung Haushalt/Familie
– Baujahr





– Nutzungsart (selbstgenutzt, ver-






– Typ der Kernfamilie
– Größe der Kernfamilie
– Stellung im Haushalt und in der 
Kernfamilie













– Zugehörigkeit zu öffentlich-
rechtlicher Religionsgesellschaft




- nach Jahr des Zuzugs
- nach Aufenthaltsdauer in 
1.2 Untergemeindliche Auswertbarkeit
Mithilfe der Anschriften können die Datensätze georeferenziert und innerhalb von zwei 
Jahren nach Übermittlung anschriftengenau ausgewertet werden. Theoretisch können 
die Einzeldaten auf jede beliebige Ebene aggregiert und ausgewertet werden. Jedoch 
hat das Erhebungsdesign des Zensus 2011 Auswirkungen auf die kleinräumige Ver-
fügbarkeit der Ergebnisse. Im Gegensatz zu früheren Volkszählungen wurden für den 
Zensus 2011 erstmals bestehende Verwaltungsregister u. a. mithilfe von Stichproben-
erhebungen korrigiert und angereichert. Daten, die einer Vollerhebung (Gebäude- und 
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Wohnungszählung) oder einem Register (z. B. der Meldebehörden oder der Bundes-
agentur für Arbeit) entstammen, stehen für den gesamten Personenkreis (z. B. für jeden 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten) zur Verfügung, wohingegen im Rahmen der 
Haushaltebefragung auf Stichprobenbasis gewonnene Daten nur für die befragten Per-
sonen zur Verfügung stehen.1 Eine untergemeindliche Aggregation dieser Daten führt 
jedoch aufgrund der z. T. geringen Stichprobengröße und der hohen Varianz zu wenig 
belastbaren Ergebnissen. Tabelle 2 ist zu entnehmen, auf welchen Ebenen die den ver-
schiedenen Datenquellen des Zensus entstammenden Daten aggregierbar sind.















Einzeldaten zu Person, 
Haushalt, Wohnung, verknüpfbar
Anschrift (zwei Jahre nach 
Übermittlung zu löschen)
(z. B. Baublockseite, 
Baublock, Stadtviertel, 
Stadtteil, Stadtbezirk)
Evtl. mithilfe von 
small area  
estimation
Gemeinde
Die untergemeindliche Auswertung von im Rahmen der Haushaltebefragung auf Stich-
probenbasis erhobenen Daten wurde im Zensuskonzept nicht vorgesehen. Daher wurde 
die Stichprobe lediglich nach regionalen und administrativen Gesichtspunkten (i. d. R. 
Gemeinden) und im zweiten Schritt nach Anschriftengröße (Anzahl der gemeldeten 
Personen) geschichtet. Ziel war es, die Einwohnerzahl der Gemeinden (bzw. Gemein-
deteile mit durchschnittlich 200 000 Einwohnern) mit einer vorgegebenen Genauigkeit 
zu ermitteln sowie Merkmale zu erheben, die nicht bereits aus Verwaltungsregistern 
vorlagen. Beide Ziele beziehen sich auf die Gemeindeebene, weswegen die räumliche 
Verteilung der Stichprobenanschriften innerhalb der Gemeinden nicht Gegenstand der 
Schichtung war und auch nicht kontrolliert wurde (vgl. Berg, Bihler 2011). 
Die Kommunalstatistik will hingegen auch untergemeindliche Aussagen treffen können, 
z. B. über Bildungsstand und Erwerbstätigkeit der Bewohner eines bestimmten Stadtteils. 
Momentan laufen Untersuchungen, ob und wie die Ergebnisse der Haushaltebefragung 
1 Die Aufteilung des Gesamtstichprobenumfangs von bundesweit 9,6 % auf die einzelnen Schichten 
der Sampling Points (i. d. R. Gemeinden) erfolgte so, dass in kleineren Gemeinden bis zu 36 %, in Groß-
städten nur rund 3 % der Bevölkerung befragt wurden (vgl. Berg, Bihler 2011). 
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auf Stichprobenbasis für untergemeindliche Fragestellungen mithilfe von statistischen 
Methoden wie z. B. der small area estimation2 nutzbar gemacht werden können. Soll-
ten keine befriedigenden Ergebnisse erzielt werden können, wäre ein Teil der Zensus-
merkmale nicht untergemeindlich nutzbar, sondern nur auf Ebene der Gesamtstadt, was 
gegenüber früheren Volkszählungen ein Informationsdefizit bedeuten würde.
2 Einordnung der Zensusdaten in die kommunale 
Datenlandschaft im Bereich Wohnen
2.1 Datenquellen im Bereich Wohnen
Die Kommunalstatistik greift im Bereich Wohnen hauptsächlich auf zwei Datenquellen 
zurück: die Gebäude- und Wohnungszählungen und die Bautätigkeitsstatistik3. 
Eingebettet in die jeweilige Volkszählung werden zu einem Stichtag im Rahmen der 
Gebäude- und Wohnungszählung alle Gebäude mit Wohnraum und alle Wohnungen 
erfasst. Für jedes Gebäude und jede Wohnung werden verschiedene Fachdaten (z. B. 
Baujahr, Anzahl der Wohnungen, Fläche, Anzahl Räume) erhoben, die dauerhaft auf der 
Ebene der Baublockseiten gespeichert werden können. 
Struktur, Umfang und Entwicklung der Bautätigkeit im Hochbau wird im Rahmen der 
Bautätigkeitsstatistik als Bundesstatistik erfasst. Erhebungsgegenstand sind Gebäude, 
das heißt Wohnungsdaten werden nicht als Einzeldatensätze, sondern auf Gebäude-
ebene aggregiert erhoben. 
Um einen aktuellen Gebäude- und Wohnungsbestand zu ermitteln, werden die Ergeb-
nisse der Gebäude- und Wohnungszählung jährlich mithilfe der Bautätigkeitsstatistik 
von den Statistischen Landesämtern auf Gemeindeebene fortgeschrieben. Einige Städte 
orientieren sich daran und vollziehen die Fortschreibung auf Ebene der Baublöcke un-
tergemeindlich nach. Da dies in Form einer Saldenfortschreibung geschieht, ist damit 
zwangsläufig ein Verlust an gebäudespezifischen Fachdaten sowohl der Basis (Gebäude- 
und Wohnungszählung) als auch der Fortschreibungsdaten (Bautätigkeit) verbunden. 
Einzelne Städte unterhalten als weitere Datenquelle Statistische Gebäudedateien. Diese 
enthalten adressreferenzierte Fachdaten zu Gebäuden mit Wohnraum und basieren auf 
Wohnungskarteien o. ä. Die Inhalte sind ebenso wie die Datenquellen sehr heterogen. 
Auch existieren verschiedene Datenbanksysteme zur Datenhaltung und -pflege, so zum 
2 Mit small area estimation werden statistische Methoden bezeichnet, die aufgrund von Struktur-
ähnlichkeiten und räumlichen Beziehungen aus Stichprobendaten Ergebnisse für kleinräumige Ebenen 
bzw. für nicht befragte Personen schätzen. 
3 Auf Grundlage des Hochbaustatistikgesetzes werden Statistiken über Baugenehmigungen, Baufertig-
stellungen, Bauabgang und Bauüberhang erstellt. 
Kleinräumige Auswertungspotenziale des Zensus für Kommunen 287
Beispiel das Kosis-Projekt AGK (Adresszentraldatei, Gebäudedatei und Kleinräumige 
Gliederung). 
Alle vier Jahre wird als Zusatzerhebung zum Mikrozensus die Wohnsituation näher 
beleuchtet (zuletzt 2010). Aufgrund der kleinen Stichprobe (1 %) sind die Daten des 
Mikrozensus in der Regel weder für Gemeinden noch auf Kreisebene auswertbar. Für 
Städte, die eine eigene „Anpassungsschicht“ im Stichprobenverfahren bilden (räumliche 
Einheiten von durchschnittlich 500 000 Einwohnern) können jedoch Erkenntnisse für die 
Gesamtstadt gewonnen werden.
Von den Städten durchgeführte Mietspiegelbefragungen und Bürgerbefragungen 
enthalten in der Regel Frageblöcke zum Thema Wohnen. Je nach Umfang der Stichpro-
be und Schichtung sind diese auch untergemeindlich auswertbar. 
2.2 Defizite von Bautätigkeitsstatistik und Fortschreibung
Die Bautätigkeitsstatistik ist eine wichtige Datenquelle, um Veränderungen im 
Wohnungsmarkt räumlich und strukturell nachzuweisen und den Gebäude- und 
Wohnungsbestand zwischen den Vollerhebungen der Gebäude- und Wohnungszählun-
gen jährlich fortzuschreiben. Gleichwohl bietet diese Datenquelle auch einige Ansatz-
punkte für Kritik.
Die Fortschreibung des Gebäudebestandes erfolgt aggregiert auf Ebene der Baublöcke. 
Eine Plausibilitätskontrolle ist nicht in notwendigem Maße möglich.4 Dadurch können im 
Extremfall auch negative Bestände auf Baublockseiten- und Baublockebene entstehen, 
auf einer höheren Gebietsebene (z. B. Stadtteil oder Stadtbezirk) sind die Daten jedoch 
durchaus belastbar. Auch ist eine Fortschreibung der Fachdaten (z. B. Baujahr, Anzahl 
Wohnungen) einzelner Gebäude auf diese Weise nicht möglich, obwohl gerade diese Da-
ten wichtige Hinweise liefern könnten. Zudem sind durch die Aggregation auf Ebene der 
Baublockseiten interessante Zusammenhänge nicht mehr auswertbar. 
Hinzu kommt, dass die Bautätigkeitsstatistik und die Fortschreibung von einer erhebli-
chen Unschärfe geprägt sind, so dass darauf basierende Ergebnisse sorgfältig überprüft 
werden müssen (Schwarz 2011):
Einzelne Fertigstellungen werden stark verspätet oder gar nicht gemeldet. Ursäch-
lich dafür ist, dass die baurechtliche Schlussabnahme eines Gebäudes und damit 
auch die Fertigstellungsmeldung aus verschiedenen Gründen mit mehreren Jahren 
Verzögerung erfolgen kann. In diesem Fall ist eine Wohnung bei ihrem Auftauchen 
in der Bautätigkeitsstatistik bereits seit mehreren Jahren bezogen. Über Plausibili-
tätsprüfungen (Veränderung der Einwohnerzahl vs. Veränderung der Wohnungs-
zahl) wird versucht, derartige Fälle zu identifizieren und zu quantifizieren. 
4 Zum Beispiel wird beim Abgang eines Gebäudes nicht geprüft, ob Anzahl und Struktur wegfallender 
Wohnungen ungefähr übereinstimmen mit dem Bestand an dieser Anschrift.
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Baustatistikfragebögen werden zumeist in Papierform über mehrere zuständige 
Stellen weitergegeben, was die Gefahr birgt, dass diese z. B. bei der Übermittlung 
verlorengehen.
Es kommt vor, dass die vom Bauherrn gemeldete Anschrift aus verschiedenen 
Gründen nicht mit der letztlich vergebenen Anschrift übereinstimmt.
Nutzungsänderungen5 und Abbrüche sind unter bestimmten, von der Landes-
bauordnung festgelegten, Bedingungen nicht genehmigungs- oder kenntnisgabe-
pflichtig und werden dann von der Bautätigkeitsstatistik nicht erfasst. 
Die Fortschreibung einzelner Wohnungen ist nicht möglich, da Wohnungsdaten nur auf 
Gebäudeebene zusammengefasst Gegenstand der Bautätigkeitsstatistik sind. So ist es 
z. B. nicht möglich, Aussagen zu Unterschieden in der Wohnflächenstruktur zwischen 
zwei Gebieten zu treffen oder die Baualtersstruktur von Wohnungen mit bestimmter 
Raumanzahl zu untersuchen. Dies ist lediglich für fertiggestellte Wohnungen möglich, 
nicht jedoch für Wohnungen im Bestand. 
Trotz aller Einschränkungen ist die Bautätigkeitsstatistik die beste Datenquelle, um Quan-
tität und Qualität des Wohnungsbaus und die Veränderung des Wohnungsbestandes 
in räumlicher und zeitlicher Hinsicht einschätzen zu können. Aufgrund des zeitlichen 
Abstandes zur Gebäude- und Wohnungszählung 1987 war eine Neujustierung der 
Wohnungsbestandsdaten allerdings dringend notwendig. Der Gebäude- und Woh-
nungsbestand wird rückwirkend ab 31.12.2010 auf Basis der Gebäude- und Wohnungs-
zählung vom 9. Mai 2011 neu berechnet und auf dieser Basis auch fortgeschrieben.
3 Potenzial der Zensusergebnisse 
Die Ergebnisse des Zensus 2011 sind für die Kommunalstatistik von großem Wert. Im 
Bereich Wohnen bieten sich allein durch die Daten der Gebäude- und Wohnungs-
zählung vielerlei Auswertungsmöglichkeiten.
3.1 Gebäude- und Wohnungszählung (GWZ)
Erstmals seit 1987 liegen bundesweit wieder flächendeckend zuverlässige Daten zu 
Bestand und Struktur der Gebäude und Wohnungen vor, mit denen die Frage „Wo wird 
wie gewohnt?“ unter verschiedenen Blickwinkeln beantwortet werden kann: So können 
z. B. bestimmte Wohnungstypen nach Größe, Baualter oder Lage untersucht werden. 
Längsschnittvergleiche der Daten mit den Ergebnissen der GWZ 1987 (für Westdeutsch-
land) zeigen strukturelle Veränderungen, im Querschnitt können unterschiedliche räum-
liche Ebenen gegenübergestellt werden (z. B. Stadtbezirks-, Regional- oder Großstadt-
vergleiche). Auch für die Typisierung von Gebieten eignen sich die Daten. 
5 Dies umfasst u. a. die Umwandlung von Wohnraum in Büroflächen oder wie in den letzten Jahren 
z. B. in Stuttgart häufiger zu beobachten, die Umwandlung von Büroflächen in Wohnraum.
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Zudem bietet sich die Möglichkeit, mithilfe der GWZ-Ergebnisse die seit 1987 fortge-
schriebenen Bestandszahlen kleinräumig zu evaluieren und damit etwaige systematische 
Fehler in der Fortschreibung ausfindig zu machen. Hieraus ergeben sich eventuell wichtige 
Hinweise für die sachgerechte Interpretation der zukünftigen Fortschreibungsergebnisse.
3.2 Verknüpfung der GWZ mit weiteren Zensusdaten
Werden die Ergebnisse der GWZ mit den Daten der anderen Erhebungsteile verknüpft, 
zeigt sich das immense Potenzial der Daten des Zensus. Die Frage „Wer wohnt wie und 
wo?“ kann in mannigfaltigen Facetten betrachtet werden:
Wer? Aus der Haushaltegenerierung liegt eine Differenzierung der Haushalte nach 
Typen vor. So können bestimmte Bevölkerungsgruppen isoliert betrachtet werden (z. B. 
Alleinlebende, Familien mit einer bestimmten Anzahl von Kindern, Alleinerziehende, 
Migranten, Wohngemeinschaften). Auch ist es möglich, Haushalte anhand der 
Erwerbstätigkeit oder der Stellung im Beruf zu unterschieden (z. B. Arbeiter, Akademiker, 
Beamte, Selbständige, Rentner). Zudem kann das Alter der Haushaltsmitglieder, bzw. 
die Lebensphase mit einbezogen werden.
Wie? Es besteht die Möglichkeit, unterschiedliche Wohnformen z.  B. nach Fläche, 
Anzahl der Räume, Anzahl der Wohnungen im Gebäude oder Gebäudeart zu klassifizie-
ren. Auch die Frage, ob ein Haushalt im Eigentum oder zur Miete wohnt ist auswertbar.
Wo? Die räumliche Lage einer Wohnung kann anhand der kleinräumigen Gliederung 
z.  B. nach Stadtteilen ausgewertet werden oder anhand einer Gebietstypisierung. In 
vertieften Analysen ist es möglich, Fragen der Verkehrsanbindung (ÖPNV, Individual-
verkehr) und Nahversorgung näher zu beleuchten. 
Die Verknüpfung von Lage und Fachdaten einer Wohnung mit der Altersstruktur der 
Bewohner liefert wichtige Hinweise zur Verbesserung der Qualität kleinräumiger Prog-
nosen: Altersbedingte Fluktuation kann so unter Berücksichtigung von Remanenzeffek-
ten6 besser quantifiziert werden. 
4 Ausblick
Die Daten des Zensus 2011 sind von großem Wert für die Kommunalstatistik. Insbe-
sondere die differenzierte Auswertung der Verknüpfung von Wohnungen mit demo-
grafischen und sozioökonomischen Daten der Bewohner birgt ein enormes Potenzial, 
das aus anderen Quellen nicht zu erschließen ist. Dennoch ist es sehr zu bedauern, dass 
im Vorfeld des Zensus 2011 nicht stärker auf Wünsche und Anregungen der späteren 
Datennutzer eingegangen wurde. Unter anderem hatten sich Vertreter der Kommu-
6 Damit wird die Tendenz bezeichnet, dass Personen trotz Änderungen in ihren Lebensverhältinissen 
(z. B. Auszug der Kinder, Renteneintritt, Tod des Partners) nicht in eine kleinere Wohnung umziehen. 
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nalstatistik auf verschiedenen Kanälen und in unterschiedlichen Gremien dafür einge-
setzt, die Erhebung um wenige Merkmale zu erweitern. Dadurch hätte mit minimalem 
Aufwand ein hoher Mehrwert erzielt werden können. So wären beispielsweise die Höhe 
der Miete, Angaben zum energetischen Zustand und zur Barrierefreiheit von Gebäuden 
und Wohnungen wichtige Informationen für Politik, Wirtschaft und Verwaltung ge-
wesen. Der Leerstand von Wohnungen wurde zwar erhoben, allerdings weder Dauer 
noch Gründe für den Leerstand, weshalb die Ergebnisse nur sehr bedingt aussagekräf-
tig sind. Leider hat sich der Gesetzgeber beim Erhebungsprogramm des Zensus 2011 
fast ausschließlich am Pflichtprogramm der Europäischen Union orientiert. Als einziges 
zusätzliches Merkmal wurde auf Anregung von Wissenschaft und Kirchen das 
Glaubensbekenntnis als freiwillige Frage aufgenommen. Allerdings lag die Antwortquo-
te bei dieser Frage bei lediglich 44 Prozent, weswegen Aussagen zu nicht öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften und Glaubensbekenntnissen sehr vage sind (vgl. 
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 2013). 
Das Zeitfenster von zwei Jahren, in dem die Daten mit Anschriftenbezug ausgewer-
tet werden können, ist in der Praxis zu kurz. Insbesondere knappe personelle Ressour-
cen der kommunalen Statistikstellen machen es zu einer großen Herausforderung, die 
Daten innerhalb dieser Zeit umfassend auszuwerten. Der Stichtag des Zensus liegt zum 
Zeitpunkt der Datenübermittlung an die kommunalen Statistikstellen bereits mehr als 
drei Jahre zurück. Im Sinne einer Aktualität der Ergebnisse ist es deshalb wichtig, Akzep-
tanzprobleme hintanzustellen und nach Abschätzung der Datenqualität zügig mit den 
Auswertungen zu beginnen. 
Die Kommunalstatistik hat sich lange mit der Vorbereitung und Durchführung des 
Zensus beschäftigt und viel Zeit und Energie für dieses Projekt aufgewendet. Mit der 
Auswertung der zur Verfügung stehenden Daten kann nun ein Mehrwert aus dem 
Zensus 2011 generiert werden. 
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Visualisierung der Bevölkerungs- und Flächenstatistik  
auf Grundlage des InstantAtlas in Sachsen INTERAKTIV
Andreas Valley, Hans-Dieter Kretschmann
Zusammenfassung
Die zunehmende Bedeutung des Internets für die Veröffentlichung und Präsentation 
statistischer Daten stellt die amtliche Statistik vor neue Herausforderungen. Infolge 
des erleichterten Zugriffs auf die Angebote des Statistischen Landesamtes wächst die 
potentielle Nutzergruppe bei gleichzeitig zunehmender Differenzierung der verfolgten 
Nutzerinteressen und des bereits vorhandenen Vorwissens der Endkunden. Zielstellung 
des Amtes ist daher unter anderem die nutzerfreundliche und transparente Aufberei-
tung ausgewählter Datenbestände, um einen schnellen und einfachen Datenzugang zu 
ermöglichen. Ein dabei verfolgter Weg ist die Verwendung moderner Werkzeuge für 
die Darstellung von größeren Datenmengen, so dass erste strukturelle Zusammenhänge 
und relevante Eigenschaften der präsentierten Daten intuitiv erfasst werden können.
1 Visualisierung statistischer Ergebnisse
Das Statistische Landesamt des Freistaates Sachsen hält alle statistischen Ergebnisse aus 
über 300 amtlichen Erhebungen in zunehmenden Umfang als Einzeldaten (Mikroda-
ten) vor. Dies bedeutet, dass zu jeder Erhebungseinheit (Person, Haushalt, Gebäude, 
Betrieb etc.) in einer statistischen Erhebung (z. B. Mikrozensus, Gebäude- und Woh-
nungszählung im Zensus 2011) die jeweiligen Merkmalsausprägungen als spezifische 
Werte (Datensatz) – unter strenger Beachtung der statistischen Geheimhaltung – für 
Sonderauswertungen und ad hoc Analysen vorgehalten werden. In Bezug auf Einzeldaten 
gilt das „Wissenschaftsprivileg“1, d. h. Einzeldaten können in anonymisierter Form auf 
Antrag für Forschungszwecke zur Verfügung gestellt werden (Forschungsdatenzentren 
des Bundes und der Statistischen Landesämter). Auch kommunale Statistikstellen können 
unter bestimmten Voraussetzungen Zugang zu statistischen Einzeldaten erhalten.
Gemeinhin werden dem Nutzer jedoch aus Einzeldaten aggregierte Summendaten zur 
Verfügung gestellt, die entweder aus von den Statistischen Ämtern des Bundes und 
der Länder durchgeführten Erhebungen (Primärdaten) oder aus externen Quellen stam-
men (Sekundärdaten, z. B. von der Bundesagentur für Arbeit oder aus der Verwaltungs-
datenverwendung). Statistikintern werden diese Daten zu Rechnungssystemen (z. B. 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR)) aufbereitet, oder es werden Indikatoren 
berechnet, welche themenbezogene (z. B. Demografiemonitor Sachsen) oder themen-
übergreifende Indikatorensysteme (z. B. Mobilitätsmonitor) bilden.
1 Siehe §16 Abs. 6 BStatG.
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Die Entwicklung der digitalen Medien und der Informations- und Kommunikations-
technologie insgesamt ermöglichen es den statistischen Ämtern zunehmend, neben 
den klassischen Darstellungsformen Tabelle, Grafik und Karte (in analoger oder digita-
ler Form), große Datenmengen kombiniert mit unterschiedlichen Darstellungsformen 
interaktiv dem Nutzer bereitzustellen und dadurch direkte, leicht zugängliche und viel-
fältige Analysemöglichkeiten anzubieten. Die Visualisierung führt damit zu einem erheb-
lichen Mehrwert für den Nutzer, indem die große Leistungsfähigkeit des menschlichen 
visuellen Systems genutzt wird, um die charakteristischen Eigenschaften einer großen 
Datenmenge mithilfe unterschiedlicher Darstellungsformen und Analysewerkzeuge zu 
erfassen und ggfs. entsprechende Schlussfolgerungen daraus zu ziehen.
Während die Nutzung von Einzel- aber auch aggregierten Daten zum Teil besonde-
re Methoden- und Fachkenntnisse voraussetzt (Fachnutzer, Spezialisten), wird mit den 
Visualisierungswerkzeugen unter „Sachsen INTERAKTIV“ angestrebt, auch dem fach-
fremden Nutzer die Erschließung der Daten durch die Bereitstellung einfach zugängli-
cher, leicht verständlicher und flexibel einzusetzender Informations- und Analysewerk-
zeuge in einem Anwendungspaket zu ermöglichen. Damit wird die Verständnisschwelle 
für die Nutzung statistischer Ergebnisse gesenkt und diese leichter auch für Laien, Presse 
und Politik nutzbar (vergleiche Abb. 1).
Abb. 1: Datengrundlagen für die Visualisierung  
(In Anlehnung an: Oppeln-Bronikowski, Raschke 2009; eigene Darstellung)
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2 Ansprüche der Statistik an Prozesse der 
Informationsvisualisierung
2.1 Formen der Visualisierung
Die Darstellung statistischer Daten durch bildgebende Verfahren umfasst ein recht 
breites Spektrum. Als grundlegender Anhaltspunkt für die am besten geeignete 
Darstellungsform in Abhängigkeit von den vorliegenden Daten kann eine siebenstufige 








Aus Sicht der Statistik werden dabei hauptsächlich 1-dimensionale (statistische Tabel-
len), 2-dimensionale (thematische Karten mit statistischen Daten) sowie multidimen-
sionale (statistische Datenbanken mit entsprechenden Nutzerzugängen) Darstellungs-
formen verwendet. Netzwerkdarstellungen sind zwar insbesondere zur Abbildung von 
Mehrfaktorendaten und ihrer Beziehungen untereinander geeignet, erfordern aber ein 
hohes Detailverständnis und Abstraktionsvermögen.
Abb. 2: Erweitertes Referenzmodell der Visualisierung  
(Quelle: Johnson et al. 2006; eigene Darstellung)
Moderne interaktive Visualisierungen fokussieren im Statistikumfeld hauptsächlich 
die 2-dimensionale Darstellungsform, die thematischen Karten, da in dieser Form ein 
Kompromiss aus leicht verständlichem Datenzugang und noch hinreichend vorhan-
dener Datentiefe ermöglicht werden kann. Der Nutzer kann durch eigene Aktionen, 
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die aus den gerade dargestellten Informationen resultieren, das bildgebende Verfahren 
beeinflussen, welches als Transformationsschritt zwischen den Daten und der Darstel-
lung liegt (siehe Abb. 2). Die interaktive Komponente ist dabei in vielen Fällen auf die 
konkrete Datenauswahl und/oder die Spezifizierung der Darstellung gerichtet, wobei 
auch Mittel der Animation Anwendung finden.
Relevant ist dabei, dass für eine höhere Akzeptanz durch den Nutzer eine unmittelbare 
Reaktion des Systems erfolgt, um so das Aktion-Wirkung-Schema sofort sichtbar zu 
machen (Preim, Dachselt 2010, 213). Empirische Studien haben zudem gezeigt, dass 
durch die grafische Visualisierung von Informationen der Zugang und das Verständnis 
der Nutzer für die dargestellten Daten steigen. Dabei wird vor allem betont, dass die 
grafische Repräsentation zu einer verläßlicheren Erinnerung an die Daten führt, und 
eventuell vorhandene Beziehungen zwischen einzelnen Datenbereichen einfacher und 
schneller sichtbar werden (Chen 2004, 173-210).
2.2 Thematische Karten
Im Gegensatz zu topographischen Karten haben thematische Karten einen anderen Dar-
stellungsfokus. Die hohe Informationsdichte und die spezifische Symbolik einer topogra-
phischen Karte, die für ein näheres Verständnis der Abbildung das Lesen und Verstehen 
der Legende meist zwingend erfordert, findet sich in dieser Form nicht immer in der the-
matischen Karte der Statistik wieder. Hier wird überwiegend eine Darstellung bevorzugt, 
für die das reine Sehen ausreichend ist, d. h., in der ein Nutzer die wichtigste Information 
der Karte auf einen Blick erfassen kann (Bertin 1982, 147).
Abb. 3: Semiotische Variablen des grafischen Bildes (Quelle: Bertin 1982; eigene Darstellung)
Dadurch wird die zur Verfügung stehende Menge an möglichen Darstellungsvariab-
len stark beschränkt, da die vorliegende Datenstruktur an bestimmte Variablenarten 
gekoppelt ist. Beispielsweise ist „Form“ als trennende Variable nur für ordinal vorlie-
gende Daten sinnvoll, nicht jedoch für metrische (Bertin 1982, 186-232). Aus statis-
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tischer Sicht uneingeschränkt verwendet werden können nur vier der sieben semio-
tischen Variablen (siehe Abb. 3): Position, Größe, Helligkeit und Farbe. Die Nutzung 
der Variable „Farbe“ ist in diesem Zusammenhang in ihrem ursprünglichen, trennenden 
Bedeutungsinhalt zu sehen, da die Verwendung verschiedener Farben in einer Karte mit 
einer, je nach kulturellem Hintergrund unterschiedlichen, Erwartungshaltung über die 
Bedeutung der Farbe verbunden ist. Die restlichen drei Variablen (Form, Richtung und 
Muster) finden ihre Anwendung überwiegend in der topographischen Darstellung.
Bisher nur im Printbereich im größeren Umfang eingesetzt ist die Kombination der 
thematischen Karte mit einer Diagrammdarstellung. Zielstellung hier ist vorwiegend, 
statistische Informationen, die zwar räumlich verortet werden können (und sei es nur 
auf administrativer Ebene), aber aufgrund hoher Merkmalsdichte zu detailliert für 
einfache Flächen- oder Dichtekartendarstellungen sind, mittels geographisch platzierter 
Diagramme (vor allem Kreis- oder Stab- bzw. Säulendiagramme) zu verbildlichen (Spiess 
et al. 2010, 22-24). Abgesehen von den höheren Anforderungen an Datenumfang 
und -struktur im Vergleich zu Flächenkarten sind die interaktiven Möglichkeiten dieser 
Karten stark eingeschränkt.
2.3 Besonderheiten in statistischen Visualisierungen
Die Nutzung von Animationen im Zusammenhang mit thematischen Karten hat erst in 
den letzten Jahren zunehmende Bedeutung gewonnen, was mit der breiteren Verfüg-
barkeit von Möglichkeiten sowohl hinsichtlich der Erzeugung (OpenStreetMap, freie 
GIS-Software) als auch der Präsentation (Java-Applets, Flash, SVG, VRML, HTML5) 
zusammenhängt. Der konkrete Nutzen ist in der Regel auf die Darstellung von zeitab-
hängigen Entwicklungen beschränkt (Buziek et al. 2000, 35), die jedoch in der Statistik 
einen hohen Stellenwert besitzt. Als einer der Hauptfaktoren bei der Bereitstellung von 
animierten Kartenwerken galt lange Zeit der personelle Ressourcenbedarf (Buziek et al. 
2000, 231), was durch das Aufkommen von teilautomatisierten Werkzeugen zur 
Generierung von Kartensystemen etwas in den Hintergrund getreten ist.
Eine Besonderheit im Vergleich zu topographischen Karten bietet die interaktive Kar-
te im Bereich der dargestellten Bildinformationen. Klassische Symboliken in Karten wie 
Straßenverläufe, Gewässer, Flussverläufe oder ähnliche topographische Merkmale sind 
durch die Bindung der Daten an die administrative Struktur und weniger die real existie-
rende Topographie nicht in dem Maße relevant, so dass die standardmäßige Darstellung 
dieser Zusatzinformationen eher optional ist. Üblicherweise werden solche Informatio-
nen, wenn sie angeboten werden, als zusätzliche einblendbare Ebene umgesetzt.
Neben der optionalen Nutzung topographischer Elemente in thematischen Darstellun-
gen bietet sich bei interaktiven statistischen Karten die Bereitstellung weiterer Informati-
onen und Darstellungsformen an. Diese können automatisiert aus dem Rohdatenbestand 
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gewonnen werden, der für die Kartendarstellung vorgehalten wird. Neben genaueren 
Auskünften über den Umfang der dargestellten Legendenklassen fallen darunter bei-
spielsweise die (sortierbare) Darstellung der konkreten Kartendaten, die Aufbereitung 
der Daten in verschiedenen Diagrammformen, die über die Legende hinausgehende 
Darstellung der Metadaten sowie die Bereitstellung der Daten als Rohdaten zur Weiter-
verarbeitung. Diese zusätzlichen Informationen stützen insbesondere die erste Zielstufe 
der Informationsvisualisierung, die explorative Analyse (Preim, Dachselt 2010, 442).
3 Sachsen INTERAKTIV
Auch wenn es vereinzelt schon früher Angebote interaktiver Präsentationen von Daten 
auf den Seiten des Statistischen Landesamtes gegeben hat (bspw. die Bevölkerungspy-
ramiden der 5. Regionalisierten Bevölkerungsprognose2), so kann die Bereitstellung des 
Demografiemonitors Sachsen3 für das Internet-Angebot „Demografische Entwicklung“ 
des Freistaates Sachsen im Jahr 2011 als Ausgangspunkt für die Idee der Sammlung von 
interaktiven Anwendungen zu unterschiedlichen statistischen Fachgebieten unter dem 
Oberbegriff „Sachsen INTERAKTIV“ gesehen werden.
Gemeinsam ist allen dort vertretenen Angeboten auf Kartenbasis das Ziel, den Nutzer 
selbst mit den Daten arbeiten zu lassen. Dies wird unter anderem durch den Einsatz 
einer je nach Anwendungszweck modularisierten Oberfläche auf Basis eines externen 
Werkzeugs (InstantAtlas®4), welche vom Nutzer flexibel an seine Bedürfnisse angepasst 
werden kann, sowie der konsequenten Einhaltung der Methode des „Visual Informati-
on-Seeking Mantras“ (Shneiderman 1996, 336) erreicht:
“Overview first, zoom and filter, then details-on-demand.“
Ausgehend von einer statistischen Karte (Overview) werden Möglichkeiten der geziel-
ten Selektion von Daten (Filter) als auch der näheren Betrachtung (Zoom) bereitge-
stellt, ergänzt um zusätzliche Informationen, die vom Nutzer bei Bedarf abgerufen wer-
den können (details-on-demand). Dabei handelt es sich einerseits um rein statistische 
Aufbereitungen der dargestellten Datenmenge, wie der Einordnung des ausgewählten 
regionalen Indikators in die Gesamtheit aller verfügbaren Regionen oder der Visualisie-
rung einer Zeitreihenentwicklung als Liniendiagramm oder Animation, andererseits um 
über den dargestellten Indikator hinausgehende Informationen unterschiedlicher Natur, 
die mittels regionssensitiver Tooltips bereitgestellt werden. Insbesondere im Flächennut-
zungsmonitor5 kommt zudem die Möglichkeit des unmittelbaren optischen Vergleichs 
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Über die Interaktion mit den Daten und der kartographischen Abbildung der Daten 
hinaus bietet das verwendete interaktive Kartensystem zudem die Möglichkeit, gezielt 
auf die Art der Darstellung Einfluss zu nehmen. Eines der Hauptmerkmale einer thema-
tischen Karte, die Klassifikation der dargestellten Daten, kann durch den Nutzer gezielt 
verändert werden. Sowohl die verwendete Methode (Perzentile, Klassengleichbeset-
zung, feste Intervalle) als auch die Klassenzahl ist dabei wählbar, was eine zusätzliche 
Analysemöglichkeit der vorliegenden Datenmenge darstellt. Auch hier wird eine konse-
quente Umsetzung der Methode der direkten Manipulation durch den interagierenden 
Nutzer fortgeführt (Preim, Dachselt 2010, 351-353).
4 Fazit und Ausblick
Wachsende Datenmengen bei gleichzeitig sinkender Zeitspanne, die zu einer ausführli-
chen Analyse von Daten zur Verfügung steht, erfordern hinsichtlich der datenhaltenden 
Stellen ein Umdenken im Umgang mit Veröffentlichungen. Neben einer inzwischen teil-
weise notwendigen Vorselektion der präsentierten Daten, wie z. B. auch im Flächen-
nutzungsmonitor, sind hierbei auch die Möglichkeiten zu berücksichtigen, welche sich 
durch das Internet und die rasch fortschreitende technische Entwicklung ergeben. 
Mustererkennung und Trendanalysen können heutzutage durch grafische Hilfsmittel 
unterstützt werden, noch bevor man einen tiefergehenden Blick auf die Daten wirft. 
Abb. 4: Umsetzung des „Information-Seeking Mantra“ in Sachsen INTERAKTIV  
(Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen 2014)
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Mithilfe von Animationen und der Kombination von mehreren Abbildungen in einer 
Darstellung werden zeitlich und räumlich voneinander abhängige Ereignisse aufgezeigt. 
Zielstellung sollte es dabei vor allem sein, die Heterogenität der Nutzer von Daten der 
amtlichen Statistik zu bedenken und insbesondere die Nutzergruppen stärker zu unter-
stützen, die nicht über eigene Werkzeuge und Methoden verfügen, um bereitgestellte 
Daten selbständig weiterverarbeiten zu können.
Mit der zunehmenden Bedeutung von „Open Data“ sowie dem stärker werdenden 
Interesse an regional tiefgegliederten Datenbeständen, werden alternative Angebote 
zur Datenbereitstellung und -analyse an Bedeutung gewinnen. Der sich abzeichnen-
de Trend zu kleinräumigen Rasterdaten erfordert eine frühzeitige Vorbereitung auf die 
dadurch neu entstehenden Ansprüche an die nutzerfreundliche und leicht zugängliche 
Datendarstellung. Gerade in Hinsicht auf die kartographische Darstellung solcher Daten, 
insbesondere über die statische Karte hinaus, ist dabei der Ansatz von Sachsen INTER-
AKTIV zukunftsweisend.
Interaktive kartographische Systeme (Hanewinkel 2009, 747) stellen daher eine Mög-
lichkeit für die amtliche Statistik dar, einerseits das hier vorhandene Fachwissen über die 
zu repräsentierenden Daten durch Auswahl sowie Art und Weise der Darstellung an den 
Nutzer weiterzugeben, ihm aber andererseits selbst die Wahl zu überlassen, wie und mit 
welchen Schwerpunkten er seine Betrachtung durchführt. Die im Statistischen Landes-
amt erhobenen Zugriffszahlen der bisher implementierten Anwendungen bestätigen ein 
deutlich wahrnehmbares Interesse unserer Nutzer an diesen Angeboten.
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Auf dem Weg zu einer an den Klimawandel  
angepassten Siedlungsentwicklung?  
Ergebnisse einer Szenarioberechnung
Roland Goetzke, Jana Hoymann
Zusammenfassung
Während sich die Siedlungs- und Verkehrsfläche in Deutschland weiterhin ausdehnt, 
ergeben sich neue Anforderungen an den Raum, die in gesteigerten Flächen kon-
kurrenzen und in der Verschärfung bestehender Umweltrisiken resultieren. Neben 
einer stärkeren Berücksichtigung von Klimaschutz und Energiewende bei der Entwick-
lung der Siedlungsstruktur wird ihre Anpassung an den Klimawandel gefordert, um ne-
gative Auswirkungen auf Bevölkerung, Wirtschaft und Infrastruktur abzuwenden. Im 
Rahmen des Forschungsprojektes CC-LandStraD („Climate Change – Land Use Stra-
tegies“) werden Wechselwirkungen zwischen der Landnutzung und dem Klimawandel 
für alle relevanten Landnutzungssektoren untersucht. Hierfür werden Landnutzungsän-
derungen in Deutschland bis zum Jahr 2030 simuliert und dabei ausgehend von einem 
Referenzszenario unterschiedliche Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an 
den Klimawandel implementiert. Die Wirksamkeit der Maßnahmen kann mithilfe von 
Indikatoren abgeschätzt werden. Es zeigt sich, dass sich die Flächenkonkurrenzen in 
einigen Regionen aufgrund der stärkeren Berücksichtigung von Klimaschutz und Klima-
anpassung in der Siedlungsflächenentwicklung verschärfen werden. Betroffen sind vor 
allem die Regionen, die bereits heute entweder eine hohe Siedlungsdynamik aufweisen 
oder unter einem gewissen Anpassungsdruck (z. B. hinsichtlich Maßnahmen zum Hoch-
wasserschutz) stehen.
1 Einführung
Der Flächenverbrauch für neue Siedlungs- und Verkehrsflächen in Deutschland liegt 
derzeit bei etwa 74 Hektar pro Tag und ist damit deutlich niedriger als zu Beginn der 
2000er Jahre – was als Erfolg der Kommunen und flächenhaushaltspolitischer Steuerung 
angesehen werden kann. Gleichzeitig ist der Siedlungsflächenanteil in Deutschland ins-
gesamt bereits relativ hoch (13,5 % der Landesfläche) und die Zuwächse konzentrieren 
sich in ihren absoluten Werten vor allem auf städtische Kreise. Auch in stagnierenden 
und schrumpfenden Regionen wird weiterhin Siedlungsfläche erschlossen, so dass sich 
die Zunahmen weiterhin auf einem am Bedarf gemessenen hohen Niveau bewegen. 
Die Forderung nach einem sparsamen und schonenden Umgang mit der begrenzten 
Ressource Boden ist seit vielen Jahren ein Schlüsselthema der Nachhaltigkeitsdebatte. 
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Doch kann das Thema Flächenverbrauch nicht mehr allein im Zusammenhang mit der 
Nachhaltigkeitsstrategie diskutiert werden. Vor dem Hintergrund des Klimawandels 
ergibt sich die Notwendigkeit, auch mithilfe eines vorausschauenden Flächenmanage-
ments Klimaschutz zu betreiben und gleichzeitig die Siedlungen mit ihren Einwohnern 
und Sachwerten vor den Folgen des Klimawandels zu schützen. Hierbei sind räumlich 
detaillierte Analysen wichtig: Wo genau werden Siedlungsflächenzuwächse stattfinden? 
Bundesweit summierte Werte greifen hier zu kurz. 
Der Klimawandel wird nicht alle Regionen Deutschlands gleichermaßen treffen (vgl. PIK 
2014). Die Hochwassergefahr ist lokal begrenzt und die Anzahl an heißen Tagen oder 
Tropennächten in Deutschland ist nicht gleichverteilt und wird sich in den kommenden 
Jahrzehnten nicht überall gleichmäßig erhöhen. Daher ist ein Siedlungsflächenzuwachs 
unter Klimaaspekten im Oberrheintal in Rheinnähe ganz anders zu werten, als 50 km 
weiter östlich im Schwarzwald. 
In dem BMBF-Forschungsprojekt CC-LandStraD (vgl. www.cc-landstrad.de) werden 
Strategien für ein nachhaltiges Landmanagement in Deutschland unter Berücksichti-
gung von Fragen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung entwickelt. Dabei wer-
den alle relevanten Landnutzungen, Landnutzer sowie globale Trends und die lokale 
Umsetzung berücksichtigt. Hierfür wird ein umfassender übersektoraler Modellverbund 
entwickelt.
2 Modellierung von Landnutzungsänderungen  
in Deutschland unter Berücksichtigung von Klimaschutz 
und -anpassung
Für die Modellierung der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung wird ein 
Modellansatz verwendet, bei dem der Bedarf an Siedlungs- und Verkehrsfläche bis 
2030 auf Kreisebene ökonometrisch geschätzt wird (Modell „Panta Rhei Regio“) und 
die daraus resultierenden Landnutzungsänderungen mit einem GIS-gestützten Simula-
tionsmodell anhand der lokalen Eignung räumlich verortet werden (Modell „Land Use 
Scanner“). Die räumliche Auflösung der im Modell verwendeten Rasterkarten beträgt 
ein Hektar. Bei der Modellierung werden alle relevanten Landnutzungsarten gleicher-
maßen betrachtet. Die Methodik wird ausführlich in Hoymann & Goetzke (2013, 2014) 
beschrieben. Zunächst wurde ein Referenzszenario der Landnutzungsentwicklung in 
Deutschland erstellt, bei dem gleichbleibende Rahmenbedingungen und eine Fortschrei-
bung bestehender Flächentrends angenommen werden (ebd). Aufbauend darauf wer-
den unterschiedliche Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klima-
wandel modelliert. Mithilfe der Modellierung soll die Klimawirksamkeit der Maßnahmen 
analysiert werden.
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2.1 Maßnahmen und Strategien zum Klimaschutz und  
zur Anpassung an den Klimawandel
In einem Abstimmungsprozess mit nationalen und regionalen Stakeholdern wurden 
Maßnahmen identifiziert, die durch Steuerung der Siedlungs- und Verkehrsflächenent-
wicklung zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel beitragen können. 
Die Einzelmaßnahmen werden gesellschaftlich tragfähigen Strategien des Landmanage-
ments zugeordnet (Tab. 1).
Tab. 1: Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel und deren 
Zuordnung zu Landnutzungsstrategien für den Sektor Siedlung und Verkehr (Quelle: eigene 
Bearbeitung)






Energieerzeugung auf für Siedlungszwecke  
* KA: Klimaanpassung, KS: Klimaschutz, NS: Natur- und Umweltschutz
Die Strategien werden im Projekt CC-LandStraD übersektoral betrachtet. Das bedeu-
tet, für die Sektoren Siedlung und Verkehr, Landwirtschaft und Forstwirtschaft werden 
spezifische Maßnahmen separat modelliert und die Ergebnisse über Modellschnittstellen 
miteinander verknüpft. 
2.2 Beispiele für die Ausgestaltung der Maßnahmen
Für die Modellierung der Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung werden nur sol-
che Maßnahmen berücksichtigt, die im Sinne der Modelllogik einen Raumbezug haben, 
d. h. sich entweder auf den Umfang der Flächennachfrage oder auf deren räumliches 
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Verteilungsmuster auswirken. Andere nicht minder wichtige Maßnahmen können nicht 
modelliert werden, weil ihnen dieser Raumbezug fehlt. Beispiele hierfür sind die Anpas-
sung der Kanalisation an Starkregenereignisse oder die Nutzung kommunaler Dachflä-
chen für Solarenergie.
Einige Maßnahmen wirken sich in der Modellierung vor allem auf den Bedarf an zusätz-
lichen Siedlungsflächen aus. Beispiele sind die Ausschöpfung der baulichen Dichte im 
Neubau und die Stärkung der Innenentwicklung (inklusive Brachflächenrecycling und 
Leerstandswiedernutzung). Allein durch die Nutzung von Brachflächen und Baulücken 
im Innenbereich könnten einer aktuellen Studie zufolge 120 000 bis 165 000 Hektar 
Flächenpotenziale genutzt werden (Schiller et al. 2013). Dies entspricht mehr als einem 
Drittel der bis 2030 geschätzten Nachfrage. Da ein erheblicher Anteil hiervon aber nur 
schwer oder gar nicht aktivierbar ist, liegt die flächenverbrauchsreduzierende Wirkung 
der Maßnahme deutlich niedriger. Für die Modellierung wird davon ausgegangen, dass 
die Ausweitung der Siedlungs- und Verkehrsfläche aufgrund der Nutzung von Innenent-
wicklungspotenzialen um ca. 15 % reduziert werden kann.
Andere Maßnahmen beeinflussen nicht die Siedlungsflächennachfrage, sondern nur de-
ren räumliche Verteilung. Beispiele für solche Maßnahmen sind die Vergrößerung von 
Schutzgebietsflächen oder die Stärkung des Hochwasserschutzes. Durch die Auswei-
tung von Flächen für den Hochwasserschutz über die vorhandenen Vorrang- und Vor-
behaltsgebiete hinaus reduziert sich in der Modellierung die Eignung für Siedlungsflä-
chenerweiterungen in diesen Bereichen. Hierfür wurden Gebiete als Vorranggebiete für 
den Hochwasserschutz ausgewiesen, die in zwei unterschiedlichen Hochwassergefah-
renkarten bei Extremhochwasser als gefährdet gekennzeichnet sind. Gebiete, die in nur 
einer Hochwassergefahrenkarte gekennzeichnet sind, erhalten in der Modellierung den 
Status von Vorbehaltsgebieten. Als Datengrundlagen der Hochwassergefahrenkarten 
wurde auf eine pan-europäische Hochwassersimulation zurückgegriffen (Alfieri et  al. 
2014) sowie auf Daten aus dem hydrologischen Atlas für Deutschland (BaFG 2003). 
Durch diese Maßnahme verlagert das Modell etwa 80 % der Siedlungsflächen, die im 
Referenz szenario bis 2030 in hochwassergefährdeten Gebieten verteilt werden, in an-
dere Gebiete.
3 Vergleich unterschiedlicher Szenarien
Im Folgenden wird ein Überblick über die Ergebnisse des Referenzszenarios der Land-
nutzungsentwicklung in Deutschland bis 2030 gegeben und beispielhaft vorgestellt, wie 
sich die Wirksamkeit bestimmter Landmanagement-Maßnahmen messen lässt.
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3.1 Ergebnisse des Referenzszenarios
In Abbildung 1 sind die Ergebnisse der Siedlungs- und Verkehrsflächenprojektion ag-
gregiert auf Gemeindeebene dargestellt. Die Regionen mit künftig hoher Flächeninan-
spruchnahme sind vor allem die Regionen, die überwiegend bereits heute einen hohen 
Anteil an Siedlungs- und Verkehrsfläche aufweisen, wie die Regionen um die großen 
Metropolen Berlin, Hamburg, München, Rhein-Main und Rhein-Neckar.
Aber auch ländlichere Regionen, wie z.  B. das südliche Emsland, Niederbayern, 
Südschwaben und das Alpenvorland, weisen deutliche Zuwächse auf. Gleichzeitig sind 
Regionen mit besonders geringer Flächeninanspruchnahme deutlich erkennbar. Vor al-
lem in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern sowie dem Schwarzwald und 
der Schwäbischen Alb sind insbesondere aufgrund der demographischen Entwicklung 
nur noch geringe Zuwächse der Siedlungs- und Verkehrsfläche zu erwarten.
Abb. 1: Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfläche 2010 bis 2030 auf Gemeindeebene 
(Quelle: s. Abb.)
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3.2 Bewertung der Wirksamkeit von Maßnahmen mithilfe  
von Indikatoren
Indikatoren sind ein probates Mittel, um die Wirksamkeit der modellierten Maßnah-
men zu messen und gleichzeitig Zielkonflikte zu analysieren. Sie zeigen das Erreichen 
oder die Veränderung eines Zustands an, liefern dabei zunächst wertfreie, deskriptive 
Messgrößen und sind politisch „transportierbar“ (vgl. Siedentop et al. 2007). Die hier 
vorgestellten Indikatoren haben als Referenzwert den Bundesdurchschnitt und weisen 
davon unter- und überdurchschnittliche Abweichungen aggregiert auf Kreisebene aus. 
Für Szenarien, in denen Klimaschutz- oder Klimaanpassungsmaßnahmen integriert wur-
den, wird als Referenzwert der Bundesdurchschnitt im Referenzszenario genommen. 
Im Indikator Hochwassergefahr ist der Anteil der (versiegelungsrelevanten) Siedlungs- 
und Verkehrsflächenzunahme in hochwassergefährdeten Gebieten am gesamten 
Flächenverbrauch mit dem Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflächenzunahme an der 
Größe der hochwassergefährdeten Gebiete pro Kreis zusammengefasst. Im Referenz-
szenario fällt auf, dass ein besonderer Flächendruck in hochwassergefährdeten Gebieten 
im Raum Hamburg, entlang des Rheins zwischen Ruhrgebiet und Bonn, dem Ober-
rhein, in den Agglomerationen Rhein-Main und Rhein-Neckar sowie entlang der Donau 
herrscht (Abb. 2, links). Würde eine wie in Abschnitt 2.2 beschriebene Maßnahme zum 
Hochwasserschutz integriert, wird in den meisten Regionen die Hochwassergefährdung 
deutlich reduziert (Abb. 2, rechts). Es fallen aber auch Regionen auf, in denen trotz 
dieser Maßnahme der Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflächenzunahme in hochwas-
sergefährdeten Gebieten hoch bleibt. Dies sind Regionen mit insgesamt hohem Flächen-
druck und/oder wenig „Ausweichmöglichkeiten“ – teils aufgrund anderer Restriktionen.
Die Bewertung einer Maßnahme anhand nur eines Indikators ist nicht ausreichend. 
Daher wird der Einfluss einer Maßnahme auf mehrere klimarelevante Aspekte, aber 
auch auf flächenhaushaltspolitische Ziele oder Anforderungen des Natur- und Umwelt-
schutzes überprüft. Durch die Verlagerung der Siedlungsentwicklung aufgrund einer 
Maßnahme „Hochwasserschutz“ erhöht sich der Siedlungsdruck in anderen Bereichen 
eines Kreises. So kann es beispielsweise zu einem höheren Verlust guter Ackerstandorte 
kommen. Dies kann durch einen Indikator „Flächeninanspruchnahme auf Böden hoher 
Ertragsfähigkeit“ gemessen werden (Goetzke, Hoymann 2014). Durch die Integration 
der Maßnahme „Hochwasserschutz“ ergibt sich hinsichtlich des Bodenschutz-Indikators 
ein regional differenziertes Bild mit einem stärkeren Verlust hochwertiger Böden bei-
spielsweise im Rhein-Main-Gebiet, dem Emsland und der Magdeburger Börde und einer 
Abnahme der Flächenneuinanspruchnahme auf hochwertigen Böden am Mittelrhein, 
dem nördlichen Oberrhein und in weiten Teilen des Donautals.
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Abb. 2: Flächeninanspruchnahme in Gebieten mit erhöhter Hochwassergefahr im Referenz-
szenario (links) und einem Szenario mit der Maßnahme „Hochwasserschutz“ (rechts)  
(Quelle: s. Abb.)
4 Diskussion und Ausblick
Ein Ziel der Arbeiten im Projekt CC-LandStraD ist die Formulierung gesellschaftlich trag-
fähiger Strategien eines nachhaltigen Landmanagements. Bei der Zusammenfassung 
von Maßnahmen zu Strategien ist es wichtig, die Einzelmaßnahmen in ihrer Wirkung 
aufeinander abzustimmen, da sie teils gegenläufige Effekte haben können. Auch kann 
es vorkommen, dass Maßnahmen innerhalb einer Strategie grundsätzlich positiv wirken, 
örtlich aber negative Effekte haben. Ein Beispiel hierfür ist die Stärkung der Innenent-
wicklung innerhalb der Strategie Klimaschutz mit Natur- und Umweltschutz. Durch stär-
kere Innenentwicklung bleiben Flächen im Außenbereich erhalten, gleichzeitig werden 
aber innerstädtische Brachen bebaut, die nach vielen Jahren ohne Nutzung naturschutz-
fachlich wertvolle Flora beherbergen können. 
Neuere Studien auf europäischer Ebene zeigen vielfältige Analysemöglichkeiten zur 
Evaluation von Vulnerabilität im Zeichen des Klimawandels anhand ähnlicher Indikato-
ren (Verburg et al. 2012; Lung et al. 2013). Die hier vorgestellten Maßnahmen dienen 
dazu, Diskussionen zu befördern und ggf. zu versachlichen. Bestimmte Fragen können 
angestoßen, aber nicht alleine mithilfe der Modellierung beantwortet werden. Solche 
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Fragen betreffen die Umsetzbarkeit in der Praxis („Ist das vorhandene Instrumentari-
um ausreichend?“), die Kosten („Wer finanziert das?“) und die Priorisierung („Welche 
Maßnahme ist wichtiger?“). Hier ist ein intensiver Dialog mit der Regional- und Kom-
munalplanung notwendig (vgl. BMVBS, BBSR 2013).
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Generierung gebäudetypenbezogener Dichteparameter 
für IÖR-Wohnbauflächenprognosen
Robin Gutting, Irene Iwanow
Zusammenfassung
Kleinräumige Wohnbauflächenprognosen sind in der kommunalen, regionalen sowie 
landesweiten Planungspraxis unverzichtbar geworden. Insbesondere vor dem Hinter-
grund des Nachhaltigkeitsziels einer verstärkten baulichen Entwicklung in zentralen 
Lagen sind Informationen über das künftig zu erwartende Nachfragepotenzial nach 
Wohnbauflächen sowie das zur Verfügung stehende Flächenpotenzial vor allem in 
Innenbereichen von Siedlungen von Bedeutung. Wohnbauflächenprognosen müssen 
daher eine nachvollziehbare Flächenbedarfsabschätzung aufzeigen, welche auf einer 
kleinräumigen Methodik beruht. Diese muss die in der Realität ablaufenden Prozes-
se abbilden können. Hierfür ist eine räumlich differenzierte Datenbasis unverzichtbar, 
um wichtige Einflussfaktoren auf die Flächenentwicklung quantifizieren zu können. Der 
Beitrag beschreibt das neue Modul „Wohnbauflächenpotenzial“ im IÖR-Prognose-
system. Dieses dient der Abschätzung möglicher Wohnbauflächenansprüche, falls das 
prognostizierte Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau umgesetzt werden soll. Der 
Fokus des Beitrages liegt dabei auf der Beschreibung der Generierung von Dichtepara-
metern, um für verschiedene Gebäudetypen den kommunalen Wohnbauflächenbedarf 
berechnen zu können.
1 Einführung
Die IÖR-Wohnungsprognosen basieren auf Vorausschätzungen der kommunalen 
Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung. Darauf aufbauend werden über ein regio-
nal und sektoral gegliedertes Wohnungsmarktmodell kleinräumige Wohnungsprogno-
sen erstellt, deren Ergebnis Abschätzungen des zukünftigen Nachfragepotenzials nach 
Wohnungsneubau für verschiedene Marktsegmente sind (Iwanow et al. 2012, 211). 
Daran schließt das Modul „Wohnbauflächenpotenziale“ des IÖR-Prognosesystems mit 
einer Flächenabschätzung an. In diesem wird die zuvor prognostizierte Zahl von Woh-
nungen in dafür erforderliche Flächenbedarfe umgesetzt, denn Ziel der IÖR-Wohnbau-
flächenprognosen ist es einzuschätzen, wie hoch die zukünftigen Flächenansprüche für 
Wohnungsneubau sein könnten und welche planerischen Wege gefunden werden kön-
nen, um die zukünftige Flächenneuinanspruchnahme im Außenbereich zu verhindern.
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2 Mögliche Wege der Parametergewinnung
Für die Umrechnung von Wohnungen in Wohnbauflächen gibt es verschiedene 
methodische Wege. Dabei ist es nicht nur wichtig, den theoretisch besten Ansatz zu 
finden. Es müssen auch die entsprechenden Datenquellen vorhanden sein, aus denen die 
erforderlichen Parameter generiert werden können. Gatzweiler (1999, 73) bezieht die 
Grundstücksfläche direkt auf die Wohnfläche und differenziert den Parameter „Grund-
stücksfläche je m² Wohnfläche“ sowohl nach Siedlungsstruktur (Agglomerationsraum, 
verstädterter Raum, ländlicher Raum) als auch nach Gebäudetyp (Ein- und Zweifami-
lienhaus, Mehrfamilienhaus). Über die Ermittlung von durchschnittlichen Wohnungs-
größen ist so der Bezug von der Wohnung zur Fläche möglich. Die BBSR-Wohnungs-
marktprognose 2025 (2011, 51) rechnet mit einem einstufigen Ansatz und ermittelt die 
durchschnittliche „Grundstücksgröße pro Wohnung“. Auch bei diesem Ansatz erfolgt 
eine Differenzierung des Parameters nach der Siedlungsstruktur und dem Gebäudetyp, 
sodass ein direkter rechnerischer Bezug des prognostizierten Nachfragepotenzials nach 
Wohnungsneubau zur Fläche hergestellt werden kann. Die IÖR-Methodik arbeitet hin-
gegen mit einem zweistufigen Ansatz aus zwei getrennten Datenquellen und ermittelt 
eine durchschnittliche Zahl von Wohnungen pro Gebäude, um eine Abschätzung der 
Zahl möglicherweise neu zu bauender Gebäude zu ermöglichen. Für die Berechnung des 
künftigen Nachfragepotenzials nach Wohnbauflächen finden durchschnittliche Grund-
stückgrößen Verwendung, wobei insbesondere außerhalb von technisch-methodischen 
Zusammenhängen die Begriffe Flurstück und Grundstück in der vorliegenden Arbeit 
identisch genutzt werden. Amtliche Geodaten, welche die räumliche Abgrenzung von 
Grundeigentum nachweisen, basieren ebenfalls auf der Einheit „Flurstück“, sodass hier-
mit eine flächendeckende Datengrundlage zur Verfügung steht. Durch die Verwendung 
von zwei Dichteparametern ergibt sich im Modul „Wohnbauflächenpotenziale“ die 
Möglichkeit der Variation von Einflussfaktoren, wie bspw. die Hinzunahme des Boden-
preises auf die Grundstücksgröße und damit eine hohe Variabilität der Prognoserech-
nung, welche dem szenariobasierten Ansatz des IÖR-Prognosesystems gerecht wird.
3 Methodischer Ansatz
Die Prognose des Nachfragepotenzials nach Wohnbauflächen baut auf dem prog-
nostizierten Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau (Iwanow et al. 2006, 75 ff.) 
auf, d. h. der Zahl möglicherweise zusätzlich nachgefragter Wohnungen aufgrund der 
im vorhandenen Wohnungsbestand nicht realisierbaren Wohnwünsche (Abb.1). Das 
prognostizierte Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau liegt für die sektoralen 
Wohnungsteilmärkte Ein- und Zweifamilienhäuser sowie Mehrfamilienhäuser vor und 
kann über den Parameter „Wohnungen pro Gebäude“ in eine Nachfrageerwartung 
bzgl. Wohngebäude umgesetzt werden. Die Nutzung des Parameters „Grundstücksflä-
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che pro Gebäude“, differenziert nach den gleichen sektoralen Teilmärkten, ermöglicht 
anschließend den Bezug der Gebäude zur Fläche. Die Parametergenerierung erfolgt auf 
kommunaler Basis, sodass eine tiefe regionale Gliederung möglich ist.
3.1 Gebäudetypenbezogene Wohnungsdichtekennwerte
Zur Berechnung des gebäudetypenbezogenen Wohnungsdichteparameters „Wohnung 
pro Gebäude“ sind verschiedene Datenquellen verfügbar. Hier ist eine differenzierte 
Auseinandersetzung und eine besondere Kenntnis mit dem bzw. über das verwende-
te Datenmaterial notwendig, da der Parameter, je nach Datenquelle, in seiner Höhe 
variieren kann. Die amtliche Statistik bietet hierbei zwei mögliche Zugänge. Einerseits 
können der Zensus 2011 sowie die Wohnungsbestandsfortschreibungen verwendet 
werden. Der daraus abgeleitete Parameter „Wohnungen pro Gebäude“ bildet die 
durchschnittliche Wohnungsdichte ab. Dieser weist aufgrund der verschiedenen städte-
baulichen Epochen innerhalb des Wohnungsbestandes auf die spezifische kommunale 
Gebäudetypologie hin. Gleichzeitig ist er, wie für das IÖR-Prognosesystem erforderlich, 
sektoral und regional sehr differenziert verfügbar. Somit ist selbst für kleine Kommunen 
die Parameterberechnung möglich. Andererseits ist die Nutzung der Baufertigstellungs-
statistik möglich. Der daraus abgeleitete Parameter spiegelt die aktuelle Wohnungs-
dichteentwicklung im Wohnungsneubau wider, ist nur begrenzt sektoral differenziert 
darstellbar und kann in kleineren Kommunen mit geringem oder keinem Wohnungs-
neubau zu Parameterausfällen führen. Die Auswahl der richtigen Datenquelle ist bei 
Abb. 1: IÖR-Methodik zur Schätzung des Nachfragpotenzials nach Flächen für Wohnungs-
neubau (Quelle: eigene Darstellung)
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der Szenariobildung im Rahmen von Flächenprognosen von besonderer Bedeutung, da 
mit Auswahl der Datenquelle implizit auch eine Annahme über die weitere Entwick-
lung der Wohnungsdichte getroffen wird. Der Parameter „Wohnung pro Gebäude“ auf 
Basis des Wohnungsbestandes enthält sämtliche jemals errichteten Wohnungen. Die 
künftige Wohnungsdichte innerhalb eines Gebäudes ist somit durch eine Konstanz der 
langjährigen bisherigen Wohnungsdichtestruktur gekennzeichnet. Im Gegensatz dazu 
signalisiert die Parametergewinnung über die Baufertigstellungsstatistik den aktuellen 
Trend hinsichtlich der Wohnungsdichte in einem Gebäude. Unabhängig davon sind, 
angelehnt an die tatsächliche Wohnungsdichtestruktur einer Gemeinde, frei wählbare 
Annahmen der Wohnungsdichteparameter möglich. Dies trägt dem Szenariocharakter 
des IÖR-Prognosesystems auch im Modul „Wohnbauflächenpotenziale“ Rechnung.
Abb. 2: Parameter „Wohnungen pro Gebäude“ für ausgewählte Kommunen Sachsens  
(Quelle: eigene Berechnungen; Datenbasis: Wohnungsbestandsstatistik 2012; Baufertigstel-
lungsstatistik 2000-2012, Statistisches Landesamt Sachsen)
Ausgewählte Beispiele gemeindebezogener Wohnungsdichten der Gemeinden Dresden 
sowie deren größte Umlandgemeinden demonstrieren die Auswirkungen der Wahl der 
Datenquelle auf den Parameter. Mit Stand 2012 weist beispielweise Dresden mit durch-
schnittlich 10 Wohnungen pro Gebäude eine vergleichsweise hohe Wohnungsdichte im 
Geschosswohnungsbau auf (Abb. 2). Als Mittelstädte im Verdichtungsraum Dresden 
zeigen Heidenau und Pirna mit ca. 8 Wohnungen pro Gebäude bzw. Radeberg und 
Freital mit rund 7 Wohnungen pro Gebäude etwas geringere Wohnungsdichten. Im 
Gegensatz dazu liegen die durchschnittlichen Wohnungsdichtewerte bei Verwendung 
der Baufertigstellungsstatistik für den Zeitraum 2000 bis 2012 als Berechnungsgrundla-
ge im Geschosswohnungsbau in allen 5 Städten unter den Wohnungsdichten auf Basis 
des Wohnungsbestandes. Für Dresden ist eine durchschnittliche Wohnungsdichte von 
8 Wohnungen pro Gebäude feststellbar. Heidenau zeigt diesbezüglich eine Wohnungs-
dichte von ca. 4,5 bzw. 5,5 Wohnungen pro Gebäude. Pirna und Radeberg mit jeweils 
5,5 Wohnungen pro Gebäude liegen etwas darüber. Freital liegt mit 6 Wohnungen pro 
Gebäude nahe dem Wohnungsdichteniveau, wie es unter Verwendung des Wohnungs-
Wohnungsbestand                      Baufertigstellungen Wohnungen
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bestandes feststellbar ist. Hier zeigen sich deutlich die Auswirkungen der Parameter-
generierung auf Basis verschiedener Datenquellen. Typische DDR-Wohngebäudetypen 
wie Zeilenbauten der 1950er Jahre bzw. Punkthochhäuser und Plattenbauten ab den 
1960er Jahren mit hohen Wohnungsdichten pro Gebäude sind im Wohnungsbestand 
mit enthalten. Baufertigstellungsstatistiken dagegen zeichnen hinsichtlich des Para-
meters „Wohnung pro Gebäude“ eher die aktuelle städtebauliche Entwicklung nach, 
sodass Wohnungsdichten im Geschosswohnungsbau auf Basis der Baufertigstellungs-
statistik die künftige Wohnungsdichteentwicklung besser abbilden dürften. Ein Ver-
gleich der beiden Parameter lässt schließlich auch Rückschlüsse auf die Siedlungsstruk-
turentwicklung einer Gemeinde zu. Der Rückgang der Wohnungsdichten stellt sich in 
den fünf Beispielkommunen sehr unterschiedlich dar. Dies ist ein Hinweis auf den An-
teil von Großwohnsiedlungen und Zeilenbauten im Gebäudebestand einer Kommune. 
Heidenau weist dabei den größten Rückgang von 8 auf 4,5 Wohnungen pro Gebäu-
de auf. So wird deutlich, dass die Errichtung von Wohngebäuden mit hohen Woh-
nungsdichten nur noch geringe Relevanz hat. Städte wie Freital mit einem ähnlichen 
Wohnungsdichteniveau lassen hingegen entweder eine Entdichtung aufgrund städte-
baulicher Förderprogramme oder eine generell niedrige Baudynamik von Platten- und 
Zeilenbauten in den 1950er und 1960er Jahren erwarten. Geringer fallen die Differenzen 
im Ein- und Zweifamilienhausbau aus. Während Wohnungsdichten von etwa 1,2 bzw. 
1,3 Wohnungen pro Gebäude bei Analysen der Wohnungsbestandsstatistik feststellbar 
sind, zeigen sich auf Basis der Baufertigstellungstatistik Wohnungsdichten von rund 1,1.
3.2 Gebäudetypenbezogene Grundstücksflächen
Auch bei dem Parameter „gebäudetypenbezogene Grundstücksfläche“ stehen verschie-
dene Datenquellen zur Auswahl. Von Bedeutung ist das Wissen über den Ausschnitt der 
Realität, der mit der gewählten Datenquelle beschrieben wird. Neben planungsbezo-
genen Parametern wie der GRZ (Grundflächenzahl) oder der GFZ (Geschossflächen-
zahl), welche eher die Perspektive der Planung in eine Flächenprognose fließen lässt, 
bzw. der Kaufpreissammlung, welche aktuelle Nachfragetrends auf dem Grundstücks-
markt beinhaltet, können GIS-basierte Analysen von Geodaten für die Berechnung von 
durchschnittlichen Flurstücksflächen im Wohnungsbau Verwendung finden und eher die 
Flächenangebotsseite in einer Flächenprognose repräsentieren. Für diesen Zweck ver-
wenden die Autoren eine GIS-basierte Abfrage, welche nach Wohngebäudetypen dif-
ferenzierte bebaute Flurstücke auf Basis einer räumlich genauen Datengrundlage iden-
tifiziert und eine sehr tiefe sektorale Gliederung selbst innerhalb der Teilmärkte Ein- und 
Zweifamilienhausbau und Mehrfamilienhausbau zulässt. Zudem erlaubt die Methodik 
eine auch unter der Kommunalebene liegende tiefe regionale Differenzierung (Abb. 3). 
Die Berechnung von durchschnittlichen Flurstücksgrößen auf Basis von Brachflächen 
(Bau lücken u. ä.) ist ebenso möglich, jedoch nicht allgemeingültig umsetzbar.
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Die IÖR-Methodik verwendet grundsätzlich zwei Typen von Geodaten: Flurstücks daten 
aus dem Liegenschaftskataster ALK/ALKIS sowie um Gebäudetypinformation ange-
reicherte Gebäudegrundrisse1 innerhalb der Wohnbebauung. Die Klassifizierung der 
Gebäude erfolgt auf Grundlage von SEMENTA®, einem im IÖR entwickelten GIS-Tool 
(Meinel et al. 2008), welches anhand der Gebäudegeometrie, Charakteristik der Nach-
barschaft und weiterer Kriterien eine Klassifizierung des undifferenzierten Wohngebäu-
debestandes ermöglicht (Hecht 2014, 143 ff.). 
Abb. 3: IÖR-Methodik zur Parametergenerierung „Gebäudetypenbezogene Grundstücksflä-
chen“ (Quelle: eigene Darstellung)
Mit dieser Datengrundlage ist es möglich, die Gebäudetypeninformation auf das dazu-
gehörige Flurstück zu schreiben, um den Flurstücksbestand anschließend mittels admi-
nistrativer Grenzen nach Städten und Gemeinden weiter zu differenzieren. Eine darauf 
folgende Ausreißerbereinigung erhöht die Qualität der Daten. Die Interquartilsmethode 
ist dafür besonders gut geeignet, da die Flurstücksgrößen innerhalb einer Gemeinde 
rechtsschief verteilt sind (Simon, Dreiocker 2007, 329). Eine einfache Durchschnittsbil-
dung für jede Kommune und verschiedene Wohngebäudetypen, bspw. Ein- und Zwei-
familienhaus und Mehrfamilienhaus, ergibt schließlich die gesuchte gebäudetypenbezo-
gene Flurstücksfläche auf Basis bebauter Flurstücke.
1 Fehlende Gebäude im ALKIS-Datensatz Sachsens wurden um Gebäude aus dem ATKIS Basis-DLM 
ergänzt.
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Tab. 1: Parameter „Gebäudetypenbezogene Grundstücksgröße“ für ausgewählte Kommunen 
Sachsens (Quelle: ALK Sachsen, ATKIS Sachsen, SEMENTA®, eigene Berechnungen)
Kommune EZH MFH
Dresden 613 m² 834 m²
Freital 662 m² 807 m²
Tharandt 797 m ²     1 064 m²
Halsbrücke     1 039 m ²     1 989 m²
Freiberg 665 m² 565 m²
Erwartungsgemäß weisen städtisch geprägte Kommunen unabhängig vom Gebäude-
typ kleinere durchschnittliche Flurstücksgrößen auf als Kommunen im ländlichen Raum 
(Tab. 1). Dresden mit rund 610 m² bzw. Freital als Teil des Verdichtungsraumes mit 
ca. 660 m² lassen dabei im Teilmarkt der Ein- und Zweifamilienhäuser im Vergleich zu 
den noch weiter westlich anschließenden Kommunen Tharandt und Halsbrücke um rund 
200 m² bis 400 m² kleinere Flurstücke erkennen. Die Größe der Kommune scheint keinen 
Einfluss auf die Flurstücksgröße zu haben. Selbst kleinere Mittelstädte innerhalb ländlich 
geprägter Regionen wie Freiberg weisen mit rund 660 m² im Teilmarkt des individuellen 
Wohnungsbaus ähnlich kleine Flurstücke auf, wie sie in Dresden oder Freital zu finden 
sind. Auch im Bereich des Geschosswohnungsbaus zeigen sich in Richtung verdichteter 
Kommunen kleinere Flurstücke, wobei Dresden als größte städtisch geprägte Kommune 
in diesem Teilmarkt mit 830 m² im Vergleich zu den Ein- und Zweifamilienhausflur-
stücken nicht die kleinsten Flurstücke zu verzeichnen hat. Die bevölkerungsmäßig deut-
lich kleinere Stadt Freiberg lässt mit ca. 560 m² eine durchschnittliche Flurstücksgröße 
erkennen, welche um etwa 300 m² geringer ist als jene von Dresden. Tharandt und 
Halsbrücke, als bevölkerungsmäßig kleine und wenig verdichtete Kommunen, zei-
gen entsprechend mit rund 1 000 m² bzw. 2 000 m² deutlich größere Flurstücke. Ein 
Vergleich der beiden Teilmärkte Ein- und Zweifamilienhäuser und Mehrfamilienhäuser 
untereinander weist zudem auf die i. d. R. größeren Flurstücke im Geschosswohnungs-
bau hin.
4 Fazit
In Verantwortung der Nutzung der Wohnbauflächenprognosen als Grundlage für die 
kommunale Flächennutzungsplanung sind praxistaugliche Anforderungen an die hier-
für notwendigen Berechnungs- und Datengrundlagen zu stellen. So benötigen die für 
Schätzungen des Nachfragpotenzials nach Flächen für Wohnungsneubau erforderlichen 
Dichteparameter sowohl teilmarktspezifische als auch räumlich tief gegliederte Daten-
grundlagen (Iwanow 2010, 249 ff.). Dies sind einerseits kleinräumige Wohnungsprog-
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nosen, in denen das Nachfragepotenzial nach Wohnungsneubau vorausgeschätzt wird 
und andererseits die abzuleitenden gemeindespezifischen und gebäudetypenbezogenen 
Dichteparameter. Beide Grundlagen üben großen Einfluss auf die Qualität der zukünf-
tigen kommunalen und regionalen Flächenplanung aus und liefern einen Beitrag zur 
Eruierung potenzieller Möglichkeiten für sparsame Flächenneuausweisungen. Vor dem 
Hintergrund der GWZ 2011 stehen zusätzlich zur Wohnungsbestands- und Baufertig-
stellungsstatistik weitere Differenzierungsmöglichkeiten der Wohnungsdichteparameter 
einzelner Gebäudetypen zur Verfügung. Aufbauend auf dieser differenzierten Daten-
grundlage erfährt die Szenariobildung in den Flächenprognosen auf Basis des IÖR- 
Prognosesystems eine wertvolle Unterstützung. 
In besonderem Maße genügt der Parameter „Grundstücksgröße“ den Anforderungen 
einer möglichst differenzierten räumlichen und sektoralen Verfügbarkeit. Durch die 
Nutzung von deutschlandweit digital vorhandenen Flurstücks- und Gebäudegeomet-
riedaten sowie der Verwendung von SEMENTA® ist eine, auch für teilstädtische Räume, 
verfügbare Datengrundlage zur Ermittlung durchschnittlicher Flurstücksgrößen für jede 
Gemeinde Deutschlands nach verschiedenen Gebäudetypen möglich. Die Option, die 
Parameter in den entsprechenden Szenarien frei zu wählen und den in GIS-basierten 
Analysen ermittelten Parameterwert nur als Richtwert zu verstehen, verbleibt dennoch, 
sodass auch die Berücksichtigung weiterer Einflussfaktoren der Wohnbauflächenneu-
inanspruchnahme wie Miet- und Bodenpreise oder künftige kommunale Planungsleit-
bilder möglich sind. 
Künftig sollten insbesondere im Bereich der Ermittlung von Grundstücksgrößen, weite-
re Datenquellen vergleichend hinzugezogen werden. Die bisherige Berechnung erfolgt 
ausschließlich auf Basis bebauter, durch die Funktion „Wohnen“ geprägter, Flurstücke. 
Das für eine Bebauung verfügbare Flächenpotenzial besteht überwiegend aus unbebau-
ten bzw. bebauten Brachflächen, welche künftig einer Wohnnutzung zugeführt werden 
sollen. Folgerichtig ist die Berechnung des Parameters „Grundstücksgröße“ auf Basis der 
Brachflächen angebracht. Hier gilt es zu eruieren, inwiefern bebaute Flurstücke sich in 
ihrer Größe von unbebauten und bebauten Brachflächen mit geplanter Wohnnutzung 
unterscheiden. Für eine verlässliche Schätzung des Wohnbauflächenbedarfs als Saldo 
aus Angebots- und Nachfragepotenzial bedarf es zudem neben dem Wissen über das 
künftige Nachfragepotenzial nach Wohnbauflächen auch der Kenntnis über das rea-
listisch verfügbare Angebotspotenzial von Wohnbauflächen. Hierzu werden von den 
Autoren derzeit weitere Module des IÖR-Prognosesystems entwickelt, welche GIS- 
basiert und weitgehend automatisiert das vorhandene theoretische kommunale Wohn-
bauflächenpotenzial analysieren. Künftig wird es auf diesem Wege möglich sein, im 
Rahmen des IÖR-Prognosesystems auch den Wohnbauflächenbedarf für Flächenneu-
ausweisungen zu ermitteln.
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Remanenzeffekte alters- und haushaltstypspezifischer 
Wohnungsnachfrageentwicklungen am Beispiel Bayern
Reiner Braun
Zusammenfassung
Die Wohnungsnachfrage wird durch eine Vielzahl an Einflussfaktoren getrieben. Dazu 
zählen demographische Effekte im engeren Sinne (Einwohnerzahl, Haushaltsgröße/ 
-typ, und Altersverteilung) sowie demographische Effekte im weiteren Sinne. Letzte-
re beschreiben Verhaltensänderungen bestimmter Altersklassen oder Geburtskohorten 
(z. B. Einfamilienhausquote, Selbstnutzerquote oder Migration). 
Die beschriebenen Effekte können in unterschiedliche Richtungen wirken. So führt etwa 
der Partialeffekt einer rückläufigen Bevölkerung zu einer sinkenden Wohnungsnachfra-
ge. Sinkende Einwohnerzahlen gehen künftig auch mit einer Alterung der Bevölkerung 
einher. Ältere Haushalte sind aber kleiner als jüngere, denn unter Älteren gibt es weniger 
Familien und mehr Singles (Witwen/Witwer). Deswegen führt der Partialeffekt einer 
Alterung zu einer steigenden Wohnungsnachfrage: dieselbe Personenzahl verteilt sich 
auf mehr Haushalte, wenn die Personen älter sind. In der Summe aller Partialeffekte 
mag die Wohnungsnachfrage sinken, der Gesamteffekt ist aber kleiner als der reine 
Bevölkerungsrückgang erwarten ließe. 
Zur Schätzung der Neubaunachfrage wird im empirica-Modell darüber hinaus der klas-
sische Ersatzbedarf durch die empirische Schätzung einer qualitativen Zusatznachfrage 
ersetzt. Diese ist meist umso größer, je mehr die quantitative Zusatznachfrage sinkt. 
Denn dann werden i. d. R. kaum noch neue Wohnungen errichtet und es fehlen die 
gehobenen Neubauqualitäten. Im Ergebnis werden trotz rückläufiger Nachfrage auch 
in Schrumpfungsregionen viele Wohnungen gebaut. Die Kehrseite dieser Entwicklung 
ist ein beschleunigter Anstieg der Wohnungsleerstände. Außerdem verdeutlicht auch 
dieser Effekt, dass eine Alterung der Bevölkerung nicht zwangsweise gleichzusetzen ist 
mit einem Rückgang der Neubaunachfrage.
1 Einführung
Trotz regional rückläufiger Bevölkerungszahlen besteht in Deutschland auch langfristig 
ein erheblicher Neubaubedarf. Die Ursache liegt sowohl in einem zu geringen Ange-
bot (geringes Neubauniveau der letzten Jahre) als auch in einer steigenden Nachfrage 
(zunehmende Zahl an Haushalten). Infolge weiterhin schrumpfender Haushaltsgrößen 
wird aber die Nachfrage nach Wohnungsneubau auch dann noch vorhanden sein, wenn 
das Bevölkerungswachstum in immer mehr Regionen zum Erliegen kommt. 
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Allerdings ist Neubau nicht in allen Regionen gleichermaßen gefragt. Die Bevölkerung 
konzentriert sich auf Wachstumsregionen, andere Landesteile verlieren Einwohner. 
Dadurch kommt es zu einem zunehmenden Mismatch zwischen Angebot und Nach-
frage. Rein rechnerisch müssten weniger Wohnungen neu gebaut werden, wenn neue 
Arbeitsstellen dort entstünden und Menschen dort blieben, wo bereits heute genü-
gend Wohnungen stehen. Im Umkehrschluss gewinnt die Binnenwanderung innerhalb 
Deutschlands immer größeren Einfluss auf das Niveau der Neubaunachfrage.
Aber auch in Schrumpfungsregionen wird Wohnungsneubau nachgefragt. Umso mehr, 
je weniger die Bestandswohnungen den Qualitätsanforderungen der Nachfrager ent-
sprechen. Schrumpfende Wohnungsmärkte erkennt man also nicht immer am fehlenden 
Neubau, wohl aber am steigenden Leerstand. Dieser Effekt kann durch die Schätzung 
einer qualitativen Zusatznachfrage ermittelt werden. 
2 Das empirica-Modell zur Wohnungsnachfrageprognose
Der Neubaubedarf bzw. die Neubaunachfrage setzen sich aus verschiedenen Effekten 
zusammen (vgl. Abb. 1). Die Annahmen zu diesen Effekten werden in den nachfolgen-
den Abschnitten erläutert.
Abb. 1: Komponenten für Neubaubedarf bzw. Neubaunachfrage (Quelle: empirica; eigene 
Darstellung)
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2.1 Haushaltsprognose
Die Zahl der Haushalte wird mithilfe von altersspezifischen Haushaltsvorstandsquoten 
auf Basis einer Bevölkerungsprognose berechnet. Haushaltsvorstandsquoten liegen für 
fünf Regionaltypen vor: Stadtstaaten, Großstädte Ost, Großstädte West, Kleinstädte 
Ost und Kleinstädte West und sind unterschieden nach Haushaltsvorstandsquoten für 
Haushalte mit ein oder zwei Personen einerseits sowie für Haushalte mit drei und mehr 
Personen andererseits. Die Haushaltsvorstandsquoten werden für jeden Landkreis und 
jede kreisfreie Stadt so kalibriert, dass für das Basisjahr die Gesamtzahl der Haushalte mit 
ein/zwei bzw. drei und mehr Personen der Zahl aus dem entsprechenden Mikrozensus 
entspricht. Der resultierende Kalibrierungsfaktor wird für die Prognosejahre konstant 
gehalten.
2.2 Zusätzliche Wohnungsnachfrage durch demographische Effekte
Nicht jeder Haushalt wohnt in der eigenen Wohnung und nicht jeder Haushalt besitzt 
nur eine Wohnung. Deswegen werden entsprechende Untermiet- und Zweitwohnungs-
quoten berücksichtigt. Die so korrigierten Haushaltszahlen nennen wir wohnungs-
nachfragende Haushalte. Die Zunahme der Zahl wohnungsnachfragender Haushalte 
beschreibt dann die Zusatznachfrage nach Wohnungen, verursacht durch Veränderun-
gen der Einwohnerzahlen, der Haushaltsgrößen und der Altersverteilung der Haushalte. 
Tendenziell fragen mehr Einwohner mehr Wohnungen nach, fragen größere Haushalte 
eher Ein-/Zweifamilienhäuser nach und sind ältere Haushalte eher kleine Haushalte, 
wobei kleine Haushalte wiederum eher Geschosswohnungen nachfragen.
2.3 Zusätzliche Wohnungsnachfrage durch steigende EZFH-Quote 
Weiterhin kann die zusätzliche Wohnungsnachfrage größer sein als die Zunahme der 
Zahl wohnungsnachfragender Haushalte. Dies erklärt sich durch steigende Ein-/Zweifa-
milienhausquoten (EZFH-Quoten): Wenn mehr Haushalte als bisher in Ein-/Zweifamili-
enhäusern wohnen, dann ergibt sich selbst bei konstanter Zahl wohnungsnachfragender 
Haushalte eine zusätzliche Wohnungsnachfrage (und zusätzlicher Leerstand in Ge-
schosswohnungen). Unter „Ein-/Zweifamilienhäuser“ verstehen wir auch „einfamilien-
hausähnliche“ Gebäude. Damit sind kleine, überschaubare Gebäude mit maximal sechs 
Wohneinheiten gemeint, die private Rückzugsflächen haben und möglichst ebenerdigen 
Zugang zu begrünten Außenflächen bieten (z. B. „Stadtvilla“). Geschosswohnungen 
erfüllen diese Anforderungen meist nur unzureichend. Je einfamilienhausähnlicher das 
Gebäude ausfällt, desto höher ist auch dessen Affinität für Selbstnutzer.
In der vorliegenden Prognose steigt die Ein-/Zweifamilienhausquote infolge eines 
Kohorteneffektes. Der Kohorteneffekt beschreibt das Nachrücken von Rentnergenera-
tionen, die öfter als ihre Vorgänger im Ein-/Zweifamilienhaus wohnen. Betroffen sind 
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also ältere Rentnerhaushalte. Dieser Effekt kann seit Jahrzehnten empirisch beobachtet 
werden, fiel in Westdeutschland aber zuletzt immer schwächer aus. 
2.4 Zusätzliche Wohnungsnachfrage durch regionale Diskrepanzen 
der Überschüsse/Defizite 
Bei regionalisierten Wohnungsnachfrageprognosen führt Binnenwanderung dazu, dass 
die zusätzliche Wohnungsnachfrage größer ist als die Zunahme der Zahl wohnungs-
nachfragender Haushalte. Würde man nur eine landesweite Prognose erstellen, könnte 
man diesen regionalen Mismatch nicht bestimmen. Der Mangel in einer und der Über-
schuss in einer anderen Region würden saldiert. Erst die Berücksichtigung solcher regio-
naler Diskrepanzen vermeidet diesen Fehler. 
2.5 Qualitative Zusatznachfrage statt Ersatzbedarf – Neubau trotz 
Leerstand
Trotz hoher und weiter wachsender Leerstände gibt es sogar in demographischen 
Schrumpfungsregionen immer noch beachtliche Fertigstellungen. Die Leerstände 
konzentrieren sich meist auf wenig attraktive Standorte und Bauformen. Den Neubau 
fragen eher wohlhabende Haushalte mit hohen Ansprüchen nach, die im Bestand keine 
für sie adäquaten Wohnungen finden. Die klassische Wohnungsmarktprognose kann 
dieses Phänomen nicht befriedigend erklären. Sie basiert auf einer normativen Metho-
dik, die einen bestimmten Grad der Wohnungsversorgung anstrebt. Die Abweichung 
des Wohnungsbestandes von diesem Bedarf ergibt den quantitativen Zusatzbedarf. 
Hinzu kommt ein Ersatzbedarf. Dieser ergibt sich aus der Vorstellung, dass Wohnun-
gen einem physisch-technischen Verschleiß unterliegen. Dessen Ausmaß wird – ohne 
empirische Ableitung – ebenfalls normativ festgelegt (Größenordnung i. d. R. 0,1 % bis 
0,5 % des Bestandes). 
Die klassische Prognose berechnet also nur einen Bedarf und keine Nachfrage. Nicht 
jeder Bedarf muss jedoch notwendig erfüllt werden; konkret muss z. B. nicht jede phy-
sisch-technisch verschlissene Wohnung neu gebaut werden. Denn die Neubaunachfra-
ge ist entweder am Markt gar nicht vorhanden, weil die Nachfrager nicht ausreichend 
Kaufkraft für Neubau haben. Oder die Neubaunachfrage entsteht schon vor dem Ver-
schleiß, weil die Nachfrager ihre Präferenzen geändert haben (z. B. größere Wohnungen, 
kleinere Gebäude, bessere Ausstattung, höherer Energiestandard). In dieser Prognose 
wird daher eine von empirica entwickelte Methodik angewandt und eine „qualitative 
Zusatznachfrage“ geschätzt. Dabei steigt die Neubaunachfrage genau dann über das 
demographisch bedingte Maß hinaus, wenn die Qualität des Wohnungsbestands nicht 
mehr den Anforderungen der Nachfrager entspricht. Dies ist der Fall, sobald Wohnungs-
suchende im vorhandenen Bestand nicht mehr die Qualität vorfinden, die ihren An-
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sprüchen entspricht. Da die Parameter der qualitativen Zusatznachfrage nicht normativ 
festgelegt, sondern empirisch aus Marktbeobachtungen abgeleitet werden, bezeichnen 
wir diesen Effekt als Nachfrage (und nicht als Bedarf) sowie die Summe der Effekte aus 
Abschnitt 2.1 bis 2.5 als Neubaunachfrage (und nicht als Neubaubedarf). 
2.6 Ausgewiesener Neubaubedarf bzw. Neubaunachfrage  
ist Obergrenze
Zusätzlicher Wohnungsbedarf bzw. zusätzliche Wohnungsnachfrage kann auf zweierlei 
Weise befriedigt werden: Entweder werden bislang leer stehende Wohnungen belegt 
oder neue Wohnungen gebaut. Der erforderliche Neubau kann deswegen immer nur 
unter einer entsprechenden Verhaltensannahme prognostiziert werden. Im Folgenden 
wird unterstellt, dass der gesamte Zusatzbedarf/-nachfrage im Neubau befriedigt wird, 
der absolute Leerstand also nicht sinkt. Der so prognostizierte erforderliche Wohnungs-
neubau stellt deswegen eine Obergrenze dar. Inwieweit diese Obergrenze in der Praxis 
erreicht wird, hängt von der regionalen Qualität (Lage, Ausstattung, Größe etc.) bzw. 
Sanierungsfähigkeit der leer stehenden Wohnungen in Relation zur Qualität potenziel-
ler Neubauwohnungen (Rentabilität der Sanierung) und dem Sanierungsverhalten der 
Eigentümer ab. 
3 Ergebnisse am Beispiel Bayern
Allein infolge der steigenden Einwohnerzahl werden ceteris paribus in Bayern bis 2031 
jährlich rd. 12 000 zusätzliche Wohnungen benötigt (vgl. Abb. 2). Weil die Menschen 
künftig aber älter sind und weniger Personen in einem Haushalt leben, steigt die jähr-
liche demographisch bedingte Zusatznachfrage nach Wohnungen um weitere knapp 
2 000 auf dann rund 14 000 Einheiten. Steigende EZFH-Quoten haben keinen Effekt 
auf die aggregierte Wohnungsnachfrage, Auswirkungen zeigen sich erst bei differen-
zierter Betrachtung der Wohnungsnachfrage in Ein-/Zwei- vs. Mehrfamilienhäusern. 
Durch Binnenwanderungen entstehen mancherorts Leerstände und anderswo zusätz-
liche Engpässe. Rund 7 000 zusätzliche Wohnungen werden daher Jahr für Jahr benö-
tigt, die Zahl zusätzlich erforderlicher Wohnungen liegt damit bei etwa 21 000 jährlich. 
Unterstellt man darüber hinaus eine jährliche Ersatzquote von 0,3 % des Gesamtbestan-
des, dann werden jedes Jahr weitere 18 000 Wohnungen zusätzlich benötigt. Geht man 
davon aus, dass der gesamte Zusatzbedarf im Neubau befriedigt wird, dann müssen in 
Bayern demnach jährlich mehr als 39 000 Wohnungen neu errichtet werden (Obergren-
ze). Wenn man die Prognose alternativ auf eine qualitative Zusatznachfrage anstelle 
eines normativen Ersatzbedarfs bezieht, müssen in Bayern jährlich nur gut 35 000 Woh-
nungen neu errichtet werden (Obergrenze). 
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Abb. 2: Neubauprognose für Bayern 2011-2031. Annahme: Zusatzbedarf/-nachfrage wird  
immer im Neubau befriedigt; jährlicher Ersatzbedarf 0,3 % (Quelle: Wohnungsmarkt Bayern 
2013, empirica-Studie im Auftrag der BayernLabo)
Abb. 3: Neubauprognose für Wohnungen in EZFH in Bayern 2011-2031. Annahme: 
Zusatzbedarf/-nachfrage wird immer im Neubau befriedigt; jährlicher Ersatzbedarf 0,3 %  
(Quelle: Wohnungsmarkt Bayern 2013, empirica-Studie im Auftrag der BayernLabo)
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3.1 Ein-/Zweifamilienhäuser (EZFH)
Rund zwei Drittel der zusätzlich erforderlichen Wohnungen entfallen auf Ein-/Zwei-
familienhäuser (EZFH). Die demographischen Effekte bedingen ceteris paribus für 
Bayern bis 2031 eine jährliche Zusatznachfrage gut 11 000 Wohnungen. Weil bei den künf-
tigen Rentnerhaushalten Generationen nachrücken, die öfter als ihre Vorgänger im EZFH 
wohnen und weil viele Kommunen im Wettbewerb um junge Haushalte eine eigentums-
freundlichere Baulandpolitik einschlagen, steigt die Zusatznachfrage weiter auf knapp 
14 000 Wohnungen jährlich. Der regionale Mismatch bei EZFH durch Binnenwanderung 
ist gering (+1,5 Tausend Einheiten p. a.). Bei einer Ersatzquote von 0,3 % p. a. werden 
rund 10 000 zusätzliche Wohnungen in EZFH benötigt. Insgesamt liegt der jährliche 
Zusatzbedarf demnach bei knapp 25 000 Einheiten (Obergrenze). Wird alternativ zum 
normativen Ersatzbedarf die qualitative Zusatznachfrage prognostiziert, dann ist ein 
jährlicher Neubau von knapp 26 000 EZFH-Wohnungen erforderlich (Obergrenze). 
3.2 Geschosswohnungen 
Nur etwa ein Drittel der zusätzlich erforderlichen Wohnungen entfällt auf Wohnungen 
in Mehrfamilienhäusern. Davon bedingen rein demographische Effekte gut 2 000 Ein-
heiten p. a. – da jedoch insgesamt mit steigenden EZFH-Quoten zu rechnen ist, sinkt die 
rein demographisch bedingte Zusatznachfrage faktisch auf null.
Abb. 4: Neubauprognose für Geschosswohnungen in Bayern 2011-2031. Annahme: 
Zusatzbedarf/-nachfrage wird immer im Neubau befriedigt; jährlicher Ersatzbedarf 0,3 %  
(Quelle: Wohnungsmarkt Bayern 2013, empirica-Studie im Auftrag der BayernLabo)
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Der regionale Mismatch bei Geschosswohnungen ist jedoch deutlich größer als bei 
EZFH. Deswegen liegt die jährliche Zusatznachfrage durch die Binnenwanderung bei 
rund 6 000 Einheiten. Dieser Bedarf wird mehr als verdoppelt, wenn jährlich 0,3  % 
des Geschosswohnungsbestandes ersetzt werden. Dann ergibt sich ein Zusatzbedarf 
von insgesamt knapp 15 000 Geschosswohnungen jährlich (Obergrenze). Mehr als die 
Hälfte davon wird jedoch durch den angenommenen Ersatzbedarf verursacht. Damit 
wird deutlich, wie entscheidend die Annahme zur jährlichen Ersatzquote das Ergeb-
nis beeinflusst. Wird alternativ zum normativen Ersatzbedarf auch hier die qualitative 
Zusatznachfrage prognostiziert, ergibt sich ein sehr viel geringerer Neubaubedarf. Dann 
ist jährlich nur noch ein Neubau von gut 9 000 anstelle der knapp 15 000 Geschosswoh-
nungen erforderlich (Obergrenze). 
3.3 Implizite Ersatzquote und quantitative Zusatznachfrage
Eine kleine qualitative Zusatznachfrage geht einher mit einer hohen quantitativen 
Zusatznachfrage (vgl. Abb. 5), weil die nachgefragten höheren Qualitäten dann im 
Neubau befriedigt werden. Das ist möglich, weil infolge hoher quantitativer Zusatz-
nachfrage sehr viel Neubau stattfindet. 
Abb. 5: Qualitative und quantitative Zusatznachfrage in den Raumordnungsregionen Bayerns in 
den Jahren 2011 bis 2031 (Quelle: Wohnungsmarkt Bayern 2013, empirica-Studie im Auftrag 
der BayernLabo)
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Ausnahmen von der Regel „viel quantitativ – wenig qualitativ (und umgekehrt)“ erge-
ben sich insbesondere in zwei bayerischen Regionen: In Landshut würde man angesichts 
der hohen quantitativen Zusatznachfrage eher eine kleinere qualitative Zusatznachfrage 
erwarten, das Umgekehrte gilt für Oberfranken-Ost. Entsprechend ist die Trendlinie in 
Abbildung 5 ohne diese beiden Regionen signifikant negativ geneigt. Erklärungen für 
die Abweichung von der Regel ergeben sich, wenn man die einzelnen Einflussfaktoren 
auf das Ausmaß der qualitativen Zusatznachfrage in Betracht zieht (vgl. Abb. 6). So gibt 
es z. B. in Oberfranken-Ost weit überdurchschnittlich viele Vorkriegsbauten. Diese erfül-
len eher als etwa die 1950er und 1960er Baujahrgänge die Präferenzen der Nachfrager, 
im Ergebnis ist die qualitative Zusatznachfrage kleiner. In Landshut ist es dagegen eher 
umgekehrt. 
Abb. 6: Implizite Ersatzquote in den Raumordnungsregionen Bayerns in den Jahren 2011 bis 2031. 
Def.: Implizite Ersatzquote = qualitative Zusatznachfrage (QZNF) 2011-31/Wohnungsbestand 2011
Demographie senkt (/erhöht) QZNF = der partielle Effekt der Demographie auf die implizite 
Ersatzquote ist negativ (/positiv) und vermindert (/erhöht) daher die qualitative Zusatznach-
frage (QZNF); dadurch ist die implizite Ersatzquote kleiner (/größer) als der partielle Effekt der 
Wohnungsqualität auf die QZNF 
(Quelle: Wohnungsmarkt Bayern 2013, empirica-Studie im Auftrag der BayernLabo)
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4 Fazit
Die empirischen Analysen zeigen, dass neben quantitativen demographischen Trends 
(Bevölkerung, Haushalte und Binnen-/Wanderung) auch Qualitätsmerkmale des Ge-
bäudebestands (z. B. Baualtersverteilung) die künftige Neubaunachfrage bestimmen. 
Folglich sind zwei „Markttypen“ zu unterscheiden: 
In Wachstumsmärkten ist die qualitätsbedingte Neubaunachfrage mit einer Auswei-
tungsnachfrage verknüpft. Somit ist die rein qualitätsbedingte Neubaunachfrage 
relativ gering. Die demographisch bedingte Zusatznachfrage schafft ausreichend 
Neubau mit den gewünschten Qualitäten. Der hohe Nachfragedruck erleichtert die 
Vermarktung schlechter Qualitäten und das hohe Mietniveau ermöglicht z. B. auf-
wendige Aufwertungsmaßnahmen im Bestand.
In schrumpfenden Märkten findet dagegen keine „automatische“ Aufwertung des 
Wohnungsbestands mehr statt. Die Bedeutung der rein qualitätsbedingten Zusatz-
nachfrage wächst und wird letztlich zum alleinigen Grund für Neubau – trotz paral-
lel steigender Leerstände. 
Zu beachten ist daher, dass der rein qualitätsbedingte Neubau zu wachsenden Woh-
nungsüberhängen in gleicher Höhe führt. Die Wohnungsleerstände in schrumpfenden 
Regionen wachsen also nicht nur weil die Haushaltszahlen sinken. Zusätzlich wachsen 
sie auch wegen des Neubaus, der wiederum erforderlich ist, weil die Haushalte Quali-
täten nachfragen, die im Bestand nicht angeboten werden. Wachsende und schrump-
fende Wohnungsmärkte unterscheiden sich daher nicht notwendig durch unterschied-
lich hohe Neubauzahlen, sondern vor allem durch unterschiedlich schnell ansteigende 
Wohnungsüberhänge. Zwar kann ein Teil der qualitativen Zusatznachfrage auch durch 
Sanierung leer stehender Wohnungen befriedigt werden – es muss nicht immer Neubau 
sein – inwieweit dies möglich ist, hängt aber von den lokalen Marktbedingungen ab. 
Für die Wohnungs-, Bauland- und Stadtentwicklungspolitik wird daher eine interkom-
munale Abstimmung der Strategien immer wichtiger – vor allem auf schrumpfenden 
Märkten. Denn die regionale Nachfrage richtet sich nicht nach einem rechnerischen 
lokalen Bedarf. Sie wird dort marktwirksam, wo das Angebot stimmt. Wer seine Politik 
nicht abstimmt oder gemessen an der lokalen Nachfrage zu wenig Bauland ausweist, 
erzeugt Verdrängungsprozesse und „zwingt“ die Haushalte zur Abwanderung. Eine 
Kirchturmpolitik schafft Konkurrenz, keine „Arbeitsteilung“. 
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Prognosen, Szenarien und ihre Zeithorizonte – 
Anforderungen und Erfahrungen der Praxis
Robert Koschitzki
Zusammenfassung
Entscheider brauchen Prognosen. Die Vorhersage von Bevölkerungs-, Haushalts- und 
Wohnungsbedarfszahlen interessiert vor allem die Wohnungspolitik und die Wohnungs-
wirtschaft von der lokalen bis hin zur Bundesebene. Wohnungsmarktanalysen können 
bis hinunter auf die kommunale Ebene den Bedarf an kleinen und großen, verdichteten 
und aufgelockerten, preiswerten und teuren Gebäude- bzw. Wohnformen aufzeigen. 
Entscheidende Größen für wohnungsmarktrelevante Prognosen sind der Altersaufbau 
der Bevölkerung und die (zukünftigen) Zuzüge. 
Zukünftiges Wachstum braucht eine Ausweitung des Angebots, d. h. Neubau und Re-
vitalisierung nicht mehr marktfähiger Bestände. Absehbare Schrumpfung verlangt die 
Anpassung des Bestands nach unten (Abriss) und zur Seite (Umbau oder Abriss und 
Neubau). Schon diese Überlegungen stellen enorme Ansprüche an geeignete Progno-
sen. Hinzu kommen eine sich ständig weiter ausdifferenzierende Wohnungsnachfrage 
und die Alterung der Gesellschaft, die ein Wohnprodukt immer wichtiger werden lässt: 
die bezahlbare barrierearme Wohnung in einem ebensolchen Umfeld mit guter Nahver-
sorgung, die medizinische Angebote ebenso einschließt wie einen ausreichenden ÖPNV.
Der Beitrag zeigt, dass praktikable (und damit einfache) Prognosemodelle oftmals schon 
auf hochaggregierter Landesebene die Zukunft regelmäßig unzutreffend vorhersagen, 
weil vor allem die Zuwanderungen nicht hinreichend abschätzbar sind. Umso wichtiger 
ist die Transparenz des Prognosemodells inklusive der Annahmen. Nur so können Ent-
scheider die Prognoseergebnisse beurteilen bzw. einordnen. Dann bleiben Wohnungs-
bedarfsprognosen wichtig, weil sie die aktuellen und mutmaßlich zukünftigen Entwick-
lungen verdeutlichen und damit zum (gegen)steuern aufrufen. Darüber hinaus erwarten 
Praktiker von Prognosen einerseits kurzfristige „Aktionsprogramme“ und andererseits 
mittel- bzw. langfristige „Strategiehilfen“.
1 Wohnungsmarktbeobachtung in der NBank
Seit Mitte der 1990er Jahre analysiert die Investitions- und Förderbank Niedersachsen 
(NBank) die Entwicklungen an den niedersächsischen Wohnungsmärkten. Den Auf-
trag erhielt die NBank vom Niedersächsischen Sozialministerium, um undifferenzierte 
„Förderung mit der Gießkanne“ über alle räumlichen und produkttypischen Teilmärkte 
hinweg zu vermeiden. Nutznießer dieser landesweiten Wohnungsmarktbeobachtung in 
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tiefer regionaler Gliederung ist längst nicht mehr nur die Landesverwaltung und -politik, 
sondern auch die Wohnungswirtschaft sowie die niedersächsischen Kommunen.
Abb. 1: Auftraggeber und Nutzer der NBank-Wohnungsmarktbeobachtung (Quelle: eigene 
Darstellung 2014)
In die Analysen finden zahlreiche Merkmale und Indikatoren Eingang, die zu einem 
großen Teil aus der amtlichen Statistik übernommen werden. Darüber hinaus beauf-
tragt die NBank regelmäßig Wohnungsnachfrageprognosen und befragt Kommunen 
zur Wohnbaulandsituation. Auch das Wohnungsmarktbarometer dient der Abfrage 
wohnungsmarktrelevanter Entwicklungen, die aus den verfügbaren statistischen Quel-
len nicht ablesbar sind.
Alle zwei Jahre veröffentlicht die NBank die landesweiten Analyseergebnisse in einem 
umfangreichen Berichtsheft. Spezielle Angebote helfen und ermutigen Kommunen, sich 
gezielt mit den Herausforderungen und Chancen vor Ort auseinanderzusetzen und, 
wenn möglich, ein eigenes kontinuierliches Monitoring aufzubauen und zu betreiben. 
Darüber hinaus sind die Wohnungsmarktanalysten der NBank bundesweit in Arbeits-
kreisen vernetzt und bei Veranstaltungen als Referenten gefragt.
Abb. 2: Input und Output der NBank-Wohnungsmarktbeobachtung (Quelle: eigene Darstellung 
2014)
Prognosen – Anforderungen und praktische Erfahrungen 335
2 Zwischen „Wunschkonzert“ und einfachen 
Prognosemodellen
Wohnungsnachfrageprognosen sollen vor allem eines leisten: Hinweise geben auf eine 
nachfragegerechte Anpassung des Wohnungsangebots bzw. -bestands auf regionaler 
bzw. kommunaler Ebene. Dabei lautet die Leitfrage: Wie verschieben sich Nachfrage-
präferenzen durch den demografischen Wandel und durch Zuwanderung?
2.1 „Wunschkonzert“
Am besten ließe sich diese Frage beantworten, wenn Analysen regional sehr tief geglie-
dert aufzeigen könnten, erstens wieviel Wohnungen neu errichtet, zurückgebaut und/ 
oder umgebaut werden müssen. Zweitens müßte geklärt werden, welche Wohnungen 
neu errichtet, zurückgebaut und/oder umgebaut werden müssen und drittens wann 
(und wie schnell) dies geschehen muss. 
Zur Verdeutlichung: Das optimale Ergebnis z. B. für eine Kommune, für einen Stadtteil 
oder gar für ein Quartier zeigt, wieviel neue Ein-, Zwei- und Mehrfamilienhauswohnun-
gen – groß oder klein – hoher oder einfacher Standard – mit oder ohne Garten – für 
Mieter oder selbstnutzende Eigentümer – mit oder ohne Betreuungsmöglichkeiten – 
sofort, mittel- oder langfristig gebraucht werden. Nutzer einer optimalen Prognose 
wissen darüber hinaus, wieviel und welche Bestandswohnungen zukünftig frei werden 
und für Umbau, Ersatzneubau oder Abriss vorzusehen sind.
2.2 Ein einfaches Prognosemodell
Modelle, die derart genau die Wohnungsnachfrage prognostizieren, wären nicht nur 
sehr komplex, sondern auch auf viele Daten angewiesen, die kleinräumig nicht zur Ver-
fügung stehen oder nur mit unvertretbarem Aufwand erhoben werden könnten. Daher 
wird im Folgenden ein einfaches, drei- bzw. vierstufiges Prognosemodell beschrieben, 
das in leicht unterschiedlichen Ausprägungen vielfach in Deutschland genutzt wird, weil 
es einer Reihe der beschriebenen Herausforderungen gerecht wird, ohne dabei zu auf-
wendig und damit zu teuer zu werden. Basis ist die Prognose der Einwohnerzahlen und 
-struktur, auf die eine Haushaltsprognose aufsattelt. Aus der Prognose der Haushalts-
zahlen und deren Struktur leitet sich wiederum der zukünftige Wohnungsbedarf bzw. 
die zukünftige Wohnungsnachfrage ab. In der Regel optional ist die Abschätzung des 
daraus resultierenden Wohnbaulandflächenbedarfs.
Dass auch dieses „einfache“ Prognosemodell komplex ist, zeigt der genauere Blick auf 
die Determinanten der jeweiligen Prognosestufen (Abb. 3). Zwar sind die aktuelle Alters-
struktur, Fertilität und Sterblichkeit der Bevölkerung weitgehend bekannt, so dass sich 
die zukünftigen Geburten und Sterbefälle gleichsam „berechnen“ lassen. Meist dem 
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Betrag nach bedeutender, jedoch weitgehend unbekannt sind dagegen die zukünftigen 
Zu- und Fortzüge bzw. deren Saldo. So wäre vor allem zu analysieren und im Anschluss 
auch zu quantifizieren, wie attraktiv Deutschland, Niedersachsen, eine niedersächsische 
Region oder Kommune für Zuwanderer ist. Ansatzpunkte dafür bilden z. B. Faktoren wie 
das nationale, regionale oder lokale Arbeitsplatzangebot oder Angebote zur Nahversor-
gung, Bildung, Gesundheit, Kultur, Freizeit etc. Daneben müssten auch etwaige Zuzugs-
beschränkungen nach Deutschland oder in die EU berücksichtigt werden. Vor allem die 
Quantifizierung der erstgenannten Faktoren erweist sich in der Praxis meist als schwierig 
oder nicht machbar, so dass zur Abschätzung der zukünftigen Nettowanderungen in der 
Regel status-quo-Prognosen Anwendung finden.
Abb. 3: Einfaches Modell zur Wohnungsbedarfsprognose (Quelle: eigene Darstellung 2014)
Auch die Haushaltszahlen sind kritisch zu bewerten. Amtliche Zahlen liegen als Voll-
erhebung nur zu den Volkszählungen bzw. Zensuserhebungen und damit mit großen 
zeitlichen Abständen und zum Teil unterschiedlichen Erhebungsdetails vor. Alle vier 
Jahre erhebt der Mikrozensus zusätzlich zu den Standardthemen wohnrelevante 
Daten. Die Ergebnisse dieser einprozentigen Stichprobe werden jedoch in Niedersachsen 
nur für elf sogenannte regionale Anpassungsschichten und damit regional viel zu grob 
veröffentlicht. Kommunale Daten bieten in der Regel eine gute Grundlage. Allerdings 
pflegen erfahrungsgemäß nur die großen Städte eigene Haushaltsstatistiken. Alternativ 
bedienen Marktforschungsinstitute alle Kundenwünsche. Die Datenherkunft ist jedoch 
oft nicht transparent, die Datenqualität damit zweifelhaft. Eine eher theoretische Daten-
quelle stellen manche Energieversorger dar. Sie generieren Haushalts- und auch Leer-
standszahlen über die Auswertung ihrer Stromzähler bzw. Kundendaten. Nutzer dieser 
Daten sind jedoch auf den guten Willen der Anbieter angewiesen, wenn z. B. Abfra-
gen unter gleichen Rahmenbedingungen wiederholt werden sollen. Zudem ist oft keine 
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Zuordnung zu Verwaltungseinheiten möglich. In der Folge werden Haushaltszahlen oft 
unter Zuhilfenahme regionaltypischen Haushaltsbildungsverhaltens (Haushaltsgröße) 
modelliert.
In der dritten Stufe wird aus den Haushaltsdaten der Wohnungsbedarf abgeleitet. Dabei 
gilt es erstens zu berücksichtigen, dass der Wohnungsbestand permanent abschmilzt, 
weil Häuser wie alle Konsumgüter nur eine begrenzte Nutzungsdauer haben. Solche 
Wohnungsabgänge oder Informationen, z. B. zu Wohnungszusammenlegungen, sind 
nicht meldepflichtig oder werden in der Praxis nicht den statistischen Stellen gemeldet. 
Daher wird näherungsweise z. B. von Abgangsraten in Höhe von 0,1 bis 0,3 Prozent 
ausgegangen (Waltersbacher, Scharmanski 2010, 8 oder Koschitzki et al. 2013, 85). 
Darüber hinaus muss ein bestimmter Teil des Wohnungsbestands leer stehen, um Fluk-
tuation, also Umzüge, zu ermöglichen. Da über den tatsächlichen Leerstand (differen-
ziert nach Leerstandsgründen) zu wenig flächendeckende verlässliche Informationen 
vorliegen, ist auch nicht bekannt, wie groß der Teil des Leerstands ist bzw. sein muss, 
der eine reibungslose Fluktuation ermöglicht. Also muss auch hier normativ ein Wert 
gesetzt werden. Die Spanne reicht in der Regel von ein bis drei Prozent (Metzmacher, 
Brack 2009 oder Koschitzki et al. 2013, 85).
Der Wohnflächenbedarf schließlich hängt davon ab, wie groß die Flächenreserven der 
Kommunen sind (und welche davon auch tatsächlich mobilisierbar sind) und welche 
Potenziale zur Befriedigung neuer Nachfrage der Wohnungsbestand bietet. In Nieder-
sachsen befragt die NBank alle zwei Jahre alle Kommunen zu Wohnbaulandneuauswei-
sungen und -flächenreserven. Wenngleich die Ergebnisse abhängig von der Erfahrung 
der Beantworter sind und eben auch hier nicht alle angegebenen Flächen mobilisierbar 
sind, liefern diese Wohnbaulandumfragen ein brauchbares Bild. Unbekannt ist jedoch 
trotz Zensus die Qualität des Wohnungsbestands. Über die Zahl, Größe und das Baujahr 
der Wohnungen hinaus sind keine Informationen bekannt, z. B. zu Barrieren (innen 
und außen), Lage im Gebäude, technischer Ausstattung und energetischem Zustand. 
Hinweise auf Umbaupotenziale müssen wie vor dem Zensus mühsam empirisch erfasst 
werden.
Damit wird deutlich, dass einfache Prognosemodelle (viele) Annahmen benötigen, um 
zu greifbaren Ergebnissen zu kommen. Diese Annahmen und die Entscheidungen über 
zu verwendende Datenquellen bergen viele Ansatzpunkte zu kritischer Diskussion. Und 
in der Tat waren die für Niedersachsen beauftragten Prognosen in den vergangenen 
Jahren durchweg nicht zutreffend, wie Abbildung 4 zeigt.
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Abb. 4: Bevölkerungsprognosen für Niedersachsen seit 1996 (Quelle: NBank-Bevölkerungs-
prognosen des ies, des NIW und der CIMA, eigene Darstellung 2014)
3 Prognoseszenarien
Wenn Prognosen, die wie in Abbildung 4 nur die eine „wahrscheinlichste Variante“ der 
zukünftigen Bevölkerungsentwicklung zeigen, in dieser Weise angreifbar sind und ja 
offenbar die Zukunft falsch vorhersagen, liegt die Lösung dann möglicherweise in der 
Anwendung von Szenarien? 
Gegenüber der Darstellung einer einzigen Ergebnisvariante bilden Standardszenarien ei-
nen möglichen Zukunftsraum ab, den in der Regel eine „untere Variante“ und eine „obe-
re Variante“ begrenzen. Damit bewegt sich die Entwicklung, z. B. der Einwohnerzahlen, 
zwischen einem negativen und einem positiven Szenario. Bei anderen Entwicklungsgrö-
ßen ist u. U. eine umgekehrte Bezeichnung sinnvoll, bei der die untere Variante das 
positive Szenario darstellt (z. B. Entwicklung der Arbeitslosenzahl). Zwischen den beiden 
Extremszenarien liegt in der Regel ein „mittleres“ oder „wahrscheinlichstes Szenario“. 
Eine weitere Möglichkeit besteht darin, der „wahrscheinlichsten Variante“ eine soge-
nannte „Null-Variante“ gegenüber zu stellen. Diese beschreibt, z. B. bei der Prognose 
von Einwohnerzahlen, die zukünftige Entwicklung für den Fall, dass sich Zu- und Fort-
züge in jedem Prognosejahr ausgleichen und sich die Einwohnerzahlen jeweils nur um 
die Geburten und Sterbefälle verändern.
Ist das Ziel eine Wohnungsbedarfsprognose, erscheinen Bevölkerungsprognoseszena-
rien nur dann sinnvoll, wenn auch entsprechende Haushalts- und Wohnungsbedarfs-
szenarien abgeleitet werden. Generell erlauben Szenarien die Fokussierung auf einen 
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bestimmten Teilaspekt der Untersuchung oder geben dem Nutzer der Prognose eine 
Vorstellung davon, wie stark die Entwicklung vom mittleren oder wahrscheinlichen 
Szenario nach unten oder oben abweichen kann bzw. womit Entscheider im besten oder 
schlimmsten Fall rechnen können/müssen. Ein so entstehender „Entscheidungsraum“ 
ist jedoch nicht immer erwünscht, weil er u. U. die Unsicherheit der Entscheider erhöht. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Ergebnisdarstellung komplexer und damit die 
Erfassbarkeit erschwert wird.
4 Fazit
Festzuhalten bleibt: Wohnungsbedarfsprognosen entstehen für Wohnungspolitik und 
Wohnungswirtschaft von der lokalen bis hin zur Bundesebene. Sie sind abhängig von der 
Altersstruktur der Bevölkerung und den (zukünftigen) Zuzügen und können die Bandbrei-
te der Nachfragerwünsche und der Anpassungsoptionen des Wohnungsbestands kaum 
berücksichtigen. Dies führt in der Regel dazu, dass vereinfachte Modelle Anwendung 
finden, die nicht die wirkliche zukünftige Entwicklung abbilden und deren Annahmen 
und „Stellschrauben“ z. T. kontrovers diskutiert werden. Dennoch verdeutlichen (Woh-
nungsbedarfs)Prognosen aktuelle Entwicklungen und zeigen die mögliche Zukunft auf.
Um als Nutzer von Prognosen die richtigen Schlussfolgerungen ziehen zu können, müs-
sen Modell und Annahmen transparent sein und die Ergebnisse in Handlungsempfeh-
lungen „übersetzt“ werden. Als Teil kontinuierlicher Monitoringsysteme sollten zudem 
auch Prognosen regelmäßig aktualisiert werden (jährlich/zweijährlich). Szenarien kön-
nen helfen, Teilaspekte, wie z. B. die natürliche Bevölkerungsentwicklung – also Gebur-
ten und Sterbefälle –, hervorzuheben oder Entscheidungsspielräume zu beschreiben. 
Die Erfahrung mit Wohnungspolitikern und -unternehmern zeigt, dass für Praktiker 
kurz- und langfristige Aussagen im Sinne von „Sofortmaßnahmen“ bzw. „strategischer 
Ausrichtung“ hilfreich sein können. 
Im Fall von Wohnungsbedarfsanalysen ist perspektivisch zu überlegen, ob nicht auch 
zukunftsgerichtete qualitative Aussagen bzw. Plausibilitätsüberlegungen – wie etwa 
„Der Generationenwechsel führt zu Wertverfall der leer fallenden Wohnungen, weil 
die Erben die Objekte nicht nachnutzen und keine Zuwanderung erwartet wird.“ – eine 
brauchbare Ergänzung der modellgestützten Prognoseergebnisse sein können. Solche 
Aussagen lassen sich z. B. aus Altersstrukturveränderungen ableiten und dann regional 
bzw. lokal mithilfe von Expertenbefragungen untermauern.
Werden die oben genannten einfachen Überlegungen bei der Erstellung und Ergebnis-
aufbereitung von Prognosen berücksichtigt, können Entscheider die Analyseergebnisse 
zur Steuerung nutzen. Oft ist dies ein Gegensteuern, um ungewünschte Entwicklungen 
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Möglichkeiten und zeitliche Horizonte  
regionaler Wirtschaftsprognosen –  
Grundlage von Flächenbedarfsprognosen
Robert Lehmann, Wolfgang Nagl
Zusammenfassung
Wirtschaftsprognosen stellen grundsätzlich eine solide Basis für Flächenbedarfsprog-
nosen dar, da eine Ausweitung der wirtschaftlichen Aktivität in einer Region mit der 
Nutzung von Flächen einhergeht. Aus produktionstheoretischer Sicht setzt sich die wirt-
schaftliche Leistung aus der eingesetzten Arbeitskraft, dem vorhandenen Kapitalstock 
und dem technischen Wissen zusammen. Möglichkeiten zur Prognose bietet vor allem 
die menschliche Arbeitskraft. Bevölkerungszahlen stehen auch auf regionaler Ebene 
mit einem hinreichend großen Zeithorizont zur Verfügung. Die Grenzen der Prognosen 
liegen vor allem in der fehlenden Datenverfügbarkeit auf kleinräumiger Ebene für den 
Kapitalstock. Es bleibt daher festzuhalten, dass mit zunehmender regionaler Disaggre-
gation auch die Unschärfe der Prognose zunimmt.
1 Einführung
Ökonomische Aktivität geht oft Hand in Hand mit der Nutzung von gewerblichen 
Flächen. Es ist folglich wenig verwunderlich, wenn Wirtschaftswachstum mit dem 
Verbrauch betrieblich genutzter Fläche einhergeht. Amtliche Zahlen scheinen dies zu 
bestätigen. So ist im Zeitraum von 1992 bis 2012 die Summe aus genutzter Betriebs-, 
Gebäude- und Freifläche um rund 21  % gestiegen (Statistisches Bundesamt 2013). 
Im gleichen Zeitraum ist auch das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) um mehr als 29 % 
gewachsen (Arbeitskreis VGR der Länder 2014). Auch auf der Ebene der Bundeslän-
der kann ein positiver Zusammenhang zwischen dem trendmäßigen realen Wirtschafts-
wachstum und der betrieblichen Bodennutzung attestiert werden (vgl. Abb. 1).
So zeigt sich im Zeitraum von 2001 bis 2012 ein durchweg positiver Korrelationskoeffi-
zient, der über den Zeitverlauf sogar ansteigt. Auch wenn dieser Zusammenhang nicht 
kausal ist, scheint das reale Wirtschaftswachstum doch ein ganz guter Indikator für den 
zukünftigen Flächenbedarf zu sein. Dies ist vor allem deshalb eine wertvolle Eigenschaft, 
da sich die wirtschaftliche Entwicklung anhand von Indikatoren relativ gut abschätzen 
lässt. Der folgende Beitrag zeigt anhand von Daten auf Kreisebene in Deutschland die 
Möglichkeiten, Grenzen und zeitlichen Horizonte regionaler Wirtschaftsprognosen auf.
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2 Theoretische Grundlagen wirtschaftlicher Prognosen
Methodisch wird die regionale Wirtschaftsleistung meist auf Grundlage einer gesamt-
wirtschaftlichen Produktionsfunktion in die Zukunft prognostiziert (Arent et al. 2011; 
Baum, Nagl 2012; Holtemöller et al. 2012).1 Solch eine Produktionsfunktion beschreibt 
die gesamtwirtschaftliche Leistung mithilfe einer aggregierten Funktion verschiede-
ner Produktionsfaktoren (Mankiw 2012). Dabei wird die Herstellung von Gütern und 
Dienstleistungen in einer Volkswirtschaft als eine Funktion in Abhängigkeit der Produk-
tionsfaktoren Arbeit und Kapital sowie dem vorhandenen Wissen beschrieben.
Die gesamtwirtschaftliche Produktion steigt mit beiden Produktionsfaktoren, wenn-
gleich mit abnehmenden Erträgen. Auch sind beide Faktoren notwendig, um Out-
put zu generieren. Der Produktionsfaktor Arbeit wird meist anhand des Arbeitsvolu-
mens gemessen. Unter Kapital werden sowohl Produktionshallen als auch Maschinen 
subsummiert. Die Menge an Arbeitskraft sowie das eingesetzte Kapital determinieren 
damit den gesamtwirtschaftlichen Output. Hinzu kommt das sich stetig verbessernde 
Wissen in einer Volkswirtschaft, beschrieben als technischer Fortschritt. Dieser techni-
sche Fortschritt kann sowohl kapital- als auch arbeitssparend oder neutral wirken und 
umfasst alle Entwicklungen, die nicht durch die Faktoren Kapital und Arbeit abgebildet 
1 Unter wirtschaftlicher Prognose wird in diesem Artikel die langfristige und trendmäßige Projektion 
des BIP verstanden. Dies bezeichnet man auch als Projektion des Produktionspotenzials. Somit hebt sich 
diese Projektion von einer Konjunkturprognose insofern ab, als das letztere die kurzfristigen wirtschaftli-
chen Schwankungen als Gegenstand hat.
Abb. 1: Korrelationskoeffizient nach Pearson für die Jahre 2001 bis 2012 zwischen dem trend-
mäßigen Wachstum der Flächennutzung und dem realen Bruttoinlandsprodukt der deutschen 
Bundesländer (Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder 2014; Statistisches Bundesamt 2013)
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werden (z. B. Effizienzsteigerungen in Unternehmen oder eine veränderte Zusammen-
setzung des Humankapitals). Die zukünftige gesamtwirtschaftliche Entwicklung hängt 
somit maßgeblich von den drei beschriebenen Größen ab. Umso besser die einzelnen 
Größen in die Zukunft fortgeschrieben werden können, desto besser fällt die Prognose 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung aus.
Die Menge an menschlicher Arbeitszeit wird sehr gut über die Zahl der Erwerbstäti-
gen abgebildet. Es gilt zwar Pendlerverflechtungen, Arbeitszeitanpassungen und eine 
Veränderung der Bevölkerungsstruktur zu beachten, aber dennoch ist die Entwicklung 
der Anzahl der Erwerbstätigen stark mit der Entwicklung der gesamten Bevölkerung 
korreliert. Das physische Kapital wird in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung über 
den Kapitalstock abgebildet. Der technische Fortschritt wird meist als Restgröße bzw. 
Residuum abgebildet und mit zeitreihenökonometrischen Verfahren in die Zukunft fort-
geschrieben (Holtemöller et al. 2012).
3 Möglichkeiten, Grenzen und zeitliche Horizonte von 
Wirtschaftsprognosen
Wie dargelegt, wird die wirtschaftliche Leistung über die zwei Produktionsfaktoren 
Arbeit und Kapital sowie das Wissen in der Volkswirtschaft abgebildet. Aufgrund von 
Datenbeschränkungen auf Ebene der einzelnen Bundesländer und Kreise eignet sich 
insbesondere der Produktionsfaktor Arbeit sehr gut für langfristige Projektionen. Der 
Grund besteht in der sehr treffsicheren Abschätzung der zukünftigen Bevölkerungsent-
wicklung. Kapital und Wissen hingegen sind auf kleinräumiger Ebene (Bundesländer 
oder Kreise bzw. kreisfreie Städte) erheblich schwieriger zu prognostizieren.
3.1 Zusammenhang Bevölkerung, Erwerbstätigkeit und BIP
Eine einfache aber praktikable Abbildung der menschlichen Arbeitskraft ist die Anzahl 
der Erwerbstätigen in einem Kreis. Abbildung 2 stellt die durchschnittliche jährliche 
Wachstumsrate der Anzahl der Erwerbstätigen der jahresdurchschnittlichen Wachs-
tumsrate des BIP in einem Kreis gegenüber. Die durchschnittlichen jährlichen Wachs-
tumsraten wurden hier und im Folgenden aus Daten der Jahre 2000 bis 2011 berechnet.
Es zeigt sich ein deutlich positiver Zusammenhang zwischen der Anzahl der Erwerbs-
tätigen und der wirtschaftlichen Entwicklung. Qualitativ fällt auf, dass vor allem in den 
ostdeutschen Kreisen die Anzahl der Erwerbstätigen im Durchschnitt zurückgeht. Damit 
einher geht auch ein oft unterdurchschnittliches Wirtschaftswachstum.
Die Anzahl der Erwerbstätigen wird sowohl von der Angebots- als auch von der 
Nachfrageseite her beeinflusst, so dass eine Fortschreibung in die Zukunft mit großer 
Unsicherheit verbunden ist. Die Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen geht aber 
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einher mit der Entwicklung der Einwohner in einem Kreis. Abbildung 3 belegt diesen 
Zusammenhang in der Zusammenschau der durchschnittlichen jährlichen Wachstums-
raten der Bevölkerung und der Erwerbstätigkeit.
Im Gegensatz zu der Zahl der Erwerbstätigen lässt sich die Einwohnerzahl auch auf Kreis-
ebe ne relativ gut abschätzen. Inhaltlich wird in Abbildung 3 deutlich, dass die Bevölkerung 
in ostdeutschen Kreisen viel stärker zurückgeht. Mit wenigen Ausnahmen schrumpft dort im 
Durchschnitt jährlich sowohl die Zahl der Erwerbstätigen als auch die Zahl der Einwohner.
Abb. 2: Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Erwerbstätigkeit und des nominalen BIP 
für die Kreise und kreisfreien Städte der ostdeutschen und westdeutschen Bundesländer sowie 
Deutschland insgesamt im Zeitraum 2000 bis 2011 (Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder 2013)
Die zukünftige Bevölkerungsentwicklung kann auf Kreisebene bis 2030 relativ verläss-
lich fortgeschrieben werden (Abb. 4). Datengrundlage bildet hier die Raumordnungs-
prognose des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR 2014).
Insgesamt zeigt sich in Deutschland ein recht uneinheitliches Bild. Die Kreise, die so-
wohl ein starkes vergangenes Bevölkerungswachstum aufweisen als auch in Zukunft 
stark wachsen werden (rechts oben in der Grafik), befinden sich fast alle im Münchner 
Umland. Generell befinden sich Kreise mit positiven Zuwachsraten der Bevölkerung 
häufig in Westdeutschland. Hingegen finden sich die meisten Kreise mit einer besonders 
negativen vergangenen und zukünftigen Bevölkerungsentwicklung in Ostdeutschland. 
Besonders betroffen sind die östlichsten Regionen der ostdeutschen Bundesländer.
Grundsätzlich ist die Projektion der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung nur auf Basis 
des Produktionsfaktors Arbeit bis 2030 auf kleinräumiger Ebene möglich. Generell gilt, 
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dass je länger der Prognosezeitraum ist, desto größer wird die Unsicherheit. Zur Voll-
ständigkeit müssen aber auch ganz klar die Grenzen von solchen Prognoserechnungen 
diskutiert werden. Diese Diskussion findet sich im nächsten Abschnitt.
Abb. 3: Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Erwerbstätigkeit und der Bevölkerung 
für die Kreise und kreisfreien Städte der ostdeutschen und westdeutschen Bundesländer sowie 
Deutschland insgesamt im Zeitraum 2000 bis 2011 (Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder 2013)
Abb. 4: Bevölkerungsentwicklung in den Jahren 1990 bis 2009 und 2010 bis 2030 in den  
Kreisen und kreisfreien Städten der ostdeutschen und westdeutschen Bundesländer sowie 
Deutschland insgesamt (Quelle: BBSR 2014)
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3.2 Grenzen der Wirtschaftsprognose
Grundsätzlich ist eine Prognose auf regionaler Ebene mit deutlich mehr Unsicherheit 
verbunden als im Vergleich zu Deutschland insgesamt. Der wesentlichste Unterschied ist 
die erheblich schlechtere Datenqualität und -verfügbarkeit mit zunehmender regionaler 
Disaggregation. Während auf der Ebene der deutschen Bundesländer Angaben zum 
Kapitalstock – aber auch hier mit einer Verzögerung von drei Jahren – zur Verfügung 
stehen, fehlen diese Angaben auf der Ebene der Kreise bzw. kreisfreien Städte vollstän-
dig. Das Fehlen dieser Angaben erschwert zudem die Abschätzung des Faktors Wissen 
in der Volkswirtschaft. Wie bereits erwähnt, wird der technische Fortschritt als Residuum 
aus dem BIP mittels der Angaben zu Arbeit und Kapital geschätzt. Bei fehlenden Anga-
ben zum Faktor Kapital kann das Residuum sowohl eine Veränderung des technischen 
Fortschritts als auch eine Ausweitung des Kapitalstocks beinhalten.
Neben den beschriebenen Problemen zum Faktor Kapital und dem technischen Fort-
schritt ist auch die Prognose des Faktors Arbeit nicht frei von Problemen. Die ausschließ-
liche Nutzung von Bevölkerungsdaten zur Approximation des Faktors Arbeit verursacht 
drei wesentliche Probleme. Erstens können sich im Zeitverlauf die Erwerbstätigenquo-
ten verändern. Ein Beispiel hierfür ist die sukzessive Anhebung des Renteneintrittsalters. 
Solch diskretionäre Eingriffe könnten über Daten zu Erwerbstätigenquoten nach Alters-
jahren abgeschätzt werden. Diese Daten stehen aber auf regionaler Ebene nicht zur Ver-
fügung. Zweitens fehlen auf der regionalen Ebene Angaben zum Arbeitsvolumen, wel-
ches der wesentlich bessere Indikator für den Produktionsfaktor Arbeit wäre. Sollten die 
Arbeitgeber bspw. ihre Teilzeitverhältnisse komplett in Vollzeitäquivalente umwandeln, 
bleibt die Zahl der Erwerbstätigen konstant, das Arbeitsvolumen und damit der Output 
steigen aber. Der dritte problematische Faktor bei der Nutzung von Bevölkerungsdaten 
sind Anpassungen in der Wirtschaftsstruktur. Verlagert sich die Produktion hin zu kapi-
talintensiven Gütern und es liegen zusätzlich keine Angaben zum Kapitalstock vor, kann 
eine Prognose anhand von Bevölkerungsdaten verzerrt sein.
Hinzu kommt der Umstand fehlender realer Größen auf der Ebene der Kreise bzw. kreis-
freien Städte. Das Bruttoinlandsprodukt wird auf dieser Ebene immer nur nominal, also 
in laufenden Preisen, ausgewiesen. Somit kann eine Steigerung der gesamtwirtschaftli-
chen Leistung auch lediglich auf Preiserhöhungen zurückzuführen sein. Das reale Wirt-
schaftswachstum kann sich damit erheblich von der Entwicklung des nominalen BIP 
unterscheiden. Die Approximation mit Deflatoren für die Bundesländer kann aber zu er-
heblichen Fehleinschätzungen führen, da sich Preise regional unterschiedlich entwickeln.
Letztendlich führen all die genannten Probleme dazu, dass die Prognose immer 
unsicherer wird, je regional disaggregierter solch eine Fortschreibung gerechnet wer-
den soll. Grundsätzlich können Wirtschaftsprognosen zur Vorhersage der Flächennut-
zung genutzt werden; es besteht eine deutlich positive Korrelation zwischen den beiden 
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Größen. Es muss aber immer betrachtet werden, dass sich der Prognosefehler des BIP 
auf die Prognosequalität der Flächennutzung niederschlägt. Außerdem können auch bei 
der Vorhersage des Flächenbedarfs diskretionäre Eingriffe der Politik nicht abgebildet 
werden. Es erfolgte in diesem Artikel daher eine Konzentration auf die trendmäßige 
Entwicklung der Flächennutzung.
4 Fazit
Regionale Wirtschaftsprognosen können eine verlässliche, aber grobe Abschätzung 
des zukünftigen Bedarfs wirtschaftlich genutzter Flächen darstellen. Auch wenn die 
Kausalität zwischen dem Wirtschaftswachstum und dem Flächenverbrauch nicht 
eindeutig ist, ist die Korrelation doch unverkennbar positiv. Man muss aber klar 
einräumen, dass mit zunehmender regionaler Disaggregation die Probleme für eine 
Wirtschaftsprognose und damit Flächenbedarfsprognose erheblich zunehmen. Die 
Lösung für die Problematik wäre eine Verbesserung der Datenqualität und Daten-
frequenz auf der Ebene der Kreise bzw. kreisfreien Städte.
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Das Thema Fläche einschließlich Flächenbedarfsprognosen gewinnt angesichts 
zunehmender Flächenkonkurrenzen und ambitionierter Flächensparziele an 
Bedeutung. So besteht Einigkeit darüber, dass ein der Nachhaltigkeit verpflich-
tetes Flächenmanagement und ein zuverlässiges Flächennutzungsmonitoring 
auf allen räumlichen Ebenen vom Bund bis zur Gemeinde für eine erfolgreiche 
Flächenhaushaltspolitik und eine ehrliche Bewertung der Flächenentwicklung 
unerlässlich ist. Doch wie implementiert man ein effizientes Siedlungsflächen-
management, wie entwickeln sich die dafür notwendigen Geobasisdaten und wie 
könnte ein Flächenmonitoring ausgestaltet werden? Darauf aktuelle Antworten aus 
Wissenschaft und Praxis zu geben, ist das Ziel dieser Buchreihe, dessen Grundlage 
Beiträge des alljährlichen Dresdner Flächennutzungssymposiums sind.
Schwerpunkte dieses Bandes sind aktuelle Entwicklungen der Flächenhaushalts-
politik, erste Ergebnisse des Modellversuchs Handel mit Flächenzertifikaten, die 
Erfassung von Innenentwicklungspotenzialen, Methoden zur Bereitstellung klein-
räumiger Daten unter Wahrung des Datenschutzes, Indikatoren zur Beschreibung 
der Zersiedelung und der Biodiversität, der Entwicklungsstand relevanter Geo-
basisdaten, raumanalytische Ergebnisse aus Deutschland, Beiträge der Regional- 
und Städtestatistik sowie Methoden und Ergebnisse von Prognosen und Szenarien.
Das Buch setzt eine Veröffentlichungsreihe zu dieser Thematik fort, die 2009 ins 
Leben gerufen wurde. Bereits erschienen sind: 
– Flächennutzungsmonitoring (Shaker Verlag, Aachen, ISBN 978-3-8322-8740-5), 
– Flächennutzungsmonitoring II (Rhombos Verlag, Berlin, ISBN 978-3-941216-47-1), 
– Flächennutzungsmonitoring III (Rhombos Verlag, Berlin, ISBN 978-3-941216-68-6), 
– Flächennutzungsmonitoring IV (Rhombos Verlag, Berlin, ISBN 978-3-944101-03-3), 
– Flächennutzungsmonitoring V (Rhombos Verlag, Berlin, ISBN 978-3-944101-18-7).
